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„Eine ganze Epoche der Ge- 
schichte volkswirtschaftlich cha- 
- rakterisieren, heißt sie begreifen 
als ein Glied eines größeren wirt- 
schaftlichen  Eintwicklungsprozes- 
ses, 

Gustav Schmoller. 


Vorrede. 


Den Gegenstand meiner Untersuchung, deren ersten 
Teil ich hiermit als Frucht fast fünfjähriger Studien der 
Öffentlichkeit übergebe, bildet die Umwandlung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Struktur Galiziens aus der feu- 
dalen in die kapitalistische Form. 

Im zweiten Teile meiner Arbeit werde ich zu zeigen 
versuchen, wie und warum die Macht des feudalen Grund- 
besitzes in Polen sich länger als in Westeuropa erhalten 
hat, sowie die von ilır ausgehende Hemmung von städti- 
scher Entwicklung und städtischer Industrie; zugleich: 
aber auch, daß bereits innerhalb der feudalen Ge- 
sellschaft die "Ausbildung aller Elemente der moder- 
nen Pioduktionsweise erfolgt war. Wir werden die Vor- 
bedingung der letzteren, die „ursprüngliche Akkumu- 
lation“, in ihrer Polarform verfolgen, den historischen 
Prozeß der Scheidung des polnischen Bauers von seinen 
Produktionsmitteln einerseits, sowie das Aufkommen des 
kapitalistischen Unternehmers ‘anderseits untersuchen und 
sehen, wie die Juden als Repräsentanten des Wucher- und 
Kaufmannskapitals — ungeachtet aller ihrer Bekämpfung 
durch Adel und zünftiges Handwerk — sich eben anschick- 
ten, eine moderne Industrie in Lande zu begründen, als die 
theresianisch-josefinische Wirtschaftspolitik alle einer sol- 
chen entgegensichenden Hindernisse wegräumte. Denn 
nichts anderes bedeutet diese Wirtschaftspolitik mit ihren 
Reformen zugunsten der bäuerlichen Bevölkerung und der 
Gleichbereehtigung der Juden, mit ihrem Protektionismus, 
ihren administrativen Umgestaltungen und codificatorischen 
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Bestrebungen als die zielbewußte Beeinflussung ‘des Wirt- 
schaftsmechanismus in der Richtung einer Förderung und 
Abkürzung des Überganges aus der altüberkommenen in die 
moderne Produktionsweise. 

Die bisherige Literatur über diese Bpoche hal zu wenig 
die enge Verbindung gewürdigt, die zwischen der großen 
Agrarrelorm Josefs II. und seiner merkantilistischen Indu- 
striepolitik besteht. Sie ist über den Gegensatz: Josel II. 
habe sich auf dem Gebiete der Agrarpolitik durch phy- 
siokratische, in der Industriepolitik aber durch merkantili- 
stische Prinzipien leiten lassen (Roscher, Beer, Rizzi), 
nicht hinausgelangt und hat sich infolgedessen in unlös- 
bare Widersprüche verwickelt. Und doch scheinen die Tat- 
sachen eine ziemlich klare Sprache zu führen. Nicht nur 
das ist von Wichtigkeit, daß die Leibeigenschaftsaulhebung 
ihrerseits ebenso den Zufluß freier Lolmarbeiter in die 
Städte sicherte, wie das Protektionssystem „Fabrikanten 
fabrizirte“ und neue gewerbliche Arbeitsgelegenheiten 
schuf: weit bedeutungsvoller noch für die Industrieför- 
derung war der Schlußstein der Agrarreform Josefs II., 
sein Steuer- und Urbarialsystem. Gerade sie freilich ist 
vor allem der mit Leopold II. beginnenden Restauration 
zum Opfer gefallen und aufgehoben worden. Aber ohne 
diese Rückgängigmachung hätle schon sie die Masse der 
bäuerlichen Bevölkerung endgiltig aus der Natural- in die 
Geldwirtschaft hineingedrängt, vom Markte abhängig, damit 
aber zugleich auch für Industrieerzeugnisse aufnahmsfähig 
geinacht. 

Zu genauer Einsicht in die Wandlungen des inneren 
Marktes bedarf es jedoch pragmatischer Kenntnis von den 
Einflüssen des äußeren Marktes. Es mußten daher zu- 
nächst diese letzteren nach Art und Umfang festgestellt 
werden, und dies geschieht in dem nachfolgenden ersten 
Teile meiner Untersuchung, der die Gestaltung der Galizien 
betreffenden Handelspolitik iin Verhältnis zu den übrigen 
Ländern schildern will. 

Gerade dieses Problem harrt als ein allgemein- 
österreichisches sowohl, wie mit besonderer Beziehung auf 
Galizien — noch durchaus der Lösung. Denn so Vieles 
auch bereits über die theresianisch-josefinische Zeit g6- 
schrieben worden ist: ihre Handelspolitik, deren Ziele und 


IX 


Beweggründe sind fast gar nicht klargestellt. Bisher nur 
nach den äußeren Merkmalen bekannt, wurden sie lediglich 
je nach der normierenden Vorstellung, von welcher die ein- 
zelnen Schriftsteller beherrscht waren, beurteilt, d. h. als 
Paradigma im Kampf zwischen schutzzöllnerischen und 
freihändlerischen Prinzipien verwertet. Allein die Handels- 
politik Maria 'Theresias und Joseis IT. kaun nur aus der 
Betrachtung der jeweiligen inner- und außenpolitischen, 
sowie wirtschaftlichen Lage der Monarchie heraus verstan- 
‘den und gerecht beurteilt werden. Die vorliegende Unter- 
suchung soll ein erster Schritt in dieser Richtung scin. Der 
letzte wird erst möglich werden, wenn einmal durch eine 
Reihe monographischer Einzeluntersuchungen, die Ge- 
schichte der österreichischen Industrie in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts vollständig aufgehellt sein wird. Abcı 
auch jetzt schon glaube ich für die Erkenntnis der gesamt- 
staatlichen Wirtschaftspolitik jener Zeit neuc Ausblicke 
gewonnen zu haben, trotzdem meine Untersuchung räum- 
lich-formell betrachtet, sich bloß auf eine einzelne Provinz 
erstreckt. Machte doch diese — sowohl was ihre Aus: 
dehnung anbelangt, als auch im Hinblick auf den Bevöl- 
kerungsstand — ungefähr ein Drittel der deutsch-slavischen 
Reichshälfte aus. Denn von deren Gesamtfläche im 
Jahre 1789 — 510215 Quadratmeilen mit 11,975.118 Bewoh- 
nern — entfielen auf Galizien 1518°84 Quadratmeilen, so 
30 Prozent, mit einer Bevölkerung von 3,393.466 Köpfen = 
fast 33 Prozent. Daneben aber war gerade damals die 
Weichsel der Kreuzpunkt wichtiger handelspolitischer Inter- 
essen des Gesamtstaates, wie früher der Rhein, die Oder 
und die Elbe. 

Die Notwendigkeit, die galizische in die gesanıtstaat- 
liche Handelspolitik einzufügen, hat nicht geringe metho- 
dische und sachliche Schwierigkeiten’ bereitet, die durch 
das gänzliche Fehlen kritischer Verarbeiten auf diesem 
Gebiete noch vermehrt wurden. Hierdurch und durch den 
im Verhältnis zu dem gewaltigen Thema engen Raum er- 
klärt ces sich, daß die Darstellung einerseits unter der Über- 
lastung mit Details leidet, anderseits vielfach doch nur 
Übersichten zu bieten verma®. 

Indem ich mich in der Behandlung meines Themas — 
stets auf Grund des neu gewonnenen Quellenmateriales — 


der bisher in der polnischen öffentlichen Meinung über- 
wiegenden Auffassung entgegenstelle, übernehme ich mit 
vollem Bewußtsein in gewissem Sinne eine defensio «diaboli. 
Das kann mich jedoch selbstverständlich ebensowenig und 
aus denselben Gründen abhalten, die von’ mir gewon- 
nenen Resultate auszusprechen, wie vor einem Menschen- 
aller Kalinka und Bobrzynhski, als sie zwar von 
anderem geschichtlichen Boden und von anderen Geschehe- 
nissen berichteten, im wesentlichen jedoch ebenfalls* „im 
Namen der historischen Wahrheit“ die gleichen Probleme 
behandelten. „Ich habe — schrieb damals (1881) Kalinka 
— Vieles umgestürzt, was bisher als historisches Axiom 
galt, die Fehler derjenigen aufgezeigt, die mit schattenlosem 
Glanz umstrahlt waren, die Verdienste jener betont, die 
fast allgeinein verurteilt waren... Niemand kann jedoch 
die alten, herkömlichen Auffassungen angreifen, ohne eine 
gewisse Gereiztheil, vielleicht sogar Empörung gegen sich 
hervorzurulfen. Wer PDerartiges unternimmt, muß damit 
von Anfang an rechnen und ruhig zuwarten, bis die Wahr- 
heit durch die Nebel dringt.“ 

Eine Derzenspflicht crfülle ich, wenn ich auch an dieser 
Stelle meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor Dr. Carl 
Grünberg in Wien, aufrichligsten Dank für die För- 
derung meiner Arbeit ausspreche. Durch viele Jahre, in 
allen Phasen meiner Arbeit; in Wien wie in Paris, stand cr 
mir mit größter Bereitwilligkeit unterstützend und anregend 
zur Seite und scheute bis zur letzten Durchsicht nicht Zeit 
noch Mühe, immer vom lebendigsten Interesse für die 
von ilın gestellte Aufgabe erfüllt, au der er mit seinen 
Schülern arbeitet: die große Reforinepoche Österreichs von 
allen Seiten her, agrar-, gewerbe- und handelsgeschichtlich, 
zu erfassen. 

Besonders verpflichtet fühle ich mich ferner allen den- 
jenigen, «lie mir meine [Archivstudien mit größtem Entgegen- 
kommen ermöglichten, und zwar in Wien: den Ilerren 
Archivdirektor Professor Dr. Heinrich Kretschmayr, 
Dr. Karl Huffnagel und Dr. Josef Kallbrunner 
im Archive des k. k. Ministeriums des Innern; lixzellenz 
Geh. Rat Dr. Ludwig von Thallöczy, Hofrat Franz 
Kreyczi, Dr. Josef Ivanid und Dr. Gustav Bo- 
denstein im Archive des k. k. gemeinsamen 'Finanzmini- 
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steriums; Hofrat Dr. Ar pädvonKärolyi und A rchivar 
Dr. Rodernch Gooß im k.u. k. Haus-, Hof- und Staats- 
archiv. In Paris, der dortigen österreichisch-ungarischen 
Botschaft und insbesondere dem Herrn Legations-Sckretär 
Prinzen Emil zu Pü rstenberg, sowie Herrn Professor 
Georges Blondel und der Direktion der Archives du 
Ministere des Allaires Etrangeres. Indlich den Direk- 
tionen des Ossolinskischen Instituts und des Statthalterei- 
archives, sowie dessen allzufrüh verstorbenem Direktor, 
Herrn Professor Winiarz in Lemberg, und der k.k. Aka- 
‚demie der Wissenschaften und des Fürstlichen Czartorys- 
- kischen Archivs zu Krakau. 

Äußere Umstände haben mich an der Benützung auch 
der Akten des Königlichen Staatsarchivs im Danzız ver- 
hindert, wo sich mancherlei Material für die Handelsfragen 
dieser Zeit und Korrespondenzen mit einzelnen galizischen 
Städten befinden. Tch habe jedoch vollwichtige Gründe 
zu der Annalıme, daß hierdurch das von mir gegebene Bild 
in keinem irgend wesentlichen Zuge beeinträchtigt Avor- 
den ist. 


Wien, im September 1913, 


Dr. Henryk Großmann. 
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8 1. Die Legende von den Ursachen der wirtschaftlichen 
Rückständigkeit Galiziens. 


Die polnische historische Literatur führt fast einstim- 
mig den wirtschaftlichen Rückstand in Galizien überhaupt 
und seiner Industrie im besonderen auf die gleich in den 
ersten Jahren nach der Angliederung des Landes an die 
Habsburgermonarchie (1772) begonnene feindliche Wirt- 
schaftspolitik der Regierung zurück. Diese Auffassung ist 
jedoch grundfalsch und es ist wohl der Mühe wert und not- 
wendig, sie im Interesse tieferen Verständunisses der wirt- 
schaftlichen Entwicklung Galiziens an der Hand der Tat- 
sachen kritisch zu prüfen. Man wird vielleicht ihre Geltung 
für die spätere Epoche, für die erste NMälfte des 19. Jahr- 
hunderts, zugeben müssen; keineswegs jedoch für die ersten 
zwanzig Jahre nach der „Revindication“ des Landes. 

Die genannte Auflassung ist cine so landläufige, sie 
wird in der wissenschaftlichen Literatur ebensowohl wie in 
der Publizistik und Presse so allgemein vertreten, daß cs 
gleichermaßen unmöglich und überflüssig erscheint, alle hier 
in Betracht kommenden Stimmet .zu registrieren. Für un- 
sere Zwecke genügt es vollkommen, bloß die wichtigsten 
derselben in chronologischer Übersicht anzuführen. 

Vor allem ist festzustellen, daß die Zeitgenossen im 18. 
Jahrhundert über die österreichische Wirtschaftspolitik ganz 
anders geurteilt haben, und daß man bei ihnen jene ab- 
sprechende Auffassung vergeblich suchen wird. Kein Ge- 
ringerer als Staszie spricht 1785 von den josefinischen 
Reformen nur mit echter Begeisterung und stellt sie mehr- 
mals seinen Mitbürgern als Muster hin,!) trotzdem er auf 
der anderen Seite sich in heftigen Worten gegen das Haus 
Brandenburg wendet.?) „Kaiser Josef II. — führt er aus — 

!) Vgl. Staszie, Bemerkungen über das Leben Zamoyskis: 
Ss. 111, 178, 186. 

2) Ebenda, S. 108/10. 
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hal in vier Jahren (1781 —85) in allen seinen Ländern den 
Religionen Freiheit und Schutz gesichert; den Bauern- und 
Bürgerstand len anderen Ständen gleichgestellt; den Land- 
wirten nnd Handwerkern gleiche Gerechtigkeit gewährt WIC 
allen Staatsbürger; Privilegien zu Gunsten einzelner 
Stände, welche die anderen kränken, möglichst verringert; 
die Klöster aufgelöst; die Juden zu Ackerbau und Hand- 
werkstätigkeit gezwungen; zahlreiche Kolonien init großen 
Kosten begründet und in allen europäischen Staaten unter 
Zusage einer 10jährigen Steuerfreiheit und von Geldunter- 
stützungen Einwanderer geworben; alle ausländischen 
Waren verboten; verschiedene Fabriken und Manulakturen 
errichtet; aus Polen laßt er außer geringen Getreidemengen 
nichts herein, obwohl (es) ihn jährlich viele Millionen 
zahlt... Durch alle diese linrichtungen wird der Kluge und 
tätige Kaiser die Müssiggänger in seinen Bändern ven 
ringern. Gewiß werden sich in Gluten) die Ernten, die Be- 
völkerung und das Geld vermehren.) Möge sich daher „die 
pelnische Regierung ..- alle Gesetze, Begünstigungen und 
Freiheiten des Bauern- und Bürgerstandes... in den Katser- 
liehen Staaten zum Muster nehmen."?) 

Mit ähnlicher Bewunderung, wem auch nicht ohne 
manche Vorbehalte, äußert sich über die joselinische Agrar- 
relorm der große polnische Staatsmann und frühere Kanzler 
Andrews Zamoyski, der seit 1781 auf seinen gali- 
zischen Fideikommisgütern in Zumose lebte.) 

lin ‚Wandel in dieser Beurteilung der Dinge ist erst 
nach Josels Tod eingetreten, als in Österreich die agrarisch- 
konservative Reaktion siegte und der Geist des wmittelalter- 
lichen Feudalismus neuerdings triumphierend vordrang. Da- 
mals erfüllte sich auch die galizische Publizistik — von 
der bekannten „Mayna Charta Leo poldinaf 4) an, bis 


') Bbenda, Ss. 111. 

») Ebenda, 8. 102. 

3) In der anonym erschienenen Schritt! Yon den polnischen 
Untertanen, 8. 59: „Josef II. befreite die galizischen Bauern 
gewiß, um die Bodenkultur Zu heben: ss ist lies ein großes Treig- 
nis (krok) für die bandwirtschafl und für die Glückseligkeit 
des Staates.“ 

) Expose des galizischen Adels vom 23. April 1790. — 
Vgl. Starzyi ski, Galizische Verfassung 1790/1. 8. 3; Kalinka, 


zu den 1819 über Jekels Buch geschriebenen Benter- 
kungen Stfetwinskis!) — mit dem gleichen Geist hef- 
tigsten Hasses gegen die josefinischen Relormen. In SIot- 
winskihaben wir auch den ersten Urheber jener eingangs 
gekennzeichneten Legende zu erblicken. Aber erst durch 
das greße Talent P. KalinKas — der übrigens viele Tat- 
sachen und Ansichten von Sfotwinski kritiklos über- 
nimmt — hat sie ihre klassische Formulierung gelunden, 
und Kalinka ist die Quelle, aus der die galizische Pu- 
blizistik durch mehr als ein halbes Jahrhundert geschöpft 
hat.’) 

Auf die Frage: „Warum die Industrie in Galizien auf 
so niedriger Stufe steht,“ antwortet KNalinka: „Auf diesem 
"Gebiete muß jeder Schritt (des Landes) als eine Art von 
Revolte in den Augen der Regierung erscheinen, die diesen 
schönen Boden in eine Kolonie der österreichischen Pro- 
vinzen verwandelte. Jedes industrielle Streben in Galizien 
ist für die deutschen Produzenten des Kaiserreiches ein 
Verlust, jede Produktion wurde also in Galizien verboten... 
'Wahrlich, sprächen nicht die Talsachen so deutlich, so 
könnte man kaum glauben, wie beispiellos streng «die Re- 
gierung jede Regung industriellen Lebens in Galizien ver- 
felgste. Wo zu seiner Ertötung die Verweigerung jeglicher 
Hilfe nicht genügte, kam man mit einer hemmenden Ver- 
schrift, wo auch «liese nicht ausreichte, dort griff man zu 
formellen Verboten“.?) 

Vergebens aber sucht man bei Kalinka die „zahl- 
reichen Dokumente“ und „sprechenden Tatsachen“, mit 
denen :er seine Ausführungen zu belegen verspricht. In 
Bezug auf die Epeche, die den Gegenstand unserer Unter- 
suchung bildet, führt er absolut nichts an, was eine für die 


Der vierjährige Reichtstag. IV. Buch, $ 124. S. 117 (Zit. nach d. 
IV. Aufl.). —- Die Ansichten des galizischen Adels schildert die 
bekannte Broschüre aus dem Jahre 1790: Betrachtungen über 
die Verfassung von Galizien, die Ursachen seines Verfal- 
les, und die Mittel dem, Lande aufzuhelfen. (bei 
Grellmann, Statistische Aufklärungen. I. 174—228). 

) Stotwinski, Polens Geschichte und Verfassung. 

>) Kalinka, Galizien und Krakau. 1853. (Zit. nach d. U. 
Aull.) 

3) Kalinka, Galizien u. Krakau. S. 255 ff. 
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Landesindustrie direkt feindliche Regierungstätigkeit oder 
die Absicht einer solchen zu bestätigen vermöchte.!) Seine 
Vorwürfe begrenzt auch Kalinka keineswess zeitlich: 
etwa für die ihm gleichzeitige Epoche, obwohl das von 
ihm benutzte Material überwiegend aus dem zweiten Viertel 
des 19. Jahrhunderts stammt. Vielmehr lauten seine 
Schlüsse,. die „eine der fürchterlichsten Anklagen gegen 
‚das österreichische Regime vol 1772 bis 1850“ ®) enthalten, 
ganz allgemein. Dies gibt er übrigens selbst zu. „Augen- 
zeuge des gegenwärtigen Zustandes — schreibt er — be- 
inühte ich mich, jene Epoche darzustellen, in der diese pol- 
nische Provinz unter die ‘österreichische Herrschaft gekom- 
men ist, ... Ihre damaligen Zustände „ZU schildern, von 
diesem Anfangspunkte aus sie durch die nächsten 80 Jalıre 
zu verfolgen und klarzulegen, wie und inwieweit die Gesetze 
und der Sehutz der österreichischen Regierung dieselben 
beeinflußt haben.“ 8 

Die so entstandene Legende wird seither iinmer wieder 
ohne jede Prüfung wiederholt. 

Eime solche wurde nicht vor 1872: zwanzig Jahre nach 
dein Erscheinen der Kalinkaschen Schrift, und ein Jahr- 
hundert nach der Teilung Polens, von Wlad Lozinski, 
und zwar zum ersteninal auf Grund archivalischer Quellen 
unternommen. In seinen geschichtlichen Bildern aus den 
ersten Jahren dcs österreichischen Regimes charakterisiert 
Loziäski die Stellung der Zentralverwaltung AU Frage 
der wirtschaftlichen IEintwicklung Galiziens dahin, daß „alle 
offiziellen und nichtofliziellen ‘Nachrichten, die aus jenen 

iy Als Beweise indirekter Verfolgung der galizischen Indu- 
stiie im 18. Jahrhundert könnten elwa die von Kalinka erwähn- 
ten Beispiele von Fiskalismus und Steuerbedrückung angesehen 
werden. Die Darlegung der gänzlichen Wertlosigkeit dieser und 
ähnlicher Behauptungen ınyß dem zweiten Meile dieser Unter- 
suchung vorbehalten bleiben. 

>») Vgl. Tar nowski, Vorrede zur II. Aufl, von Kalin- 
kas Galizien u. Krakau. 

» Kalinka, Galizien u. Krakau. 8. 9. Dreßig Jahre späler 
(1881) verschärft sogar Kalinka sein Urteil dahin, daß von den 
drei unter fremde Herrschaft geratenen polnischen Provinzen Gali- 
zien am unglücklichsten war und die empfindlichsten moralischen 
und materiellen Leiden ertragen mußte. (Vierjähriger Reichstag, 
iv. B. $ 183). 
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Zeiten sich erhalten haben, beweisen, daß Galizien sich in 
einem Zustande vollständiger materieller Zerrüttung be- 
fand.) Und er motiviert sodann diese Behauptung folgender- 
maßen: „lHerr Wielhorski hat Bände über die wirtschaft- 
lichen ... Bedürfnisse Galiziens zusammengeschrieben, das 
Ständische Kollegium schickte sein Elaborat ... nach Wien; 
es supplizierte 1782, es supplizierte 1785, doch iinmer erfolg- 
los... Die rapide Umwälzung des Verhältnisses zwischen 
Herrn und Untertan durch die Einführung des neuen (Ur- 
barial-)Systems, nahm dem Grundeigentum ?/, seines Wertes; 
Kontributionen, exorbitante Steuern und die Erschütterung 
des Kredites ruinierten die Grundbesitzer...“ 

1883 wurde diese Legende von dem verdienstvollen Vor- 
kämpfer «der Industriealisierung Galiziens und Kemner der 
wirtschaftlichen Zustände diesesLandes, Tad. Rutowski, 
wieder aufgenommen; u. zw. mit Worten, die fast wörtlich 
von Kalinka abgeschricben, zum Teil aber noch schärfer 
zugespitzt sind. „Die wirtschaftliche Martyrologie Galiziens 
— erklärt Rutowiski — würde einc spezielle Arbeit er- 
fordern, die doch irgend einer unter uns einmal unternehmen 
sollte. Seit der Okkupation war Galizien ein Exploitations- 
terrain für etliche westliche Provinzen — ‚die Erblande‘ — 
der österreichischen Krone. (Sein) Verhältnis zur Monarchie 
war... das... einer Kolonie zum ‚Mutterlande‘. Das ganze 
Steuersystem und besonders die Gewerbesteuern waren da- 
raufhin eingerichtet... Die staatliche Außenhandelspolitik 
erstrebte «lie Schaffung und den Schutz einer eigenen Tndu- 
strie und zeigte ebenfalls, wie in anderen Staaten alle Pha- 
sen des Colbertismus, Merkantilismus und des Manufaktur- 
systems. Kaiser Josef II. ‘führte das Prohibitivsystem ein, 
indem er alle ausländischen Fabrikate verbot ... Jeder 
Versuch, eine Landesindustrie in Galizien ins Leben zu ru- 
fen, wurdeals eine Art von Revolte, als wesentliche 
Beeinträchtigung der Rechte und Privilegien der westlichen 
Provinzen, der österreichischen Deutschen angeschen ... 
Durch hundert Jahre hat die Regierung die Kreditverhält- 
nisse erschwert Was die Wiener Regierung mit 
der Landesindustrie getrieben, das sind bekannte Dinge. 
Es wird genügen, an die Patente von 1777, 1784 und 1789 

)Lozinski, Galiciana. S. 98/9. — Vgl. darüber Sybels 
„Historische Ztschft.“ Jhrg. 1873. 
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zu erinnern, die vielleicht bis in die lLälfte unseres Juhr- 
hunderts u Gesetzeskraft gewesen sind und auf Grund 
Weren die Waaren der Landesfabriken vor dem Verkaule 
nach Wien Zur Stempelung geschickt wer- 
den mußten.) i 

1895 wieder schricb Schnür-Peptowski: „Unter 
dem Schutze der josefinischen Regierung konnte die gal- 
yische Industrie nicht gedeihen. Die zahllosen Verwal- 
tungsmaßnahmen zur lIebung der Handwerke waren fast 
immer ausschließlich germanisatorischer Vendenz. Auch die 
hoher: Zölle auf ausländische Fabrikate sowie die Verbute 
des Imports gewisser fremder Waren nach Galizien, Ver- 
[olgten vielmehr den Zweck, die deutsche, und böhmischen 
Provinzen zu föndern, „ls der Landesindustrie aufzuhel- 
fen, die durch die Regierung keineswegs unterstützt 
wurde.“ ’) 

1905 gelangt ferner llenryk Jawors ki zum Schluß, 
daß dic österreichische Regierung im Entwicklungsprrozeß 
der ökonomischen Zustände Galiziens bis zum Wiener Kon- 
gresse „keine nützliche Rolle gespielt“ babe. Und er [ügt 
hinzu, daß „wenn einmal die Gouverneur6 ciwas Gutes 
für «as Land wollten, ihre guten Gedanken oder YVor- 
schläge fast immer auf die Ablehnung der Wiener Re- 
gierung gestoßen seien. Diese habe inaterielle Unterstüt- 
zung nur dort gewährt, wo sie für sich Nutzen salı. Die 
erschlaffte Bevölkerung lebte rulug und wartele — das 
Land verarmte.®) 

ı) Rutowski, Zur Frage der Landesindustrie, 8. 49 ff. 
Aehnlichen Ausführungen begegnen wir zehn Jahre früher bei’T a d. 
nk Die Mittel zur Hebung der Industrie 8. _ 

nd noch im Sommer 1912 hat sich der Direktor des galizischen 
Industriellenbundes Baron Roger Battaglia, als Referent des 
Kongresses der polnischen Nationalökonomen in Lemberg, auf die 
erwähnten Stemplungsvorschriften berufen. Dem gegenüber muß 
ich schon hier betonen, daß solche Stempelungsgesetze in den Jah- 
ren 1772—-1792 nicht existierten und daß diese ganze Angabe aus 
der Luft gegriffen ist. Solche Emtgleisungen sind leider in der be- 
treffenden Literatur nicht selten. Vgl. unten 8. 788. 

2) Schnür-Peptowsk i, Aus der Vergangenheit Gali- 
ziens 1772 —-1802, 1J. Aufl. S. 77. 

s) Jaworski, Wirtschaftliche Verhältnisse Galiziens unter 
österreich. Ierrschaft (m Tijlls „Vebersichten des Rechtes u. 
Jer Verwaltung“ 1905). S. 301. 
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Schließlich begegnet man in jüngster Zeit wieder die- 
sen allgemeinen Redensarten und Urteilen bei’ P. Wlad. 
ChotKowski inklessen von der Krakauer Akademie der 
Wissenschaften preisgekrönter Arbeit. Auch er wirft die 
Frage aul: „Warum konnte dieses reiche Land sich nic- 
mals wirtschaftlich ent£alten?“, und erblickt, gestützt auf 
Zitate aus winer Relation des Grafen Pergen,!) den 
„Schlüssel zu diesem Rätsel“ in der feindlichen lTandels: 
politik der Regierung, die Galizien als Absatzgebiet L[ür 
die industrielle Preduktion der deutsch-slavischen Erblän- 
der erhalten wollte. 

Allerdings eröffnet dieser „Schlüssel“ kein Geheimnis, 
und «die Legende wird damit nicht bestätigt. Da Galizien 
ein Agrarland war, so mußte es doch: von irgend woher 
Industrieerzeugnisse importieren; und tatsächlich tat es dies 
auch immer vor und durch lange Jahre nach der Tei- 
lung Polens?) Was Chotkowski zeigt, ist höchstens 
dies, daß die Regierung Wie fremdländischen Waren durch 
österreichische verdrängt wissen wollle — eine Absicht, 
die Galizien durchaus unschädlich war, besonders da sie, 
wie wir noch schen werden, sehr vorsichtig und scho- 
nend durchgeführt wurde, um jede rapide Veränderung und 
Revolutionierung der überkommenen Handelsverbindungen 
mit dem Auslande zu vermeiden. Um seine Anschauungen 
zu beweisen, müßte Chotkowski dartun, daß die öster- 
reichische Regierung im der Absicht, Galizien zu einem 
Absatzgebiet für erbländische Industrieerzeugnisse zu ma- 
cher, die Entwicklung der Landesindustrie zu 
hemmen bestrebt war. Diesen Beweis aber hat er 
ebensowenig geliefert, wie einer der bisher genamnten Hi- 
storiker sonst! Im Gegenteil! Zitiert doch er selbst das 


1) Chotkowski, Politische Geschichte der Kirche in Ga- 
lizien I. Bd. S. 20. 

:) „Was die Einfuhr betrifft, so ist es unmöglich, sie spe- 
ziell anzuführen; man muß annehmen, daß alles gekauft wurde, 
was zum Verkauf geboten wurde.“ (Kubala, Handel u. Indu- 
strie zur Zeit Stanislaus Augustus. 8. 10.) Staszic erwähnt, 
daß die polnischen Magnaten und Senatoren fast ausschließlich 
ausländische Waren konsumierten. „Keiner von ihnen besaß in 
seiner ganzen Kleidung den geringsten Gegenstand, keiner auch 
nur eine Nadel vaterländischer Produktion.“ (a. a. O. S. 142 ff.) 


Degelmannsche llaborat von 1775, m dem „dieser red- 
liche Nationalökonom .... die österreichische Industrie in 
denjenigen Zweigen zu heben riet, welche mit der polni- 
schen Judustrie konkurrieren könnten. Daher riet er der 


Regierung zu einer Verbesserung der Straßen ... zur Bin- 
führung eines regelmäßigen Postverkehrs usw. ... Seine 


Vorschläge bezweckten also «ie Ilebung des galizischen 
Handels und der Industrie.) 

Man möchte meinen, dieses Wlaborat hälte Chot- 
kowskis Glauben an die seit zwei Menschenallern um- 
laufende Legende erschüttern und ihn jedenfalls zu ihrer 
sorgfältigen Nachprüfung veranlassen sollen. War nicht 
auch Degelmann, dieser „redliche Nationalökonom“, ein 
Beamter derselben Regierung, die augeklagt wird, den wirt- 
schaftlichen Ruin Galiziens verschuldet zu haben? Aber 
den Einllusse festgewurzelter Vorurteile sich zu entziehen, 
ist keine leichte Sache. Daher erledigt Chotkowski 
diese Frage mit der unbewiesenen und willkürlichen Be- 
hauptung: „Alle diese vernünftigen Ratschläge (Dezgel- 
manns) wurden in Wien außer Acht gelassen.“ Und nach- 
dem er so alles, was seiner vorgelaßten Meinung wider- 
spricht, mit einem Federzuge beseitigt hat, erklärt er sofort 
kategorisch: ‚„... Die Sinnlosigkeit ist sogar soweit gegan-. 
gen, daß man jede Fabriksindustrie und jedes Llandwerk 
absichtlich verichtete,“ mit dem Trgebnis, „daß wenn 
der kommerzielle Zustand Galiziens im Augenblick der 
Besitzergreifung . . . ein vortrelflicher war, (das Land) nach 
hundert Jahren in vollständigen wirtschaftlichen Ruin se- 
stürzt wurde.“ ? 

Nach Chotkowski hat man also die Industrie in 
Galizien absichtlich vernichtet. Und die Beweise dafür? 
Chotkowski beruft sich auf — Kalinkal Da aber 
auch dessen Schrift keine Beweise enthält, sie demnach 
auch Chotkowskiji nicht näher zu bezeichnen vermag, 


so zitiert Chotkowski — was psychologisch höchst inter- 
essant ist — folgendermaßen: „Kalinka, Galizien und 


Krakau, passim“l 

ı!) Chotkowskia. a. O. I. 51. Derselbe, Die sozial-poli- 
tische Wirtschaft Polens („Jahrbücher d. wissenschaftl. Tharner 
Gesellschaft.‘ 1897) 8. 82£., 

”) Chotkowski, Polit. Gesch. d, Kirche. I. 51; „Thorner 
Jahrbücher.“ a. a. O. S. 83, 
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So kehrt denn die von einer Hand in die andere yegan- 
gene Legende nach sechzig Jahren zu ihrem Ursprung zu- 
rück, um vielleicht nunmehr einen neuen Kreislauf zu 


beginnen. 
* * 


‚Wie ist cs aber um die historische Wahrheit bestellt? 

‚Wie jede Wahrheit, bricht auch sie sich nur allmäh- 
lich und schr langsam Bahn. Vollständig ist sie Ireilich 
nie unterdrückt worden. Vielinehr haben sich gegenüber 
der bisher geschilderten Auffassung von Anfang au — 
allerdings nur vereinzelt und zagend — Stimmen erhoben. 
Diese Zeugnisse verdienen aus ihrer Verborgenheit heraus- 
gcholt zu werden. 

Schon Zeitgenossen der josefinischen Epoche — wie 
Staszic (1785) und Zamoyski — haben, wie wir gesc- 
hen, die Tätigkeit der österreichischen Regierung günstig 
beurteilt. Nicht minder aber auch spätere Schriftsteller. 

Vor allen Franz Josef Jekel (1809), den auch 
Chotkowski als »sroßen Kenner der Wirtschafts- und 
Handelsverhältnisse“ rühmend anerkennt.) Die öster- 
reichische Regierung — schreibt Jekel — hat sich seit der 
1772 erfolgten Besitzergreifung Östgaliziens mit allen Kräf- 
ten bemühet, den Handel und die Gewerbe, jene so wesent- 
lichen Quellen des Nationalwohlstandes empor zu bringen“, 
und er will dies an der Hand detaillierter Tatsachen und 
Gesetzesvorschriften beweisen.?) 

In demselben Sinne äußert sich 1822°L eo pold Fried- 
rich von Schmid, dessen Urteil noch aus dem Grunde 
interessant ist, weil der Verfasser als Gubernialrat die 
Lemberger Cubernialregistratur benützt hat) Er behaup- 


1) Chotkowski, Polit. Gesch. d. Kirche 11 — 
Jekel stand durch längere Zeit in Diensten des Königs Stanis- 
laus August von Polen und war dann durch eine Reihe von 
Jahren (1781--1788) Advokat in Lemberg, wo er 1790 die Doktor- 

“ würde erlangte. Durch den Grafen Ossolinski protegiert und 
als Freund von Sam uel Linde, hat er sich dem Studium pol- 
nischer Zustände gewidmet. Seine Hauptwerke sind: „Polens Staats- 
veränderungen.“ 4 Bde, und „Polens Handelsgeschichte.“ 2 Bde. 
Wien 1809. 

”) Jckel, Polens Handelsgeschichte II, 94. 

’) Sch mid, Gewerbs- und Handels-Gesetzkunde Galiziens. 
6 Bde. 
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tet nun, daß mit der Besitzergreifung des Landes durch 
Maria Theresia, in der Entwicklung seines Handels 
und seiner Industrie eine neue Acra begonnen habe. „Kaun 
war einigermaßen Ruhe und ölfentliche Ordnung ... her- 
gestellt, die Sicherheit des Bigentums geschützt und den 
Willkührlichkeiten Schranken gesetzl, so ließ die Regierung 
sich augelegen sein, allen Zweigen ‚des Iirwerbfleißes neuen 
Schwung zu geben.) Als Belege dafür führt Schmid 
Privilegien für Handwerker und Fabrikanten an und Fährt 
dann fort: „Wbensosehr war vorzüglich Kaiser Josef Il. 
auf die Errichtung von Fabriken bedacht, welche dieser 
Provinz gänzlich mangelten; :ses wurden nicht nur Fabri- 
kanten durch besondere Vorteile und Begünstigungen zu 
derlei Unternehmungen aufgefordert, sondern in der Über- 
zeugung, daß durch solehe die Tandesindustrie großen 
Gewinn ziehen müsse, ihnen auch Unterstülzungen aus dem 
Staatsschatze zugesichert und wahrlich nicht karg  ver- 
theilet.‘) 

Ähnliche Gedanken finden sich in einer 1838 erschic- 
nepen Schrift des Advokaten und Mitglieds des Ossolins- 
kischen National-Institutes in Lemberg Franz von Mina- 
siewicz), in der dieser durch „eine vergleichende Über- 
sicht. des Zustandes des Handels und der Industrie in die- 
sem Lande unter der chemaligen polnischen und dev öster- 
reichischen Regierung die Fortschritte dieses Königreiches 
in dieser Ilinsicht an den Tag (zu) legen“ und „die Regie- 
rung von dem Vorwurfe einer geringen Sorglalt um die 
Beförderung des lWlandels und der Industrie” zu reimigen 
bemüht ist.) Er zählt die m diesem Sinne ergangenen 
Verordnungen auf, legt an der Hand derselben dar, Jaß 
„die österreichische Regierung gleich im Anfange die gehö- 
rige Sorge... um die Förderung des Wandels und deı 
Industrie in diesem Lande“) bewiesen hat, und gelangt 
zum Schlusse, daß die vorteilhafte Wirkung dieser Regie- 


1) Ebenda, S. XVIL 

*) Ebenda, S. XX. 

3) Minasiewiez, Regierungsmaßregeln bezüglich des galiz. 
Handels u. Industrie. („Ztschft. f. österr. Rechtsgelehrsamkeit.‘) 
1838 II. 373 ff., 1839 L 49. ff. 

4) Ebenda, 1838 II. 373. 1. 

>) Ebenda, 1839 T. 49. 
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rungsmaßregeln unleugbar sei. „Galizien besitzt heutzu- 
lage mehrere Fabriken amd Manufakturen, von welchen 
vor cin paar Jahrzehnten noch keine Spur vorhanden war“! 

Nach dem Erscheinen von Kalinkas Buch (1853), 
versinmmen solche Stimmen aul lange Zeit und ein Vier- 
teljahrhundert mußte vergehen, bis dieser Bann gebrochen 
ward.2) 

Denn erst, als infolge der nach 1866 im galizischen Land- 
tage durchgeführten „Notstandsdebatten“ im Jahre 1874 
das Staiistische Landesamt in Lemberg errichtet und —— 
um den Ausdruck \R utowskis?) zu gebrauchen -— „die 
historische Enquetenepoche“ (1875—80) imauguriert wurde, 
begann man auf Grund des neu 5eWonnenen Materials über 
die Zustände im Lande sich der Unhaltbarkeit der Hypo- 
these bewußt. zu werden, welche die industrielle Rückstän- 
digkeit Galiziens auf eine Untergrückungspolitik der Zen- 
tralregierung “urück führte. Nun erst bemerkte man, daß 
die Lage der Landwirtschaft keine bessere, ja eine viel- 
leicht noch schlimmere sei als die der Industrie. Seit 1861 
erfreute sich Galizien der Autonomie. Aber zwei Jahr- 
zehnte später noch beklagte Ruto wski, „daß in einen 
größtenteils oder vielmehr fast ausschließlich agrarischen 
Lande, über dessen innere Wirtschaft in den Grenzen der 


') Ebenda, 1839/L. 62, 

) Auch in dieser Zeitperiode findet man jedoch vereinzelte 
Stimmen, welche die wirtschaftliche Entwicklung Galiziens bis zur 
Mitte des 19, Jahrhunderts abweichend von Kalinka, vielleicht 
sogar zu optimistisch beurteilen. So behauptete 1866 der Statisti- 
ker Graf MM arasse (Von den Steuern u. deren Reform. 
Werke, L), daß der Verfall von Industrie und Landwirtschaft in 
Galizien erst nach 1816 begonnen habe, wozu seiner Meinung 
nach mehrere Ursachen beigetragen hätten; u, zw. einerseits „Faul- 
heit und Schlaffheit (der Bevölkerung), Mangel an allem Unter- 
nehmungssinn verbunden mit Mangel an Kapital, ® andererseits die 
Aufhebung des Untertänigkeitsbandes, die Kartoffelfäule von 1847 
sowie die Not- und Epidemiejahre 1847, 1854/5, die Einführung des 
neuen Zolltarifs vom 6, November 1851, endlich die nach 1848 erfolgte 
Stouersteigerung. „Vor der schrecklichen Katastrophe des Jahres 
18465 erlebte Galizien unter dem österreichischen Zepter ziemlich 
erträgliche Zeiten.“ (dosy& znosne chwile) (a. a. 0.8. 258 f. A6hf. 
320), 

%) Industrie, $/ 171. 
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Landesautonomie die Landwirte, der Großgrundbesitz ent- 
scheiden, so wenig für die Landwirtschalt geschehen sei.“ 
Fine Tatsache, die er nicht etwa durch böswillige freinde 
Machenschaften, sondern durch den Mangel "jeder Ini- 
tiative, durch Untätigkeit, durch Programm- und Ziellosig- 
keit der Interessenten selbst erklärt.!) 

In gleicher Richtung bewegen sich ein halbes Jahr- 
zehnt später die Feststellungen Stan. Szczepanows- 
kis, der zum überraschenden Resultat gelangt, daß Ga- 
lizien in Bezug auf die landwirtschaftliche Produktion zu 
den rückständigsten Ländern des ganzen Erdballes gehöre. 
„Niemals haben wir geglaubt — schreibt er = uns in Uan- 
del, Industrie oder Finanzen mit anderen Ländern 'messen 
zu können. Ist ja unser Land lediglich ein Agrarland; 
nichts versteht es als die Landwirtschaft. Eben deshalb 
aber ist es umso betrübender, daß die Statistik unsere 
ungeheuere Minderwertigkeit auch auf diesem einzigen 
Felde beweist, auf dem wir unsere sonstige unbe- 
strittene Inferiorität wett machen könnten.) Und er 
erklärt diese Tatsache fast genau in derselben Weise 
wie Rutowski: „Wenn eS irgendwo ein Land gibt, 
wo die Schuld an dem traurigen Zustande mehr in 
den Menschen als in den Institutionen Zu suchen ist, so ist 
es Galizien.) Diese Menschen aber sind keine Fiem- 
den. In schärfsten Ausdrücken wendet sich Szezepa- 
nowski gegen die leitenden Persönlichkeiten der Landes- 





2) Rutowski, Die Zuckerindustrie, (8. A. aus d. Kra- 
kauer „Neuen Reform“), Krakau 1883. S. IX: „Prüfen wir -- 
heißt es da — die Resultate der Enqueten und Kommissionen, be- 
trachten wır die Verhandlungen, Anträge und Beschlüsse les Land- 
tages, die Tätigkeit der landwirtschaftlichen Gesellschaften, die 
wirtschaftliche Literatur, die Bücher, Broschüren oder die Presse, 
so müssen wir mit Verwunderung feststellen, in wie bescheidenen 
Grenzen seit vielen Jahren die Wünsche und Forderungen, Ziele 
und Bestrebungen in diesem agrarischen Lande auf dem (iebiele 
des Agrarwesens ZU Tage getreten sind. Ueber die negalive Yor- 
derung nach Behebung der drückendsten Tebel und TIemmungen oder 
nach Gewährung der primitivsten Lebensbedingungen gehen wir 
nicht hinaus.“ 

2) Szezepanowski, Galiziens Blend. 8. 12 f. 

3) Ebenda, 8. X. 


politik,)) gegen die „polnisch gekleidete und polnisch schrei- 
bende Bureaukratie,“ der er vorwirft: sie habe „teilweise 
vorsintflutliche Traditionen des alten republikanischen Adels 
erhalten, welche — nachdem sie die Republik im vergan- 
genen Jahrhundert zu Grunde gerichtet — noch heute (1888) 
ein ernstes Hindernis der sozialen ‚Wiedergeburt unserer 
Provinz bedeuten.‘) 

Durch diese neu gewonnenen Gesichtspunkte wird die 


Legende — gleichgültig ob mit voller Klarheit oder noch 
halb unbewußt — in ihren Grundlagen durchbrochen und 


erschüttert, noch bevor sie auf ihren tatsächlichen Inhalt 
geprüft und mit der konkreten Industrieentwicklung ver- 
glichen wird. Denn es besteht ein unvereinbarer logischer 
Widerspruch zwischen den Feststellungen Rutowskis 
und Szezepanowskis einerseits und anderseits ihren) 
leitenden Gedanken: deutsche, fremde Industrielle hätten 
der Entstehung einer Industrie in Galizien widerstrebt, um 
sich dieses als Absatzgebiet für ihre eigenen Erzeugnisse 
zu erhalten, und die österreichische Regierung habe diese 
Wünsche durch entsprechende wirtschaftspolitische Maß- 
nahmen unterstützt. Daß Derartiges nicht auch von der 
Landwirtschaft gelten kann, ist klar. War doch ebenso- 
wenig wie heutzutage vor einem Jahrhundert die Rede 
davon, daß Galizien Agrarprodukte aus dem Westen der 
Monarchie aufnehme. Vielmehr exportierte und exportiert 
es solche dorthin! 

Die logischen Folgerungen aus diesen auf statisti- 
schem Wege gewonnenen Tatsachen wurden aber fast, 
gleichzeitig auch von der geschichtlichen Forschung 
her unterstützt. 

Ende der siebziger Jahre erscheint das große ‚Werk 
Arneths?) über Maria Theresia, in dem er quellenmäßig 
Tatsachen feststellt, die der Behauptung von der finan- 
ziellen Ausbeutung Galiziens durch die Zentralverwaltung, 
sowie von der bewußten Nichtberücksichtigung der gali- 


1) Ebenda, S. XV. 

» Ebenda, S. VII 

°) Arneth, Maria 'Theresia, Bd. VIII. (1877) u. X. (1879). 
Das noch 1873 erschienene Buch A. Beers, Die erste Teilung 
Polens, hat sich mit der inneren Wirtschaftspolitik der österrei- 
chischen Regierung in Galizien nicht befaßt. 
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zischen Sonderverhältnisse durch sie direkt widersprechen. 
Wir schen, wie Kaiser Josel, der in allem, was Galizien 
betraf, das entscheidende Wort führte, in das Land reiste, 
um sieh mit seinen inneren Yusländen vertraut zu machen; 
wie er bei der Erwägung des künftigen Verhältnisses der 
Regierung zu Galizien zum Schlusse gelangte, daß alles 
ckarauf ankomme, ob man die Irrwerbung Galiziens als 
eine bleibende oder als bloß vorübergehende ansehe. Im 
ersteren Falle — und nichts kam dem Kaiser weniger 
in den Sinn, als der Gedanke, Galizien aulzugeben -— 
müsse man für dessen Behauptung politisch durch 
heilsame Verwaltungsmaßregeln vorsorgell, und sich mit 
dem Gedanken vertraut machen, wenigstens [für die 
ersten Jahre keine Einkünfte aus demselben 
zu beziehen, sondern seine Erträgnisse zu dessen eige- 
nem Nutzen zu verwenden. Wolle man aber Galizien vor- 
kommenden Falles gegen eine günstigere Erwerbung ver- 
tauschen, dann müsse man aus dem Lande für den Augen- 
blick den größten Nutzen und das reichlichste Einkommen 
ziehen!) Dem Einfluß Josefs ist es weiter zuzuschreiben, 
wenn Galizien, den Wünschen des Fürsten Kaunitz ent- 
gegen, unter eine besondere galizische Hoflkanz- 
lei mit dem Grafen Wrbna an der Spitze gestellt wurde.?) 
Der Kaiser legte einen großen Wert auf die Verbesserung 
der Wege, die Anlegung von Kommerzialstraßen, die Her- 
stellung einer ordentlichen Post.) Er äußerte den Wunsch, 
man solle davon abstehen, neuerdings Deutsche nach Ga- 
lizien zu senden; insbesondere wären die richterlichen Stel- 
len aus dem Adel des Landes zu besetzen.t) Auch in ande- 
ren Punkten kritisierte er (1780) die Mißstände im Gali- 
zien und verlangte von der Kaiserin Abhilfe. 

Selbstverständlieh konnten diese Tatsachen auf die 
wiseenschaftliche Forschung in Galizien nicht ohne Ein- 
fHuß bleiben. Im Jahre 1880 unternahm es Ignotus?) 
(K. Chtedowsk j), gestützt auf archivalisches Material 
und unter objektiver Ausnübzung desselben zu zeigen, daß 
dis theresianisch - josefinische Politik gegenüber Galizien 
)) Arneth, ..0O.X8SL Vgl auch Schnü r-Pepto- 
wski, a. a. 0. 8. 18. 

2) Arneth, VIIT 418 ff. X 9. 

») Ebenda, X 81. 

4) Ebenda, X 97/8. 

5) IJgnotus,D. Besitznahme Galiziens (,,Athenäum“. 1860, I.) 
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eine durchaus wohlwollende und .von der Sorge um die 
ökonomische Hebung des Landes unter gleichzeitiger Be- 
rücksichtigung der speziellen Verhältnisse in dem- 
selben getragen war. Gerade mit, Rücksicht auf die letzteren - 
habe denn auch Josel IT. „die Amalgamisierung zur Zeit 
für unmöglich betrachtet.“ Habe er auch mitunter geirrt, 
so habe er doch „immer das Gute gewollt,“ und stets seien 
„seine Taten «durch ein gewisses Klares und freies Be: 
streben gekennzeichnel“ gewesen.)) 

Paralell zu dieser freundlichen Würdigung der Re- 
gierungstätigkeit in der theresianisch-josefinischen 
Epoche und in natürlicher Konsequenz aus ihr begegnet 
man auch schärferer Beurteilung des damaligen galizischen 
Adels, unter dessen führendem Eimfluß und von dessen 
Int.cressenstandpunkt aus jene Legende entsianden war. Das 
Wohlwollen, das so lange bei der Prüfung der Bestrebungen 
und Postulate des Adels in der ersten Periode nach Jer 
Annexion gehervscht hatte, tritt zurück. Allerdings nicht 
eiwa auf Grund kritischer Erforschung der Beziehungen 
zwischen Grundherrschaften und Untertanen während des 
18. Jahrhunderts, obschon dies gewiß die beste und ent- 
scheidende Art gewesen wäre, die öde Geistlosigkeit, den 
reaktionären Charakter und die das Land schädigende Po- 
litik des Adels aufzuzeigen. Vielmehr begmügte man sich 
zunächst damit, dössen Wünsche und Bestrebungen mit 
dem zu vergleichen, was damals in Frankreich geschah 
und was in dem zu neuem Leben erwachenden Polen. 

Auch hierin geht Ignotus voran. Statt den gali- 
zischen Adel zu idcalisieren, hebt er im Gegenteil dessen 
Egoismus scharf hervor. Er habe es nicht verstanden, die 
Ereignisse von einer höheren Warte aus zu beurteilen, son 
dern sich „innerhalb der streng adligen Kasteninteressen 
und fern von Nationalinteressen bewegt.“?) 

Auch Graf Debickis Urteil bewegt sich im Wesent- 
lichen in gleicher Richtung. „In jenen despotischen Tagen 
-— schreibt er -—— erhebt sich Galizien aus seinem Nieder- 
gang und der Adel gelangt wieder zu Wohlstand. Die Or- 
ganisation des Staates kennt noch keine sirikte Zentrali- 
sation. Denn diese war zwar durch Kaiser Jose? II in- 
1) kbenda, 8. 41, 44. 
>) Ebenda, 8. 48. 


Gräuberg, Studien X, 


auguriert worden, wurde aber erst durch die der 4öer Re- 
volution folgenden Minister erneuert und vollständig durch 
geführt... Zwar gab es kleine Chikanen seitens der Burcau- 
kratie und es herrschte deshalb in der Gesellschaft ein 
Unwille, der manchmal in Haß überging, das Land wüuschte 
jedoch keine politischen Freiheiten. Es gab sich mit dem 
ständischen Landtage und der gebesserten materiellen Lage 
zufrieden und hegte dem Monarchen wie der Regierung ge- 
gscnüber cine loyalce Gesinnung."!) 

Zu ganz ähnlichen Schlüssen gelangt endlich auch der 
konservative Professor Starzynski in seiner Unter- 
suchung über die Forderungen des Adels von 1790. Zwar 
wiederholt er in ihr unkritisch nur zu oft Beschwerden 
und Anklagen des Adels, betont aber Joch auch anderseits 
treffend, dessen :„naiven Glauben an die ewige Dauer des 
Ständewesens als Grundlage der sozialen Verfassung.“ Mit 
Verwunderung konstatiert er, „daß man nicht einmal in- 
stinktmäßig empfunden habe, daß die übrigens schon m 
Frankreich inaugurierte Epoche der Gleichheit vor dem 
Gesetze, .der Gleichheit der Rechte und Pilichten ira Anzuge 
(sei)“, und daß der adelige Verlassungsentwurf weder „dem 
Geiste der damaligen Zeit vorangecilt‘ sei, „noch mit ihm 
Schritt. gehalten“ hab)e, sondern „etwa fünlzig Jahre hinter 
ihm zurückgeblieben“ sei.?) 

Ähnlichen Wandel, :wie die Beurteilung des Adels er- 
fuhr auch jene der Bauernfrage, nachdem erst Zy- 
blikiewiez das Bauernschieksal zur Zeil dev polnischen 
Selbständigkeit glorifiziert?) und Kalinka aus dem tle- 
resianisch - josefinisschen Baueruschutz cine  monströse 
Karrikatur gemacht hatte.‘) 


oo” 
N) Debicki, Putawy (1762—1830). II. Bd. S. 320. 
2) Starzynski, Galizische Verfassung. S. 23.-— Eine nä- 


here Charakterisierung des galizischen Adels zu jener Zeit s. unten: 
Anhang, I. 

%) Während der berühmten Adreßdebatte des galizischen Land- 
tages im Jahre 1866 hatte nämlich Zyblikiewicz den Mut, 
zu erklären, „daß vor. 90 Jahren, als Galizien mit der österrei- 
schischen Monarchie vereinigt wurde . . alle Ausgaben aus demjenigen 
Bodenanteil, der im Nationalbesitze war, soweit gedeckt wurden, 
daß der Untertan von allen Steuern frei gewesen 
sci.” (Stenogr. Prot. d. galiz. Tandtages. 1866. S. 147.) 

) Kalinka, Galizien a. a O, TI. Abschnitt, $ 6. 
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‚Wie traurig aber die Lage der Bauern gerade in Polen 
besonders auf den adeligen Gütern gewesen ist, das wird 
heute in der Literatur rücksichtslos zugegeben,'!) und chen 
deshalb muß das Urteil Kalinkas über die österreichj- 
schen Agrarrelormen gründlich revidiert werden. Von Ka- 
linkas Arbeit meinte auch tatsächlich der hervorragende 
Jurist und Dofrat beim Obersten Gerichtshofe in Wien, 
Wawel-Louis: sic sei unter dem Eindruck der Ervig- 
nisse von 1846 ‚in der Aufregung und in der Frenide ge- 
schrieben“ und stelle „die Untertansverhältnisse in einer zu 
grellen Beleuchtung dar.“ Er seimerscits zaudere nicht, 
„nachdem (er) 40 Jahre hindurch Hunderte von Praegra- 
vationen und Prozessen aus dem Gebiete der Untertänig- 
keit gelesen habe, die Meinung zu vertreten, daß der 
staatliche Bauernschuüutz (in Galizien) notwendig, 
elrlich und unparteiisch gewesen ist.“ Aller- 
dings sei „diese anfänglich gute und rasche Verwaltungs- 
jurisdiktion im Laufe der Zeit und der politischen Ereig- 
nisse schwerfällig geworden ... (und) ins Imtgleisen ge- 
kommen.“ Die ‚Ursachen dieser Erscheinung aber dürfe 
„wicht mehr der Jurist, sondern der Historiker erklären“ 
wollen.?) 

Sogar Tokarz betont in seiner Besprechung der zuts- 
herrlich-bäuerlichen Reformpolitik Josefs II.: der galizische 
Adel habe 1790 immer wieder gesagt, daß durch sie „nur 
alle sozialen Bande gelöst würden, ohne daß die Lage des 
Bauern verbessert würde.“ Diese später von Kalinka 
glänzend formulierte Auffassung, habe „sich bei uns in Be- 
zug auf jene Zeiten bis auf den heutigen Tag erhalten.“ 
Sie könne aber nicht mehr „ohne Vorbehalt angenommen 
werden.“ Denn „die Untertänigkeitszustände unter der Re- 
publik waren weit von jener Vollkommenheit entfernt, 
wie sie die Verfasser der Broschüre ‚Bemerkungen über die 


1) Korzon, Zustände Polens unter Stanislaus August. 
II. Aufl. I. 355 ff.; Graf A. Krasinski, Bauernverhältnisse in 
Polen. L, 98 ff. 166f. 179f.; Balzer, Reformen der Verfassung 
vom 3. Mai. 8. 9 IL; Kutrzeba, Verfassung Polens in Um- 
rissen. II. Aufl. 8. 167 fl.; Lehtonen, Die Polnischen Provinzen 
Rußlands unter Natharina II. 1772 bis 1783. 8, 32--72. 

3 Wawel-Louis. Oesterr. Gerichtswesen in Galizien 1772 
bis 1784. 8. 224. 


galizische Regierung‘ schilderten... In letzter Tinie hing 
die Imischeidung von der Willkür des durch keine 
staatliche Kontrolle beschränkten Adels und vom Ilerkom- 
men ab, das an und für sich von Vollkommnenheit weit ent- 
fernt, auch nur zu olt überhaupt nicht respektiert wurde... 
Soweit «lie Abschaffung von Mißbräuchen in Betracht 
kommt, so hat die Österreichische Herrschaft 
gewiß einen Wandel zum Besseren gebracht. 
line ganze Reihe von Strafen ... wurden den Schuldigen 
angedroht und der Bedrückung der Bauern wurde gesleu- 
ert. Dies zu lJäugnen ist unmöglich. Die Robotverhältnissce 
waren auch in Galizien keine fdylle und der Bauern- 
schutz dur Regierung mußte notwendig woll- 
tätigen Einfluß haben.) ” 

Dieselbe Revision der Ansichten wird endlich auch 
mit Bezug auf lie uns an diesem Ort speziell interessic- 
rende Frage des Städtewesens durchgeführt. 

Gegenüber Chotkowski erklärt Tokarz, „der Ge- 
dankt, die Städte mm Galizien zu heben, (habe) zu den- 
jenigen Angelegenheiten gehört, die der österreichischen 
Verwaltung wirklich am Ilerzen lagen“; wu zwar „Zu- 
nächst, aus politischen RRücksichten“ ; sodann aber auch und 
„zumeist aus wirtschaftlichen Gründen .... Man 
war buostrebt, einen inneren Markt [für die 
galizische Landwirtschaft zu schaffen, zu- 
gleich eine industrielle Werkstätte, deren Er- 


zeugnisse die ausländischen cıseizen kömnten. ... In 
Wien ... hoffte man «durch die Anwendimg des Protck- 
tions oder sogar Prohibitivsystems auf Galizien ... die 


Lamdesindustrie schaffen zu können. Von ausschließlicher 
Ausnützung ‚des galizischen Marktes zu Gunsten der erb- 
ländischen Industrie, von absichtlicher Tötung der Landes- 
industrie war durchaus keine Rede. Im Gegenteil, man 


wollte -- im Zusammenhange mit der Frage der Ile- 
bung dor Städte — hier mit aktiver Unterstüt- 


Trotz dieser zutreffenden Binsicht fügt allerdings Tokarz seiner 
kritik von Kalinkas Auffassung bei? „Sie sei gewiß in vielen 
Punkten richtig.“ Das ist nur eine seiner sonstigen zahllosen In- 
konscequenzen, die sich aus seinem unsicheren Schwanken zwischen 
der Legende und den ihr widersprechenden Tatsachen ergeben. 


zung der Regierung, eine Industrie schaf- 
fen.“') 

In «ler neuesten Publikation?) endlich wird, soweit sie 
auf das 18. Jahrhundert Bezug hat, die Fürsorge der Zeu- 
tralvegierung lür «das Wohl des Landes und Für dessen 
Industrialisierung insbesondere rückhalilos zugegeben. „Um 
den Wert der Provinz — äußert sich daselbst Fr. Bujak -- 
für den Gesantslaat zu erhöhen, begamı Josef IL. an deren 
wirtschaftliche Ilebung zu denken... Die Gründung großer 
industrieller Anlagen durch deutsche Unternehmer wurde 
gelördert ... Ein weit ausgreifender Plan zur llebung 
der Städte wurde entworfen... Man suchte beim Adel Iı- 
teresse für das Gewerbe zu wecken. Und wie den wirt 
schaftlichen Bedürfnissen des Landes kam Josef II. auch 
den kulturellen wohlwollend entgegen ... Das Land er- 
freute sich einer lalkräftigen Verwaltung; man hatte mit 
dem Bau von guten Fahrstraßen begonnen; die Städte und 
das städlische Gewerbe hatten sich einigermaßen erholi; 
am meisten aber hob sich die Landwirtschaft... Inı großen 
und ganzen waren die ersten zwanzig Jahre österreichischer 
Ilerrschaft bis zum ‘Tode Leopolds IT. für das Land, trotz 
des Stenerdruckes und einzelner. überhasteter, allzuradikaler 
Reformen Josels I. eine günstige Zeit . Man muß nur 
bedauern, daß diese segensreiche Epoche zu kurz dauerte, 
um tieferen Einfluß zu üben.‘®) 


Po I Dre Par > an % i 
BR > "okaı 2, a. a..0. 8. 331, 351 £. — Die Abhandlımg Pay- 
En ts: Ocsterreich. Gewerbeverfassung in Galizien (Schmollers 
‘ D * N) r\r rn i 
a N. Folge. XV. (1891) bringt trotz des vielversprechenden 
Na für den Gegenstand unserer Untersuchung nichts Neues 
= sie sich in ihrem geschichtlichen Teile auf das bekannte Werk 
tesch aucrs stützt, das galizische Verhältnisse nicht berück- 
sichligt. 
®) „Wirtschatftli Zustä 
)» irtschaftliche Zustände Galiziens in der Gegenwart 
Sechs Ip “ ® " r i 
Sechs Vorträge. 1913. Es konmen hier speziell in Betracht die 
Vorträge von Bujuk und Twardowski. Diese Ende Mai 1912 
gehaltenen Vorträge verwerten jeduch schon die Resultate meiner 
Untersuchungen, die bereits im, Januar 1912 im Druck vorlaren 
Vgl. besonders SS. 11, 37, 38, 56. 2 
®) Ebenda, S. 10—12, 


Die im Vorstehenden registrierten Slinmmen stellen sich 
gewiß nur als persönliche Behauptungen dar, die weder hin- 
länglich kristallisiert noch. von Grund aus untersucht und 
bewiesen worden sind. In erschöpfender Weise sind diese 
Probleme überhaupt noch nicht behandelt svorden. Das Eine 
aber steht jedenfalls fest —und das sollte von vornherein 
scharf betont werden —, daß gegenüber dem Urteil Kalinkas 
und derjenigen, die ihm nachsprechen, ein entgegengeselztes 
sich herauszubilden begonnen hat, (das, an sich jenen gleich- 
werlig, wie wir noch sehen werden, der Wirkliehkeit näher 
steht und nicht durch Tendenz gefärbt ist. Im Übrigen aber 
wird cs meine Aufgabe sein, das Gesamtproblem der joselini- 
schen Reformen an der Hand der Tatsachen zu unter- 
suchen und nicht bloß die Meinungen Aaderer hierüber zu 
prüfen. 

Nur in einem — wemgleich durch Kalinka nicht 

berührten — Punkt: in der Frage der sanitären Zustände 
erscheint die generelle Aburteilung Kalinkas über die 
theresianisch-josefinische Verwaltungsepoche gründlich 
widerlegt; und zwar durch die For Sdinirte en Wflad. 
Szumowskis über den Stand der medizinischen Wissen- 
schaft und des Sanitätswesens zur Zeit der Republik und 
über die Änderungen hierin unter österreichischer Herr- 
schaft.!) 

Im 18. Jahrhundert war Polen durch die imeren Wir- 
ren gelähmt. Die allgemeine Anarchie zeigte sich auch auf 
Alem Gebiete der sanitären Zustände. Die ärztliche Praxis 
wurde von jedem, der es wollte, ausgeübt. Die Arzte waren 
Abenteurer, die Alles, außer Medizin, lernten, Charlatane, 
die die Leichtgläubigkeit der Menge ausbeuteten. Bine 
behördliche Kontrolle über das Sanitätswesen existierte 
nicht; und ‚ebensowenig auch nur eine einzige ordentliche 
Unterrichtsanstalt zur Heranbildung von Ärzien für (lie viele 
Millionen zählende Bevölkerung Polens. „Nicht besser war 
es mit der Geburtshilfe, für welche in der Republik keine 
Schule existierte und welche größtenteils den Händen ge- 
wöhnlicher Dorfsweiber anvertraut war“, bestellt.) Noch 
1788, als der Große Reichstag sich versammelte, klagte ein 
Anonymus, „daß der nützlichste Bürger des Landes, 


1) Vgl. Szumowski, Galiziens Medizinalwesen 1772. -1783. 
2) Bbenda, 8. 27, 
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nämlich der Landwirt, ohne die geringste Hilfe, auch an 
den leichtesten Krankheiten, zu Grunde geht ... Welch 
große Zahl arbeitsamer Leute in der Blüte ihrer Jahre stirbt, 
die doch durch die einfachsten Mittel hätten gerettet wer- 
den können, kann jedermann in ‘den Dörfern beobachten; 
am schädlichsten aber für die Bevölkerung ist, daß vieler- 
orten fast die Hälfte der Weiber bei der Niederkunft zu- 
gleich mit der Prucht zu Grunde gcht. Die grobe Umwis- 
senheit und der Aberglaube der Wehmütter, zumeist jedoch 
die Trunksucht, treiben diese elenden Mütter zusammen mit 
denneuzur Welt gebrachten Bürgern indas Grab. Über Mittel, 
dieser sowohl den Herren, wie der Republik überaus nach- 
teiligen Entvölkerung entgegenzuwirken, wird noch selten 
nachgedacht; und es läßt sich kaum irgendwo bemerken, 
daß die Eigentümer dieser Sklaven die geringste Fürsorge 
für dieses ihr wichtigstes Interesse an den Tag legen.“:) 

Bei der „allgemeinen Vernachlässigung der Medizin 
durch die Nation“, erholte man sich über sie Rats aus 
vulgären Ausgaben von „Häuslichen Ratgeberm“, wie z. B. 
„Zwei erfahrene und sonderlich wirksame Geheimmittel 
gegen Krankheiten der Menschen und Tiere“, oder „Merk- 
würdige und für jeden schr nützliche Nachricht von 
den Wirkungen und Kraft der Getreidearten, Gemüse und 
Kräuter.“?) 

Es ist interessant, daß sogar Staszic, manchmal 
direkt in unhumaner Weise, gegen die Ärzte das Wort er- 
greift: „Bloß die Natur macht die Menschen gesund 


od 
Das ist sicher, daß mit den Ärzten sich zugleich die Krank- 
heiten vermehren .... Sie arbeiten den Einrichtungen 


der Vorsehung entgegen, weil sie manchmal diejenigen beim 
Leben erhalten, die der Natur überlassen, sterben sollten.‘®) 


') Anonymus, Bemerkungen über die Bemerkungen (1788). 
Editio Turowski. 8 18£ 

) Szumowski, a.2a0 8 27. 

®) Staszica. a. 0.8. 25 Diese Geringschätzung der Medi- 
zin war übrigens bei Staszie durch seine politischen Anschau- 
ungen beeinflußt. ImgSinne Montesquieus führt er aus, daß 
„nur eine gute Regierung die Bevölkerung vermehre. , . Würde man 
in Polen sogar in jedem Städtchen und Dorfe einen Arzt bestel- 
len, so wäre dadurch nur die Zahl der Krankheiten srößer, Die 
Bevölkerung werde solange nicht wachsen, bis Polen seine 


Stoßen wir in Polen auf solche Anschauungen noch 
dreizehn Jahre nach der Teilung, so hatte in Galizien bereits 
gleich nach der Okkupation eine Besserung begonnen. Drei 
Monate nach erfolgter Besitzergreilung des Landes wurde 
beschlossen, Ärzte und Chirurgen aus Wien nach Galizien 
zu entsenden, Vorträge über die Hebammenkunst einzu- 
richten und gule populäre Bücher zu verbreiten. Zugleich 
anerkannte man «die Notwendigkeit der Begründung einer 
galizischen Universität mil einer medizinischen Pakultät.!) 
Sechs Wochen nach der Okkupalion war schon ein Tauıdes- 
physikus ernannt und wurde die Reorganisation des Landes 
in sunitärer MHinsicht erörtert. Den nach Galizien entsen- 
deten Ärzten und Chirurgen wurden glänzende Besoldun- 
gen und außerdem die zur Praxis notwendigen chirurgischen 
Tustrumente bewilligt.) ' Ferner gewährte die Regierung 
einen unverzinslichen Vorschuß von 3000 Gulden zur Grün- 
dung ciner Apotheke für die Bergleute in -Wieliezkas) Kurz, 
„es zeigt sich die echte Sorge und Zuneigung Maria Thero- 
siens für das neue Land. Durch die ersten Verordnungen 
der Österreichischen Regierung wird diese Fürsorge bestä- 
tigt.) 

Neben Meuschen gibt die Regierung bald darauf auch 
das Sanitätsgesetz vom 20. März 1773, kündigt die Grün- 
dung von Ärztegremien in Lemberg und jun den größeren 
Städten an, normiert die Vorschriften über Bader und stellt 
die Pfuscher unter Aufsicht. Sie ist endlich bestrebi, das 
Laml um seine Gesundheilszustände kennen zu lernen, um 
auf Grund einer Landesbeschreibung die weiteren lteformen 
einführen zu können.?) 

Diesen ersten Schritten folgt 1773 die Gründung von 
Sanitälskommissionen und mit Anlang des Jahres 1776 
beträgt der Etat des Gesundheitsdienstes schon 8939 Gulden, 
außer den beträchtlichen Kosten für die Herausgabe von 
medizinischen Werken, die Einrichtung der Vorlesungen 


feudale Regierung abgeschafft habe“ (8. 26, Val. 
Montcsquieu, Esprit des Lois, 1. 23. Ch, 28.) 
!) Szumowski, a. a. O0, 8. 33. 
=) Ebenda, S. 41. 
5) Ebenda, 8. 43 
#) Ibenda, S. Sf. 
>) Ebenda, S. 49. 


in Lemberg, den Bezug der zu denselben notwendigen Be- 
helfe, «die oftmaligen Reisen der Saniläßsbeanten, die Aus- 
gaben für Arzneimittel, besonders gegen Iipidemien, für 
Jas Saukt Lazarusspital usw.) Nach Einführung des Saui- 
tätssystems durch die a. h. Resolution vom 14. Noven- 
ber 1776 stiegen dann die Kosten noch beträchtlich: durch 
nene Ausgaben für sechs höhere Kreis- und 19 niedrigere 
Distriktsphysikate, durch die Unterstülzungen für 24 Wei- 
ber aus Galizien, welche den Hebammenunterricht besuch- 
ten, Zusammnen 12.400 Gulden, was mit dem [rüheren em 
Gesamterfondernis von 25.000 österreichischen oder 100.000 
polnischen Cuklen ausmachte.?) Diese Zilfer dürfte übrigens 
von Szumowski zu niedrig gegriffen worden sein, denn 
er hat, scheint us, die Kosien der Erhälfung cines mili- 
tärischen Sanitäts-Grenzkordons, die nicht dureh die Zivil-, 
sondern durch die Militärverwaltung aufzubringen waren, 
nicht mitgerechnet. 

Allerdings klagt Szumowski auch ölters über Ger- 
manisierungstendenzen. Er weiß aber dabei sehr wohl den 
Standpunkt des Patrioten und des „Arztes, der die Gesund- 
heit sucht“, ausemanderzuhalten und spricht als Arzt nur 
ein Urteil aus: „die sanitäre Tätigkeit der österreichischen 
Regierung (sei) unzweifelhaft. wohltätig und erfolgreich ge- 
wesen. Alle (ihre) Schritte: die Ausrottung des Pluscher- 
wesens, «die Auslinligmachung von Mineralquellen im Lande, 
die Bessernng des sanitären Ausschens der Städte usw. 
und vor allem der Kampf gegen die Epidenien, (hätten) cine 
große Bedeutung gehabt, indem sie die Kultur des Lan- 
des gchoben und die Sterblichkeit vermindert haben.“?) 

* 

Dic vorstehende Skizze zeigt, daß alle berührten Fra- 
gen in imnerem Zusammenhang stehen; daß also der Gegen- 
stand der nachfolgenden Untersuchung nicht eine Teilfrasge 
betrifft, sondern im Brennpunkte aller dieser Probleme steht 
und sich auf die zwei grundsätzlichen Fragen zurückführen 
läßt: 

!) Ebenda, 8. 115. 

2) Ebenda, 8. 151, 158, 190. 

3) Ebenda, 8. 300. 
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{. Welches war die tatsächliche ökonomi- 
sche Entwicklung Galiziens aufdem & ebiete 
des llandels und der Industrie in den ersten 
zwei J ahrzehnten nach der ersten Yeilung 
Polens? 2 

ji. Welche Rolle hat der {heresianisch- 
josefinische Wohlfahrtsstmaß in dieser Ent- 
wicklung gespielt und W elchen Ein ({luß hat 
er auf sie geübt? 

Die Antwort durauf soll die folgende Darstellung geben. 

Iier scheint mir nun noch eine Bemerkung nicht über- 
Hüssig zu sein. Die nachfolgende Untersuchung W ird sich 
notwendig durchaus an Ö konomische Kriterien halten. 
Doch soll hierdurch dem Urteil über die mätigkeit der öster- 
reichischen Regierung VvoM Standpunkte der nation alen 
Interessen der polnischen Bevölkerung Galiziens in keiner 
‚Weist präjudiziert werden. 


a a) 


g 2. Die Erforschwmg der Landesverhältniss® und die ersten 
Instruktionen über dio Einrichtung der Landesverwaltung 
nach der Okkupation. 


Bevor jch zur Schilderung der mpitigkeit der öster 

reichischen Regierung nach der Okkupation Galiziens über- 
gehe, sollen zunächst die Ziele geprüft werden, von denen 
sie sich bestimmen Jieß: Hur Wunsch, die wirtschaftlichen 
Verhältnisse „les Landes kennen zu lernen und die Tnstruk- 
Lionen für dessen ersten Verwalter. 

Die Behauptung: „die Informationen von dem wirk- 
lichen Stande der wirtschaftlichen Verhältnisse im Lande“ 
seien deshalb „am! meisten erwünscht (gewesen), weil in 
erster Reihe die österreichische Industrie hier ihren Absatz 
finden sollte,“*) ist unhaltbar. {üben auf diesem Gebiete war 
die Nachlässigkeit der polnischen Regierung am größten 
gewesen, und der Mangel au Informationen Wär überdies 
durch die vollständige Dezentralisation der Verwaltung noch 
efördert worden.) Aus diesen! Grunde klagt Korzon den 


105 


1) Chotkowski, Geschichte d. Kirche, I. 10. 

2) Dies jst übrigens M der Literatur schon öfters hervorge- 
hoben worden. Ygl. Korzo na.a. 0.1. il. Auch Kl6C2Y nskj, 
(Die Volkszählungen j.. d. poln. Republik, Ablndlg. 4. Krukauer 


1} 
polnischen Adel an, er habe seit der Mitte des 17. Jahr- 
hunderts, „als überall die Sorge der Regierungen um den 
Handel sich zeigte, als alle Monarchen die Handelsverhält- 
nisse ihrer Länder untersuchen zu lassen begannen, 
als sich Geldwirtschaft, Kredit und Wandelspolitik ent- 
wickelten ... und die Merkantilisten und Kameralisien 
schrieben, ... die Fortschritte in der ökonomischen Iint- 
wicklung Europas nicht gekannt und nicht verstanden.“’) 

Von «liesenı Standpunkte aus müssen wir das Streben 
des neuen Regimes beurteilen, sich über die wirtschaft- 
‚lichen Verhältnisse des Landes zu informieren. Und es ist 
einleuchtend, daß diese Informationen nicht nur im Inter- 
esse der Regierung gelegen waren, sondern auch in dem 
der Bevölkerung und des Landes, einer gerechten, den Be- 
sitzverhältnissen der Bevölkerung angepaßten Steuerrepar- 
tition, eines den Hundelsbedürfnissen des Landes entspre- 
chenden Zollsystems, der zu schließenden Handelsverträge 
und der künftig den fremden Staaten gegenüber einzuschla- 
genden Handelspolitik, eines hinreichenden Schutzes der 
Landwirtschaft usw. Die Regierung ließ sich denn auch 
bei der systematischen Erforschung der wirtschaftlichen Zu- 
stände in der neuen Provinz, wie gleich gezeigt werden 
soll, durch Rücksichten auf all das leiten. Und da von 
‚der Zuverlässigkeit ihrer Informationen auch die Wahrung 
der Landesinteressen abhing, so finden wir während der 
ganzen untersuchten Epoche Gesetzgebung und Verwaltung 
fortwährend bemüht, sie zu verbessern und zu ergänzen. 
Gibt doch Bronisfaw Lozinski zu, daß die erste Reise 
Josef II. nach Galizien (1773) für das Land von großer Bedeu- 
tung wurde, weilder Kaiser, indemer die Landesverhältnisse 


kennen lernte, „seine Ansichten zu Gunsten Galiziens än- 
\ 


Akademie d. Wissenschaften, Histor.-philos. Abtlg. Bd. XXX (1892) 
S. 34) sagt darüber: „Die stets kraftlose und seit Batory gänzlich 
desorganisierte Verwaltung konnte sich in Polen niemals zum höhe- 
ven Empfinden der Verwaltungsbedürfnisse emporschwingen. . . Es 
bestanden dennach in Polen keine Verordnungen über die Registrie- 
rung von Äiskalisch-militärischen Erscheinungen und in der mehr- 
hundertjährigen Geschichte konnte nicht ein einziger großer Admi- 
nistrator oder Finanzmann emporwachsen, weil er vor allem die 
Vorrechte des Adels hätte kürzen müssen.‘ 
) Korzon,a.aa.0O.U1£ A 


derte.') Und bis zum August 1783 halle der Kaiser fünfmal 
die Gelegenheit gefunden , den galizischen Boden zu be- 
treten.?) 

Hand in Hand mit der Sammlung von Informationen 
gingen andere Maßnahmen. Noch vor der Beselzung des 
Landes hatte Fürst Kaunitz beaniragtb: es solle „die 
ökonomische Ausmessung aller einzelner Besitzungen ..- 
die accurateste Beschreibung der Population, des Vieh- 
standes, der Produktion, der Rigenschalten des Landes und 
seiner Gründe“ vorgenommen werden, und dazu ben "kt: 
dus alles werde sich, wenngleich 68 „80 weitläufig und 
complieiret . . - dem ersten Anblick nach scheinel, dennoch 
auf eine sehr leichte, simple und gar wicht kostspielige Art 
bewirken lassen.) Tr hielt diese Aufnähme für umso not- 
wendiger, als es „ohne diesem Hülfsmitiel ... z B. un 
möglich (sch), ein genaues, billiges und proportionirtes Gon- 
tributions-System festzusetzen, ... ee wahre Ackerein- 
{heilung als den Hauptgrund der guten Cultur nach und 
nach zu bewirken, rechte Maut- und Commerzial-Anstallen 
zu treffen.) 

Zu diesem Zwecke wird die Sammlung der Informa- 
tionen nach einem festgesetzten Formulare anbefohlen. Wie 
allseitig und tief die Verhältnisse erfaßt werden sollien, 

ı) Lozinski, Aus der eschichte Galiziens. (D. wissell- 
schaft}. u. litterar. Führer,“ 1879, S. 142.) 

2») Pollek, Joseph’s 11. Reisen nach Galizien N. Bukowina. 
(„Jahrb. dl. Bukowiner Landes-Museuns““ 111). 

>) Vortrag vom 27. Mai 1772. A. M. J.1LA. 2/5 ul älex Majo 
1772. 


) Hieraus ist ersichtlich, daß -- entgegen der landläufigen 
Meinung - > Me österreich. Konskriptionen weht hauptsächlich ZU 


fiskalisehen und Militärzwecken durchgeführt wurden, sonder schon 
damals denselben Charakter wie heute trugen! nämlich als numeri- 
sche Wurlassung sozialer Mässenerscheinmgen, als Grundlage für 
die Orientierung und sodann für eine bewußte Beeinflussung dieser 
Erscheinungen. Neben den militärischen und fiskalischen Absichten 
kommen also auch die volkswirtschaftspolitischen zum Vorschein. 
Besonders Klar tritt dies in. er unten (. 36) angeführten In- 
steuktion. für den Hofrat Koziuan hervor, in ‚ler derselbe mit der 
Samınlung von Informationen über den Adel und dessen Besitzungen 
ete. ausdrücklich unter dem Gesichtspunkte des Bauernschulz6s 
und der beubsichtigten Agrarrelormen beauftragt wird. 


x 


en mm 


lehrt ein Blick auf das Frageformular, nach dem die Er- 
hebungen stattfnulen sollten.) 

Übrigens begnügte sich die Regierung, wie noch ge- 
zeigt werden wird, mit: solchen allgemeinen, sowohl 
“urch die Ailitäv- wie durch die Zivilverwaltung gesant- 
melten Informationen Keineswegs; und wie Josef TI. selbst 
Galizien während der untersuchten Epoche mehrmals be- 
reiste, so hat auch die Regierung zu genauerer Krlassung 
der wirtschaftlichen Zustände des Landes und der benach- 
barten fremden Gebiete fachlich gebildeie Beamte auf 
Reisen entsendeti. Und wir wissen von den Reiserelafionen 


!) Zit, Vortrag v. 27. Mai 1772. Beilage N. 7. Die Industrie 
betreffen folgende Fragen: 

„Finden sich im Lande Manufakturen und Fabriken und wel- 
che? In was für einem Zustande sind sie?‘ (Frage 65). 

„Aus was für einer Art des Gewerbes machen die Einwohner 
ihr meistes und vornehmstes Geschäft?“ (66). 

„Woraus besteht die Kleiding der Einwohner? Wird der Stoff 
dazu im Lande fabrieiret oder aus der Fremde gezogen und woher?" 
ce. 11). 

„Findet man zu Manufacturen brauchbare thonartige Steine?“ 
(35.) 

In beirelf des Handels: „Worinnen besteht das haupt- 
sächlichste Commercium innen Landes, außer Landes, im das 
Land?“ (69). 

Es folgen sodann noch Fragen über: dıe Preise des Bau- 
und Brennholzes (28) und der Naturalien (56), die Straßen- (61,73) 
und Wasserkonmmnikationen (74), die Eigenschaften der Flüsse und 
Bäche (33), die Kreditverhältnisse und den Zinsfuß (61), Münz-, 
Maaß- md Gewichtswesen (63 u. 62) den Zolltarif (67), die ‚Ju- 
stizverwaltung (70) und die öffentliche Sicherheit (75, 76). 

Die ein Jahr später, im September 1773, durch Josef IT. vom 
Girafen Pergen abverlangte genaue Beantwortung von nicht we- 
niger als 154 Fragepunkten ist in der Literatur schon öfters erwähnt 
worden, (Vgl. !Helfert, Die österr. Volksschule. I. 8. 457, 
Arneth, a. a. 0, IX. S. 89£.) Die an den Freiherrn Revitzky 
in Warschau gerichtete Instruktion vom 18. April 1773 verlangte 
160: „Wenn übrigens 1. Exzellenz ... in zuverlässige Brfahrung 
bringen können, was für politische, ökononische und militärische 
Veranstaltungen in den Preußischen Anteil vorgekehret werden 
und künftig vorgekehret werden dörften, so bitte mich hievon 
beliebig zu benachrichtigen.“ (A. M. J. IV. T. 4/2622 ad 478 ex 
Aprili 1773). 


der von Eder, von Eger, A. Sole, der Gubernial- 
räte von Beekhen, von Schönauer und Vlasics 
der Uofräte Degelmann und von Sorgenthal, Abbe 
Caspari sowie des Grafen Brigido zu berichten, ganz 
zu geschweigen des Berichtes des Grafen Pergen und der 
Informationsreise eines Margelik, die mit Überprüfung 
der gesamten Landesverhältnisse betraut wurden -— lauter 
Relationen, die viel nationalökonomisches Verständnis und 
Wissen zeigen, wie es in keiner gedruckten Schrift jener 
Zeit zu finden ist, und die uns ein getreues Bild der In- 
dustrie- und Handelsverhältnisse Galiziens zu jener Zeit 
bieten. 

‚Welchen Gebrauch die Wiener Zentralregierung von 
den Erhebungsdaten machen wollte, d. hr welche Ausichten 
sic dem Lande gegenüber '"hatte, das zeigt uns ©ine Reihe 
Instruktionen für die oberen Verwaltungsbehörden. Be- 
sonders ist hierbei die wichtige Tatsache hervorzuheben, 
daß sich in den unzähligen Akten, die durch meine Hände 
gegangen sind, nirgends auch nur die Spur eines Beweises 
dafür Ändet, daß die Hofstellen die Industrie und den 
Handel Galiziens zu beeinträchtigen gedachten — was Un- 
garn gegenüber doch nicht zu den Seltenheiten gehörte.t) 
Im Gegenteil. In Bezug auf Galizien bilden die merkantili- 
stiechen Bestrebungen die Regel. So oft von dieser Provinz 
die Rede ist, wird immer die Notwendigkeit betont, dessen 
Handel und Industrie sowie überhaupt die ganze Landes- 
ökonomik emporzubringen. 

Schon das staatsfinanzielle Moment, die Überzeugung 
von der Unzulänglichkeit der Staatsmittel, drängte zur ener- 
gischen Förderung des volkswirtschaftlichen Auflebens der 
neuokkupierten Gebiete. Die Wiener Regierung — gestützt 
auf die Beispiele Frankreichs, Englands und Preußens, und 
nicht zuletzt der österreichischen Länder selbst — war sich 
dessen wohl bewußt, daß der moderne, kostspielige Staats- 
apparal so enorme Geldinittel crfordere, wie sie die Land- 
wirtschaft keineswegs aufzubringen imstande sei.’) Schon 


!) Darüber, daß das Verhalten gegenüber Ungarn bloß eine 
durch die feudale Staatsverfassung dieses Landes bedingle Aus- 
nahme von der merkantilistischen Wirtschaftspolitik der Wiener 
Zentralregierung war, vgl. Anhang: II. Vgl. auch unten III. Abschn., Kap. l. 

®) Vgl. auch Pribram, Österr. Gewerbepolitik. I. 4. 
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der Vertreter des altösterreichischen Merkantilismus, Graf 
Rudolf Choteck meinte 1754, daß: „Arbeit und Ver- 
dienst weit kräftigere Mittel (seien) ein Land zu bevöl- 
kern und reich zu machen, als der überflüssige Zuwachs 
der Erdfrüchte, wie das Beispiel so vieler in- und 
ausländischer Staaten zeige, da in einem kleinen Bezirke, 
wo Arbeit und Industrie eingeführt seien, mehr und ver- 
möglichere Contribuehten als in cinem weiten Um- 
fange des fruchtbarsten Erdreiches anzutreffen seien.“') 
Im Mai 1773 sprach sich der Kommerzienrat für eine kräf- 
tige Förderung der Industrie aus, weil die Manufakturen die 
Bevölkerung und den Reichtum des Staates vermehren. 
Die österreichische Monarchie, wurde behauptet, würde 
schwerlich seit dem letzten Kriege eine-Erhöhung der Ab- 
gaben von 8 Millionen ertragen haben, wenn die Manu- 
fakturbegünstigungen nicht eingetreten wären. 

In diesem Punkte begegneten sich also die industriellen 
Interessen Galiziens mit einem tieferen staatslinanziellen 
Interesse der Habsburger. Dies hat auch über ihre Wirt- 
schaftspolitik in Galizien entschieden. Gleich in der ältesten 
Instruktion vom 27. Mai 1772 — für die Hofkammerräte 
Törek und Heit!er, denen die provisorische Einrichtung 
der galizischen Verwaltung aufgetragen wurde — wurde 
für Galizien ein wirtschaftspolitisches Programm von durch- 
aus merkantilistischer Färbung aufgestellt. „Wir haben — 
heißt es in demselben — jederzeit auf den wesentlichen 
Punkt zurückgeschen, daß Unser eigene ‚Wohlfahrt mit 
jener Unserer Unterthanen unzertrennlich verbunden sey 
und eine ohne der anderen nicht bestehen könne; dahero 
dann auch die Vermehrung der Landesfürstlichen Macht 
und Einkünfte nicht anderst, als durch die Beförderung 


) Beer. Handelspolitische Beziehungen Oesterreichs zu d. 
deutschen Staaten. S. 105. Über ähnliche Äußerungen schon zu Ende 
des 17. Jahrhunderts vgl. Srbik, D. Exporthandel Österreichs von 
Leopold I. bis Maria Tlıeresia. S. 97, 287. Auch MM ayer, 
Anfänge d. Handels und d. Industrie S. 121. 

®) Beer, D. Österr, Industriepolitik, S. 88 — Degel- 
mann formulierte einmal diese Ansicht dahin, daß „von der In- 
dustrie die Nahrung, von derselben die größere Population, von 
dieser die Kräfte des Staates und zugleich die Wohlfahrt ler Ein- 
zelnen abhängen.“ (Ebenda, 8. 22.) 


der gemweinschaftlichen Wohlfahrt und Bereicherung 86 
sucht und zwischen dem Interesse des Souverains und des 
Landes nicht der geringste Unterschied gemacht, eben da- 
durch aber das Zutrauen zwischen dem Landesfürsten und 
dem Unterihanen nothwendig desto mehr belestiget werden 
(solle). Um da eine weiter bekannte Wahrheit ist, daß 
die Gultur, die Manulacturen und Pabriken, ein blühendes 
Commereium und eine starke Population die wahren Quellen 
sind, woraus die wesentliche Wohlfahrt des Landeslürsten, 
der Unterthanen und des ganzen Staates herlließet, SO 
tragen Wir auf deren Gründung und Verbesserung UNAUS- 
gesetzt ein wachsames Aug und suchen alles dasjenige was 
diesen Hauptquellen nachtheilig fällt so viel nur immer 
{hunlich zu verhindern.“ Vor allem solle man, forderte die 
Instiuktion weiter (18°) „den ‘Unterthan erhalten, weil man 
hier nicht in llostico, sondern in einem Taande ist, das wie 
als eine Unserige Provinz eingezogen und auch so zu be- 
handeln haben.“!) 

An der Aufrichtigkeit dieser Worte kann umso weniger 
gezweilel. werden, als sie nicht für die Ölfentlichkeit be- 
stinmnt waren. Auch kann ihnen Klugheit nicht abge- 
sprochen werden: die Regierung sah ein, daß die „Ver- 
imehrung der Landesfürstlichen Macht und Finkünften“ 
nicht von einer kurzsichligen liskalischen Politik, sondern 
ame von einer ‚wirtschaltlichen Hebung des Landes und 
der Erschließung neuer Reichtumsquellen zu erwarten sc. 

Nicht genug daran aber! Kaum erfährt die Regierung 
"von dem Klend.der Städte, dem Mangel eines christlichen 
und dem ÜÖbergewieht des jüdischen llementes in ihnen, 
so ist, sie sofort darauf bedacht, dieses yurückzudrängen und 

1) „Vorläufige Anweisungs-Punkten, nach welchen sich von 
Seile des Civilis in Unserm neu oceupirten Pohlnischen Aniheil zu 
betragen ist.“ A. M. J. IL A. 9/5 ad 34 ex Majo 1772 Beilage 
Nr. 6.:- Die Behanptung Chotkowskis (Geschl. d. Kirche 
T. 281), daß die Einrichtung der neuen galizischen Verwaltung 
erst am 31. März 1773, ein halbes Jahr nach Beselzung des Lan- 
des, angeordnet und zu diesem Zwecke Hofrat Kozian ent- 
sendet, wurde, ist also vollkommen irrig; und ebenso unbegründet 
auch die scherzhafte Bemerkung, mit der er sie begleitet: „Elle 
ist niemals eine Eigenschaft der österreichischen Regierung ge- 
wesen.“ Denn die betreffenden Aufträge waren schon 10 Monate 
vorlier, also noch vor der Besetzung des Tandes ergangen. 


jenes zu stärken. Und all das, noch bevor die Zivilverwal- 
mug im Tande eingerichtet ist und noch bevor der erste 
Gouverneur, Graf Pergen, ins Land gekommen ist, 
eben in der für diesen erlassenen Instruktion vom 
6. November 1772.) In derselben (10°) werden versprochen: 
„zehn Jahre Treyheit und das Meisterrecht vor alle Hand- 
werker und Fabrikanten cujuscunque Nationis et religionis, 
aie sich in die Städte oder auf das Land zur Treibung ihres 
Gewerbes niederlassen würden"; fermer (45° u. -470) Prä- 
nmien zur IIebung der Landwirtschalt angekündigt und cer- 
klärt (64°): „die Verbesserung der Commcreialstraßen nach 
ITungarn und Ober-Schlesien verdiene alle Aufmerksanı- 
keit; auch (sei) für das Postwesen ein Interimale zu 
machen“; endlich Bestimmungen getroffen (48°—51°) zur 
Beschränkung von Judenehen und zur Abschaffung der 
Juden aus den Schänken, sowie aus dem Maut- und Post- 
dienst. 


Als man endlich ein halbes Jahr später daran ging, 
die provisorischen Einrichtungen Galiziens durch ständige 
zu ersetzen und hierzu den Hofrat Kozian entsendete, er- 
hielt er eine von den gleichen Absichten diktierte lange 
Instruktion auf den Weg.) Speziell mit Bezug auf die 
ökonomischen Verhältnisse ‘wird in derselben ausgespro- 
chen, es sei zur Erleichterung des inneren’ Handels mit 
Böhmen und Ungarn.notwendig, Land- und Wasserstraßen 
zu bauen. Was aber den Außenhandel anbelangt, so solle 
der Export auf der Weichsel gefördert und der 
Transit durch ‘Galizien erleichtert werden, während mit Be- 
zus auf ‘den Import der Überzeugung Ausdruck gegeben 
wird, daß vollständige, durch keine Zölle beschränkte Han- 
delsfreiheit für ‘Galizien am vorteilhaltesten wäre. 

Maßgebend hierbei war aber tatsächlich nur das In- 
teresse Galiziens und nicht das der Erblande. Es wurde 


») Extractus Instructionis. M. 8. Bibliot. Ossol. Nr. 525 I. 
208 ff. Bruchstücke davon abgedruckt bei Lozinski, a. a. O. 
S. 123 ff. 

2) „Commissions Prolocoll vom 31. Mai 1773 über die zu 
bestinmmende Gegenstände bei Eintheilung und Einrichtung der Creise, 
als eine Instrucfion für den dafür abgelenden Hofrat Kozian.“ 
Sub Praesidio Bar. Binder, Refer. Spielmann A. M. J. TIL. A. 
5/197 all 585 ex Majo 1773. 
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also score: „Kommt die Anlegung von Landstraßen 
ii Betrachtung; die Verbindung des Königreichs Galizien 
mit Böheim und llungarn und die Brleichterung der wech- 
seleeitigen Verführung ... Kann auf zweierlei Art geschehen. 
Yıstens durch Wege über das Gebürge, zweitens durelı 
die Schiffbarmachung der gemeinschaftlichen Flüsse. In An- 
schung der ersten Art, so sind die Wege über das Oar- 
pathische Gebürg so viel möglich zu erleichtern und viel- 
leicht dürfte nicht unmöglich seyn, durch diese sonst he- 
schwerliche Kette irgendwo durch Vereinigung verschie- 
dener Thäler einen viel bequemeren Weg als die bishero 
bekannten sind, zu ziehen.“ (III. Teil, 8 1.) 

„In Ansehung aber .der zweiten Art ist, soviel aus 
den - verschiedenen :Karten abzunehmdu „ewesen, der Po- 
prad-Fluß der !einzige, der in Hungarın seinen Ursprung hat, 
gegen der polnischen (8 -alizischen) Grenze schon Mlöße trägt, 
und sich nachdem er den diesseitigen Antheil gerade in die 
Länge durchströmet, in die Weichsel ergießet; auf welchen 
also unıso mehr Rücksicht zu tragen.“ ($ 2.) 


„Ist die sogenannte Defluidation auf der Weichsel oder 


die Ausfuhr der Landeserzeugnisse auf alle Art zu be- 
günstigen und obwohl das Commereiale erst bei Endung des 
Warschauer Reichstages seine endliche Gestalt erhalten 
kann, so ist doeh von nun an auf die diensame Mittel für- 
zudenken, wie das Yransito der von Vollinien und Podolien 
nach dein. übrigen Pollen gehender Güter durch Galizien 
zu zielen, dadurch die 2 ‚acht zu gewinnen und das Slraßen- 
gewerb zu beleben sey.“ 

„Der Consumo, a wie weil selber beschränket werden 
Sale und ob und welehe Mauten auf die polnische Grenze 
zu verlegen seyen, hänget von dem auf dem Reichstag 
festzusetzenden Reciproco ab; obwohlen für das Land nichts 
vortheilhafter seyn könnte, als die wechselseitige 
Mauthfreyheit, weilen das diesseitige activ Commer- 
cium das Übergewicht behaupten wird“ (8 3). 

So weit, was unmittelbar auf den Slaudel und In- 
dustrie Bezug hat. Schon hier aber muß hervorgehoben 
werden, daß in einem Lande, in dem mehr als 90%, der 
Bevölkerung von der Landwirtschaft lebten, jede, auch die 
nützlichste Tätigkeit auf dem Gebiete des Handels und der 
Industrie fruchtlos bleiben mußte, solange die große Masse 


der Nation durch Elend, Unwissenheit und Gesetz gcebun- 
den war. Ebendeshalb erschien der wirtschaftliche Aulstieg 
Galiziens sowie seine kommerzielle und gewerbliche Tait- 
wicklung nicht weniger als von ihrer direkten Unter- 
stülzung auch indirekt bedingt von der Befreiung der 
greßen Volksmassen aus der altüberkommenen ökonomi- 
schen Gebundenheit. Das wurde von der Zentralregierung 
keineswegs übersehen. Stellte ja die zitierte Instruktion 
auch in dieser Richtung ein ‚großzügiges Programm uf. 
Das Untertänigkeitsverhältnis sollte reformiert, die Vieh- 
zucht verbessert, die Bildwuig verbreitet werden. ver. Auf 
die Aufhebung der Leibeigenschaft und Einführung des 
Kigenthunms der Gründe — heißt es dort — ist nach Thunlich- 
keit der Bedacht zu nehmen.“ (IIT. Teil, S 10). — Es sollen 
„die Kreishauptleute vorzüglich auf die Verbesserung des 
Nationalgeistes Sorge tragen.“ Denn „der Mangel des Eigen- 
tlıums, die bishero übliche sklavische Art, mit der der Adel 
den Landmann behandelte, die Plakereien der Arendatoren, 
so meistens Juden sind, der wenige Anschein einer Hoffnung, 
sich jemals in bessere Umstände zu setzen und endlich 
der übermäßige widernatürliche Gebrauch des Brand- 
weines, haben das gemeine Volk in Polen auf einen bedau- 
erungswürdigen Grad der Dummheit und Unempfindlich- 
keit herabgesetzt.“ (II. Teil $ 1). Daher soll „der Kreis- 
hauptmann auf Abstellung (des Mißbrauches aller be- 
rauschenden Getränke, sonderlich des Braudweins den 
Bedacht nehmen“ (IT. 8 3); ferner dafür sorgen, daß „der 
Bauer naclı seinem Stand in der nöthigen Moral unter- 


wiesen werde” und — „da dieses eine vorzügliche Pflicht 
der Geistlichkeit ist“ — „vorzüglich die Pfarrer zu Erfül- 


img dieser ihrer Pflicht: und ihres Iustituti vermögen.“ 
(11.$4). 

Klar wurde ferner ausgesprochen, daß „der moralische 
Unterricht allein für das Landvolk keinerdings hinläuglich“, 
sondern daßdemselben „zugleich die Unterrichtung im Lesen, 
Schreiben und Rechnen nötlig" (sei), weshalb denn „die Er- 
richtung der Landschulen und die Anstellung fähiger Schul- 
meister“, namentlich solcher in Aussicht genommen wurde, 
„tie vorhero in einer a eine methodische 
Unterrichtungsart erlernt haben“ (IY.S 6). Nicht genug 

a) Gleichwertig mit Lehrerseminar. 


daran aber: es soll sich auch das Kreisamt eine genaue 
„Kemtnis des Verhältnisses des Unterthans zu seiner Hoeır- 
schaft“ aneignen und „hiernach die Regeln zwischen beiden 
festsetzen und auf die Beobachtung derselben von Seiten 
der Herrschaft invigiliren“, also die Untertanen ausgiebig 
schützen (II. $ 7). 

Außer über die angeführten Gegenstände und im Zu- 
sammenhange mit ihnen sollten sich instruktionsgemäß die 
Kreishauptleute genau unterrichten auch über: „die An- 
zahl und Gattung des vorhandenen Adels und ihrer Be- 
sitzungen und die Bestimmung ihres künftigen Verhält- 
nisses zu dem Souverain“ (TI. 8 9—10); „die Anzahl und 
Gattung der geistlichen Beneficiorung und Fundationen 
(11.88); „die Judenschaft“, letzteres mit Rücksicht 
namentlich «daraul, daß sich „diesus Volk im Land durch 
die Veranlassung des Adels und die Unthätigkeit der Nation 
bis zum Erstaunen vermehret“ habe, sodaß „auf ihre thum- 
liche Einschränkung zu schen und ihrer Gewinnsneht, die 
las Mark des Landes an sich ziehet, Einhalt zu thun“ sei 
(m. $ 11).) 

Als „nach dem Ackerbau für das Land ... wichtigsten 
Gegenstand“ der „mit selbem in der genauesten Verbin- 
dung stehet“, erklärt die Instruktion die Vichzucht, 
die allerdings „bishero in Galizien vernachlässiget worden 
zu seyn scheinet.“ Das sei auch leicht verständlich. Hätten 
ja „tie durch so viele Jahre gedauerte Unruhen den Bauer 
miltelos und unfähig gemacht (sie) zu besorgen, indem er 
sich zum Schaden der Aufzucht gezwungen geschen (habe), 
das drei-, auch zweijährige Vich zu Bestellung seiner Gründe 
zu gebrauchen. Deshalb wurde „dem Gubernio und dem 

!) In diesen Bestimmungen über. die Kenskription des Adels, 
der Geistlichkeit und der Juden tritt der früher (S 28) er- 
wähnte Charakter derselben klar zum Vorschein. Der Staat er- 
blickte seine bevölkerungspelitische Aufgabe in der Vermin- 
derung dieser in Galizien seiner Meinung nach überzähligen und 
dadurch schädlichen Klassen. Die Gleichgewichtsidee hat auch 
in der Bevölkerungspolitik vorgelervscht. „Um die gefährliche 
Vergrößerung eines Standes zu verhindern, lelrie Sonnen- 
fels i. J. 1771, muß die Polizei in das Kenninis eines jeden 
derselben eindringen, wezu die wohleingerichteten Seclenbeschrei- 
bungen das schicklichste Mittel sind.“ (,,75 Lehrsätze aus der 
Polizey, llandlung und Finanz.“ I. Teil, Satz 9.) 
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Herrn Hofrath Kozian“ empfohlen „bei den zu treflenden 
Anstalten zu Nachziehung eines großen, starken Viehes," 
speziell im Hinblick auf die Pfer dezucht, den Vorschlag 
aul seine Thunlichkeit zu prüfen: ob nicht „für das Zu- 
künftige so viel schwere Kavallerie-Regimenter nach Ga- 
lizien zu verlegen (seien), als es die Umstände zulassen,“ 
für welche „auf Kosten der Landes-Cassa eine gewisse An- 
zahl Beschöller anzuschaffen wären, um die wohlgebauesten 
Stutten damit zu belegen. Das Regiment hätte sodann die 
Füllen auf eigene Rechnung an das Land hindan zu geben.“ 
Eine Maßregel, die in ihrer Wirksamkeit noch gesteigert, 
würde, „wenn noch dazu die Vorsichtigkeit gebraucht wird, 
daß man den Landmann nicht gestattet, Pferde vor dem 
vierten Jahre einzuspannen«““ Was aber „die Verbesserung 
des Hornviehs“ anbelange, so könne sie „am bequemsten 
auf den Cameral-Gütern durch Anschafung des schweren 
Viehes eingeleitet und auf das Land verbreitet werden.“ 
(111. & 4). 

Soweit idie 'ersten Instruktionen, die sich bald zu Ge- 
setzen herauskristallisieren sollten. 


Erster Abschnitt. 


Das Verhältnis Galiziens zu den deutsch-slavischen 
Erblanden 1772— 1776. 








Erstes Kapitel. 
Provisorische Gestaltung des Zollsystems 1772—1773.') 


S 1. Sonderstellung Galiziens innerhalb des österreichischen 
Zollsystems. Die Beibehaltung der alten polnischen Zoll- 
einrichtungen. 


Während des ersten Dezenniums des neuen. Regines 
in Galizien trat in der Handelspolitik zuerst die Zoll 
politik in den ‚Vordergrund. Man legte das größte Ge- 
wicht auf die Regelung der handelspolitischen Beziehungen 
Jes neuerworbenen Landes zu den Nachbargebieten. Die 
Hervorhebung der Zollpolitik als eines Mittels hierzu, das 
zum Teil auch überschätzt wurde,) gchört zu den 
charakteristischen Merkmalen des österreichischen Merkan- 
tilismus jener Epoche. Anderseits.war auch die Zollpolitik 
gerade für Galizien, angesichts seiner besonderen Bedin- 
gungen wichtiger als für irgend eine andere Provinz. Und 
zwar galt das nicht allein im Hinblick auf den exportie- 
ıerden Großgrundbesitz, sondern es hing von der Gestal- 
tung des Auslandsabsatzes auch das Los des Handels und 

!)' Vgl. zu diesem und dem folgenden. Kapitel: Beer, Die 
Zollpolitik. S.. 299 —-305. 

2) „Cette protection“ (des prohibitions contre les marchandises 
etrangeres) „est presque la seule que le gouvernement ac- 
eorde aujourd’hui aux fabriquans; et il. paroit que s’ il [avori- 
soit plus qwil ne le fait 1’ industrie et Te commerce... ete, Be- 
richt De Breteuil’s von 30. Juli 1777, (Zit. bei Großmann, 
in „Statistische Monatschrift,‘“ 1911, 8. 57. — Darüber, daß die 
Mittel.der inneren Verwaltung für die Hebung einer Industrie viel 


wichtiger sein können, als zollpolitische Maßnahmen, Vgl. Ru- 
towski, Die Landesindustrie. S. 19, 


die Möglichkeit einer Industrieentwicklung ab. Denn da 
es an einem inneren Markte mangelte, so war der Außen- 
handel die einzige Quelle, aus der das Geld dem Lande zu- 
Noß; cr entschier daher in erster Reihe über die Nachlrage 
und Konsumtion, also über Handel und Industrie überhaupt. 
Yon diesem Gesichtspunkte aus müssen wir daher die Zoll- 
politik der Österreichischen Regierung erfassen. 

Die ersten Patente und Verordnungen über die zoll- 
politischen Verhältnisse Galiziens zu den Nachbarländern 
sind weder in der Pillerschen Gesetzessammlung ent- 
halten, noch überhaupt gedruckt worden. Stellt ja noch 
drei Jahre nach vollzogener Okkupaltion der galizische 
Mautadministrator von Eder fest, „daß im Lande annoch 
keine legale Kundmachung geschehen, daß ein galizischer 
Zoll gegen Pohlen existiere‘ — obwohl er tatsächlich ein- 
sehoben wurde.) 

Diese Tatsache allein schon gibt eine Vorstellung von 
‚dein damals in der Zollverwaltung herrschenden Chaos. Sie 
ist auch nicht weiter verwunderlich. In der ersten Zeit 
nach der Okkupation lag die eigentliche und somit auch 
die Finanz-Verwaltung des Landes in den Händen der Mi- 
litärbehörden. Alle Landeseinnahinen wurden an eine beson- 
are Kriegskasse 'in Lemberg abgeführt, wie diese auch für 
«die Ausgaben aufkam. Unter ihren Eingängen für die Zeit 
ven 11. Oktober 1772 bis zum 24. März 1773, sind auch die 
Einnahmen der Zollämter Biala, Kenty, Zywiecund Maköw 
per 85.387 poln. Gulden ausgewiesen, zu welchem Betrage 
noch Zinnahmen in der unklaren Rubrik „unbenannte Ge- 
fällen“ per 322,747 fl. poln.,, sowie „an Dreyssig-Amts- 
Geldern,“ die bei der ungarischen Grenze eingenommen 
wurden, 2.947 fl. poln. gehörten. Ein anderer Ausweis für 
‚das ganze Jaln vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1773 be- 
ziffert die Einnahmen an Zoll, Maut- und Dreißigst- 
Gefällen auf 212.221 österr. 11.) 

Doch interessiert uns für den Augenblick nieht die 
Höhe der Zolleinnahiınen, und zwar umso weniger, als die 
erwähnten Angaben über sie ungenau sind) Immerhin aber 

1) Bericht vom 830. Dezember 1775, II. K. A. Kam. Akt. 
N 7. G. ad 328 ex Majo 1776. 

2) WM. K. A. Fase. 9.285, ad 7 ex Aprili 1773. 

») Vgl. unten S. 66. 
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vcht aus ihnen hervor, daß die genannten Zollbehörden 
gleich nach «der Besetzung des Landes eingerichtet worden 
sind und funktioniert haben. 

Zu den vorhandenen Ämtern und der alten Zollinie 
an der westlichen und südlichen Grenze, waren eben neue 
— an der Nordseite, längs der Weichsel, und sodann weiter 
scgen Nord-Ost, längs ler neuen galizisch-polnischen Grenze 


in) 


— hinzugekommen.) Worauf wir an dieser Stelle unser 
Augenmerk zu richten haben, ist aber «die Frage: welche 
Zölle bei diesen Ämtern eingehoben wurden, welche Prin- 
zipien ihnen zugrunde lagen, kurz was für ein Zoll- 
system in Galizien unmittelbar nach der Annexion zur 
Anwendung kam? 

Zu richtiger Bewertung der provisorischen Regierungs- 
maßnahmen auf diesem Gebiete ist daran zu erinnern, daß 
sowohl Maria Theresia als auch besonders Josef. II. ganz 
entschieden dem Verbotssysteme huldigten und daß bis in 
die Siebzigerjahre hinein auch im Rate der Kaiserin die 
Vertreter der Prohibition überwogen. Demgemäß war denn 
auch der Bezug von ausländischen Waren nach Österreich. 
in der Regel verboten. Ausnahmen wurden nur für die 
notwendigsten und im Lande mangelnden Artikel gemacht, 
und zwar wurden Einfuhrpässe zu diesem Zwecke nur pri- 
vilegierten Handelsleuten erteilt, und auch ilınen bloß unter 
verschiedenen Bedingungen und Beschränkungen, z. B. 
segen die Verpflichtung zur Ausfuhr von gewissen Mengen 
inländischer Waren u. dgl. 

Die Anwendung dieser Grundsätze auf Galizien wäre 
für das Land tötllich gewesen. Die Prohibition in den Erb- 
landen entsprang der Absicht, die einheimische Industrie 
zu fördern. Die verbotenen ausländischen Fabrikate sollten 


1) Mitteilungen zur Geschichte der Einführung der Zollorga- 
nisation in Galizien enthalten besonders: der Bericht des Mautein- 
richtungs-Kommissärs Carl Josef von Eder vom 15. Jän- 
ner 1775 H. K. A. Kam. Akt. N. 7. G. Mai-Dezemb. 1775. ad 
312 ex Septembri 1776. (146 8. in fol.); ferner der Gubernial- 
Bericht, vom 14. Februar 1775 (ebenda) und der Buchhalterei- 
Bericht vom 6. September 1775. H. K. A. Fase. 9286. .ad 45 ex 
Martio 1776. 

:2) Vgl. Beer, Österr. Wandelspolitik, S 113. Derselbe, 
Österr. Industriepolitik 8. 77. fl. 


in der Zirkulation durch einheimische Erzeugnisse ersetzt 
wenden. Nicht der Handel solle verlieren, sondern nur die 
Industrie gewinnen. Galizien aber besaß keine Pabriken. 
Auch konnte man nicht erwarten, daß ihrer in abschbarer 
Zeil entstehen würden. Pie ausländischen Waren dienten 
nur in geringen Maße der Konsumtion im Lande selbst; 
ihre Hauplmasse war vielmehr zur Weiterbelförderung nach 
dem agrarischen Osten bestimmt, zwischen welchen und 
‚lem industriellen Westen Galizien die Vermittlerrolle 
spielte. Ein Verbot des Bezuges ausländischer Waren hätte 
demnach lediglich zur Folge gehabt, den galizischen Tran- 
sitohandel zu vernichten, olıne daß die landesindustriellen 
Interessen hierdurch etwas gewonnen hätten. Existierie 
ja keine Landesindustrie! Ebendeshalb vermochte sie auch 
ihrerseits der kommerziellen Tätigkeit keine Anregung Zu 
geben, sodaß der Handel, bar jeglicher Belebung im Innern 
und von außen her, hätte ganz verkümmern müssen — es 
wäre denn, daß der galizische Transitohandel mit erblän- 
dischen Fabrikaten hätte gelührt werden können. 

Nun hatte sicherlich dieser Gedanke für die Indu- 
striellen der Erblande viel Veerlockendes. Die Regierung 
aber sah die Dinge anders an. Sie identifizierte sich mit 
diesen Plänen nicht und betrachtete sie höchstens als Zu- 
kunftsmusik. Es mangelte an jedem Machtmittel, die aus 
Polen und Rußland nach Galizien (Brody) kommenden aus- 
ländischen Kaufleute :zur Abnahme von österreichi- 
schen Fabrikaten anstatt der nürnberger, leipziger, [rank- 
furter oder englischen Waren zu zwingen. Übrigens war - - 
wie die Regierung wohl wußte — die junge österreichische 
Industrie außer Stande, der ganzen Nachfrage zu ent- 
sprechen; und zwar ebensowohl in "Bezug auf Quantität 
wie auf Qualität und Assortierung. Alle diese Umstände 
bewirkten denn auch, daß in Anerkennung der besonderen 
Interessen Galiziens das Prohibitivsystem dort 
keine Anwendung fand, und daß der neuen 
Provinz innerhalb des österreichischen Zoll- 
gebietes eine Sonderstellung zugewiesen 
wurde.) 

1) Mit ah. Resölution vom 16. September 1772 wurde eiıt- 
schieden: „daß diese zwei Königreiche“ (Galizien und Lolomerien) 


„in 30st Weesen so wie andere K. k. Eirbländer, die ein be- 


In 


4) 


Auch der alte polnische Tarif wurde provisorisch 
beibehalten; desgleichen die Höhe der Zollsätze bei der 
kin-, Aus- um Durchluhr; und diese Zölle wurden auch 
bei der neuen (nördlichen) galizisch-polnischen Grenze ein- 
gelührt. 

Nur neu wuftauchende und in der alten pelnischen 
Gesetzgebung nicht normierte Fragen wurden im Sinne 
der erbländischen Grundsätze und Praxis von Fall zu Fall 
entschieden. So versuchte man z. B. in Kontrebandangcele- 
genheiten ‚die Übertreter theils nach der vorhinnig republi- 
kanischen Übung, theils nach denen erbländischen Gebräu- 
chen zu bestrafen.) Auf diese ‘Weise entwickelte sich 
neben dem aus den polnischen Zeiten übernommenen Grund- 
bau allmählich 'ein ziemlich chaotisches Geflecht von zahl- 
reichen Gelegenhecitsverbesserungen, Verordnungen, Ent- 
scheidungen und Trläuterungen der neuen Regierung. 

Was die Höhe der Wertzollsätze betrifft, so war der 
Yssitozoll, ähnlich wie in Polen, für christliche Inländer 
ie 100/, für Juden und Ausländer mit 1%°/, bemessen. 
Der Consumo-(Binfuhr-)Zoll sowohl von Auslands- wie von 
erbländischen Waren betrug für christliche Inländer 8%/,, 
für Juden und Ausländer 10 %, Da der ausländische Handel 
ausschließlich in jüdischen Händen lag, so stellte sich der 
Ausfuhrzoll in Galizien faktisch auf 12%, und der Einluhr- 
zoll auf 1004.) Die konkrete Zollbemessung fand auf 
sonderes Mautlı-Sistema haben zu achten“ seien. (Protokull- 
exirakt der Holkammer vom 20. Februar 1773. H. K. A. Comerz. 
Fase. 57, ad6 ex Martio 1773). Unrichtig ist die Behauptung Bald- 
aufs (Handels- u. Zollpolitik Österreichs i. 18. Jahrhundert & 
68), daß die Inkorporierung Galiziens, dessen Anheimfall an (las 
Prohibitivsystem zur unmittelbaren Folge hatte. Aus der Darstel- 
Img Beers (Zollpolitik und Schaffung ein. einheitlichen Zoll- 
gebieles. 8. 299. 305) erfährt man alles Mögliche, nur das \We- 
sentliche nicht: daß nämlich Galizien dureh 12 Jahre, 1772—1781, 
sich einer zollpolilischen Sonderstellung erfreute. j 

) Bericht Eders vom 30. Dezember 1775. (IE K. A. Kan, 
AKLN.7. G. ad 328 ex Majo 1776.) 

>) „Die dermalige Zollverfassung nach dem von dem (trafen 
Pergen unterm 15. März 1773 erstatteten Berichte” (Zu er- 
schen aus d. Vortrage der galiz. Hof-Deputation dto. 4. März 177.1 
U. K. A. Commerz Fasc. 57. ad 27 ex Junio 1774, sowie aus der 
Ederschen Relation vom 15. Januar 1775). Unrich- 
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Grund von ‘Wertschätzungen in einen polnischen Tarif 
statt.) Dies bot praktische Schwierigkeiten deshalb, weil 
in dem erwähnten Tarif der Zoll nicht von der Tinheit 
berechnet, sondern nur der Schätzungswert des zollpfllich- 
tigen Artikels angegeben war; dazu noch in einer faktisch 
nicht existierenden ‘„guten Münze“, während die Zahlung 
in der gewöhnlichen schlechteren erlolgte — nalürlich mit 
einem Aufschlag „pro bona monela.“ 3 

Endlich war der wirkliche Transitzoll unbekannt. 
An seiner Stelle wurde von den traunsitierenden Waren beim 
Eingange ein 8-, resp. 10% iger Consumo und sodann beim 
Ausgange zwar nicht der Essito, aber doch der ziemlich 
hohe, nämlich 4/ ige sog. Evectazoll.erhoben. Daß diese 
Kombination, die den Trausitozoll auf 12, resp. 140%), stei- 
gerte, den "Transithandel ungemein hemmte, ist selbstver- 
ständlich. 

Nur für manche Waren landen auf Grund von Ver- 
einbarungen mit den Großhändlern -- Ausnahmen stalt. So 
wurde von den transitierenden Breslauer Waren „Lür jeglich 
vorgespaimtes Pferd 3 Dukaten, von denen Trankkurter 
und Leipziger Waaren gegen Moscau, danı von aller Waare 
gegen die Moldau, von Moscovitischen Waaren durch Pohlen 
in Ilungarn, endlich von Türkischen, vom Pferd -t Dukaten“ 
eingehoben.) 


tig ist die Behauptung Korzons (a. a O9 IL N 8), daß die 
polnischen Bin- und Ausfuhrzölle „niemals melr als 3% des Waren- 
preises betrugen“ und daß sie mit den heutigen Lizenzabgaben 
zu vergleichen sind. 

2) „Instruktarz Celny z. Taxa röznych’Towarow per Alphabernm 
wypisany.‘“ Ein undatierter polnischer Druck, 45. 8. und etwa 1090 
Zollpositionen umlassend, Demselben ist eine deutsche Übersetzung 
vom Jahre 1774 beigelegt. (HT. K A. Kameral-Akt N. 7 U. ad 
312 ex Septembri 1776; auch die zit. Edersche Relation vom 
15. Januar 1775 I. Abschnitt: „Von dermaliger lTauptiverfassung 
um dessen künftiger Regulierung.“) 

2) Vgl. unten 8. 157. 

3) „Von den transitierenden Partlieyen war der ganze Consumo 
mit 8 oder 10% und über dieses die evecta mit 4%; von einigen 
nur wenigen Moscovitischen und Moldauischen großen 1landels- 
leuten, nit „welchen besondere Coniracten angestoßen wurden, von 
jedem vorgespannten Zugvieh der Transito mit 1 Dukaten abze- 
nommen.“ (Zi. Bericht Eders vom 15. Januar 1775). 
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Nebst diesen polnischen Zöllen wurden auch die 
früheren Nebenahgaben beibehalten. So mußte jeder 
Fuhrmann als „Veeturisatio dem Acrario für das ganze 
Jahr für ein Frey-Bollet, um Waare führen zu dörfen, 
281/, kr. zahlen.“ Ferner war unter dem Titel „Pobör, dem 
Beanten als ein Schreibgeld, 4/, kr.“ zu entrichten. Außer- 
dem hatte jeder Fuhrmann ‚so ofl er etwas ein- oder aus- 
führet, für jedes Pferd 4%, kr.“ gu prästlieren; nicht 
minder Epistomiale oder Zapfengeld von allen aus- 
ländischen Getränken, nebst der Consumo-Maut“ 5!) Evecta 
in der Höhe von =#/, von allen wieder ausgeführten be- 
reits bei der Einfuhr verzollten Waren; Deposito- 
rinm vom ungarischen Weine 3 fl. 4 kr. Endlich kamen 
noch hinzu Accidens als Belohnung der .Zollbeamten im 
Betrage von 60%/,, von allen aus-, em- und durchgeführten 
‚Waren sowie aggio, das sich aus dem Kursunterschiede 
des Dukatens im Verhältnis zur polnischen Münze ergab, 
da der Zoll zu einer Zeit berechnet war, wo der Dukatcenpreis 
4 fl Il), kr. betragen hatte, während er nach der Okku- 
pation aul +4 fl. 30 kr. gestiegen war. Das Aggio wurde 
erst vom Gubernialrat Splöny eingeführt und stellte sich 
aul 1 Kr. von jedem poln. Gulden == 15 kı., also 63/,9/,. 

Damit ist die lange Reihe von Abgaben noch nicht 
erschöpft. Ihnen gesellten sich noch andere geringere: wie 
Faß-, Wagen-, Visa- und Durchtriebsgelder.’) 

ı) Dieses Epistomiale war nicht unbedeutend. Gemäß dem 


Reichstagsbeschluß von 1764 wurde es in Galizien folgendermatsen 
eingehoben: 


ab uno garniec, vini WHungarici omnis generis Tifkr. 
» 9». delio 40 garniec contineri solente si. 
» » garniec vini Burgundici ac Champa- 

niue ex Gallia Ml/skr. 
»  „ garnieec viniGallici, Hispanici, Italisiete. — 3°/, kr. 


» »  guarniec vini Moldavici, Vallachici et ab 
omni Mulso Hungarico, Polonico ut 


a cerevisia Anglica 2t/: kr. 
» » Harniec Cremati poloniei 1 kr 


> „So nämlich 
a) von jeden 2'/, eimerigen Fal3 Wein 19 kr. 
b) von jeden vorgespannten Pferde, so Frankfurter u. 
Breslauer Waren fülhret, eben 19 kr; 
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Alle diese Abgaben wurden, mit vereinzelten Aus- 
nahınen, aus der polnischen Zeit übernommen. Aus ihnen 
spricht noch recht deutlich der mittelalterliche Geist der 
polnischen Zollverlassung. Daß sie nicht unbeträchtliche 
Einnahmen lieferten, lehrt eine Zusammenstellung, nach 
der das Ärar jın Jahre 1773 vereinnahmt hat an: 


„Vecturisatio ac Pobör fl. 11.981. 


l;pistomiale „12.434. 
Depositorium 22.845. 
Argio „28.884. 
Accidentis olhngefähr » 24.000. 


Zusammen fl. 160.157“ 
d. i. Y/, der ganzen Zollast. 

Es braucht kaum erst begründet zu werden, daß diese 
polnische Zollverfassung keine ideale und daß sie in linan- 
zieller Hinsicht sogar recht beschwerlich gewesen ist. Aller- 
dings erfuhr sie sofort durch die österreichische Regierung 
eine nützliche Änderung insofern, als die — seit 1507 bestan- 
dene — Aollfreiheit des Adels abgeschafft 
wurde. Aber nach 'wie vor wirkten die zahlreichen und 
komplizierten Abgaben sowie die veraltete Bemessungsart 
derselben hemmend und gaben den Beamten zu Mißbräuchen 
und Willkür Gelegenheit. Trotz alledem jedoch war die Bei- 
behaltung dieses Systems für Galizien gewiß vorteilhafter 
als die Einführung des in den Erblanden geltenden Prohi- 
bilivsystens. j 

Die Regierung hielt auch weiterhin an dieser Sonder- 
stellung Caliziens lest, obwohl dieselbe von zwei Seiten an- 
geleindet wurde. 

Zunächst bedrohte das galizische Zollsystem die Erb- 
lande auf ihren bisherigen Absatzmärkten. So z. B. berich- 


ec) von jedem durchtreibenden Ochsen 61 kr; 

d) von jedem Wagen mit Transitogütern aus Schlesien 
in IIungarn 11. 16 kr. 

e) von Leipziger Transito Waren der vierte 'Theil des 

in Erblanden abgenommenen Transitozolls; 

f) endlich wird als ein Visageld bey der letzten Stalion 
die Halbscheid des accidens 3%/,0, und in der Submon- 
tan Provinz zum zweyten Mal 6%/,, wiederholt bezogen.“ 
(Zit. Bericht Eders vom 15. Januar 1775). 
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tete nach dem 1774 in Wien abgehaltenen Jahrmarkte 
die k. k. Linzer Wollenzeug-Fabriksdircktion: „daß die 
siebenbürgische TTandelsleute in selben wenig. Waaren abge- 
nommen hätten.“ sie erklärte dies damit, daß von Galizien 
aus die ausländischen "Waren; die dort freien Zutritt hätten, 
maßenhaft nach Schenbürgen geschwärzt würden, so daß 
man in einigen Städten „zu -Blisabeth, Szamosuywar, Her- 
manstadt und Karlstadt... in den armenischen Gewölbern 
ansehnliche Vorräte an drgl. fremden Waaren vorgefunden 
(habe), obwohl sie in Hungarn und Siebenbürgen verboten“ 
seien. Doch begnügte sich die Regierung damit, den galizi- 
schen Mautbehörden aulzutragen: sie sollten „diese fremde 
‚Waaren weder durch Galizien per Transito, noch aus Gali- 
zien per Essito nach Ungarn und Siebenbürgen passiren .. 
lassen, auch die Schwärzung derselben .. verhindern.“:) 

Das scheint nun freilich wenig geholfen zu haben. 
Denn der Direktor der Linzer Fabrik, Holrat von.Sorgen- 
t'ha,b, wiederholte 1775 in seiner Relation über die erste 
Teschener Messe die ein Jahr zuvor vorgebrachten Rlagen. 
Laut dem Messpatent kämen, führte’er aus, nach Teschen 
fremde Waren unverzollt, „und die- Erfahrung: (habe) es 
bewiesen, daß nicht wohl eine Vorsehung zu nelımen ist, 
womit nicht Innländer einige an sich bringen.“ Die ansehn- 
lichsten Preßburger Kaufleute hätten sich auf der Tesche- 
ner Messe über 14 Tage aufgehalten — „da ihnen doch der 
Vortheil des Donaustroms, sohin der Weg über Wien weit für- 
träglicher seyn muß.“ - Sie seien also dorthin offenbar nur 
wegen (der Schwärzung durch Galizien gekommen. Aber 
auch die kleineren Kaufleute, die zur Teschener Messe nicht 
gekommen seien, hätten diese :;Waren von galizischen 
Kaufleuten erhalten. Wenigstens habe er, Sorgenthal, be- 
merkt, daß zu Rzeszow „die alldortigen 10 jüdische Hand- 
lungsgewölber mehrers als andern Orten mit Waaren ange- 
füllt“ seien und daß ‚ihr Debit sich größtenteils nach Dukla 
und die hungarische Gränze erstreckt, um von dort nach 
Ungarn hinein eingeschleppt zu werden.“ In Gebirgen mit 
ihren vielen Schleichwegen sei eben die Zollinie schwer zu 
bewachen. Er (Sorgentahl) habe mit einem vierspännigen 

1) Schreiben au den Gouverneur Grafen Auersperg vom 


30. Juni 1774. H. K. A. Conmerz fasc. 57. ad 14 ex Junio und 
6 ex Julio 1774. 


Grünberg, Studien X. 
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Wagen den Versuch gemacht dem Grenzposten Barwinek 
auszuweichen, und cs sei ihm gelungen, deuselben sowohl 
wie die ungarische Grenze zu passieren, olne von den 
Zollbeamten geschen zu werden. Man, könne demnach 
leicht erraten, wie beträchtlich die Einschwärzungen von 
Galizien nach Ungarn und Siebenbürgen gewesen sein müß- 
ten. „Besonders aber soll sie stark zu ITumanau, Marmaros 
und endlich durch die Moldau zu Gronstadt getrieben wer- 
den. ‘Dort werden ‘alle diejenigen Waren, so in den Erblän- 
dern mit hoher Maut belegt sind, als Zucker, Kaffee, feine 
Tücher feiler ‘als in ;Wien verkauft. Auch Bartfeld scheint 
von Jer Einschwärzung nicht rein zu seyn.) 

Diese und ähnliche Ausführungen” beweisen, daß die 
Gefahr für die Industrie der alten Erbländer wirklich zien- 
lich groß gewesen ist und die ganze Pıohibitivpolitik un- 
wirksam zu machen ‘drohte. Trotzdem ließ sich die Regie- 
rung auch jetzt nicht beirren und begnügte sich mit der 
Verordnung: „daß (in Galizien) in Entfernurr von [ünf 
Meilen von den hungarischen. und schlesischen Gränzen 
keins :Waaren-Niederlagen ohne amtliche Anmeldung errich- 
tet werden dürfen.'‘?) 

Andererseits hatte die Sonderstellung Galiziens die 
Hoffnungen der erbländischen Industrie, dort ein ausschließ- 
liches 'Absatzgebiet zu bekominen, vernichtet. So ist es 
denn nur zu begreiflich, daß aus diesen Kreisen die Forde- 


rung nach ‚Ausdehnung des Prohibitivsystems auch auf die 
neuerworbene Provinz laut wurde. So unternahm z B. im, 


April 1773 ‚der ‘Administrator der Herrschaft Buchlau in 
Mähren, Graf Prosper von Berchthold, unter Ver- 
mittlung des mährischen 'Guberniums und des Kommerzien- 
rates Schritte wegen ‘Unterstützung des Absatzes von böh- 
mischem und mährischem Glas in Galizien und forderte ein 
Importverbot oder prohibitiv wirkende Zölle gegen preußi- 
sches Glas.’) 


») Bericht Sorgenthals, I. KK. A. Commerz lasc, 57. 
ad 13 ex Octobri 1775 8. 7, 25, 47/48. 

2) Avertissement vom 3. Juni 1775. Piller, 8. 90. 

3») Berchthold klagt, der frühere große Export von mäh- 
‚rischem Glas mach Polen sei nun „fast gänzlich“ weggefalien, 
und zwar infolge Konkurrenz der großen zu Wesola an der 
preußisch-schlesischen Grenze gegen Polen vor 5 Jahren durch 


al 

Das Lemberger ‚Gubernium sprach sich 
gegen .die Bewilligung dieser Forderung aus.!) 
„Das polnische Glas — [ührte cs aus — ist schon mit 
10%/, belegt und (das ohnehin zu theucre englische erfordert 
nicht die ‚Vorsicht eines Verbotes.‘ Es komme also nur das 
preußische in Betracht, aber auch hier sei ein Verbot nicht 
rätlich, ‘weil es Repressalien preußischerseits zur Folge 
haben ‘würde. „Man könnte nur aus kluger "Vorsorge das 
preußische !und das englische auch demselben 10% ,igen Zoll 
unterwerfen und aul alle drei Gattungen die Mauts-Taxe 
erhöhen.“ Für die Beschränkung auf eine sulche Maßregel 
spreche auch neben: der Furcht vor Repressalien „die Natur" 
des galizischen Handels: er ist ein Tauschhandel. Die 
fremden Kaufleute verkaufen 'ihre ausländischen Waren in 
Galizien unter der Voraussetzung, daß sie hier gleich andere 
ankaufen. :Wird. man ihnen den Absatz ihrer Waren ver- 
bieten, so werden sie auch ihre Einkäufe anderwärts besor- 
gen. 

Diese Auffassung drang denn auch in Wien durch, und 
mit Hofdekret vom 28. Mai 1774 wurde die Berück- 
sichtigung dieser speziellen Bedingungen 
des galizischen Handels bei der Ausarbei- 
tung der künftigen Mautbemessung anbe- 
fol:len.?) 

Spärliche Ausnahmen zu Gunsten der Prohibition wur- 
den nur dort gemacht, w:o die Hoffnung bestand, an Stelle 
der verbotenen ausländischen ‘Waren die  österreichi- 
schen ın den Umlauf zu bringen So wurde das 


die Herrschaft Pleß gegründeten Glashütte, welche in kurzer Zeit 
fast alle polnischen Glashändler an sich gezogen habe, da sie 
näher zur polnischen Grenze gelegen, sich ‚geringerer Zufuhrs- 
und 'Pransportkosten crfreue. Gerade aber, weil so die Polni- 
schen Märkte entschieden verloren scheinen, komme es um so nelır 
auf die Sicherung des galizischen an. (Gesuch Berchtholds 
vom 18. April 1773. II. K. A. Conmerz. fase. 57. ad 27 ex Junio 
17735 Bericht des mährischen Guberniums vom 15.: Mai 1775, 
ebenda, Vgl. auch A. M. J. VG 12/2968, ad 627 ex Junio 1773 
und ad 763 ex Aprili 1774.) 

) Post Seriptum des Generals von Hadik an den Grafen 
Wrbnaddo. 6. Mai 1774. A.M.I. VG. 12/2068 ad 889 ex Junio 1771. 

> A.M. IL VG 12/2968 ad 889 ex Junio 1774. 


Gubernium im Frühjahr 1774 beauftragt,') „sämtliche 
fremden“ (sächsischen)  „Porcellän-Waaren mit Aus- 
nahme der Fajance, Majolica und anderer irdenen Ge- 
schirren in Galizien zu verbiethen, da hiesige Porccllän- 
Kabrique?) das Königreich Galizien hinlänglich zu verse- 
hen im Stande seyn wird.“ Derartige Ausnahmen blie- 
ben jedoch höchst vereinzelt. Sonst wurde aul die Prohi- 
bition gänzlich verzichtct. 

Natürlich brachte es tliese Selbständigkeit Galiziens 
in Zollsachen mit sich, daß es von den übrigen Erb- 
ländern durch eine Zollinie abgesondert 
wurde. Demgemäß mußten die durch Galizien eintreten- 
den Iremden Waren bei ihrem Ueber&ang in die Erblande 
die Dilferenz zwischen dem niedrigen galizischen und dem 
höheren erbländischen Zoll nachtragen; fielen sie in ‚die 
Kategorie der in den Erblanden verbotenen Waren, so wur- 
den sie aus Galizien nicht hinausgelassen. 

Die Einräumung dieser Sonderstellung erklärt sich auch 
aus anderen Rücksichten ials den bereits besprochenen spe: 
zicllen MHandelsverhältnissen Galiziens. So vor allem durch. 
die damals ins Auge gefaßte Notwendigkeit, im Interesse 
dieser Provinz einen Handelsvertrag mit Polen zu 
schließen. Da man aber über das Wesen des polnischen 
Ilandels nichts wußte und den Einfluß desselben auf die, 
Interessen der IJibländer nicht vorausschen konnte, so 
wollte man durch die Zwischeuzollinie die alten Erblande 
vor ciner etwa ungünstigen Rückwirkung des polnischen 
Handels schützen. : Die Sonderstellung Galiziens bezweclkte 
somit auch die Ebnung des Weges zu einem galizisch-pohii- 
schen Handelsvertrage. 

Nicht durch Prohibition und Verbote sollte dem sali- 
zischen Handel geholfen werden, sondern durch Aneiferung 
der fremden Kaufleute zur Anknüpfutg von Ilandelsverbin- 

1) Schreiben vom 23. April 1774 A. M. I. V G. 12/2968, 
ad 703 ex Aprili 1774. 

2) Die Wiener Porzellanfabrik war ein Staatsbetrieb. Das 
zit. Ilofdckret vom 28. Mai 1774 bemerkt, daß der Absatz des 
Wiener Porzellans in Galizien „von den jüdischen Tobaksverschleis- 
sern sowie von beyden privilegirten Porcellain Iländlerinnen Sie- 
berin und Koberin‘ übernommen wurde, sowie daß „das 'Wienerische 
schon merklich Beyfall finde.“ (Zit. Akten, ad 889 ex Junio 1774). 


dungen mit Galizien. Zu diesem Zwecke vermittelte. die 
Regierung Informationen über die Landesverhältnisse. So 
beauftragte Fürst Kaunitz, aus Anlaß einer Anfrage des 
Triester Wandelsmannes Tribuzzi über den Wachshandel 
in Galizien, das dortige Gubernium zu ausführlichen Aus- 
künften über den Umfang des Handels in diesem Artikel, 
die Preise, Handelswege und Transportkosten sowie die 
größeren Tandelsleute. Die erhaltenen Tnlormationen ver- 
sandte er sodann durch Vermittlung des Kommerzienrates 
an alle erbländischen Länderstellen!) mit dem Iirlolge, daß 
sich wirklich außer Tribuzzi auch die „Vorsteher und 
Gesamte bürgerliche Handlungs Compagnie“ in Graz mel- 
deten und sich zur Anknüplung von Handelsverbindungen 
mit Galizien bereit erklärten.) Andererseits gaben sich 
auch die Erblande Mühe, ähnliche Tuformationen in Gali- 
zien zu verbreiten. So z. B. die Görzer Landeshauptmann- 
schaft, die eine Tabelle eigener Produkten verfassen ließ, 
„un sie an das polnische Gubernium zu weiterer Speku- 
lation des jenseitigen Handelsstandes zu communieiren.‘?) 

Die Anwendung dieser milderen und durch einen mehr 
liberalen Geist gekennzeichneten Maßregeln auf Galizien, 
ist noch darum umso merkwürdiger, als damals (1772/73) 
in ganz Österreich das Verbotsystem in seiner vollen Kraft 
bestand. Zwar machte sich in den imaßgebenden Wiener 
Kreisen in den Achtzigerjahren die Tendenz geltend, das 
Prohibitivsystem durch ein gemäßigtes Schutzzollsystem 
zu ersetzen!) —- eine Tendenz, die namentlich in dem Für- 
sten Kaunuitz, den Grafen Philipp Cobenzl und 
Karl Zinzendorf, dem Freihändler Hägelin, Son- 

t) H. K. A. Commerz fasc. 57, ad 2 ex Julio 1773, 

?) Schreiben dio. 26. Oktober 1773. I. K. A. Commerz fasc. 
57, ad 7 ex Decembri 1773. 

%) Die „Specificazione generale delle manufacture essitenli 
nelle unite contee di Gorizia e Gradisca“ zählt die Waren, deren 
Gattungen, Preise, Fabrikanten etc. auf. Schreiben ddo. 24. No- 
vember 1773. H. K. A. Commerz fasc. 57, ad 6 ex Decembri 1773. 

%) Der betreffende Entwurf des Commerzienrates wurde Maria 
Theresia im Mai 1773 vorgelegt. Vgl. Arneth, a. a. OD. IN. 
455 ff, Beer, Oesterr. Handelspolitik S. 113. Derselbe, Indu- 
striepolitik, S. 88-93. Das im Geiste des Schutzzollsystens ge- 
haltene Gutachten Raabs vom Mai 1774, vgl. bei Beer, 
Oesterr. Handelspolitik. S. 113 £. 


nenfels und Raab ihre Verteidiger halte. Es waren das 
aber damals nur Projekte, und der neue Tarif vom 15. Juli 
1775 hatle das alte System erst nur gemildert, keineswegs 
aber mit demselben gänzlich gebrochen, 


8 2. Die Organisation der Zollverwaltung. 


Wie «das, polnische Zollsystem, so wurde auch die Trü- 
here Organisation der Zollverwaltung beibehalten. 

line gesonderte Mautadministration hat ces anfangs 
nicht gegeben. Vielmehr befand sich die ganze Verwaltung 
und Leitung des Mautwesens in unmittelbarer Abhängig- 
keit vom Gubernium. Sie lag in der Hand des Gubernial- 
rates Spl&ny, dem sie gleich nach erfolgter Okkupation 
und noch vor Einrichtung der Landesstelle provisorisch. 
übertragen worden war und die er auch nach seinem spä- 
teren Austritt aus dem Gubernium und seiner Ernennung 
zum Vize-Präsidenten des Lemberger Obristen-Justiz-Tri- 
bunals beibehielt.!) 

Die Spl&eny untergeordneten Behörden behielten die 
frühere Einteilung in drei „Provinzen“: Provincia Sub- 
montana, Civistulana, Russia, bei. Jeder der- 
selben stand ein Intendant or mit einer Besoldung, 
von 1266 112) Sie hatten zur Seite: sechs Generalrevi- 
soren (Revisores generales),), mit einer fixen Besoldung 
von je 1000 fl., denen die Kontrolle und Revision der Gefälle 
oblag; ferner als Kanzleigehilfen 1-2 Kalkulatoren, 
denen die Überprüfung der Quartalrechnungen oblag, 
sowie I Cursor. 

Dieser Oberbehörde unterstanden in jeder Provinz 
„Kammern“ (Kemory) d. h. Mautänter, deren Persohal 
sich gliederte in: I manchmal 2 Zolleinnehmer (vri- 
eesimalores) mit einem jährlichen Gehaltsbezug von je 
0 8.5) 2 3 Mautrevisuoren (revisores camerales) mit 
1) Vortrag der galiz. llofdepntation vom 4. März 1774 H. 
A. Commerz fase., 57, ad 27 ex Junio 1774. 

») Neben der Besoldung bezogen sie 1/6 des acvidens, was 
z. B. in der Submontanprovinz jährlich 3000 fl einbrachte. Zit. 
Bericht, Bders vom 15. Januar 1775. Abschnitt: „Uber die der- 
malige Bestellung der Mauthüter und ihrer Oberen.‘ 

») Und zwar im der Provinz Civistul. 1, Russia 2, Submont. 3. 

) Wenn die laufenden Binnahmen einer Kammer 1500 fl. 
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einem Jahresgchalt von je 200 fl.; etliche Überreiter, 
(obequitatores), deren jährliche Besoldung sich auf 100 1. 
stellte; und endlich Übergeher (pedestres), mit 60 fl. 
jährlich. Zu Bunde des Jahres 1774 bestanden 41 solche 
Mautämter.!) 

Dieses ganze Dienstpersonal setzte sich auch weiterhin 
ausschließlich aus Polen zusammen.?) Alle Be- 
amten bezogen das gebräuchliche Accidens. Sie waren aber 
auch für andere Geldzuflüsse nicht wmempfindlich, und 
Eder klagt darüber: „wie sie nach allgemeiner Aussage 
und Befund von allen Veeturanten und handlenden Par- 
iheyen etwas zu erpressen getrachtet haben, welche üble 
Gewohnheit auch hierlandes schwerlich oder nur mit der 
äußersten Schärfe eingestellt werden dörfte.“?) Doch for- 
dert die Gerechtigkeit die Feststellung, daß es hierin in 
Galizien nicht ärger stand als im damaligen Frankreich, 
England oder Preußen, und daß es in dieser Beziehung 
auch unter der österreichischen Herrschali, gerade durch 
das Verschulden Eders, eher noch schlimmer als besser 
wurde. 


83. Die Kosten der Zollverwaltung und die Zolleinnahmen. 


Die Kosten der Zollverwaltung?) setzten sich 1774 aus 
folgenden Pesten zusanımen: 


im Vierteljahr überstiegen, so wurde ihnen cine Zulage von 58 I. 
20 kr. somit jährlich 233 fl. 20 kr. bewilligt. 

Status Olficiorum ei Salariorum in Re Teloniei Regno- 
rum Galliciae et Lodomeriae cum fine Anni 1774 existens: 

I. Provine. Submont. (16): OSwieeim, Biala, Zywiec, Maköw, 
Nowy Turg, Piwniezna, Sandecz, Gryböw, Grödek, Gorlice, Zni- 
gröd, Dukla, Jasliska, Szezawne, Jaworöw, Skole. 

II. Provine. Civistul. (9): Wrzawa seu Dziköw, Baransw, 
Szezuein, Solne Uscie, Bochnia, Kazimierz, Spytkowice, Rzeszöw, 
Jarostaw, 

III. Provine. Russ. (16): Leopolis, Janiszöw, Zamose, \Woi- 
stawice, Dubienka, Krylsw, Sokal, LeSniow, Brody, Zatozee cum 
Podkamien, Zbaraz, Grzymalsw, Iusiatyn, Zuleszezyk, Horodenka, 
Sniatyn. (H. K. A. Commerz lasc, 57, ad 27 ex Junio 1774). 

2) Ebenda. 

») Zit. Bericht Eders vom 15. Januar 1775, 

%) Zit. Status Officiorum et Salariorum u. sw. 
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„it. Salarium annuuın siımul et quartirium summa. . . .58.-458 fl, 32 kr. 
2. Besoldungszulage der 'Pricesimatores in 39 Kammern 

FIRET: 5 30 1 GE a ER BE en... 9000 
3. Titulo Accidentis bekamen Intendenten und olficinles 

jux Extraetus anni 1773... 222 000...292550 „ 18 „ 


Summia, . 0.107 I. 50 kr. 
4. Aggio der Officiulisten von obiger Sumimne pr. 4 kr. a fl. 6.007 „ 1 


Summa universa. „6.115 fl. -- kr.“ 


Schließlich soll noch zur Vervollständigung des Bildes 
der Zollverwaltung im ersten Jahre nach der Besitz- 
ergreilung des Landes ihr Ergebnis, insoweit cs in den 
Zahlen der Zollemahmen zum Ausdruck gelangt, angeführt 
werden — ein Ergebnis, das auch indirekt in großen Zügen 
auf die Größe des Handelsumsatzes einen Rückschluß ge- 
stattet. 

Nach der beifolgenden 'Tabelle!) betrug diese Einnahrne 
im Jahre 1773 433.285 fl. 40 kr. Um die ganze — amtlich 
ausgewiesene — Zollbelastung des Handels zu erfassen, ist 
zu der angeführten Summe noch hinzuzurechnen: das Agio 
per 4 kr. von jedem fl. = 28.884 fl. 40 kr., sowie dasAcci- 
dens im ungefähren Betrag von 22.559 fl. 18 kr, sodaß 
wir zu einer Gesamtzilfer von 484.729 Il. 38 kr. gelangen. 


’) „Tabella Proventuun officiorum Telonialium Regnorum Gal- 
lieiae ct Lodomeriae, Anno 1773. 
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IRussae 0.317] 55.419 23.897 30.390 916 6.733 9.804 483 573 148.036 
HElvistulanae | 8.165| 13.615 35.816 1314 32 704 2418 105 946 63.329 
INSub-Montanas 141.758] 48.915 12.252 30.717 21.896 64.910 266 501 699 221915 

Summa |70.242]117.050|71.996|62.422|22.845|72.430|11.989 1.180 2.219 433.285 





l 


*), Nota. Die Rubrique ist dahin’ zu verstehen, dass in dem ersten Quar« 
tal der Essito, Transito und Consumo nicht ins besondere polletiret, sondern 
zusammen in nehmlichen Polleten-Büchern verrechnet; auch dahero in diesem 
Extrakt summarie angesetzet worden seye.“ (H. K. A. Kam. Akt N7 G; ad 312 
ex Septembri 1776 Beilage M). In den übrigen Erblanden betrugen 1774 die Zoll- 
einnahmen 374 Mill fl. Vgl. Beer, Zollpolitik, S, 265. 


Zweites Kapitel. 
Die Reform der alten polnischen Gesetzgebung 1774. 


$ 1. Die Mautadministration. 


Bei der Neuordnung des Zollwesens in dem eben be- 
setzten Lande boten sich der österreichischen Regierung 
zwei Wege. Sie konnte entweder das erbländische Prohi- 
bitivsystem auch auf Galizien ausdehnen oder dieses bei 
der alten polnischen Zollverfassung belassen. Damit, daß 
sie die zweite Alternative wählte, war jedoch nicht gesagt, 
daß die veraltete polnische Zollverfassung allen Anforderun- 
sen des Handels entspreche. Im Gegenteil, man gab sich 
über ihre Fehler genügend Rechenschaft. Sie sollte also 
auch nur provisorisch in Geltung bleiben. Sowohl die hohen 
Zölle und Nebenabgaben, wie die beschwerliche Manipu- 
lation gaben zu zahlreichen Klagen Anlaß. „Das Maut- 
wesen in Galizien befindet sich in solcher Verfassung, daß 
es in allen Theilen einer ungesäumten Abänderung unum- 
gänglich vonnöthen hat.“!) 

Mit der Reorganisation der galizischen Mautverfassung 
hatte die galizische Hofkanzlei „den k. k. wirklichen Rath 
und böhmischen Banco-Gefällen Commissarium“ Carl Joseph 
von Eder beauftragt. Sein im Februar 1774 erstattetes 
Elaborat erörterte das Problem nach zwei Seiten hin. 

Im I. Abschnitte besprach er die Reorganisation 
der Zollverwaltung. Er schlug die Schaffung von 
sechs Oberämtern und einer vom Gubernium abgesonderten 
Mautadministration vor. Als deren Leiter nahm die gali- 
zische Hofkanzlei Eder selbst mit seinem bisher fı Böh- 

1) Vortrag der galizischen Hof-Deputation (Graf Wrbna) 
ddo. 4. März 1774. I. K. A. Commerz fase. 57, ad 27 ex Junio 1774. 
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men bezogenen Gehalte 8500 fl. in Aussicht. Die galizi- 
sche llol-Deputation war damit einverstanden, doch sollte 
die endgiltige Iintscheidung erst erfolgen, wenn Eder däs 
Land bereist hätte. In diesem Sinne fiel auch die Aller- 
höchste Entschließung aus. Die Kaiserin genchmigte pro- 
visorisch Eders Antrag und beauftragte diesen, vorläufig 
„um der Eigenschaft, als Commissarius mit einem Gchalt von 
3000 fl. in das Land abzugehen, nach eingeholten Toeal- 
kenntnissen den ganzen Manipulationsplan praktisch zu 
entwerfen, darüber mit dem Gubernio zu concertiren und 
sich sodann mit dem zu Stand gebrachten Entwurf anhero 
zu begeben ... wornach wegen dessen Anstellung als wirk- 
lichen Administrator nach Befund seiner Ausarbeitung“ wei- 
ierev Beschluß gefaßt werden werdef) 

Im II. Teile seines OperatsentwarfEder einen Grund- 
riß der auf Galizien anzuwendenden Zoll- 
grundsätze. Diese bieten jedoch wenig Interessantes. 
Eder kannte damals das Land noch viel zu wenig, als daß 
seine Ausführungen ınehr denn eine abstrakte Darstellung 
jener allgemeinen Ansichten hätten sein können, die in 
der Zeit eines Sonnenlels in den Kreisen der Bureau- 
kratie herrschten. Sie stießen daher auch auf den Wider- 


») Vortrag d. galiz. Hofkanzlei ddo, 4. und a. h. Entschl. v. 
26. März 1774. 4. K. A. Comerz. fasc. 57, ad 27 ex Junio 
1774; Extract. Protocolli d. galiz. Hof-Deput. Ebenda al 13 ex 
Aprili 177-4. 

In dieser Stellung als Mautadministrator blieb Eder durch 
10 Jahre, bis 1784. Er war ein begabter Beamte und überblickte 
bald nach seinem Eintreffen in Galizien die dortigen Verhält- 
nisse. Sie wurden ihm durch seine oftmaligen Reisen immer ve* 
trauter und seine sachlichen Berichte an die Wofstellen haben 
oltmals zur Änderung der schablonenhaften und auf Galizien oft 
nieht passenden Verordnungen der Zentralen Regierung beige- 
tragen. In dieser llinsicht kann ihm ein großes Verdienst nicht 
abgesprochen werden. Leider besaß er mehr Wissen als 'Tugen- 
den. Er korrumpierte die Zolladministration vollständig und wurde 
daher nachdem ihm viele Mißbräuche und Vergehen nachgewiesen 
worden waren, 17584 aus dem Dienste entlassen. Er scheint sich 
durch sein Amt ein Vermögen gesammelt zu haben. Denn 
um 1788 gründete er eine Tuchfabrik in Galizien, wobei ihm natür- 
lich seine Kenntnis der Wirtschaftszustände des Landes nicht we- 
ig behilflich war. 


spruch der galizischen Hofkanzlei, in deren Händen die 
Öberleitung der galizischen Angelegenheiten lag und die 
die speziellen Interessen Galiziens — siegreich — vertrat. 
Ihre bei dieser Gelegenheit geäußerten Ansichten können 
gewissermaßen als wirtschaftliches Programm für die 
nenerworbene "Provinz betrachtet werden. 


8 2. Der Ausfuhrzoll. 

Was zunächst den Ausfuhr-(Bssito-)Zoll aubelangt, so 
stimmten Eder und der Präsident der galizischen Ilof- 
kanzlei, Graf Wrbna, darin überein, daß die galizische 
Ausfuhr möglichst gefördert werden solle und daher 
der alte, direkt exporthindernde Essitozoll von 10-120), 
durch den niedrigen erbländischen Satz von 5/,%/, zu er- 
setzen sei. Dies umso mehr, als in Polen, wo der Adel zoll- 
und steuerimmun war, der Kaufmann seit jeher die — reich- 
lich ausgenutzte -- Möglichkeit hatte, seine Waren unter 
Deckung durch eine adelige Firma auszuführen!) und so 
praktisch der Verzollung zu entgehen. Nun aber waren 
die adeligen Zollprivilegien in Galizien beseitigt und cs 
trat die volle Härte der polnischen Zölle erst recht in 
Erscheinung. 

In Bezug auf den Zeitpunkt zu dem der neue Zoll- 
satz in ‚Kraft treten sollte. war Eder der Meinung: 
man solle erst den Abschluß des Ilandelsvertrages mit 
Polen abwarten. Wrbna aber hielt das für unnötig, „in- 
dem auch in dem "Falle, wenn (der Commercien-Tractat mit 
der Republique) gar nicht zu Stande käme, die Ausfuhr der 
zalizischen Landesprodukten nach und durch Pohlen jeder- 
zeit aul alle Weise zu befördern sein würde.“ 

Diese Auffassung [and den Beilall der Kaiserin. Es 
solle, entschied sie „der Ausfuhrzoll sogleich auf 5/,.%o 
herabgesetzt werden.‘?) 

) Korzon a. a. O. II. Bd. S. 8. Im Jahre 1602 behaup- 
tele der Administrator der Königlichen Zölle, Cikowski, daß auf 
den Jahrmärkten „zweierlei llandel bestehl, einer mit Ochsen, 
der andere mit Preibriefen.“ Vgl. Marchlewski, Physiokra- 
tismus m Polen. 5 46. Gargas, Volkswirtschaftl. Ansichten. 
N. 2Bßt. 

2) Alı. Resol. vom 26, März 1774 IT. K. A. Commerz. lasc. 
57. ad 13 ex Aprili und 27 ex Junio 1774. Patent vom 11.April 
1774. Vgl. Kropatschek, Theresianisches Gesetzbuch, VIT., 55. 
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Diese Entschließung Kam einer gänzlichen Auf- 
hebung der galizischen Ausfuhrzölle gleich, da der >/13°/0 
betragende Essitozoll nur als eine statistische Gebühr be- 
trachtet werden kann. 

Wie groß und wie nützlich diese Umwälzung in den 
handelspolitischen Verhältnissen Galiziens sein mußte, er- 
gibt sich von selbst. An Stelle des noch mittelalterlichen 
Grundsatzes hoher Ausfuhrzölle trat ihre moderne Regu- 
lierung und damit wurden die gwalizischen Produkte auf 
den ausländischen Märkten konkurrenzlähiger. Von der 
großen Last in eigenem Lande befreit, konnten sie leichter 
die Auflagen der Nachbarländer ertragen, deren Absatz- 
märkte bis dahin für sie gesperrt gewesen waren. 

Der exportbelebende Einfluß dieser Erleichterung er- 
hellt schon daraus, daß sich in Kurzem die Furcht regte, 
es könnte in Galizien selbst an einigen Artikeln, z. B. Vich, 
Mangel eintreten, so daß Eder, der doch selbst die Bssito- 
ermäßigung vorgeschlagen hatte, einige Monatc später die 
Wiedereinführung ınancher Beschränkungen beantragte. So 
sollte der Ausfuhrzoll für Kühe, Junzen und Borstenvich 
von 5/;, auf 21/3%/,, d. h. von je 11/, auf je 7%), kr. erhöht 
werden, für Ochsen von je 5 auf 30 kr.; u. zw. im Hinblick 
„auf die benötigte Anzahl Hornvich zur eigenen Con- 
sumtion; da bey der Republique der Zoll vierlach höher 


gesetzet ware (10°%/,) und der Austritt dennoch keine Hem- 
mung erlitten habe.) 


83. Der Durchfuhrzoll. 


Ebenso groß wie beim Ausfuhrzoll, war die Umwälzung 
beim Transitozoll. 

Die merkantilisiische Politik war gleichermaßen be- 
strebt, sowohl die Ausfuhr zu erleichtern, wie durch niedrige 
Transitozölle den Durchfuhrhandel an sich zu reißen. In 
diesem Sinne war auch die Instruktion für den Hofrat Ko- 


1) Zit. Bericht Eders ddo. 15. Januar 1775. Abschnitt: „Die 
antragende Abänderung des Ausfuhrzolles.‘“ — Mit der Frage Uer Be- 
günstigung der galizischen Ausfuhr ist nicht nur die nach dem gali- 
zischen Essitozoll, sondern auch die Frage des erblän- 
dischen Consumozolls auf galizische Produkte eng ver- 
bunden. Ich komme darauf im Zusammenhang mit dem galizi- 
schen Consumo zurück. 
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zian abgelaßt.!) Die 12, resp. 14%, igen polnischen Tran- 
sitozölle waren nicht, minder ein wirtschaftliches Kuriosum 
als die hohen ‘Ausluhrzölle. Eder wollte sie daher 
auch ermäßigt schen, anderseits aber hierin nicht zu weit 
gehen, weil es sich bei zu großer Begünstigung der Durch- 
fuhr besonders für die mollauischen und russischen Kauf- 
leute lohnen würde, diesen Transitohandel direkt, also 
ohne Vermittlung galizischer Handelsleute, m die Hand 
zu nehmen. Wrbna dagegen hielt dafür, daß die geogra- 
phische Lage Galiziens es erfordere, den Transitohandel 
unter allen Umständen zu wuterstützen. „Der Transito 
durch Galizien, führt er aus, gehet entweder aus den eige- 
nen k.k. Erblanden nach Polen und andere fremde Län- 
der; oder aus Polen und anderen fremden Ländern nach 
den Erblanden; oder es betrifft solcher die Durchfuhr aus 
fremden nach fremde Länder. In Anschung der beyden 
ersien Gattungen des Transito ist außer Zweifel, daß solche 
auf alle mögliche Weise zu erleichtern, das 
eigene Interesse der alten Erblanden erfordere.“ — „Die 
letzte Gattung. des Transito hingegen, wenn z. B. podo- 
lieches Vieh durch Galizien nach Preußisch-Schlesien gelıet, 
oder mit der Zeit einige dermalen über Danzig oder preußi- 
sche Staaten nach Polen gehenden Waaren durch Gali- 
zien ihren Zug nehmen eingeleitet: werden könnten, kan 
nicht anders als durch die größte Maut-Erleich- 
terung erhalten oder herbeigezogen werden.“ — „Eine 
Iirschwerung dieses Transito würde, statt der sich vorge- 
setzten Absicht den Handel aus den Händen der Fremden 
zu reißen, um solchen dem Einheimischen zuzuwenden, nur 
die Wirkung hervorbringen, den in dem Besitze dieses 
Handels sich befindenden Fremden von unseren Staaten 
abzuziehen und solchen zu nöthigen seinen Weg durch 
fremde Länder zu suchen.“ 

Die Kaiserin ließ diesen Streitpunkt zunächst unent- 
schieden.) Aber wenige Tage später schon fixierte sie den 
Durchfuhrzoll mit. 17,%,, „unyden Handelsmann zu bewegen, 
daß er die Straße von Galizien vor anderen fürwähle.“) 

2) °S. oben 8. 34. Vgl. Sonnenfels, Grundsälze II. $ 155. 

2) Ah. Resol. vom 26. März 1771, „3tio. Meine Schlußfassung 
wir wegen des Transitos demnächstens annoch erfolgen.‘ 

% Handbillet vom +4. April 1774. Erst mit dem Generaltarif 
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Wenn die fremde Ware nicht direkt transitierte, sondern 
einige Zeit im Lande verblieb, so war sie mit dem üblichen) 
10% igen Consumo belegt. Bei der Ausfuhr aber bezahlte 
sie keinen weiteren Zoll, da die früheren eveccia abgeschafft 
waren, der neueingeführte 5/1,/,ige Essitozoll jedoch nur von 
Landesprodukten erhoben wurde.!) — Für das Vich wur- 
den Emde 1774 besondere, äußerst günstige Transitotarife 
erlassen.?) 


S 4. Der Consumo. (Einfuhr-Zoll.) 


Die meisten Schwierigkeiten bot die Regulierung des 
Consumo, sowohl von erbländischen wie ausländischen Wa- 
ren. Von der Emtscheidung dieser Frage hing die eigent- 
liche Stellung Galiziens innerhalb des österreichischen Zoll- 
systems ab. 

Vor der Darstellung der einschlägigen Reformen, muß- 
jedoch der Standpunkt beleuchtet werden, von dem aus 
bisher die Frage des Importes erbländischer Waren nach 
Galizien in der Literatur betrachtet worden ist. 

Daß die österreichische Regierung die Tlolfnung der 
erbländischen Industrie teilte, für deren Erzeugnisse in Ga- 
lizien ein neues Absatzgebiel zu gewinnen, ist ganz begreif- 
lich. Gleich nach seiner Ankunft im Lande schrieb Graf 
Pergen an den Fürsten Kaunit%: „Was mir das be- 
trächtlichste bei dem Commercio in diesen Königreichen 
scheint, bestehet in dem Vorschub, welchen die Manulac- 
turen und Fabriquen in denen Erblanden andurch erhalien 
könnten, anwogegen alle Galanterie-Arbeiten, feine Tücher 
und feine Leinwand, alle Arbeiten von Filz, Stahl und Eisen” 
zu verfertigen ist, wenigstens durch einige Jahre 
einen nicht geringen Debit in hiesigen Landen haben 
können.) Es brauch! aber kaum betont zu werden, daß- 


von 1775 iwurde der Transitzoll auf 1% erhöht, dafür aber nur 
einmal abgenommen. 

!) Patent vom 11. Apsil 17745 I. K. A. Commerz. Tası. 
57. ExtractProtoc. tl. ıgaliz. Jlof-Depul., ebenda ad 13 ex Aprili 177. 

”) Zi. Bericht Eders vom 15. Jamnar 1775, Abschnitt: 
„Pie Transito -Regulirung in Ausehen des Viehes.“ 

3) Pergensche Relation vom 25. Januar 1773. M, 8. Bihl. 
Össolin. N. 525 ]J. fol. 48. Ähnliche Äusserungen des Grafen 
Wrhna vom Februar 1774 Viel. ımien NS. 71. 


es elwas ganz anderes ist, die Hoffnung auszusprechen, 
daß die Erblande für ihre Waren in Galizien Absatz finden 
können, als die Behauptung der Legende, daß die Regierung 
in Galizien keine Industrie wünschte, ja sie mit allen Mitteln 
sogar verhindern wolltel Denn es ist klar, daß in dem 
wirtschaftlichen Zustande, in dem sich Galizien nach der 
Okkupation befand, als reines Agrarland und jedes gewerh- 
lichen Lebens bar, fast alle Industrieprodukte 
notwendig von außenher bezogen werden 
mußten: Glas und Porzellan, Metalle und Baumwolle, 
Seide und Tücher, Droguen, Galanterie- und Krämnerwaren, 
Weine und Gewürze, reiche Stoffe, elegante Wagen und 
viele andere Gegenstände des Luxus und des alltäglichen 
Gebrauches. Schr lesenswert und Ichrreich in dieser Hinsicht 
sind die Ausführungen Korzonst) Hatte doch auch die 
Republik fast alles au Industrieerzeugnissen bezogen! —- 
Warum es so war, werden wir später sehen. Hier genügt 
die kurze Andeutung, daß die Hauptursache des Mangels an 
industrieller Entwicklung und Städtewesen in Polen dort 
Hegt, wo die Ursache des tragischen Falles des polnischen 
Staatslebens überhaupt zu suchen ist —- in der 200jährigen, 
durch kurzsichtige Klasseninteressen diktierten Wirtschalis- 
politik des polnischen Adels!’ 

Daß so laug dauernde Versäummisse sich nicht mit einem 
Schlag gutmachen lassen, daß dazu wenigstens Jahre, wenn 
nicht Jahrzehnte nötig sind, braucht man nicht erst zu 
beweisen. Auch die energischesten Anstrengungen der 
österreichischen wie jeder anderen Regierung konn- 
ten an dieser Tatsache nichts ändern. Im Hand- 
umdrehen eine Industrie in emem TDLande ins Leben 
zu rufen, wo es für sie an jeder, auch der primi- 
tivsten Voraussetzung fehlte, war unmöglich. Wollte auch 
die österreichische Regierung eine Industrie in Galizien 
schaffen, so mußte sie doch vorausschen, daß dies nur das 


) Korzon, II 134—145. Vgl. auch oben =. 9. 

®) Vgl. besonders Balzer, a a. 0. NS. Illf. 45. Noch 
in der zweiten Hlälfte des 19. Jahrhunderts widerseizie sieh 
der Adel der Industrialisierung Guliziens „ln den ersten 
Jahrzehnten nach der Bauernbefreiung stand die industrielle 
Entwicklung in Widerspruch zu den Interessen des Großgrundbe- 
sitzes, der es vorzog, die billigen Arbeitskräfte für sich zu rexer- 
vieren.“ (Bujak a. a. O0. 8 17.) 
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Resultat langjähriger Bemühungen sein könne. Bis dahin 
aber war eben Galizien auf die Binluhr fremder Waren not- 
wendig angewiesen. Dies und nichts anderes drückt die 
angeführte Pergensche Relation aus)” wo ausdrücklich 
bemerkt wird, die erbländische Tinfuhr nach Galizien sei 
nur „durch einige Jahre“ gedacht. Dies drücken auch un- 
zählige andere Stimmen aus, die wir noch kennen lernen 
werden.!) 

In jedem Stück erbländischer Ware, das nach Galizien 
wanderte, solort — noch dazu absichtliche — Unterdrückung 
Galiziens und seiner Industrie .erblicken, bedeutet kein 
objeklives, sondern nur ein durch Leidenschaft diktiertes 
Urteil. - 

Galizien sowie Polen mußten fremde Waren beziehen, 
weil sie sie brauchten und nicht selbst erzeugten. Eine Tat- 
sache, die sich nicht etwa als Folge politischer Abhän- 
gigkeit: Galiziens oder Poleus von den Nachbarländern er- 
klären läßt, sondern lediglich durch wirtschaftliche 
Ursachen. War doch England durch ein volles Jahrhundert, 
bis zur Mitte des 19, faßt die einzige Industriewerkstättle 
der ganzen Welt und überfllutete mit seinen Fabrikatcn 
gleichermaßen freie wie politisch abhängige Staaten. Der 
natürliche Austausch der Agrarprodukte mit industriellen 
wird sich eben in gegebenen Verhältnissen immer zwischen 
zwei Staaien, unabhängig von ihren gegenseitigen politi- 
schen Beziehungen, vollziehen. Vieles darüber können wir 
‚hoch heute aus den Verhältnissen der Balkanländer ler- 
nen. Darüber, ob cin bestimmter Balkanstaat seine Agrar- 
produkte gegen französische, deutsche oder österreichische 
Fabrikate vertauscht, entscheiden sicherlich auch politische 
Einflüsse mit. Die Tatsache des Imports selbst aber ist bei 
dem Mangel einer hinreichenden Eigenindustrie unausweich- 
lich. War 2°s0 die österreichische Regierung bestrebt, die 
ausländischen, Irüher won Galizien bezogenen Fabrikale 
durch ihre eigenen zu ersetzen, so war dies vom Interessen- 
standpunkte einer galizischen Landesindustrie höchst 
gleichgiltig. Insoweit auch hier Interessen Galiziens ins 
Spiel kamen -- daß nämlich die zu seinem Transitohandel 

) Vgl. besonders die Aeußerungen in der Silzung des Staals- 
rates vom 4. Mai 1776 unten S. 213 if.; dann das Edei'sche Pro- 
jekt vom 15. Januar 1775, unten 8. 228 if. 


65 


nolwendigen Auslandswaren nicht prohibiert werden soll- 
ten — wurden sie, wie gezeigt, ohne Rücksicht aul die Irb- 
lande hinreichend geschützt. Und so sollte cs auch für die 
Zukunft verbleiben: d. h. Galizien sollte nicht etwa zu 
einem ausschließlichen "Absatzmarkt für die erbländischen 
Waren gemacht, sondern — wie ich sofort zeigen werde — 
ncben diesen auch ausländische nach Gali- 
zien nach wie vor, mit geringen Zöllen hin- 
eingelassen werden. 

Allerdings fehlte es nicht an entgegengeselzten Projck- 
ten. Nicht als ob sie — was besonders hervorgehoben wer- 
den soll -- gegen Galizien oder seine Industrie gerichtet 
gewesen wären. Getragen aber durch die zentralisierende 
Tendenz des Merkantilismus, der zu großen und einheit- 
lichen Zollgebieten, zu einem „geschlossenen Handels- (und 
Industrie-) Staate“ hinstrebte, mußten sie folgerichtig über 
die lokalen und provinziellen Sonderinteressen hinaus, vor 
allem die staatlichen Gesamtinteressen be- 
rücksichtigen. Win typisches Beispiel dieser im merkan- 
tilistischen Sinne unilormierenden Anschauungen, ist die 
Denkschrift Kaiser Josels vom 11. Februar 1774!) 
somit gorade aus der Zeit der Beratungen über das künftige 
Zoll-, resp. Verbolsystem für die Trblande. 

Österreich, Führt dort der Kaiser aus, könne wegen 
seiner wugünsligen, vom Meer entfernten Lage auf keinen 
ausländischen Absatz rechnen. Da es aber fast alle 
ihn nötigen Produkte selbsi erzeuge und eime Bevölkerung 
von 13 Mill. Menschen besitze, müsse es versuchen, 
sich selbst. zu genügen und nichts von Trem- 
den zu beziehen. Um dieses Ziel zu erreichen, müßten 
alle Erbländer als Bines angeschen, vom Auslande abge- 
sperrt, die Grenzen überwacht und alle Vorsichten ergriffen 
werden, damit «die Binluhbr fremder Waren hintangehalteu 
werde. Für manche Gegenden oder Menschenklassen werde 
das drückend sein. Einige Gebirgsgegenden m Böhmen, 
00 Pabrikanten in Wien würden zu Grunde gehen.) Un- 

) Vgl Beer, Oesterr. Tndustriepolitik, 8. 95T. 

2) Ebenso drückend war das Verbotisystem für das Gör- 
zische, das eine Reihe von Waren aus dem Venezianischen zu 
billigeren Preisen, als ewa aus Mähren bezog. Vgl. Bee E; 
ebenda 8.. 81. 
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garn, Siebenbürgen, Galizien, müßlen sich z B. mit hej- 
nischen Tüchern und Leinwanden verschen, und wem 
sic auch darunter litten, so sei die Monarchie Ns eine Sozie- 
tät von 13 Mill. Menschen zu betrachten; und wenn dabei 
zwei oder drei Millionen einige Beschwernis hätten, 10 Mill. 
aber gewinnen, so wäre der größere Nutzen dem kleineren 
Übel vorzuziehen. Die notwendige Folge der Absperrung 
nach außen wäre eine möglichst gesteigerte Produktion in 
Innern, wo daher ein gänzlich [reier, von allen Zwischen- 
Zollinien, Monopolen, Privilegien, Zünften- und Hand- 
werksinnungen befreiter Verkehr hergestellt werden sollte. 
Der Kaiser ist sich dessen bewußt, daß ein solches System 
vor allen und zunächst für die industrigll entwickelterem‘. 
Länder zugeschnitten ist. Aber auch die übrigen, 
weniger entwickelten und sogar ganz agrari- 
schen Provinzen würden, meint er, dabeige- 
winnen können. Denn zunächst stünde bei der, von 
allen Beschränkungen und Monopolien losgelösten inneren 
Verkehrslreiheit nichts entgegen, daß auch in diesen —- 
durch Außenzoll geschützten Ländern — neue Industrien 
und Babriken entstehen, da sie doch durch nichts anderes 
als durch das Gesetz der Konkurrenz von Individuum zu 
Individuum und von Land zu Land geregelt sein würden. 
Handelsleuie und Fabriken würden sich au dem einen Orte 
vermindern, dafür aber an anderen erstchen und empor- 
kommen. Dann aber würden bei der Entwicklung der Indu- 
strie und Vermehrung der Bevölkerung, die wegen Man- 
gel einer einheimischen Konsumlion exporlierten Jandwirt- 
schaftlichen Irzeugnisse entsprechendere Verwer- 
tung finden und es dürfte daher die Notwendigkeit, der Aus- 
[uhr (von Naturalien) entfallen. 

Eine nähere Prüfung dieses merkantilistischen Pro- 
grainmes, sowohl in Ilinsicht auf seine prinzipielle Begrün- 
dung wie seine praktische Anwendung muß einer späteren 


Untersuchung - - über die innere Wirtschaltspolitik der 
öslerreichischen Regierung in Galizien —- vorbehalten blei- 


ben. In diesem Zusammenhange ist es bloß nolwendig 
darauf zu verweisen, daß dieses Hauptziel Josels der staut- 
lichen Wirtschaftspolitik gegenüber Galizien vorläufig und 
noch durch viele Jahre hindurch, nur eben ein Postulat blei- 
ben, keinesfalls jedoch verwirklicht werden sullte. Die Ver- 
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emigung der bis dahin abgesonderten österreichischen Pru- 
vinzen zu einen einheitlichen Wirtschaftskörper war zwar 

-immner der leitende Gedanke des Kaisers gewesen. Er wollte 

jedoch seine Lande zu einen organischen Ganzen und 
nicht bloß durch Zwangsmaßregeln mechanisch ver- 
binden. Daher wurden die konkreten Sonderinteressen Gali- 
ziens allen zentralisierenden, Tendenzen gegenüber ge- 
schont ,!) und jene Sonderstellung, die dem Lande innerhall 
des österreichischen Zollsystems 1772 provisorisch zuge- 
wiesen worden war, wurde auch weiterhin, 1774 und wälı- 
rend des folgenden Dezenniums bis 1784, gewahrt! 

Trotz Zentralisation — provinzielle Sonderstellung. Das 
ist: das Problen, das die österreichische Burcaukratie jener 
Zeit beschäftigte und das sie, wie safort gezeigt werden 
soll, in Bezug auf Galizien tatsächlich gelöst hat.?) 

Damit kehren wir zum Ederschen Blaborat vom Au- 
fang Februar 1774 zurück! 

a) Den Consumo auf die Einfuhr von [remden Waren, 
insonderheit Fabrikaten, glaubte Eder so hoch bestimmen 
zu sollen, daß dadurch der galizische Markt lür die erblän- 
dische Industrie gesichert werde. „Das einzige — lauten 
seine Worte — worauf hierbey die Rücksicht zu nehmen ist, 
besticht darimne, ob diejenigen Bedürfnisse, so Galizien bis- 
her aus der Fremde gezogen hat, diesem Lande ins künf- 
fige in gleicher Maasse aus den Erblanden zu verschaffen 
sein werden.“ Zu diesem Zwecke wünscht er auf Galizien 
„die nämlichen Grundsälze und Maaßregeln 
in dem Mautwesen, wie in den übrigen Erb- 
landen“ anzuwenden. 

') Doblhoff schrieb 1764: „Nach der wahren Staatsklug- 
heit könne man mehrere Länder so unter einerlei Beherrschung 
stehen, nicht wohl anders als in der Totalität und ihrem Zu- 
sammenhange, mithin mr für einerlei Körper betrachten; es müsse 
daher das Augenmerk dahin gerichtet werden, damit nicht ein 
Land dem andern Schaden zufüge, daher auch nicht 
eine Manufachor durch die andere zu Grwudle gerichtet werde. 
Vgl Beer, Oesterr, Industricpolitik 8. 21. 

2) Über ähnliches Verhalten des Kaisers gegenüber Mirol, vl. 
Meynert, Joseph IT, 8. 1-4. -—- Dem der josefimischen Cesetz- 
gehung 0 olt erhobenen Vorwurf: sie habe, dureh allgemeine 
rundsätze geleitet, mit konkreten Verhältnissen nicht. gerechnet, 
steht diese Tatsache als 


glänzender Beweis einer vorsichtigen 
„Realpolitik" gegenüber. 
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Dieses Prinzip, das mit den speziellen Verhältnissen 
Galiziens nicht rechnete, sollte dadurch gemildert werden, 
daß die Zölle in Galizien im allgemeinen nicht zu hoch sein 
sollten. „Jedoch wären — fälurt er fort —, die Mäute nicht 
übermäßig anzusetzen, um eine Contrebande zu veranlassen, 
und dürfte daher der höchste Mautsatz durchaus auf 20%), 
und nur bei einigen schr wenigen Capi auf 25 %, zu bestim- 
men seyn.“ Nur dort, wo die galizische Industrie speziellen 
Schutz fordere, solle man zu noch höheren Zöllen, eventuell 
auch zu Verboten greifen. So z. B. solle die Einfuhr von 
Tüchern und Leinwanden verboten werden. Anderseits abar 
sollten jene Produkte, die Galizien benötige, niedriger als 
nach dem allgemeinen Tarif verzollt werden. Das Richtige 
sollte an Ort und Stelle den konkreten Verhältnissen Hofrat 
von Sorgenthal anpassen, den man nach Galizien zu 
entsenden gedachte, 


Obwohl diese Prinzipien nichl im Sinne einer ausgespro- 
chenen Prohibition verfaßt waren, paßten sie nichisdest.o- 
weniger für galizische Verhältnisse nicht, und ihre Verwirk- 
lichung würde schädlich gewirkt haben. Fat doch Eder 
selbst seine Ansichten später, uls er das Land kennen lernte, 
ganz geändert. Vorläufig aber drohte die Gefahr ihrer 
Annahme umsomehr, als Eders Projekt durch einen den 
höheren Beamtenkreisen angehörenden Anonymus unter- 
stützt wurde, der in einem Mcemorjale au die Kaiserin die 
rücksichtlose Anwendung des erbländischen Tarils auf Ga- 
lizien forderte.!) „Es scheinet — erklärte er — kein Beden- 
ken zu seyn, daselbst pro generali die Gral Kobenzlische 
Tarif einzuführen, ohne Rücksicht in was Maaß 
sie daselbst nothwendig seyn därte“?) Und 
diese Forderung wurde damit begründet, daß dieser Tarif 
„ohnehin mit Rücksicht auf jene Artikel eingerichtet (sei), 
welehe in den Brblanden nicht hinlänglich erzeugel werden, 
als die Droguerie, Spezerei und dergl. Waaren“, daß also 


1) Anonymus: „Ökonomische Anmerkungen, die Einrich- 
tung der Mäute in Galizien betreffend.“ (IH. K. A. Commerz. fası. 
57. ad 27 ex Junio 774; auch A. M. J. Index, Galizien 1774 
ad Nr. 1085). 

?2) Ich vermute nm dem Anonymus den Commerzienhof- 
rat Friedr. von Eger, der öfters ähnliche Ansichten gegenüber 
Galizien vertrat. Seit 1785 war Eger einflußreicher Staatsrat. 
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ihre Einfuhr durch diesen "Tarif schon erleichtert sei. Zwar 
wußte der Anonymus wohl, daß dies die' Einfuhr der Fabri- 
kate nicht betrollen habe. Was diese anbelangt, so gab er 
zu, selbst zu zweifeln, ob die österreichische Produktion „für 
ein so großes neu Zurückgebrachtes Land“ genügen könne. 
Er gal sich aber mit der Bemerkung zufrieden: es soll- 
ten „die erbländischen Fabriken verbreitet“ werden. 

Die Berufung auf Cobenzl war, obwohlsachlich unbc- 
gründet, schr geschickt. Denn Philipp Cobeuzl], durch 
Kaunitz protegiert, war gerade damals (im März 1774) ein 
neuer Stern, der in den letzten Jahren der Kaiserin aufging 
und sich ihres Vertrauens erfreute.!) 

Die Kaiserin forderte hierüber gutächtliche Äußerungen 
des Präsidenten der galizischen Deputation Grafen Wrbna 
und des Kommerzienrates.?2) Undnuntrat Wrbna mit einer 
scharfen Kritik aller Anträge Eders undcdes Anonymus 
hervor. Zugleich nahm er auch gegen die Resolution von 
26. März 1774 Stellung, indem er die autonome Kom- 
petenz der galizischen Kanzlei verteidigie.) 
Wo es — führt er aus — wn die Fesisetzung der galizi- 
schen Zölle auf die aus anderen Ländern einzuführende 
Waren geht, dort gebührt dem Kommerzienrat keine 
Stimme. „Dieser Gegenstand ist ein internum von Gia- 
lizien, also gehöret es zu der galizischen Kanzley alleyn.* 
Der Kommerzienrat möge sich äußern, wenn es sich „wegen 
des Reciproci“, d. i. um die Mautbelegung der galizischen 
Waren in den Erblanden handele Ein Standpunkt, 
der mit den zentralistischen Anschauungen Josels sich nicht. 
vereinbaren ließ. 

In merito weist Wrbna entschieden auf die Not- 
wendigkeit der Handelsbezichungen Galiziens nıit dem Aus- 
lande hin, sowie auf die Unmöglichkeit der Anwendung 
des Kobenzlischen Tarifs auf Galizien: „So viel mir wis- 
send ist, heget Graf Robenzl und Hofrath Gruber andere 
und wahrhaftere Grundsätze, als alle Länder gleich tractiren 
zu wollen und zu statuiren, daß ohne Rücksicht in was 
Maaß eine Tarif im cmem Lande nothwendig seyn därlte, 


) Vgl. Arneth a. a. O0. IN. 457. 

:) Zit. Resol. vom 26. März 1774. 

») Vortrag Wrbnas ddo. 30. Mai 1774 (II. K. A. Commerce. 
fase. 57 ad 27 ex Junio 1774.) 
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tlieselbe pro gencrali eingeführt werde .... Galizien ist 
in Verschleiß seiner Naluralien platterdings abhangend von 
seinen Nachbahren und diese barattiren, oder wenden 
sich anderswohin; von dieser Regel kann man niemals ab- 
weichen.“ „Überhaupt — schließt Wrbna — bitte ich 
W. M. a. h. Gnade aus, in dortigen Tanden das Commerziale 
sd lange in gegenwärltigem Stanlkle zu lassen, 
bis man das Wahre der Sache besser kennen lernen wird, 
weil ansonst unter dem Scheine der nützlichen Veranstal- 
tungen sehr schädliche eingeführt werden könnten.“ 

Der Kaiser verschob demn auch seine Bnischeidung 
bis zur Zeit „wenn die nöthigen Nachrichten in Facto aus 
«lem Lande angelangt sein werden.) Z 

Es bliob also bein alten. Die nach Galizien kom- 
menden [remden Waren zahlten einen verhältnismäßig 
niedrigen 10%/,igen Consumo.?) In dieser Höhe blieb er 
auch bis zum Zolltarife vom 2 Jänner 1778, da 
‚ler provisorische Zeiltarif vom 28. Dezember 1776 nur das 
Verhältnis Galiziens zu den Erblanden, nicht aber zum Aus- 
lande regulierte. Die Durchsetzung dieses für Galizien so 
günstigen Zollsatzes hatte es ausschließlich dem Wrbna zu 
vordanken. 

bh) Kumplizierter und heikler war die 
besprochenen engst verbundene -- Prage des zalizischen 
tonsumo auf die Binfuhr erbländischer Waren. 
Denn wenn auch die Regierung die Forderungen der eige- 
non industriellen Kreise auf Einführung der Prohibition in 
Galizien ablehnte und die Einfuhr von fremden Waren 
zugelassen halte, so wäre cs doch ihrerseits ein Unmsimy 
wewesen, auf den galizischen Markt zu Gunsten des Aus- 
landes gänzlich zu verzichten. Es lag vielmehr nur in der 
Natur der Sache, daß sie der serbländischen Industrie die 
Tinfuhr nach Galizien auf alle mögliche Art erleichtern 
wollte. Nur eine monopolistische Stellung sollte ihr 
nieht gewährt werden. Darum wurden die ausländischen 
Waren zugelassen. Gegen die freie Konkurrenz der erblän- 

ı) Tibenda. 

?) Eine besondere Stellung innerhalb der ausländischen Wa- 
ven sollte den polnischen gewährt werden, worüber ınan eben 
damals mit. Polen in Verbindung stand. 8. Aierüber unten 
S. 1127. 
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dischen Industrie mit der ausländischen konnte die Regie- 
rung unmöglich Stellung nehmen. 


Diese Frage wurde aufgerollt, als Fürst Johann 
Adam von Aucrsperge!) darüber Beschwerde erliob, 
daß er trotz guter Qualität seiner Erzeugnisse auf dem gali- 
zischen Markte mit den ausländischen Waren, besonders 
jenen aus Preußisch-Schlesien, nicht konkurrieren könne. 
Als Ursache gab er die größeren Frachtkosten an und ver- 
langte daher, man möge zur Ausgleichung, „die galizische 
Consumo-Maut auf sämtliche erbländische Kabricata wenig- 
stens auf einige Jahre, gänzlich aufheben.“:) 

Graf Wrbna unterstützte diese Bitte aufs wärmste. 
„Liner der wesentlichsten Vortheile, den die Acquisition von 
Galizien den übrigen Erblanden verschaffen kann — meinte 
er — ist unstreitig die Beförderung des Verschleißes der 
innländischen Kunsterzeugnisse“. Leider fehlt es noch an 
einem System, das die gegenseitigen Verbindungen zwischen 
Galizien und den Erblanden ordnen würde. Daraus ergebe 
sich, „daß jeder Tag, der diesfalls versäumet wird, denen 
erbländischen Manufacturen zu einem walıren Nachtheil 
gereichet.“ Man dürfe daher diese Angelegenheit nicht 
etwa bis zur Bestimmung einer Gencral-Resolution und 
Erledigung des allgemeinen Zollsystems verschieben. Viel- 
mehr verdiene sie im Interesse der erbländischen Fabri- 
kanten sofortige Erledigung. Er beantragte also, daß für 
alle erbländischen Naturprodukte der galizische Consumo 
nur 2%, betragen solle; sodann „daß allen erbländischen 
Manufacturen-Bntrepreneurs gleich von nun an die 
Ilerabsetzung der galizischen Consumo-Maut von denen 
sämmtlichen Fabricatis auf 3%, eingestanden werden könne.“ 
ir motivierte diesen Antrag auch noch damit, daß im Sinne 
der eben gepflogenen Verhandlungen wegen eines Han- 
delstraklates mit ‚Polen, «lie polnischen Waren in dster- 
reich, einen Zoll von nur 3%, entriehten sollten; die 
österreichischen Erzeugnisse dürften als» 


1) Eigentümer einer „Barchetenfabrik“ auf seiner Herrschaft 
Tuppadl in Böhmen, wo er über 3000 Menschen beschäftigte. 

2) Vortrag d. galiz. Hofdeput. vom 22. Februar 1774 IL RN. 
A. Commerc. lase, 57 ad 13 ex Martio 1774. 


nicht Närter als die ausländischen 


behan- 
delt werden.) 


Die Gerechtigkeit dieser Forderung kann nicht bezwei- 
feli werden. Für die galizischen Interessen war sie insoweit 
von Nutzen, als angesichis des Tauschcharakters?) des 
galizischen Handels jede Erleichterung der Einfuhr auto- 
malisch auch die Ausfuhr beförderte. 

Wrbna gab sich aber damit nicht zufrieden und ver- 
langte unbedingte und formelle Gleichstellung Galiziens mit 
den Erblanden. „In welchem Falle (falls die Zollermäßigung 
für die Einfuhr der erbländischen Waren angenommen wird) 
jedoch Galizien, da solches fast keine Manufacturen hat, in 
Ansehung seiner sämmtlichen Natur»1-Produkte in den 
übrigen Erblanden das Reciprocum zu begcehren nach -' 
aller Billigkeit berechtiget seyn würde.) 

Der uns bekannte Anonymus!) crhob gegen diese 
Forderungen lärmenden Widerspruch. Gegen die Zoll- 
ermäßigung für die Einfuhr der erbländischen Waren nach 
Galizien, hatte -er selbstverständlich nichts einzuwenden. 
Er ging in dieser lImsicht noch weiter uud unter diem 
Scheine einer Gleichstellung des galizischen Zollsaizes mit 
dem für die Erbläuder ausgearbeiteten Kobenzlischen 
Tarif, verlangte er, es solle der Consumo auf die erblän- 
dische Ware nur mit 21/,0/, festgesetzi werden.?) 

Aber schon die Gewährung einer gleichen Ermäßigung 
für die ungarischen Produkte in Galizien Iindet er 
bedenklich und fordert darüber weitere Beratungen. Llöch- 
stens, glaubte er, könne Ungarn in Galizien jene Erleich- 
terung zuerkannt werden, die ilım in den deutschen Jrb- 
landen zustehe — was Ungarn auf dem galizischen Markte 
in ungünstigere Lage als die österreichischen Fabriken ver- 


) Tsbenda, 

2) S, oben 51, 7%. 

») Vortrag der galiz. Hofkanzlei vom & März 1771 I. RK. X. 
Commerz. Tasc. 57 ad 27 ex Junio 1771 

ı) Anonymus: Bemerkungen, den Handlungs nexum zwi- 
schen Galizien und den übrigen Erblanden betreffend (eLenda.) 

5)... 0.5 Ist auf alle deutsch-erbländische prolnelta tamı 
artis quanı nalurae auf 21/, % festzusetzen, um sich der allgemeinen 
linrichtung nach der Graf Kobenzlischen Tarif zu nähern, da. in 
derselben kein Mautsaiz von 2 oder 3% sich befindet. 


setzen und Hım die Konkurrenz mit diesen erschweren 
mußte. 

Noch schärfer aber bekämpft er den Antrag den gali- 
zischen Produkten Reeiprocität in den Erblanden zu gewäh- 
ren. „Generaliter könnte man sie nicht cher als erbländisch 
ansehen, bis die Mautsätze auf [remde Woaaren daselbst 
in der nämlichen Belegung, wie in den Erblanden eingeführt 
seyn werden.“ Br macht also die Zollermäßigung für gali- 
zische Erzeugnisse in den alten Erblanden vonder Besei- 
tigungderzollpolitischen Sonderstellung Ga- 
liziens und dessen Einbeziehung in das allgemeine staat- 
liche Zollsystem abhängig... Und schr geschickt sucht er die 
Kaiserin für seine Ansicht zu gewinnen, indem er auf die 
Gefahr für die Erbländer aus freier Einfuhr fremder Waren 
nach Galizien und darauf hinweist, daß „sonst alle durch 
diesen Weg hierorts einschleichen“ (werden.) Demgemäß 
beantragte er; cs sollten „pro generali die galizischen Er- 
zeugnisse noch für fremd angeschen“ und erst wenn „ein- 
mal gleiche Mauteinrichtungen daselbst eingeleitet (sind) 

alle galizische produeta in den Erblanden wie die 
erbländische behandelt (werden).“ 

Die Befürchtungen des Anonymus waren nun zweifel- 
los begründet. Die Gefahr, daß die Erblande auf dem Wege 
durch Galizien mit fremden Waren überflutet und dadurch 
die ganze Prohibitiv- und Schutzzollpolitik zu ihren Gunsten 
ilusorisch würde, existiere wirklich. In dieser Beziehung 
deckien sich eben die Interessen Galiziens uud der Erblande 
nicht und eine für beide Teile günstige Lösung zu finden 
war nicht leicht. Die Kaiserin verschloß sich auch diesen 
Argumenten nicht und sie entschied im Sinne derselben: es 
seien „2do, alle teutsch-erbländische Troducta tam arlis 
quam Nalurae mit Ausschließung der hungari- 
schen, wegen deren die Sache noch in weitere Ueber- 
legung genommen werden muß, in der Consumo-Gebüln in 
Galizien auf21/,%/, zuseizen.“') Und zugleich ordnete sie Vor- 
sichtsmaßregeln an, „damit nicht unter den eigenen Erzeug- 
nissen fremde Fabricata mit dieser geringen Maut einschlei- 
chen mögen.“ 

Die Entscheidung über die Reeiproeität für galizische 
Erzeugnisse wurde noch weiteren Beratungen der Hofstellen 

ı) Zit. Al. Resol. vom 26. März 1774. 
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und des Kommerzrates vorbehallen — und damit tatsäch- 
lich auf mehr als zwei Jahre binausgeschoben. 

Die Ermäßigung des Consumo für deutsch-cerblän- 
dische Waren auf 21/%/, trat jedoch sofort!) in Kraft 
und das betreffende Zollpatent wurde’ am 11. April 1774 
erlassen.?) -- 

Diese teilweise Erledigung des Wrbnaschen Antrages 
halte ein ganz anderes, als «das beabsichligte Resullal, gezei- 
tigt. Wrbna hatte eine wirtschaftliche Annäherung Gali- 
ziens an die Erblande gewünscht und deshalb die Ermäßi- 
sung des galizischen Consumo auf erbländische Waren wie 
inngekehrt des erbländischen auf galizische Waren vorge- 
schlagen. Nun war bloß der erste Tejl seines Vorschlages 
zur Ammaline gelangt und damit eime einseitige Bevor- 
zugung der Erbländer statuiert. In nochmaliger Verteidi- 
gung der galizischen Tnferessen wendete sich daher Wrbna 
gegen die Resolution der Kaiserin und gegen den hinter 
dieser sich verbergenden anonymen Verfasser der „Bemer- 
kungen“. Daß „Galizien hauptsächlich zu dem Absatz der 
imländischen proluctorum artlis et naturac gewidmet seyn 
solle,“ könne er nicht zugeben, erklärte er. Und gegen- 
über der Befürchtung: die Ermäßigung des Consumo auf 
'walizische Artikel werde die Zolleinnahmen allzuschr schmä- 
lern, machte er geltend, daß „bey der Tarifemrichtung zun 
Haup’zweck der Nahrungsstand und nicht die Mauterträg- 
niss“ zu nehmen sei.) 

Ähnlich sprach er sich auch einige Wochen später 
aus, als cs sich darum handelte, das von der Kaiserin 
verlangte Gutachten der Hofstelen auszuarbeiten, wobei 
er dem Ilofkommerzienrat gegenüber auch die Interessen 
Ungarns vertrat, das er ebensowenig wie Galizien schlechter 

!) Zirkular vom 28. März 1771 an sämtliche Bänderstellen, 
NH. N. X. Commerz. Tase, 57 ad 25 ex Marlio 1771. 

®) Das Konzept A. M. I. V. G. 772910 al 669 ex Majo 1771. 
In der Geselzessammlung nicht abgedruckt. Vgl. J. Kropat- 
schek’ Theresianisches Gesetzbuch. VII. 55. Unter die deut- 
schen Länder waren laut beigeschlossener Instruklion gezählt : Böh- 
men, Mähren, Schlesien, Nieder- u. Ober-Österreich, Timer-Österreich 
(Steiermark, Kärnten, Krain und die Grafschaft Görz und’ Gra- 
diska), endlich Tirol. 

3 Vortrag Wrbnas vom 30. Mai 1774. a. a. O. 


als die Erblande behandelt wissen wollte. Es sollien daher, 
schlug er vor, auch die ungarischen Produkte (mit Aus- 
nahıne des Getreides) einem 21/,%/,igen Consumo in Gali- 
zıen unterworfen werden; umsomehr „als zwischen .den 
hungarischen und galizischen Producetenkein 
}onflietus sich vorhanden findet, wobey sich 
von selbst verstehet, daß in Anschung des Getreides und 
anderer Victualien, welche mehr für Polizey- als für Com- 
mercial-Gegenslände anzusehen sind, nach Anhandlassung 
des Gubernii die nöthige den Umständen angemessene Aus- 
nahmen jederzeit gemachet werden können.) 

Andererscils bestand Wrbna auf der Reciprocität 
fir Galizien in den deutschen und ungarischen Ländern; und 
zwar nicht mehr bloß, wie früher,?) für Naturprodukte allein, 
sondern ganz allgemein, sowohl für diese als für Kunst- 
erzeugnisse. Eine Forderung, die er schr geschickt mit 
der neuen, olfenbar gegen den Anonymus gerichteten Moti- 
vierung, unterstützte, daß wenn in Zukunft die Zollgrenzen 
zwischen Galizien und den Erblanden abgeschafft werden 
sollten, dies nicht auf einmal, sondern nur schrittweise ge- 
schehen dürfe.) 

Der Referent des Kommerzienrates, Hofrat Degel- 
mann, nahm diesen Anträgen gegenüber Ireundliche Stel- 
fung. Auch er erklärte sich [ür einen 21/%/, Consumo in 
Galizien, sonohl auf wmgarische wic auf banmatische und 
siebeubürgische Waren. „lübenso wenig Bedenken (land 
er), zu einer ähnlichen Mäßigung des Zollsatzes von den 
galizischen Producten und Manufacturen in die feut- 
sche und hungarische Erblande beizustimmen.“ Nur müß- 

) Note vom 19. Juli 1774 WI. X. A. Commerz. fuse. 57 
ad 24 ex Julio 177.4. 

°) Siche oben 8. 72. 

») „ad Btinm. Ist man des Dafürhaltens, daß für derinalen 
und ad Interim denen galizischen Natur und Kunsterzengtissen 
in denen deutschen sowohl als in denen hungarischen Tarblanden 
die freie Einfuhr gegen die bloße Mautgebühr von 21/y als das 
reeiproenm der von denen Producten und Fabricaten dieser Erblande 
in Galizien für derinalen zu entrichtenden Mautabgabe einzugestehen 
seyn werde... um solchergestalt... zu der künftigen nähe- 
von Handlungsverbindung zwischen Galizien und den übrigen Erb- 
landen den ersten Schritt zu machen.“ (Zit. Note vom 
19. Juli 1774). 
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ten selbstverständlich die galizischen Erzeugnisse als 
solche bewiesen werden und nicht zu den in den Erb- 
landen verbotenen gehören.!) 

Die Angelegenheit wurde jedoch vertagt, bis sie durch 
die Teschener Jahrmärkte wieder in Erinnerung gebracht 
wurde und zu weiteren Beratungen Anlaß gab. 

Die Anträge Wrbna-Degelmann wurden nur in 
jenem Teile berücksichtigt, wo sie die Gleichstellung der 
ungarischen, siebenbürgischen und banatischen Waren mit 
den deutsch-erbländischen auf dem galizischen Markte for- 
derten.?) 

Kurze Zeit darauf wurden mit den obigen auch die 
mailändischen und toskanischen Waren gleichgestellt’) 

Durch die dargestellte Zollermäßigung erhielten die- 
privilegierten Erblande einen großen Vorsprung vor dem 
Auslande, das dort mit einen 10%/, Consumo belegt war. — 
Für die Wiener „aerarialische Porcellain Fabrique“ wollte 
man sogar auch den ermäßigten Zoll gänzlich abschaffen, 
um der Konkurrenz des sächsischen Porzellans zu stenern.?) 
Doch wurde, scheint es, diese Absicht nicht ausgeführt. 

Auch wanche andere Nebenabgaben, die Eder als 
„höchst drückend“ und als Ursache „noch mehrerer Ex- 
zessen der Beamten“ erklärte, wurden eingestellt:  Veo- 
turisatis und Pobör verschwanden größtenteils, «das Depo- 
sitorium gänzlich. Bas Accidens wieder nur bei den erb- 

!) Note an d. galiz. Ilofkanzlei vom 25. Juli I774. a. a. 0. 
— Die einzige von Degelmann vorgeschlagene Aenderung be- 
steht darin, daß anstatt des in den Erblanden unbekannten Satzes 
von 21/.%, „sie (die galizischen Waren) m den tentschen Erh- 
landen Tür erbländisch angesehen, folglich keinen höheren 
als den erbländischen Zoll, in Hungarn, Siebenbürgen und dem 
Bannat Temeswar aber 3% entrichten sollen... . außer in Wik- 
rigen, in der Zollmanipulation mehrfällige Verwirmmgen zu be- 
fahren wären.“ Diese für Galizien so freundliche Stellungnahme 
Dezelmanns isb umso bemerkenswürdiger als er sonst der 
hervorragende Vertreter «des Verbotsystems war. (Vgl Beer, 
Industriepolilik, S. 76). 

> Interiinal-Rosolut. vom 3. Dezember 1774. Zit. im Guber- 
nialbericht vom b. August 1776. IH. K. A. Mautwesen in Galiz. 
Nr. 7 G. ad {0 ex Decembri 1777. 

5) Iöbenda. 

3) Woldekret vom 28. Mai 1774. A. M.I. V.G. 12/2698 ad 889 
ex Junio 1774. 
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läudischen Waren -- weil es „den Zoll selbsten öllters über- 
trolfen bätte* -—— während es von ausländischen Waren wei- 
ter bezogen wurde: 5/, davon enllielen [ür die niedrigeren 
Zollbeamten, '/, für die Tntendenten, der Rest per ?/,-floß 
dem Ärar zu.) 


$5. Das Zollverfahren. 


Die im Patent vom 11. April 1774 zugestandene Zoll- 
ennäßigung für jene erbländischen Waren, die direkt, olne 
Umweg, nach Galizien singen, hatte zur Voraussetzung, 
daß diese Waren von ähnlichen ausländischen 
unterschieden welrden sollten. llierauf legte (lie 
Kaiserin spezielles Gewicht. Demgemäß ergingen die „In- 
structions-Puneten, für die Mautbehörden in Gali- 
zien und Lodomerien in Ansehung der (ddeutsch-erh- 
ländischen (später auch ungarischen) Manulac- 
torum und Fabrieantorun,‘2) aus denen die wesentlichen 
Bestimmungen wiedergegeben werden mögen. 

Die nach Galizien eingelührten Waren sollten auf der 
Grenzstation nit einer Essito-Bollete, dann mit einem Iller- 
kunftsnachweis (Stempel) verschen werden. Im Hinblick 
hierauf wurden vier \Warenkategorien unterschieden: die 
ausländischen Waren zerfielen in verbotene und nichtver- 
botene, die inländischen in gestempelte und der Stemplung 
nicht unterliegende. 

a) Die ausländischem Waren. Die mit Verbot 
belegten namentlich aufgezäbltend sollten an der Grenze 
zurückgewiesen werden; die übrigen — in der Regel auch 
verbotenen, deren Binfuhr aber privilegierten Kaufleuten 
gegen. Pässe gestaltet war, sollten mit einem Stempel A. 
(= ausländisch) bezeichnet werden. Da von ihnen bei ihrem 
Kintritt in die Eirbländer der hohe ausländische Consinno 

t) Relation Bders von 15. Jamnar 1775. I. K. A. Canmeral- 
Acla N. 7 &G. Mii-Dez, 17706. 

2) Tlofdekret au d. zaliz. Gubern. von 7. Mai 1774. AM. I. 
VG. 7/2940 ad 669 ex Majo 774. 

3) „Verzeielmiss derjenigen Waren auf welche dermalen keine 
Pässe zur derselben Einführung aus der Fremde erteilet werden.‘ 
5 waren dies verschiedene Gattungen von: T. Seiden-, IT. Wol- 
len- und III. Metallwaren. (A. NM. J. VG. 72910 ad 669 ex 
Majo 1771). 


bereits bezahlt war, so unterlagen sie bei ihrem Eintritte 
nach Galizien nur einer Nachzahlung von 217,072) 

b) Die erbländischen Waren. Die der Stempe- 
lung unterliegenden sollten mit Stempeln derjenigen Pro- 
vinz, in der sie produziert wurden, verschen sein. Doch 
wurden Ausnahmen gewährt zu Gunsten größerer be- 
kaunter Fabriken, größerer Innungen ımd M asi- 
strate, größerer Städte, denen eigene Stempel zu- 
gestanden wurden. Es handelte sich dabei hauptsächlich 
um teuere Gewebe und Tuxuswaren, deren Fabrikation da- 
mals in den Erblanden die größte Sorge gewidmet wurde.) 
Die übrigen erbländischen Waren wıterlagen keiner Stempe- 
lung. Es genügte also für sie, eine Bssitobollete der leizten 
Grenzstation.?) 


') Offenbar konnten sich solche Fälle nur ausnahmsweise er- 
eignen, da die ausländischen Waren, wenn sie direkt nach Ga- 
lizien gingen, oline die Erblande zu berühren, bloß 10% Einfuhr- 
zoll zu entrichten halten. 

*) „Verzeichniss der der Stemplung unterliegenden Waren.“ 
Es werden folgende Gattungen angeführt: 1 Barchent; 2 Ganz- 
und Halbbaumwollene, halb Lein- oder halbseidene Zenge mil 
Tücher; 3, Seiden-, Blond- und Chenillen-Spitzen; 4. Ganz- ud 
halbseidene Gold- und Silber- auch leonische Borten und Spitzen; 
5. Leinwanden, alle aus Lein, Hanf- und Maar gewehte Tücher; 6. 
alle reich brochirten und glatten Seidenzeuge, Sanmnete, Seiden- 
tüchel, Dinntücher, Seiden- und wollene Flöre und Kreppons; 7. 
Slickereien von Gold, Silber und Seide in Stücken; 8, Strümpfe 
seidene, Harras- und Schafwollene; 9. Tücher und Droquds; 10, 
Wollene Zeuge ganz, halb und halblein und halbseiden und mit 
Filo W’Angora gearbeitet. 11. Tücht von ganz und hall Woll, mil 
Seiden una Garn gestreifte, auch leinene gedruckte. 

» Diese Stempelungsvorschriften für aus- und erbländische 
Waren wurden öfters wiederholt und verschärft, besonders nach- 
dem der Handelsvertrag mit Polen ins Leben getreten war (1. We- 
hruar 1777), da die Bezeichnung der beiderseiligen Waren traktat- 
mäßig vorgesehen war, Vgl zB. die „Nachrich t, dureh 
welche die Waren Sigillirung bekannt gemacht 
wird“ vom 18. Februar 1777. (Piller). Da in diesem Jahre 
keine anderen Stemplungsvorschriften für Galizien erlassen wur- 
den, so «dürfte diese „Nachricht“ mit jenem berühmten von Ru- 
towski bezogenen 8. oben 8. 8) „Patente von 1777° ünlen- 
tisch sein, auf Grund angeblich dessen „tie Waren der TLandes- 
fabriken vor dem Verkaufe nach Wien zur Stempelung geschickt . 
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Die galizischen Maultämter sollten sich mit diesen 
Warenzeichen vertraut machen und bei der Einluhr von 
Waren geringeren Wertes, wo also „die Gefahr der Defrau- 
dationen“ geringer wäre und auch sonst, sobald kein Ver- 
“dacht einer solchen vorläge, die Kontrolle nachsich- 
tig führen, um nicht durch scharfe Revisionen den 
ilandel zu erschweren. 

Endlich ist zu bemerken, daß sowoll die Binfuhr wie 
die Aus- und Durchfuhr. nur bei „einem wirklich expe- 
dierendem Zollamte oder ciner förmlichen Zollstation“, 
nicht aber auch bei den „Überreiters-Stationen“ gestatiet 
seinsollte. Jeder Vorüberfahrende ohne Ausnahme wurde ver- 
pflichtet, sich bei dem Amte zu melden, gleichgültig ob 
er zollbare oder nichtzollbare Waren führte.) — 

Man sieht: der Zollverfassung und Mautbehandlung 
eigneten in Galizien keineswegs jene bekannten, den Han- 
del erschwerenden Eigenschalten des ausgesprochenen Pro- 
hilitiv- und Schutzzollsystems, das in den Ekrlländern in 
Anwendung stand. Sie waren vielmehr weitaus milder gu- 
handhabt. — Trotzdem wurden sie durch Schmuggel oder 
durch Bestechung der Beamten umgangen. Es wurde daher, 
um der Korruption zu steuern, den Handeisleuten verboten, 
Zollbeamten Geld zu borgen.?) 


werden mußten.“ Dem gegenüber soll festgestellt werden, daß 
dieses „Patent“ über die Siempelung galizischer Waren kein 
Wort enthält. Bezweckten doch diese Stemplungsvorschriften die 
Kennzeichnung jener außergalizischer Waren, die bei der 
Einfuhr eine besondere Zollermäßigung genossen: also der erhb- 
ländischen, polnischen und türkischen, und die man 
so von den übrigen, höher belegten ausländischen Waren unter- 
scheiden wollte. Nur die eingeführten, also nichtgali- 
zischen Waren unterlagen der Stemplungspfllicht, und die Ver- 
ordnung spricht ausdrücklich davon „daß diejenigen Waren, welche 
ungestempelt werden befunden werden, als unverzollt (ein- 
geführt) angesehen und in Kontraband verfallen.“ Übrigens wurde 
die Stempelung auch dieser Waren nicht in Wien, sondern 
dureh die galizischen Mautbeamten vollzogen. Die Legende 
von dem berülunten „Patente von 1777“ ist also in jeder Richtung 
nur Legende Ueber die Patente von 1781 und 1789. s. unten 
V. Abschn. Kap. 1, 4 

i) Averlissement vom 4. Januar 1776 (Piller 1770. 8. 3). 

>) Patent vom 14. Januar 1775 „das verbotene Geltdleilien 
zwischen den Kauf- und Handelsleuten und Maut- und Zollbeamien 
betreffend“. (Piller, 1777.) 


Drittes Kapitel. 


Besondere Privilegien zur Hebung des galizischen 
Handels 1773—1775. 


$S1. Die Erbebung Brodlys zur privilegierten Freihandels: 


stadt 1773. 


Die Regierung war bemüht, den galizischen ITandel 
nicht nur durch allgemeine Reformen, sondern auch durch 
besondere Privilegien zu heben, soweit solche durch kon- 
krete Umstände geboien erschienen. Bo zu Gunsten von 
Bredy sowie der Teschener und Jägerndorfer Messen. _ 

Wie Lemberg damals der Hauptplatz lür Geld- und 
Kreditoperalionen war („Lemberger Kontrakte‘“ im Januar 
nach deu Drei Königen), so war Brody der Sitz des gali- 
zischen Engros und Transit-Handels. Dort war der Kuoten- 
punkt, zwischen Osten und Westen Nach Brody kamen 
Produkte und Iazeugnisse aus Podolien, Volhynien, der 
Ukraine, aus Moskau und dem ferneren Osten: der Türkei, 
Persien, China. Die wurden in Brody gegen die aus dem 
Westen (Leipzig, Frankfurt, Breslau und Danzig) bezogenen 
Waren eingetauscht oder nach Kleinpolen, Ungarn, Sachsen 
und Schlesien verkauft.!) In Brody trafen sich Armmenier, 
Polen, Juden, Deutsche, Griechen, Ungarn?) Türken und 
Tartaren. 

!) Bericht Bders M.S. der K. Akademie d. Wissenschäalten in 
Krakau, N. 811. 

:) Als man in Oesterreich seit 1726 28 die Binluhr von aus- 
ländischen wollenen Waren verbot und sie mit hohen Zöllen he- 
legte, da begannen die Ungarn, welche sich mit denselben bis 
dahin auf dem Wiener Markte versorgt hatten, direkt nach 
Breslau und Leipzig zu reisen, und sie von dorther durch die poöl- 
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Eine besonders enge Verbindung bestand zwischen 
Brody und Schlesien. „Aus Galizien waren (nach Schle- 
sien) Talg, Wachs, Rhabarber, Salpeter, Juchten, rolıe 
Häute und Rauchwaren gekommen; nach Galizien waren 
Tücher, Rasche, Strümpfe, wollene und seidene Zeuge, 
Leinwand!), Züchner-Nadler-Zucker und Materialwaren ge- 
gangen. Auf der Basis dieses polnischen Geschäfts hatte 
sich der Handel nach dem deutschen Reiche, Italien, llol- 
land, England, Frankreich, Spanien und Portugal aufge- 
baut.“ ?) 

Eder versicherte, daß der Lemberger Handel im 
Jahre 1778 (obwohl diese Stadt unter der österreichischen 
lerrschaft sich ungemein schnell entwickelte), nicht ein- 
mal den achten Teil des Brodyer Handels ausmachte. 

Die Teilung Polens hatte für diesen Handel schlimme 
Folgen. Die Absperrung Galiziens auf allen Seiten durch 
einen Zollkordon, insbesondere aber die Führung der Zoll- 
linie dicht hinter Brody, bedrohte den Brodyer 
Handelmitgänzlicher Vernichtung. Zwar warder 
Durchfuhrzoll in Galizien sehr niedrig und betrug von den 
direkt transitierenden Waren kaunı !/,%/,. Brody war aber in 
diesem Transitohandel ein Stapel- und Umladeplatz. Von 
hier ausgepackten Waren waren also 10%, Consumo zu ent- 
richten. Auch dies wäre noch zu ertragen gewesen, wenn 
nicht von diesen Waren, bei ihrer Weiterverführung durch 
die Brodyer Juden in östlicher Richtung an der nahen 
polnischen Grenze, kaum eine Stunde hinter Brody, aber- 
mals 10%, als polnischer Consumo zu cerlegen gewesen 
wären) so daß der Warenzug nach Polen mit einem 200%, 
nischen (später galizischen) Gebiete, über die Karpathen nach 
Ungarn und Siebeubürgen zu schmuggeln. 8. oben S. 491; 
Beer, Oesterreichische ITandelspolitik 8. 13. 

) Nur in besseren Sorten. Die minderen Leinwandsorten 
wurden aus Galizien exportiert. 

>) Techner, Ilandelspolitische Beziehungen Preußens zu 
Oesterreich. 8. 507 f. 

3) Nach der Teilung nämlich, wurde Galizien in Polen als 
Ausland behandelt und seine Waren mit 8—- 10% Consumo, und 
12—14% Transito belegt. Solche Zölle erwähnt Degelmann 
m seiner Relation vom Januar, 1775, da der Lemberger Kaul- 
mann Friedrich Preschel sich über sie beschwert hatte. Das 
Lemberger Gubernium hatte diese Beschwerde Degelmann nach 


Grünberg, Studien \. 6 


nach anderen Ländern über Polen mil emem 24%, 
Zoll belastet war, der Revisions- und Manipulationserschwe- 
rungen au zwei Grenzen gar nicht zu gedenken. 

Daß der Brodyer Transitohandel dabei litt, ist selbst- 
verständlich. Den polnischen Kaufleuten lohime es sich nicht 
mehr, nach Brody zu kommen. Sie gründeten also Nieder- 
lagen auf der polnischen Seite, wohin sie die westlichen 
Waren mit Umgehung des kaiserlichen Landes bezogen ; 
und der ganze Handel begann sich aus Brody nach den 
polnischen Grenzstädtchen Beresieczko und Radziwilföw zu 
ziehen. Wollte man ihn nicht ganz zu Grunde riehlen, so 
war baldige Hilfe nötig.!) 


Warschap übermittelt. Mit Berufung hifanf schreibt De- 
gelmann in dem Abschnitte „Über die Wransitozölle im 


Polen“: „Seit Absonderung Galiziens, werden dia 
Erzeugnisse desselben (d. 1. Galiziens) >50 wie jene 


Waren, die aus den [remden Landen durch Pohlen dahin 
(4. i. nach Galizien) gebracht werden, mit 12 event. 1-60 (Tran- 
sito) unterzogen.“ (M. 8. Bibliot. Ossol. Nr, 525 Pol. PH). 
Die Edition dieser Relation in polnischer Sprache (,Juahrb. d. 
Thorner  wissenschaftl. Gesellschaft” v1897 ) beweist, daß 
der Uebersetzer und Ierausgeber Chotkowski nicht verstan- 
den hat, um was es sich in der Relation handelt. Was nämlich im 
Originaltexte auf Galizien Bezug hat (die unterstrichenen Stellen) 
bezicht Chotkowski m der Vebersetzung auf Polen; und zm 
der Stelle, wo im Original von der „PreBlischen” IHMandımg, 
dio Rede ist, überselzt er „Preußische“ (CH) Handlung, md beranbt 
50 «lies wichtige und interessante Stelle jedes Sinnes, (a.a. 0.8.02). 
Chotkowski, der ganz unter dem Bindrucke der Legende steht, 
konnte einfach nicht begreifen, daß Galizien gerade gegen 
volnische Zölle sich zu beschweren hatte! 

!) „Bey Revindicirten gegenwärtigen 2 Nönigreichen stunde 
der Handel von Brody in seinem Verfalle selir nahe, weilen die 
Gränzen diesseilhiger Länder eino Stunde über Brody bestimmet 
wurden... Denen jenseitigen Polen fournirte nicht mehr a Conto, 
die Waren in Brody, welche schon mit 10% verzollet waren, abzu- 
nehmen und bey deren Veberführung in Polen mehrmilen neue 
10% zu bezahlen; wessentwegen dann die Pohlnische Handelsleute in 
jenseitigen kleinen Städten Niederlagen aufzurichten angefangen, 
bey wessen ‚Fortsetzung der Ilandel zu Brodi auf ein schr ge- 
ringes herabgesetzt worden wäre. Die Lülfe war nölig.“ (Bericht 
ders, M 8 der Akademie d. Wissenschaften in Krakau Nr. 
811.) 


Sie kam auch. Was veranlaßt werden mußte, erhellt 
schor aus den Bedingungen des Brodyer Ilaudels. Dieser 
diente nicht zur Befriedigung der Konsumtion des Lan- 
des, sondern war ein Transitohandel. Die Belegung des- 
selben mit einem relativ holen Consumo war irrationell; 
an dessen Stelle mußte vielmehr ein Transitozoll treten. 
Graf Pergen traf dem auch tatsächlieh noch Anfang 1775 
für die Brodyer Handelsleute Anordnungen in diesem Sinne!) 
Es sollten danach A. „von allen Waren so nacher 
3rodi aus anderweiten Ländern eingelühret werden, statt. 
des a 10%, statuirten Consumo nur die Transitomaut abge- 
heischet“ werden, u. zw. a) von Leipziger, Praiiklurter und 
Türkischen?) Waren, vom Pferd je 2 Dukaten; b) von 
Breslauer und Danziger Waren per Achse 1 Duk.; ce) von den 
Danziger Waren zu Wasser !/,; des Consumo; während 
d) die moskovitischen Waren gänzlich [rei eingelassen 
wurden.?) 

B. Insoweit aber diese Waren aus Brody nach 
Galizien eingeführt wurden, mußten sie den gewöhn- 
lichen 10°%/,igen Consumo nachtragen; die Ermäßigung galt. 
eben lediglich für den Brodyer Eugroshandel.!) 

’) Ebenda; auch Vortrag d. galiz. Hofkanzlei vom -I. März 
ZI IE IE. KW. A, Commerz. fase. 57 ad 27 ex Junio 1771;Fech- 
ner, a. 0. 0.8. 66. 

®2) Die „Türkischen“ Handelsleute kamen damals nicht di- 
rekt nach Galizien, sondern durch die wigarischen Länder, di 
sie in den Österreichischen Gebieten nach dem Passarowitzer ud 
späteren Verträgen nur 5% an Einfuhrzoll entrichteten, wäh- 
rend sie beimn direkten Eintritt aus der Moldau nach Galizien 
10%, entrichten mußten. 8. darüber noch unten V. Abschn., Kay. 2. 

%) Diese privilegierte Stellung der russischen Waren ist «damit 
zu erklären, daß zur Zeit der Besetzung von Brody durch rus- 
sische Truppen, Pelze wıd andere Moskauer Waren dort zollfrei ein- 
treten konnten, was die österreichische Regierung nach Besitz- 
nahme Galiziens wahrscheinlich aus politischen Rücksichten bei- 
behalten hatte, dann auch darum, um den russischen Tran- 
sitozug von Polen über Galizien zu lenken. -- Frei 
von jedem Binfuhrzoll in Brody war auch das aus der Ukraine 
konmmende Wachs. Man wollte den Import dieses damals so wich- 
tigen Artikels erleichtern; während also der Ausfuhrzoll nach den 


Erblanden in Brody nur 2% betrug, stellte er sich bei der Ausfuhr 
nach dem Auslande auf'10 —12%. 


Ys für alle in Galizien ausgehende Waren hingegen 


oO ® 


6% 
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GC. Iindlich wurde auch der Ausfuhrzoll beim Aus- 
tritte nach dem Auslande durch cinen niedrigeren Tran- 
sitozoll ersetzt.!) Als sich damı zeigte, daß dieser letztere, 
obwohl an und für sich gering, doch Schwierigkeiten in 
der Mautbehandlung veranlaßte, verpflichteten sich die 
Brodyer Juden, ihn vom 1. Dezember 1773 an, durch eine 
jährliche Pauschalzahlung von 400 Duk. abzulösen. 

So wurden die Transitzölle möglichst niedrig hemes- 
sen. Der Zoll wurde nämlich nieht nach dem Werte oder 
dev Gewichtseimbeit, sondern „vom Wagen“, oder nach der 
Größe der Pferdebespannung berechnet — ein damals Ziew- 
lich verbreiteter Brauch. Der Zoll scheint sich im Durch- 
schnitt (außer für die aus Danzig zu Wasser verfrach- 
teten Waren) nicht höher als auf 1/9, gestellt zu haben. 

Durch diese Reform wurde die Stadt Brody schon im 
Anfauge- des Jahres 1778 aus dem galizischen Zollgebiete 
zollpolitlisch ausgeschieden und laktisch 


zur [reien lHlandelstadt erhoben. „Brodi -- heißt 
es in einem Berichte Schönauers, -- war seit. der Revin- 


diealion auf die einfachste Art nur für sich selbst ausge- 
schlossen.“? 
Freistadt erklärte, brachte also prinzipiell nichts Neues. 
Bes erweiterte nur das Preigebiet durch Binbeziehung einiger 
nabe gelegener Dörfer. 

Durel die Privilegierung von Brody sollte der Speii- 
tions und Ausfuhrhandel gegen den Osten erhalten blei- 
hen und die Wunden geheilt werden, die ihm die "Teilung 
Polens geschlagen hatte. Dieser Zweck wurde auch wie 


die spätere Entwicklung Brodys beweisi, vollkommen erreicht. 


waren sie gehalten den gantzen Consumo, ohne Abschlag «es be- 
zallten Transito zu entrichten.“ 

!) „Bey Ausführung der Türkischen Waren in Pohlen, wa- 
ren die Broder gehalten, mehrmalen als einen Transito per ein 
Pferd !/, Duk. zu entrichten.“ An anderer Stelle erwähnt die Riler- 
sche Relation, daß dies nieht nur von den türkischen, sondern 
von allen Waren zu verstehen ist. 

>) Bericht vom 7. August 1784 H. K. A. Mautwesen in (ia- 
lizien fase. 7. G.. ad 169 ex Januario 1785. -- Die Ausschließung 
bezog sich damals auf ein sehr kleines Gebiet: die Stadt selbst 
immerhalb ihrer zwei "Tore und der Palisaden. Die Ausfuhr nach 
Polen stand offen, während Brody von der galizischen Seite ünrch 
einen Grenzkordon abgeschnitten war. Infolge einer Intscheidung 
Josels mußte Brody vor der Erhebung zur Freistadt aus dem Prival- 
besitz eingelöst werden. Vgl. Kaindl, a. a. O. IM. 7. 


Das Patent von 1779, das Brody formell Zur 
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8 2. Reform und Erweiterung des Brodyer Privilegiums 
1774. 


Die Erhebung Brodys zu einem freien Handelsplatz 
erregtc vielfachen Widerspruch. ZEinerscits klagten die 
galizischen Kaufleute über die Konkurrenz der gering ver- 
zollten Brodyer Waren, die nach Galizien eingeschmuggelt 
wurden,!) andererseits wiesen die galizischen Behörden auf 
den Ausfall in den Zolleinnahmen hin; und endlich be- 
schwerten sich die Brodyer Juden selbst über die Mängel 
der Brodyer Zollmanipulation und besonders die kleineren 
Handelsleute sahen mit eifersüchtigen Augen, daß die 
Brodyer Privilegien in erster Reihe den. Großhändlern zum- 
Nutzen gereichten. 

Die Regierung ließ sich jedoch nicht aus ihrer Bahn 
drängen. An eine Rücknahme der erteilten Privilegien 
wurde nicht gedacht, sondern im April 1774 der Mautein- 
richtungskommissär Eder mit deren Neuregulierung be- 
troul und zu diesem Zwecke an Ort und Stelle entsendel. 
Aus der Lokaluntersuchung gewann nun Eder die Über- 
zeugung, daß die Erhaltung der Brodyer Privilegien zur 
Förderung des galizischen Exporthandels nach dem Osten 
unbedingt notwendig sei?) und daß bloß die Brodyer Han- 
delseinrichtungen mancher Verbesserungen bedürfteır. 

“Seine Reformvorschläge bewegten sich in dreifacher 
Richtung: Änderung des Zollverfahrens, Zollerleichterungen 
und technische Einrichtungen. 

Was die erste betrifft, so war sie aus dem Grunde 
gerechtfertigt, weil die früher erwähnten, den Brodyer Kauf- 
leuten zugestandenen Manipulationserleichferungen mittel- 


») Vehrigens werden diese Klagen öfters wielerholt. So 2. B. 
beschwert sich im Oktober 1775 der Lemberger Kaufmann Fr. 
Preschel, „daß die Judenschaft, bey dem genüssenden Transito zu 
Brody, 8% vor denen Lemberger und übrigen Kaufleuten voraus 
hätten und sie um so viel wohlfeiler verkaufen.“ A. M. I. V. GC. 
7/2940. ad 138 ex Januar. 1776. -— Viele andere Klagen dieser 
Art werden wir in anderem Zusammenhange kennen lernen. 

?) „— daß der Broder Handel eine Rücksicht in der That 
verdiene; und um von da die angränzenden Pohlnischen Proviizen 
auch weiters abhängig zu machen, dieser Stadt eine vorzügliche Be- 
günstigung zur statt kommen müsse.“ (Akad. d. 


Wissenschaften 
zu Krakau M. Ss. Nr. 813.) 
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bar auf Galizien ungünstig rückwirklen. Der Handel 
braucht Freiheit. Die Brodyer Wandelsleute, bei sich zu 
Hause von allen Manipulations- und Revisions-Beschwer- 
lichkeiten befreit, „unterließen die Besuchung aller gali- 
»„ischen Jahrmärkte, wn der genauen Visitirung (ihrer) 
dahin führenden Waaren beym Austritt, wie bey der Rück- 
kehr zu entgehen.“ Eder schlug daher vor: es solle 
von allen nach Brody bezogenen Waren fortan, gleichwie 
von den nach Galizien bezogenen, bei den Eintrittsämtern 
der gewöhnliche 10%, Consumo bezahlt werden. "Wür- 
den damı diese Waren von Brody nach Galizien zurück- 
schen, so solle ihnen die Freibollete für die Durchfuhr ohne 
irgend eine Abgabe und Zollvevision ausgefertigt. werden. 
Würden sie aber weiter in fremde Länder verfrachtet, so 
solle nach Verifizierung des Quantums und Feststellung ‚ler 
Identität der Ware, der Rückzoll nach Abschlag des 
bloßen Transito von 1%/, vergütet werden. Eder wollte 
nämlich den geltenden Brodyer Transito per '/,/, nur für 
diejenigen Waren beibehalten, «die direkt nach dem Aus- 
lande gingen, ohne in Brody ausgepackt zu werden. Alle 
anderen sollten 1°/, bezahlen, wovon 3/,%/, für die Vermeh- 
ung des Personals und Beschleunigung der lixpedition be- 
simmmmt sein sollten.t) 

Ben Beschwerden «der Brodyer Klemhändler sollte 
durch die Zollreform gesteuert werden. Obwohl man 
damals Zollerleichterungen gewöhnlich nur Artikeln des all’ 
in grosso-llandels zugestand, wollte Bder doch für Brody in 
Berücksichtigung des besonderen Charakters seines Ilan- 
dels eine Ausnahme machen. Der Brodyer Exporthandel 
unmfoßte nicht einige wenige Artikel, die in großen Quan- 
titäten versandt wurden, sondern bestand „in einem Öfte- 
ren Absalz von vielen Kleinigkeiten“, da „die Kdelleute 
ihre Kleidungssöorten wie die übrige Nolhdürfte zum äftern 
kleinweis an sich zu bringen, auch die geringeren Handels- 
leule und Juden aus Pohlen nach Maas ihrer Krälten zu 
halb, auch viertl Stück von jeder Sort abzunehmen“ plleg- 
ten. Eder beantragte also, den Rückzoll nicht nur dem 
eigentlichen Großhandel, sondern auch kleinen gemischtLen 

!) Die Erhöhung war nur eine scheinbare, da gleichzeitig die 


Nebenabgaben wie 6%/, an Zeitelgeld, vecturisatio etc. abgeschafft 
wurden. 


Sendungen im Mindestschätzwert von 25 £l. (100 poln. Gulden) 
air gewähren. Spezielle Zollerleichterungen sollten dem 
Handel mit Rauchwären und Wachs zuerkannt werden. 
Derselbe stieß mit Bezug auf Rauchwaren auf Schwierig- 
keiten. Denn die jüdischen Uandelsleute, denen ja der Aul- 
enthalt in Rußland verboten war, bezogen die Waren nicht 
aus ersterlfand in Archangelsk etc. Dann aber auch, weil 
beim Bezug der Pelze der Zoll sofort erlegt werden mußte, 
während der Verkauf erst viel später erfolgte, was größere 
Umsatzkapitalien erforderlich machte. 

Eder wollte daher denjenigen Kaufleuten, welche die 
Rauchwaren direkt aus erster Hand von Archangelsk bezö- 
gen, den Consumo aul ein halbes Jahr kreditiert wissen. — 

Was den Wachshandel betrifft, so genoß er zwar bereits 
die Erleichterung, daß das Wachs nach Brody frei einge- 
führt werden konnte und bei der Ausfuhr nach den Erb- 
landen nur mit einem geringen Essito per 2%/, belegt war.!) 
Im Hinblick jedoch auf den preußischen König, der diesen 
Handel an sich reißen wollte?) riet Eder zu einer weiteren 
Krmäßigung des Bssito und Trausito gegen die Erblande. 

‚Endlich schlug er eine Reihe von technischen Ver- 
besserungen vor. So 2. B. die IErbauung eines leuersicheren 
Mautgebäudes, wo die Waren sicher aufbewahrt und 
revidiert werden könnten; die Einführung ordentlicher 
Wagen, von eimheitlichen Maß und Gewicht, die 
Brrichtung eines Oberzollanntes celc. Bis dahin waren 
nämlich in Brody drei niedrigere Beamte) und Eder be- 
richtet: „Bey denen bisherigen eingesehenen Mautämtern 
habe ich durchgehends eine schr laue Amtivung gefunden. 
Die Expeditionen werden 2 und 3 Monate in die Juxten 
nicht eingetragen,“ obwohl die Zahl der Expeditionen hier 
viel geringer war, als in den Erblanden. Monatliche Ix- 


!) Ssiche oben 8. 83, Anmerk. 8. 

®) Die Bevollmächtigten der preußischen Scehandlungs-Kom- 
pPagnie hielten sich ständig unweit von Brody auf der polnischen 
Seite auf „und suchten Ankäufe des eben erwähnten Artikels zu 
machen; u. zw, olne größeren Erfolg, da das Wachs beim Ein- 
tritt in Polen 8--10% an Consumo zahlen mußle, während: es 
nach Brody freien Zutritt hatte. 

3) Anton Sliwowski, seriba, mit 500 fl. jährlichen Besol- 
dung und 2 Revisoren mit einem Gehalt von je 200 fi. 


trakte oder Merkaniillabellen fehlten. Die Expedition war 
polnisch, da die Beamten der deutschen Sprache unkun- 
dig waren. Dadurch aber entstanden zahlreiche Irrtümer, 
denn die Brodyer Juden verstanden wieder nicht polnisch. 
Eder beantragte daher die Vermehrung”des Personals auf 
5 Beamte!) und die Einführung einer deutschen lixpedi- 
tion. „Es wäre zwar erwünschlich zur Gewinnung der 
Gemüter auf diese (polnische) Nation vor anderen in Ver- 
leyhung der Bedienstungen zu rellectiren.“ Er zweifelt 
aber, ob sich mit den mäßigen Gehalt viele Polen zufrie- 
den geben würden. 

Die obigen Vorschläge Eders wurden mit Ausnahme 
des Consumo-Rückzollsystems „vollkommnen beangench- 
niigt‘2) und Brody genoß die erwähnten Freiheiten bis zur 
Reforin von 1778. 


5 3. Begünstigung der galizischen Ausfuhr nach den Erb- 
kunden. 


Die dargestellte Zollausschließung Galiziens war [ür 
seinen Handel nützlich und sogar notwendig. Trotzdem 
barg sie für ihn auch manche Hindernisse, die aus dem 
Wesen der zollpolitischen Sonderstellung ertsprangen. Aus 
dem Begrillfe der letzteren lolgte nämlich, daB die Erb- 
landefürdenugalizischen Exportgesperrtblei- 
ben mußten und daß das in den Erblanden herrschende 
Prohibitiv- und Schutzzollsystem sich naturgemäß ebenso wie 
gegen das Ausland auch gegen Galizien richten mußte, wenn 
nicht die Erblande auf dem Umwege über Galizien mit 
[fremden Waren, die dort freien Zutritt hatten, überflutet 
werden sollien. In dieser Ilinsicht obwoltelte ein last tınlös 


Y) Nämlich 1 Obereinnehmer nit 500, I Oberkontrollor niit 
300, 1 Amtschreiber mit 150, 2 Sachverständige Warenbeschauer 
nit 600 und 500 fl. jährlich. Alle sollten außer dem Gehalt Natu- 
ral-Wohnung oder einen 15%igen Besoledungszuschlag beziehen. 

:) Gwbernialbericht vom 6. August 1776. I. RK. A. Mautwesen 
in Galizien. N. 7. G. ad 40. ex Decembri 1777. 8. 73. Inbetrelf des 
’onsumo-Rückzollsystenis „machten die Großhändler von Brody 
dagegen die Vorstellung und baten, es wegen Beschwerlichkeit der 
Manipulation und des Aufenthalts der Commnercianten bey dem 
alten ferneres zu belassen.“ Eder berichtet auch, „daß es mit Ver 
Abstellung des Transito inne gehalien werde.“ 


barer Interessengegensatz zwischen den beiden Länder- 
gruppen, die sich auf verschiedenen Stufen der wirtschaft- 
lichen Entwicklung befanden. Die Zollsepavierung Galiziens 
bedeutete einerseits die Anerkennung seiner näheren wirt- 
schaftlichen Beziehungen zum Auslande; anderseils aber 
wurde Galizien dadurch gegenüber ten Erblanden selbst 
eime Art von Ausland, „ein separierles Irbland.“ 

Dies hatte die unangenehme KPolge, daß für die zoll- 
politische Relormarbeit der Zeutralregierung in Galizien 
nach einer Richtung hin der Weg von vornherein gesperrt 
bleiben mußte: sie durite sich bloß innerhalb der pro- 
vinziellen Gesetzgebung Galiziens bewegen, ohne das Zoll- 
system der deuisch-slavischen Erbländer zu tangieren. 
Durch die weitgehenden Begünstigungen des ausländischen 
Transitozuges durch Galizien, durch die Zollabsonderung 
dieses Landes, durch die Privilegierung des Brodyer Han- 
dels, endlich durch die Förderung des galizischen Exportes 
im Wege der fast gänzlichen Abschaffung des Essitozolls 
wurde tatsächlich die provinzielle Gesetzgebung Galiziens 
nicht überschritten. Anders hätte cs in der Frage des 
Transito- und Consumozolls für galizische Erzeugnisse in 
den Erblanden, somit in der Frage der Förderung 
der galizischen Ausfuhr nach den letzteren, geschehen 
müssen. Hier wäre die Zollgesetzgebung der alten Erh- 
länder zu ändern gewesen und das schien vorläufig, solange 
Galizien noch zollpolitisch Ausland war, weder ratsam, noch 
ungefährlich: 

Alswlaher am 15. Juli 1775 durch den „General-Transito- 
Parif für die Böhmisch- und Österreichischen Erblande” 
diese zu einem einheillichen Zollgebiet gestaltet wurden, 
fand das neue Gesetz auf Galizien keine An- 
wendung und konscequenterweise auch die Bestimmung 
nicht, daß der Transitozoll dortan nicht in jedem Erblande, 
sondern in sämtlichen nur einmal gezahlt werden sollte. 
Infolge dessen mußte z. B. eine aus Leipzig durch Galizien 
nach der Türkei transitierende Ware den Trausitozoll in 
Galizien erlegen, obwohl sie damit bereits einmal in Jen 
Erblanden belegt worden war. Man fand in Wien, daß Gali- 
zien solange es außerhalb des allgemeinen handelspoliti- 
schen Systems der Erblande verblieb und im Namen sei- 
ner Sonderinteressen sich von der Gesamtheit ausschloß, 


ı 


auch keinen Anspruch auf jene speziellen Vorteile hahe, 
die bloß aus der Zugehörigkeit zum handelspolilischen Gie- 
samtorganisinus erwachsen. 

Ähnlich verhielt sich die Sache mit flem erbländi- 
schen Gonsumozoll. Die galizischen Waren mußten 
beim Jintritt in die ‚Brblande den hoben ausländischen 
Kinfuhrzol entrichten. 

Zwar wollten mehrere Staatsmänner jener Zeit den 
sckennzeichneten Tnteressenzwiespalt überbrücken und 
wünschten trotz der Zollseparierung Galiziens [ür dessen 


Erzeugnisse den freien Eintritt in die Erblande. So -- wie 
wir wissen Gral Wrbna und Hofrat Degel- 


mann!) sowie, was später gezeigt Werden soll, Kaiser 
Josef selbst. 

Von den Wünschen und Plänen bis zu ihrer Verwirk- 
lichung war aber ein Jauger Weg. Thre Realisierung hing 
von komplizierten faktischen Bedingungen ab, u. a. beson- 
dere von der Gestaltung des handelspolitischen Verhält- 
nisses zu Polen.) Sie lag also nicht einmal in der alleinigen 
Machtsphäre der österreichischen Regierung. Nur unter 
der Vorausselzung einer bestimmten Regulierung dieses 
Verhältnisses konnten diese Pläne Wirklichkeit werden, 
d. id. unter der Vorausselzung eines [reihändlerischen Ilan- 
delsvertrages zwischen beiden Staaten. Da aber die poli- 
tischen Bezichungen beider Mächte sich weniger günstig 
gestaltet hatten, so blieben die Bestrebungen, den gali- 
zischen Produkten innerhalb des in den Erblanden gelten- 
den Zollsystems daselbst regulären, ständigen Ein- 
tritt zu verschallen, bis 4784 ohne Erfolg. Die Zollabson- 
derung Galiziens von den Brblanden hatte manche Konse- 
quenzen, die zu verwischen eben unmöglich war. 

Was man für die Brleichterung «les galizischen Exportes 
nach. den Brblanden vorläufig tun konnte, lag nicht innerhalb, 
sondern außerhalb der hier und dort geltenden Zollsysteme. 
Nicht durch das gewöhnliche Mittel des Zolltarifs, nämlich 
durch eine dauerhafte Abschaffung des erbländischen 
GCousumozolls sollte der galizische Jüxport nach den Frb- 
landen begünstigt werden, sondern nur durch ein außer- 
ordentliches Mittel: durch die gelegentlichen, kurz dau- 

!) 8. oben 8. 75, auch unten 8 II4E 

) Vgl unten 8. 147, 211. 
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ernden Freimessen und Jahrmärkte. Ihre Aufgabe sollte 
essein, dienähere Verbindung Galiziens mitden 
Erblanden zu schaffen.!) 

Die Gewinnung des galizischen Exportes lag gleicher- 
maßen in Absalz- wie in Produktionsinteresse 
der erbländischen Industrie, da Galizien sowohl als Albmeh- 
mer ihrer Fabrikate, wie als Lieferant der für diese nötigen 
Rohstoffe in Betracht kam. Der Handel mit Galizien, der 
größtenteils ein Tauschhandel war, verhieß also zwielachen 
Gewinn und erregte daher doppelte Eifersucht der Erb- 
länder gegen das Ausland. Diese Rücksichten sowohl auf 
den galizischen lxport wie "aul die erbländische Tndustrie 
trieben bald die österreichische Regierimg dazu, nach Mit- 
ten zu suchen, um eme Annäherung zwischen Galizien 
und den Brbländern zu bewirken. Leicht war das nicht. 
Kam es ja dabei darauf an, die gewohnten Absatzwege Gali- 
ziene nach dem Auslande (Leipzig, Breslau, Frankfurt) zu 
äindern und seme Ausluhr von dort ab- und den Iirblanden 
zuzuwenden. Daher der Gedanke, im Grenzgebiete beider 
interessictier Gebiete --- in Schlesien em „Emporium‘ 
für die gegenseiligeu Austauschbeziehungen zu schaffen. 

Schon die geographische Lage dieses Teiles von Schle- 
sien — Zwischen dem industriellen Westen einerseils und 
Galizien sowie den fruchtbaren Gebieten Volhyniens, Pocdo: 
liens und der Ukraine andererseits — sichert ihm von 
‚alters her hervorragende merkantile Bedeutung. Seit meh- 
reren Jahrhunderten ging durch diesen Winkel der ganze 
lTandel aus dem Westen nach Polen, Rußland, der Moldau 
ud Walachei, der Tartarei (Südrußland) und der Krim 
sowie nach der Türkei.) 


») Damit stinmmt überein, daß z. B. die Teschener Messen 
(von 1775) nur solange bestehen konnten, als die Zollseparierung 
Gtaliziens selbst. Mit der Einbezichung Galiziens in das allgemeine 
Zollsystem und mit Abschaffung aller Zwischenzollinien (1780) 
wurde der lTauptzweck der Errichtung ler Messen gegenstands- 
los und die Messen überflüssig. 

>) Vgl. Fechner a. a 0.8 2. — Über den polnisch-deut- 
schen Wandel während des 14.—16. Jahrhundertes vgl. Sehmol- 
ler, Handelssperre zwischen Brandenburg und Pommern. (,Zeit- 
schrift f. Preuß. Gesch.“ 1882 8 217 -221); Kutrzeba, Kra- 
kaus Handel im Mittelalter (Vrhdlg. dd. Krakauer Akad. U. Wissen- 
schaft, Histor. Abteil. NLV.) 


Schon 1274 war Breslau die Stapelgerechtigkeit ver- 
lichen worden, sodaß die polnischen Kaufleute nicht über 
die Oder hinaus gehen und westlichere Handelsplätze aul- 
suchen durften, sondern ihre Waren nach Breslau und 
Wrankfurt a O. bringen mußten.!) Besonders rege sestal- 
teten sich die Handelsbeziehungen zwischen Polen und 
Schlesien im XIV. und XV. Jahrhunderte 3 - - Ein Privileg 
des Königs Wladystaw Jagielo von 1417 hatte den Breslau- 
ern die Straße über Lemberg als diejenige angewiesen, 
die sie beim Handel mit den dahinter liegenden polnischen, 
türkischen und russischen Provinzen, auch mit der krimi- 
schen Tartarei, einzuhalten hatten. Wadystaw IT. haite dann 
I441 der Stadt Breslau neuerdings ein Privileg für den 
freien Bandel nach Polen und Rußland gegeben. Von Al 
brecht IT (1437-—-1439), Friedrich III, Kasimir 1II. von 
Polen, Wladyslaw Dobry von Polen, von Kaiser Ferdinand 1, 
Maximilian IT, Zygmunt August von Polen, Kaiser Leo- 
pold T. wud Jan Sobieski waren nachmals die alten Ver- 
träge und Privilegien bestätigt worden?) Breslau gewann 
beronders durch das Vordringen der Osmanen und dureh 
die Eroberung des Bosporus (1453) und der Krim (1478), 
dureh die das sarmafische Gebiet von dem südlichen 
Meere abgeschnitien und auf Deutschland gewiesen wurde. 
Und während die alte Verbindung nach dem Schwarzen 
Meere verdorrte und Lemberg zurückging, nahın Breslau 


dessen Platz ein als Markt lür die Orient- und Südwaren.’).- 


Seit dieser Zeit wuchs die Bedeutung auch der deutschen 
Märkte zu Leipzig und Frankfurt und namentlich in der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts klagten Danzig und die 
preußischen Stände aufs lebhafteste über den gewaltig zu- 
nehmenden Zug der russischen, Jithauischen und moskovi- 
tischen Handelsleute nach Breslau.) 

Diese jahrhundertealten Handelsverbindungen zwischen 


!) Fechner a. a. 0.8. 4 465. 

:) Kutrzeba und Ptasnik, 
Kaufmannschaft. 8. 4 

3) Fechner a0. 8 4 

3) Rachel, Polnische Handels- und Zullverhältnisse im 
16. bis 18. Jahrhundert, Schmollers Jahrb. I. Gesetzgeb. Jırg. 
1909). 8. A471. 

») Lengnich, zit. bei Rachel, ebenda, S. 187. 


Schlesien und Polen wurden im 18. Jahrhunderte noch reg- 
samer. 1727 kam der Przcbedowskische Transit-Zoll- 
vertrag zwischen Österreich und Polen zu Stande, der «liv 
alte IMandelsfreiheit Breslaus ernenerie und zugleich deu 
Transitozoll per Wagen, unter Wegfall aller Revi- 
sionen, auf eimen bestimmten Beirag reduzierie.!) 

Nach dem schlesischen Zolltarif von 1739 
hatten einige Erzeugnisse der östlichen Länder, (so z. B. 
rohe, nicht zugerichtete Tücher und einschürige Wolle 
aus Polen) bei der Einfuhr keinen Consmnozoll zu ent- 
richten, weil man hierdurch den Breslauer Kaufleuten ge- 
wisse Begünstigungen gewähren wolliec. Die moskovitischen, 
polnischen und lithauischen WMandelsleule hatten auch für 
die au» und durch Polen eingeführte ‚Juchie, für Sallian, 
ausgcarbeitete Felle, Dubliner und anderes’ Leder, keinen 
Zoo zu entrichten. Ferner waren von jedem Zolle befreit: 
die aus Polen, Rußland und Ungam eingeführten rohen 
Ochsen und Kuhhäute, rohes Blenleder, vohe Kalb-, Schaf-, 
Lamin-, Cappen-, Bock- und Ziegenfelle, Wachs, Unschlitt, 
polnische, podolische und ungarische Ochsen, Kühe und 
Käller, Schöpsen, Schale, Lämmer, Böcke, Ziegen, Schweine, 
Getreide, Graupen, Gemüse, Hopfen, steirische Sensen, 
Strehmesser, Sicheln, durch Polen eingeführte Krebsaugen, 
Gastoreum, Moschus und Rhabarber. Die polnischen und 
russischen Waren mußten jedoch in Schlesien baratiert 
werden und es durftein Geld nur !/, oder höchstens 
ı/, ihres Wertes ausgeführt werden. Diese großen 
Begünstigungen waren ausschließlich mit Rücksicht 
den Handel Breslaus gewährt worden.?) 

Im Zusammenhange mit diesem Handel steht der für 
ihn wichtige Vertrag zwischen Polen und Rußland von 
1762, der den Zoll von den nach und von Rußland durch 
Polen transitierenden Waren olme Rücksicht auf 
«deren Wert mit 4 Duk. vom Pferde fixierie) 

In diesen seit Jahrhunderten befestigten Handelsver- 
hältnissen, deren Brennpunkt Breslau gewesen war, wurde 
1740 mil der Proberung Schlesiens durch Preußen eme 


auf 


3) Fechner aa. O0. 8. 465. 

:) Beer, D. Handelspolitischen Beziehungen 
zu d. deutschen Staaten, 8, 192, 

>) Fechner a. a. 0. 8. 468. 
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gewaltige Umwälzung hervorgerulen. Österreich halte in 
Schlesien nicht nur weite Absatzgebiete, nicht nur die indu- 
striel und kommerziell entwickeliste Provinz verloren: die 
österreichische Industrie büßte auch vor allem die Orga- 
nisativır des Absatzes ein. die sie Dis dahin in der Breslauer 
Kaufinaunschaft besessen hatte und die alle Handelsbeziehun- 
gen nit dem Osten fast ausschließlich beherrschte. Dieser 
Umstand bildet denn auch den Ausgangspunkt [ür die Be- 
mühungen der österreichischen Regierung, „denen kayser]. 
kErblanden das VPohlnische Commereium  zuzueignen,“) 
zu diesem Zwecke die alten Verbindungen "Breslaus 
mit Polen zu zerreißen und dieses an den österreichi- 
schen Anteil Schlesiens zu knüpfen. Unr den. pulni- 
schen Wandel entbrennt ein langer und hef- 
Liger Kampf zwischen Österreich und Preus- 
sen, der abwechselnd mit Zollrepressalien oder Bugim- 
stigungen geführt wurde. 

Schon 1742 dachte Graf Haugwitz, die Scele der 
pretektionistischen Bewegung am Wiener Wolfe, daran, die 
Polen zu bewegen, ihren Weg nach Leipzig von Bielitz aus, 
nicht über Breslau, sondern über Troppau zu nehmen.?) — 
An 15. Mai 1744 wurde die bölunische Zolladministration 
angewiesen, „zur Faeilitirung des polnischen Llaudels gleich- 
wie früher von Breslau, dermal von Troppau einzufüh- 
renden Juchten vom Gentner 2 IL, von jenem aber, su 
von anderen Orten in die kaiserl. Erblanden einge- 
führt werde, über die gewöhnliche Gebühr noch 8 Tl. 
abzunehmen“) —- 1752 wurden die Mauten für den pohiischen 
Handel via "Troppau ermäßigt und der Bau der Straße von 
Bielitz angefangen.‘) Als endlich anlangs 1755 die seit drei 
Jahren andauernden Handelsverirags-Verhandlungen ge- 
scheitert waren, entschloß man sich, Hau gwitz und 
Prokop zu einer Informationsreise nach Polen, Danzig, 
Ungarn usw. zu entsenden, um nähere Haudelsverbindun- 


!) „Reflexionen über die beschriebene Commercialreise durch 
Wungarn etc.“ Hrsg. von Fournier (Arch. f. österr. Gesch, 1887) 
S. 60, 370, 

®2) Fechner a. a. O. S. 219, 229. 

3) Beer, Handelspolitische Beziehungen S. 181. 

») Ebenda, 8. 235. Anmerkung 77. 


gen anzuknüpfen und der österreichischen Industrie sowohl 
Absatz. wie besonders die Rohstoffe zu sichern.!) 

Auch polnischerseils leitete man den Ilandel Öster-- 
reichisch-Schlesien zu und 1756 unternahm der Gesandte 
-Brühbls, ein gewisser Dziembowski, im Namen der 
polnischen Regierung Schritte in Österreich wegen Tran- 
sitoermäßigung für den Durchtrieb des polnischen Viches 
gegen Westen.”)-— Als später (1764) preußischerseits die Er- 
schwerung des polnischen Transitohandels erfolgte, regte 
ein Jahr darauf Fürst Poniatowski in einem vertrau- 
lichen Promemoria bei Österreich an: es solle der Absatz 
der polnischen Produkte über Schlesien nach Sachsen sowie 
umgekehrt erleichtert werden.) Die Angelegenheit war 
fast entschieden, als sie durch die Wirren und Unruhen 
in Polen auf einige Jahre verschoben wurde, um dam von 
neuem durch die preußische Zollpolitik aktuell zu werden. 

1770 wurde nämlich der alte kommerzielle Zug, der 
von Leipzig, Wrankfurt und Breslau nach Polen über Zamose 
und weiter nach dem großen Zentrum des polnischen Han-, 
dels -- nach Brody -— ging, durch die Erhöhung des preußi- 
schen Transitozolles von 4 auf 12%, revolutioniert.‘) Die 
polnischen Händler begannen nun die Leipziger Waren 
durch Böhmen, Mähren und Österreichiseh-Schlesien, die 
Frankfurter und Breslauer hingegen über O$wiecim zu füh- 
ren. Beide Züge nahmen also den Weg durch ganz 
Galizien bis Brody, auf welcher Route sich der Hande) 
auch nach der Revindikation erhalten hat. 

Dies kam den österreichischen Absichten zu Gute und 
die Angelegenheit gewann zwei Jahre darauf noch an 
Aktualität, als Galizien au Österreich fiel. Man wollte die 
Fehler der preußischen Zollpolitik für die eigenen Absich- 
ten ausnützen. Vor allem war man bestrebt, durch Privi- 
legieruug Brodys diesen Transitozug durch Gali- 
zien zu sichern. Der weitere Schritt sollte die Errich- 
tung einer Freimesse in Österreichisch-Schlesien sein. Da- 


4) Eibenda S. 97. 

:) Beer, Oesterr. Handelspolitik. 8. 191. 

3) Ebenda S. 91 ff. 

» H. K. A. Commerz. fase. 57 ad 5 ex majo 1784, Nur für 
die russischen Handelsleute wurde der vormalige Zoll beibehal- 
ten. 
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mit hoffte mau den galizisch-brodyer "Transitozug, der 
hauptsächlich im Dienste der sächsischen und breslauer In- 
“dustiie stand, für die eigene zu gewinnen und allınählich 
Preußen und Sachsen aus dem Tauschhandel mit Polen zu 
verdrängen. 

In Mai 1772 berührt Graf Leopold Kollowrat die 
Frage: „Ob und an welchem Orte eine freye Messe in dem 
diesseitigen schlesischen Anfheil zu errichten sey?" .Auf 
Antrag Kaunitz wurde jedoch die Angelegenheit ver- 
schoben, bis die politische Situation geklärt und entschieden 
sei, ob Galizien, das eben damals durch die österreichischen 
Truppen erst besetzt worden war, auch bei Österreich ver- 
bleiben werde.) iy 

Im Dezember 1773 wurde sie von Kaiser Josef?) wie- 
der aufgenommen und der Hofkommerzienrat angewiesen. 
nach Regulierung der Zollverhältnisse zwischen Galizien, 
Polen und den Erblanden, das Projekt einer Messe in Schle- 
sieh zu prüfen. Auch während der nachfolgenden Handels- 
vertrags-Verhandlungen mit Polen, äußerte die polnische 
Delegation mehrmals — besonders an Jauuar 1774 — dem 
österreichischen Gesandfen in Warschau, Freiherin von 
Revitzki, gegenüber den Wunsch: zur Vermeidung des 
hohen preußischen Zolles den Warenzug durch Österreich 
zu leiten, speziell nach Errichtung von Warenniederlagen in 
Troppau, Bielitz und längs der galizisch-polnischen Grenze 
durch die österreichische Regierung.) 

Die Notwendigkeit dieser Messen wurde auch sonst 
bei verschiedenen Gelegenheiten beiont. Aber erst im Au- 
guest 1774 beschloß die Kaiserin die Errichtung von Frei- 
messen in Teschen); und zu gleicher Zeit wurden auch 
die Jägerndorfer-Kompagnie und Messe begründet. 

Die vorstehende Skizze zeigt, daß die Jägerndorfer und 
Teschener Messen keine künstliche, durch Augenblicks- 
stinmmungen und Interessen hervorgerufene Schöpfung, 

') Vortrag vom 3. Juni. A. M. I V. G. 4/2920 ad 53 ex 
Majo 1772, 

?) Beer, Handelspolitik S. 193, 

3) S. hierüber unten 3. 159 £., 186. 

%) Patent vom 9. September, intim. in Leinberg unter dem 
20. Dezember 1774, „in welchem die zu Veschen zu errichtende 
zwo N'reymessen angekündigt werden.“ (Piller 1774). 
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sondern das Resultat realer und wichtiger Bedürfnisse einer- 
seits des galizischen und polnischen Produktenhandels und 
andererseits der erbländischen Industrie war. 


Und noch 
mehr! 


Is soll noch dargelegt werden, welche Ratastrophe 
für den galizischen und polnischen Exporthandel die preußi- 
schen Zölle an der Weichsel bedeuteten. Der einzige Aus- 
weg aus dieser Notlage war, diesen gegen Norden gesperr- 
ten Handel nach dem Süden in die Erblande und durch 
deren Vermitilung nach Triest und an das Mittelmeer zu 
lenken. Die Freimesse an der schlesischen Grenze sollte 
ein großes, zwischen dem Norden und Süden vermittelndes 
Handelszentrum werden.) Dadurch aber gewann sie eine 
über die lokale weithinausreichende Bedeutung. Die Ver- 
wirklichung dieses Gedankens in seinem ganzen Umfange 
konnte eine Revolution in der Handelsgeschichie des nord- 
östlichen Ewopa bedeuten. 

Doch ist es leider dazu — trotz aller Anstrengungen 
der Regierung, die Teschener Messen zu heben — nicht ge- 
kommen. Zahlreiche Schwierigkeiten, die mit dem Triester 
Handel verbunden waren, besonders aber die Ilindernisst, 
die von der galizischen (jüdischen) Kaufmannschaft den Te- 
schener Messen bereitet wurden, hatten diese nicht weit 
über die ersten Anfänge hinausgelangen lassen, als sie 
nach zehnjährigem Bestande im Jahre 1784 wieder abge- 
schafft wurden.’ 


$ 4 Die wirtschaftliche Funktion der freien Messen und 
Jahrmärkte.3) 


Bevor ich an die Darstellung der Messprivilegien und 
-Einrichtungen 


gehe, soll vorerst deren Funktion im wirt- 
!) In einer aus Warschau. den 21. Juni 1775 datierten De- 
yesche an Kaunitz, berichtet Freiherr v. Revitzki: die Polen 
wünschten von Österreich die Errichtung einer privilegierten Frei- 
messe an den polnischen Grenzen, um ihren Handelszug üurch 
Österreich zu richten und die preußischen Zölle auf dem "Wege 
über Danzig zu vermeiden. II. K. A. Commerz fasc, 57 ad 10 cx 
Julio 1775. -—- Vgl. auch unten 8. 159 f. 


?) Mit Tiofdekret vom 29. Junius 1783- Vgl. Kopetz, Ge- 
werbs-Gesetzkunde. IL. 229. 
3) Über die geschichtliche Entwicklung des russischen Jahr- 
markthandels vgl. Simson, Russische Jahrmärkte u. 8 w. 
(Jahrb. f. Nationalök. u. Statist. TIL FT. IX/1895) S. 571 ff.. 
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schaftlichen Leben jener Zeit angedeutet werden, da sonst 
die Vorschriften der Messpatente unverständlich bleiben 
würden.!) 

Die damaligen privilegierten Jahrmärkte waren große 
internalionale Zentralpunkte für Angebot: und Nachfrage, 
die Käuler und Verkäufer einander näher brachten. Bei der 
geringen Dichte und Kaufkraft der Bevölkerung waren 
größere ständige Lager nur ausnahmsweise lohnend und 
die größeren Kaufleute bildeten eine wandernde Bevöl- 
kerungsklasse.?) 

Vom Standpunkte der Industrie hingegen lagen die Vor- 
teile der Jahrmärktie in der Erweiterung der lokalen Absatz- 
schranken. Die frühere Gesetzgebung?) wollie nämlich die 
Produktion von dem Wandel zur Begünstigung des letz- 
teren streng goschieden wissen; die Fabrikanten und lland- 
werker sollten sich alles Handels enthalten. Zwar vollzog 
sich in dieser Bezichung in den letzten Jahren der There- 
sianischen Epoche eine Änderung zu Gunsten der Indu- 
strie, aber erst der Josefinischen Zeit blieb es vorbehalten, 
hier durchgreifend einzuschreiten. Unter Maria Theresia 
war den Gewerbsleuten der Absatz ihrer selbst erzeugten 
Waren in der Regel nur an ihrem Wohnorte gestaltet. Der 
freie und unbeschränkte Messebesuch gewährte also den 
Gewerbsleuten neue Verschleißmöglichkeiten; und auch die 
sonst mit ihrer Auswahl bloß an die Gewerbetreibenden 
tıres Wohnortes gebundenen Konsumenten landen auf deu 
Jahrmärkten größere Auswahl‘) ‘In dieser Beziehung ver- 
‚rat der Mess- und Markthandel jener Zeit die Stelle unse- 
rer Ausstellungen; sie vermittelten die Bekanntschaft mit 

1) Die folgenden Ausführungen gelten von allen mıt dem ga- 
lizischen Handel iu direkter Verbindung stehenden privilegierten 
Freimessen oder Märkten; so von den Jägerndorier und 
Teschener;den Jahrmärkien zu Oswiecim und Zator, den 
"Viehmärkten in Dembica, Zabno wu Dombrowa , enıl- 
lich den Märkten in den Wreistädten Brody, Podgörze und 

a. 

2) Eine Erscheinung, die in Rußland bis zur Mille des’ 19. 
Jahrhunderts andauertee Vgl. Schulze-Gäver nitz, Stu- 
dien aus Rußland, S. 60; Simsona. a 0.8. 57, 

®) So noch as Handelspatent von 1764. $ 4. 
Y"Bia).Kopetz, aa 0.1.8234. IL $ 446. 


den Erzeugnissen verschiedener Länder und Wabriken; sie 
fungierten endlieh als Börsen, indem sie die Preisbildung 
der Waren bestimmend beeinflußien. 

Eine andere Funktion der freien Messen ist durch ihre 
Angliederung au das System der merkantilistischen Han- 
delspolitik gegeben. In Zeilen, da die Staaten sich von 
einander durch Verbote und hoch gespannte Schutzzölle 
absperrten; da fremde Kaufleute oder Staatsangehörige 
überhaupt scheel angesehen, verfolgt, unter die Soldaten 
gestecki oder sonst an Freiheit oder Vermögen geschädigt 
und bedroht waren;!) da es auch gegenüber den eige- 
nen Staatsbürgern von ]örsschwerungs- und Unterdrückungs- 
vorschriften winmelte, die entweder durch religiöse, na- 
tionale oder fiskalische Rücksichten diktiert waren; da 
endlich das Chaos stantlicher Beschränkungen noch durch 
empfindliche Privatzölle und Abgaben gesteigert wurde; in 
solchen Zeiten waren freie Messen eine Art von privile- 
gierten und geschützten Handelsoasen, in denen jene Hin- 
dernisse und Schranken sowohl in Rücksicht auf Personen 
wie äuf Ort und Waren fehlten. In dem dunklen Walde 
fast allgemeiner gegenseitiger Barbarei auf den Gebiete 
der Handelsbeziehungen, waren die Messen freiere Lich- 
tungen, von welchen das Licht ausstrahlte und durch deren 
Vermittlung zwischen den Staaten und Völkern, wenigstens 
zeitweise, ralionellere Verhältnisse sich anbahnten. Und 
wie vor Jahrhunderten in den Märkten der Anfang der 
Städte und der modernen Kultur zu suchen ist, so war noch 
im 18. ihre führende Rolle für den Kulturfortschritt m Ost- 
europa noch nicht ausgespielt.) 


») Diese „Sitten“ dauerten bis in das 19. Jahrhundert hinein. 
Der Handelsvertrag zwischen England und Mexico muß noch 1826 
die Freiheit vor Zwangsanleihen, vor gewüultsamen Rekrutierungen, 
die freie Religionsübung und sogar die Unangreifbarkeit der Gräber 
festlegen, was offenbar in Mexiko noch nicht selbstverständlich 
war. Ähnliche Bestimnumgen finden sich in dem englisch-französi- 
schen Vertrage von 1786. — (Vgl. W. Roscher, System d. 
Volkswirtschaft, IH. Abschnitt: internationale llandelsverträge. 
8.191). — Österreich fühlte sich noch 1702 berechtigt, in Kriegszeiten 
jedes im Lande sich befindende Privatvermögen der feindlichen 
Staafsbürger mit Sequester zu belegen (Codex austriacus TIL 416). 

2) Diese Wertung der Märkte ist natürlich nur relativ, dureh 
Zeit und Ort bedingt. Sie ist richtig vom Standpunkte einer Pır- 
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Die privilegierten Jahrmärkte waren von Zöllen 
und Verboten befreit, jeder konnte sich auf ilınen frei bewe- 
gen. Nicht genug an dem aber: sie erhielten auch eine 
eigene kommerzielle Organisation und spezielle Fandels- 
und Rechtseinrichtungen. Solche „Freyheyten und Begrün- 
stigungen“ erscheinen auch im BErrichtungspatent der Te- 
schener Messe und der Jägerndorfer Märkte ausdrücklich 
garanliert. 


S 5. Jügerndorfer Messen und Handelskompagnie. 


1774 wurden in Jägerndorf zwei Messen im Jahre auge- 
kündigt. Zugleich wurde eine Handelsgesellschaft 
gegründet, die ihre Tätigkeit mit 1. Juni 1775 begann. 
Ihr Zweck war -- ähnlich wie der der Teschener Messen —- 
ein doppelter: einerseits die Sicherung des Rohstolfes aus 
Galizien und Polen [ür die erbländische Industrie; ande- 
rerseits der Absatz von Ferligprodukten. Nur notgedrungen 
wurden, da die österreichische Industrie kein vollständiges 
Sortiment: der in Polen begehrten Fabrikate besaß, in be- 
grenztem Maße auch sächsische zugelassen. Die Kompagnie 
hatte sich nämlich verpflichiet, nur österreichische und säch- 
sische Waren nach Polen zu verkaufen, und zwar doppelt 
so viel von jenen, als von diesen. Provenienzen aus anderen 
Ländern waren vom Markte ausgeschlossen. Eine wei- 
tere Bedingung war, daß die gekauften polnischen Waren 
nicht dirckt an Ausländer, sondern zunächst an Inländer 


hibitiv- und Schutzzollpolitik und lätßt sieh daher ganz wohl mit 
der ungünstigen Meinung Turgot’s (Art. „Poires et Murches,‘ 
id Encyelojälis, 1755) vereinigen, wo es heißt: „l’ interet de 
P tat n’est done point de cr&er de nouvelles foires, ınais pln- 
öl A’abandonner celles qui existent.“ Turgot übte nämlich seine 
Kritik schon vom Standpunkte des freien Handels, indem er die 
Worte Gournay’s anführte: „Faut-il jeüner toute Vannce 
your faire bonne chere A vertains jours? In Hollande, il 
n’y a point de foires; mais toute 1’ etendue de P Fat. et Loute 
Pannde ne forment, pour ainsi dire qu’une foire continuelle“ 
(Veuvres de Turgot, par Dupont de Neimours II, 232). -- Na- 
türlich behielt, was in Holland und Frankreich schon überwunden 
war, im Osten Europas mit seiner geringen Bevölkerungstlichte 
und seinen rückständigen wirtschaftlichen Zuständen noch volle Be- 
deutung. 


verkauft werden sollten. Der Kompagnie wurden mur 7%, 
Gewinn beim Verkauf der polnischen Waren an Inländer 
gestattet. Dahingegen wurde sie mit weitgehenden Privi- 
legien ausgestattet. 'Zu ihren "Gunsten wurde fürderhin 
.der Troppauer Eisenkompagnie der direkte Handel mit. 
Polen untersagt. Ferner sollte auch zwischen Sachsen und 
Polen kein unmittelbarer Verkehr stattlinden: d. h. die 
Kompagnie erhielt das Stapelrecht. Außerdem sollten die 
mit ihrem Siegel verschenen Kolli von allen Zollrevisionen 
befreit sein. Es wurden für ihre Zwecke aus dem neu- 
gebildeten Fabrikenfonde 50.000 fl. ausgeworlfen und es 
wurden aus diesem Fonde das in Jägerndorf eingerichtete 
Kemptoir, 2 Magazine, 1 Kommissionär, einige Warcen- 
beschauer, 1 Kassier, 1 Buchhalter, 3 Sachverständige und 
2 Appreteure bezalılt.!) Endlich wurde die Förderung 
der galizisch-polnischen Ausfuhr durch die Be- 
stimmung gesichert, daß die Polen den Einfuhrzoll an der 
(schlesischen) Grenze zwar zahlen, aber denselben rück- 
vergütet erhalten sollten. (Rückzoll).) 


8 6. Freie Teschener Messen. 


Das Messpatent kündigt die Errichtung von alljährlich 
2 Messen zu Teschen an, deren jede zwei Wochen dauert 
sellte und zu denen jeder Känfer und Verkäufer, so Tn- wie 
Ausländer, ohne Unterschied der Religion Zuge- 
laesen wurde) Die Teilnehmer der Messe sollten „von 
allen persöhnlichen Anlagen, Steuern, Leibmauth, Rekru- 
tirung .... enihoben bleiben.) Wer mit seiner Ware die 
Messe besuchte, war sicher, daß er wegen der außerhalh 
des Marktortes kontrahierten Schulden während der 
Marktzeit gerichtlich nicht belangt oder in Verhaft genom- 
men werden werde; desgleichen seine Waren vor Verbots- 
belegung.®) Für die Marktzeit wurde ein Waffenstillstand 
normiert, und die bereits anhängigen zivilgerichtlichen 
Maßnahmen sistiert. Gegen die Messbesucher konnie ein 
Gerichtsverfahren nur wegen Marktschulden und nur 

!) Vgl. Fechner aa 0. 8 468 £ 

*) Ebenda. 

>) Zit. Meßpatent vom 9. September 1774. $ 2. 

1) Fibenda. $ 3. 

5) Ebenda $ 4. 


während der Marktzeit: statlhaben,!) wohingegen ander- 
seits zu diesem Zwecke ein beschleunigtes Verfahren vor 
eigenen Wechselgerichten mit gewählten Richtern 
vorgeschen war. 

Die Messtermine waren auf den 15. April und 15. Scp- 
tember festgesetzt — absichtlich dicht vor jenen der Bres- 
lauer und Leipziger Messen, damit den Besuchern der Te- 
schenermesse die Möglichkeit gegeben würde, ihre Ein- 
käufe noch vor den Messen zu Leipzig und Breslau zu, 
besorgen. Auch rechnete man damit, daß viele Käufer, die 
sonst die neue und noch unbekannie Messe nicht besu- 
chen wurden, doch auf ihrem Zuge nach Breslau und Leip- 
zig die Gelegenheit benützen würden, unterwegs auch in 
Teschen einzukehren. Endlich hatte so Auch der Verkäufer, 
dem es nicht gelungen war, seine Ware in Teschen abzu- 
setzen, noch immer die Möglichkeit, sein Glück in Breslau 
und Leipzig zu versuchen?) 

Neben diesen rechtlichen Preiheiten und Begüu- 
stigungen wurde der Messe auch eine Reihe bedeutsamer 
wirtschaftlicher Vorteile eingeräumt.  Uud zwar 
wurde: ; 

a) in Rücksicht auf die Fremden’) Waren bestimmt: 
1. daß zur Teschener Messe jede fremde, sonst verbotene 
Ware eingeführt werden dürfe, wenn sie nur all’ ın grosso 
verkauft wurde.!) Damit war: nicht etwa gesagt, daß ihre 

») Ähnliche Bestimmungen enthält auch das Patent wegen 
der Brsiechtung von Viehmärkten zu Oswierim une Zaltor Yon 
26. März 1782: „Werden die Viehhändler sowohl als die Käufer 
während der Marktzeit Schulden halber weder seklagt, noch mit 
Isxecution belegt werden dürfen; außer wenn es eigene Klackı- 
schulden betrifft.“ (Piller 1782). 

®2) In ähnlicher Weise bildeten einst die Messen der Cham- 
pagne ein in sich geschlossenes System, und so war es auch his in 
«die neueste Zeit herein in Rußland, wo die groß- und kKleinrussischen 
Messen, wie zwei in sich geschlossene Kelten nebeneinander stan- 
den. (Vgl v. Sehulze-Gaevernitlz aa. 0.8 61). 

») Nachdrücklich sei betont, daß angesichts der Zolltren- 
nung Galiziens, auch seine Waren als [remde galten. 

») Die Teschener Kaufleute konnten also von dieser Vor- 
schrift keinen Gebrauch machen, insoweit es sich darum handelte, 
diese fremden Waren am Teschener Platze en delail zu ver- 
kaufen. ($ 7. Messpat.) Der Detailverschleiß von erbländischen 
Waren war hingegen erlaubt. ($ 6. Mexsspat.) 


Einfuhr in die Erblande erlaubt sein sollte ;') sie wurden viel- 
ınehr nur für den Handel zur Weiterverführung nach Außen 
zugelassen.) 2. Waren diese fremden Waren bei ihrer 
Einfuhr in Teschen von jedem Consumozolle belreit und 
zahlten den gewöhnlichen niedrigen Transito zoll. Bei 
ihrer weiteren Ausfuhr nach dem Auslande zahlten sie in 
Teschen den Essitozoll 3) im Falle ihrer Vorführung nach 
den Erblauden aber waren sie in Teschen vom [issitozoli 
frei, zahlten jedoch in den Erblanden den hohen „auslän- 
ddischen® Gonsumeo.') Ber Yoll wurde also erst für die 
wirklich verkauften Waren bezahlt. Dem auslän- 
«lischen, also auch dem galizischen. Kaubnann, wurde aul 
diese Weise die Kinfuhr seiner Ware nach Teschen dadurch 
erleichtert, daß ilın das Risiko der Zahlung hoher Zölle 
abgenommen wurde. 

Soweit die zitierten Vorschriften den Essito betrafen, 
waren sie unklar und gaben gleich auf der ersten 'Tesche- 
ner Messe Anlaß zu "Mißverständnissen.®) Sicher war num, 
daß die nach den Yrblanden verkauften Waren in 
Peschen keinen Essito ZU zahlen hatten. Offen aber 
hlich die Frage, ob die unver kauften Waren bei der 
Ausfuhr aus Teschen mit dem Essito belegt werden sollten ? 
Nach dem Vorschlage Egers, sollte nachträglich bestinmi 
werden, daß der Essito nur von jenen unverkauften Waren 
zu entriehten sei, die von Teschen aus zu weiterer Speku- 
luljon auf die Breslauer, Leipziger und anderen Märkte 
geführt würden! Diejenigen aber, die als „Rimanenz ad 
loeum unde“ zurückkehrten, sollten „zur Begünstigung der 


2y 8 10 Messpat. 

2) Sie gelangten aber dennoch in die Erbländer im Wege des 
Schmuggels. S. oben 8. 42E 

>) Für Waren, die für Galizien von Bedeutung sein könnten, 
war dieser Essito nicht hoch. So 2. B. wurde bezahlt von: lHäuten 
je nach der Qualität 2 oder 1/00; Honig 290; Wachs "/4%0 ; pol- 
wischer Wolle 2 oder 1/1%0 5 Unseblitt 2 1 oder '/,9; Futter 
oder Rauchwerk !/,o u. 3. W. (Bericht a Soles vom b. Oktober 
1775. A. M. J. V. G. 4/2920 ad 17 ex Januaris 1776.) 

1) $ 8, Messpat. 

®) Bericht BEgers vom 9. Mai 1775, (A.M:J. VG. 4220 ad 
1488 ex Junio 1775.) 
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Messe“ vom Kssito gänzlich befreit werden.) Übrigens 
konnten die unverkauften Waren ohne jede Zollabgabe in 
der amtlichen Zollniederlage bis zur künftigen Messe aut- 
bewahrt werden.) 

b) Was die erblän dischen Waren anbelangt, so 
bestanden die Begünstigungen darin, daß sie bei der Aus- 
fuhr nach Teschen in den Erblanden keinen Essito zall- 
ten, sondern daß dieser erst beim Austritte aus Teschen, 
und zwar nur dann erlegt werden sollte, wenn clie Ware 
verkauft war Andererseits waren die auf Losung ge- 
henden Waren, wen sie unverkauft in die larblande zurück- 
kehrten, nach Feststellung ihrer Tdentität vom Consumozoll 
frei.) 

Diese Begünstigung stand aber nur manchen Waren 
zu, deren Export speziell erleichtert wurde; nämlich den 
„der Bezeichnung fähigen“. Die anderen „keiner Losungs- 
zeichnung fähigen“ Waren, hatten bei ihrer Zurückfuhr den 
Consumozoll zu erlegen und konnten diesen nur dann ver- 
meiden, wem sie in Teschen bis zur künftigen Messe 
lagern blieben.) 

Weiß man, wieviel der Regierung daran lag und liegen 
nuußte, den eigenen Export zu fördern, so befremden auf 
den ersten Blick die weitgehenden Begünstigungen fremder 
Waren: nicht nur galizischer Agrarprodukte und Rol- 
»toffe, sondern neh sächsischer, preußischer und sunsti- 
ger Fabrikate. Diese Erscheinung erklärt sich aber aus der 
noch unzureichenden Leistungsfähigkeit der erbländischen 
Industrie. Die Auslandsfabrikate Waren eben notwendis, 
wollte man die polnischen Käufer nach Teschen ziehen, 
Hält man dies fest, so erhellt klar, wie viel Verständnis die 
Regierung der Tage der Dinge entgegenbrachte wie 
sie anderseits auch größte Iinergie entwickelie, um das 
Gedeihen der Messen zu sichern. 

) Dieser Vorschlag wurde angenonmen, aber schon einige 
Monate später wurde der Essitozoll im Zusammenhange mit dem 
Generaltarif von 15. Juli 1775 auch von jenen Waren abgeschafft, 
die zu Verkaufszwecken in ein fremdes Land verführt wurden. 

)S 10 Messpat, 

°) Ebenda sg. 

1) Ehenda Ss 10. 


sS 7. Der schädliche Einfluß des Generaltarifs vom 15. Juli 
1775 auf die galizische Ausfuhr nach Teschen. 


Der Generaltarif für die österreichischen Erblande von 
17751) hatte zwar ummjttelbar keine Beziehung auf Gali- 
zien und im & 65 desselben werden sogar die den 'Teschener 
Messen zuerkannten Privilegien formell bestätigt. Mittel- 
bar aber konnte er die galizische Ausfuhr nach Teschen 
dadurch schädigen, daß er für manche galizische Artikel bei 
ihrer weiteren Ausfuhr von Teschen höhere Essitozölle 


bestimmte als & 8 des Messpatentes. Es wurde — klagt 
& Sole — „der 'Essitozoll . ..- eben für jene Waren so 


zum Barato-Handel aus Pohlen oder Galizien zugeführt 
werden möchten, gegen chevor ohngleich erhöhet.‘”) 

Die Folge dieses zollpolitischen Mißgrilis war, dal 
es sich den fremden. Handelsleuten nicht mehr Johnte, 
wegen der galiziechen Waren nach Teschen zu kommen. 
Sie waren besser daran, wenn sie ihre Bestellungen direkt in 
Galizien machten, weil dann die Waren nach Bezahlung 
des niedrigen Transito- und des nur %/ eigen galizischen 
Essitozolls von Galizien direkt nach dem Bestimmungs* 
orte gingen, ohne in eschen einzutreten, also den 
5—10%/,igen Teschener Essitozoll ersparien.) : 


!) „Zoll-Ordnung und Wurf für deutsche Erbländer benannt- 
lich das Könige. Böheim, Margrafthum Mähren uud Werzogthun 
Schlesien, Erzberzogthun Österreich unter u. ob der Enns, dann die 
Herzogtliümer Steyermark, Kärnten u. Krain, beyde Grafschafien 
Görz u. Cradiska nebst dem österreichischen Litorali. Wien 1775." 

:) So z. B. betrugen für die oben 8. 103 Ann. ?) angeführ- 
ten Waren von: 100 Stück Häufen 30, 20 oder 16 fl.; Honig vom 
Zentner sporco 18 oder 24 kr.; Wachs 15 und 20 odert 2!/,u. 17'/, kr.; 
Unsellitt 2, 3 oder 4 fu. w, Was 5—10% Essito bedeu- 
tete. 


3, „Wenn es bei Entrichtung des Essito von den freinden 
Wauren vom Meßorte in fremde Lande verbleiben sollte, würde gau% 
ohnzweilelhaft den Handel den Ausländern auf der Messe erschwe- 
ren... weilen solche derlei Waren ohne der Messe durch den blossen 
Yyansito mit einem weit leichteren Zollsatze beziehen könnten: 
folglich nicht mehr 50 viele Ursache hätten die Messe in der 
Moflnung zu bauen, um allda £«inen Barato-Jlandel 


zu 
schließen.“ (Bericht a Soles a. a. O.) 


A Sole schlug daher vor: es solle von den galizischen 
Artikeln, deren Bssito- merklich und über den 'Transito- 
zoll hinaus erhöht worden war, bei der Ausfuhr aus Te- 
schen nieht der 'Essito, sondern nur der niedrigere Pran- 
»ilo bemessen, dort aber hinwieder,’ wo der Trausitozoll 
höher als der Essito war (2. B. bei Seide), nur der Rssito 
abgefordert werden.) 

Der Staatsrat?) gab seinerseits die Mängel des Ge- 
neraltarifs von 1775 zu, befürchtete aber aus der Anmalıme 
von a Soles Vorschlag nur Verwirrung in der Zollmani- 
pulation Er ging daher über denselben hinaus und wollte 
die per transito nach Teschen gelaugenden fremden (also 
auch galizischen) Waren bei der Wiederausfuhr, sei es nach 
dem Ilerkunftsort oder nach anderen Märkten überhaupt 
vom Bssitozoll befreien?) Dieser Anirag erhielt auch 
die Genehmigung der Kaiserin‘) und damit war der gali- 
zischen Ausluhr und dem Messhandel eine neue Begünsti- 
gung gewonnen. 

3 8 Die Bedeutung der Teschener Messe für Galizien. 

Es lag selbst verständlich im Plane der Regierung, durch 
Vermittlung der Teschener Messen, der erbländischen Indu- 
sırie den Absatz nach Galizien und Polen zu eröffnen. Aber 
die der Messe zugesicherten Begünstigungen mußlen auch 
len Export galizisch-polnischer Waren erleichtern. Zwar 


) A.M. .J).V. . 4/2920 ad 113 ex Martio 1776. 8 6. 

*) Staatsrals-Sitzung vom 5. Februar 1776. (Isbenda.) 

>) WU. a. wird dieser Antrag auch damit begründet, dal 
die galizischen Produkte bei ihrem Eintritt in die Brblande noch 
immer «die hohe auswärtige Conswnomaut zu entrichten hätten; 
man solle ihnen also die Einfuhr wenigstens durch Abschaffung 
des Teschener Essito zeitweise erleichtern, 

1) Al. Resol.: „ad Gum, Muß die Abänderung des 
Yeschener Meßpatentes 8° 8% gemacht. und das Publieum be- 
nichrichliget werden, daß die nach Teschen kommende fremde 
Waaren, wenn selbe von da weiter außer Landes wiederum 
verführet werden, lediglich mit dem einfachen Transitozoll 
beleget werden und keineswegs mchr einige ]ssito - Ciebühr 
zu entrichten schuldig sein sollen.“ —- Das betreffende „Aver- 
tiseement“ ist von 20. März 1776 datiert und wurde in Lem- 
berg am 2. Apwil 1776 intimiert (Piller, 1776. 8. 18). 
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zihlten diese bei der Einfuhr in die Brblande vorläulig 


noch den hohen ausländischen — im Tarif von 1775 mit 
20%/, bemessenen -- Consumozoll. Das wurde aber dadurch 


wieder wettgemacht, daß der Zoll erst nach wirklichem 
Verkaufe erhoben wurde. Noch mehr wurde die Ausfulr 
per Transito nach dem Auslande gefördert. Aber schon 
nach 1776 erfuhr die galizische Ausfuhr nach den Erb- 
landen eme mächtige Unterstützung «dureh die Herab- 
setzung des Consumozolls von 20 auf 40a sowohl für pol- 
nische wie [für galizische Waren. 

Noch melr aber als gesetzliche Vorschriften machten 
sich zu Gunsten der Teschener Messen die wirtschaftlichen 
Verhältnisse geltend. Seit Jahrhunderten drängten nach 
dieser Richtung die Exportinteressen besonders der süd- 
westlichen Teile des ehemaligen Polens, später Galizien 
genannt. Unter solehen Umständen mußten die Teschener 
Messen notwendig zum Abflußkanale der galizischen Pro- 
dukte werden. Umsomehr, als der galizische Export- ein 
Tauschhandel war. Die — dureh den schlesischen 
Zolltarif von 1739 vorgeschriebene — Barattierung war 
fast allgemeiner Brauch geworden und erhielt sich — wie 
Grat Hadik, (waf Wrbna, & Sole, Eger uva. 
berichteten!) — auch nach der Beselzung des Landes dureh 
Österreich. Den Tauschcharakter des galizisch-schlesischen 
llandel hebt auch Fechner hervor, indem er die Wich- 
tigkeit desselben eben darin sieht, daß „Für das (galizische) 
Vich, Waren in Baratt genommen wurden.) 

Angesichts dieser Tatsachen bedentete jede Emfuhr 
erbländischer Waren nach Galizien zugleich cine faktische 
Förderung der galizischen Ausfuhr. Die Mehrheit. der öster- 
reichischen und ausländischen Handelsleute und Markt-, 
fieranten, die nach Teschen kamen, hoflien, nicht nur ihre 
Fabrikate dort zu verkaufen, sondern nm noch größerem 
Maße die für die Industrie notwendigen Rohstoffe und Pro- 
dukte zu kaulen. Mit Verdruß konstatierten sie daher 
den Mangel der letzteren auf der ersten Teschener Messe. 
„Wenn nur die Judenschaft dergleichen mit sich gebracht 
hätte!“, hieß es allgemein. Sie begehrten Flachs, rohe 
Häute, IMonig und das so wichtige Wachs. Vor allen aber 


2) Verl, oben 8. 51, %, 72 und unten 8 1111. 212, 


D 


») Fechner a a. 0. 8 507. 
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wünschten die österreichischen Fabrikanten angesichts der 
strengen preußischen Wollausfuhrverbote „aus gewissen 
Gegenden von Pollen die daselbst erzeugte Wolle“ ; chenso 
heinsamen.!) — Welch’ große Nachfrage endlich nach dem 
galizischen Vieh bestand, wird noch gezeigt werden.?) 

Die Bedeutung der Teschener Messen für den Export. 
wurde auch in Polen richtig „eingeschätzt, wie nicht 
nur die früher erwähnten polnischen Wünsche auf Errich- 
tung dieser Messen?) sondern auch die „Nachricht in Rück- 
sicht der Teschener Messe der Republikanischen Kron- 
Schatz-Gonmmission“) ausdrücklich erweisen. Unter Hin- 
weis auf „die zahlreichen Hindernisse und Hemmungen 
des Handels“ von Seite Preußens erklärt, diese „Nachricht“: 
es sei zwar nicht in der Macht der Kommission „gelegen, 
diese Hindernise zu beheben,“ sie erblieke aber „in dei 
unlängst eröffneten freien Messe zu Teschen ... einen 
neuen Weg, welcher zur Ausluhr wenigstens eines 
Teiles von Produkten oder Waren dieses Königreiches dienen 
könnte,“ und nicht ininder in den Normen des Meßpatents 
einen Vorteil auch „für die Importation verschiedener: 
fremden Waren und Produkten, die [ür die Konsumtion 
dieser Königreiche notwendig sind.“ 


$S 9. Finanzielles Ergebnis der Reformen im galizischen 
Zollwesen. Ausfall an Zulleinnahmen. 


Dabs die bisher geschilderten Relormen des galizischen 
Zollwesens iusgesamt eine große Erleichterung und Begün- 
stigung des galizischen Handels bedeuieten, ist ohne wei- 
teres klar. Sie wurden auch damals als Privilegium und 
Wohltat für Galizien betrachtet. Als im April 1775 die 
galizischen Juden nur in geringem Maße die 'Teschener 
Messe beschickten, trat ihnen der Meßkommissär von 
Wger mit der Drohung entgegen, man werde diese Privi- 
legien Galiziens zurückzichen „und die revindieirte Trb- 
lande in Anschung der [fremden Waren und ihrer Ver- 


') Beer, Haändelspolitische Beziehungen S. 86, 92/8, 101. 

:) Vgl. unten 8. 112, 280 ff. 

») Vgl. oben 8. 96. 

!) Polnischer Druck (Fürst Czartoryskisches Archiv in 
Krakau Nr. 1076. 8. 143). 


zollung mit dero übrigen Deutsch-Tlungarischen Erblanden 
gleichhalten.“!) 

Waren ja auch die Reformen nur unter finanziellen 
Opfern möglich. Sie zogen — erklärt Eder - „einen solch 
unerwarteten Abfall der Maufgefälle nach sich, daß man 
in der Submontanischen Provinz bey der... . unternommenen 
Visitation billigen Zweifel getragen, ob man in dem vorigen 
letzien Militarquartal von denen ganzen Mauteinkünften 
im Stande seyn werde die Besoldungen zu bezahlen.?) 

„Die Zollgefälle so in dem Jahre 1773 
433.285 fl. 40 kr. ertragen haben, sind dermalen nicht gar 
auf die Halbscheid herabgefallen und betraget die ganze 
BErträgnis für gegenwärtiges 1775 Militar-Jahr nicht mehr 
als ..... 228.028 NM. BL kr) 

Von dem der Regierung so oft zum Vorwurf gemachten 
Fiskalismus ist älso aul dem Gebiete des Zullwesens nichts 
zu spüren. Im Gegenteil. Der Handel, der durch Jahrlum- 
derte in Polen vernachlässigt und dureh die Handelspoliiik 
des Adels zu (runde gerichtet war, hat erst von da au 
besseren Schutz und eine rationellere, in ihren Mitieln ver- 
vollkommnete und den Bedürfnissen des Landes angepaßte 
Zollpolitik gefunden! 


!) Bericht Bgers über die Teschener Messe a. a. O. 

>) Bericht Eders vom 15. Jänner 1775 a. a. OÖ. 

3) Bericht Bders vom 30. Dezember 1775 U. K. A. Kameral- 
Act. Nr. 7 GC, ad 328 ex Majo 1770. 


Viertes Kapitel. 


Projekte einer Neuregulierung des Verhältnisses zu den 
Erblanden. 1775---1776, 


S 1. Bemühungen um Gewimmung der galizischen Rohpro- 
dukte für die Erbländer. 4A. h. Resolution vom 2. Septem- 
ber 1775. 


Der doppelte Charakter der Teschener Messen, die 
sowohl dem Export der galizischen wie dem Import der 
erbländischen Erzeugnisse dienen sollten, haite halurgemäß 
die — noch nicht erledigtet) Frage des künftigen Ver- 
hältnisses von Galizien zu den Erblanden in den Vorder- 
grund gerückt. 

Die Ursache der bisherigen Unentschiedenheit, lag in 
dem geschilderten Kampfe:) der beiden Parteien um die 
srundlegende Frage: ob Galizien in das allgemein-staatliche 
Zollgebiet einbezogen werden soll oder nicht, wobei für 
den ersten Fall auch der gegenüber Galizien nicht sehr 
freundliche Ano Nyıus ihm volle Gleichstellung mit den 
Erblanden zuerkemmen wollte.) Nur solange die zollpoli- 
tische Sonderstellung Galiziens andaucıe — meinte er — 
könne dieses keinen Anspruch auf Erleichterung seiner Aus- 
fuhr nach den Erblanden erheben und müsse dieselben 
Zölle wie andere fremde Länder tragen. 

Die zweite, durch den Grafen Wrbna repräsentierte 
Richtung vertrat die wnemgeschränkie Gleichstellung Gali. 


) Vgl. oben $. 74, 76, 
*) Vgl. oben 8. 68 [., 72, 
®) Vgl. oben S. 73, 
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ziens mit den Tarblanden, trotz der Zollabsonderung, trotz 
der daraus in diesem Kalle den Erblauden drohenden Gefalır 
einer Überflutung mit fremden Waren, trotz der Tatsache 
endlich, daß eine solche „Gleichstellung“ Galiziens ceigent- 
lich dessen Privilegierung bedeuten müßte, da Galizien im 
Gegensalze zu den Erblanden nicht nur mit erbländischen, 
sondern auch mit ausländischen Märkten in Verbindung 
stünde. 

So stand die Wrage, als sie durch die Teschener Messe 
wieder aktuell und zugleich von einer neuen Seite beleuchtet 
wurde. 

Bis dahin hatte man das Problem der galizischen 
Ausfuhr hauptsächlich vom Standpunkte der galizi- 
schen Produktionsinieressen betrachtet. Die Teschener 
Messe erst schuf darüber volle Klarheit, daß die galizische 
Ausfuhr zugleich ein Lebensinteresse der Irbländer, 
sowohl ihrer Industrie wie ihrer Konsumtion bedeute. Jener 
deshalb, weil sie der galizischen Rohstoffe bedurfte und weil 
sich durch deren Rückladung die Frachtkosten der impar- 
tierten Fabrikate auf die Hälfte verminderten. Der Kon- 
suntion wieder, weil schon damals der Westen der 
Monarchie auf die Zufuhr von galizischem Vieh, Unschlitt, 
Wachs cete. angewiesen war. 

ls beginnen Bemühungen um die Gewinnung 
der gsalizischen Rohprodukte, und von diesen 
Gesichtspunkte aus wird nun das Verhältnis der neugewon- 
nenen Provinz zu den alten beurteilt. Wenn die von 
Wrbna für Galizien geforderte Reziproziiät in Hinsicht 
des erbländischen Consumo auf galizische Produkte his 
dahin als Opfer der alten Erbländer zu Gunsten Galiziens 
betrachtet wurde, so wird nun darauf hingewiesen, daß 
die Ermäßigung des erbländischen Consumo auf galizische 
Waren schon im eigenen Interesse der Erbländer zu we- 
währen sei. 

In der Relation über die erste Teschener Messe wid- 
mete gerade Eger dieser Angelegenheit einen ganzen 
Abschnitt: „Wegen Begünstigung der galizischen, sonder- 
lich Natur-Produkien“, in dem er für die galizischen Roh- 
stoffe „Begünstigungen bey der erbländischen Consum»- 
Mauih zur Erleichterung der Baratirungen gegen erb- 
ländische Kunst-Brzeugnisse“ forderte. Und in einem anderen 


Abschnitt dieses Berichtes („Die Absicht, die schlesisch- 
mährischen Vichmärkte sonderlich für das pohlnische und 
salizische Vieh wieder emporzubringen“) «denkt er im 
Ausamimenhange mit der Teschener Messe an eine Hebus 
es Zutriebes galizischen Viehes — eine Ange- 
legenheit, auf die noch zurückzukommen sein wird.) 

Ähnliche Forderungen und Wünsche äußert in seiner 
Relation über die zweite Messe desselben Jahres auch 
a Sole) „In- und ausländische Kaufleute -- erzählt er 
hätten gewunschen, daß salizische und pohlnische Pro- 
dukte, besonders Wachs, Hönig, Tmnschlicht und Wolle auf 
den Platz gekommen wären, um entweder durch Rück - 
ladung sich Frachtkosten zu erleichierygy oder auch einen 
Barato-Handel eingehen zu können.“ 

Die Hoffnung der Erbländer auf Gewinnung der gali- 
zischen Rohstoffe waren indessen wenig aussichisvol. Die 
Auluhr der letzteren nach den Erblanden war sehr gering, 
da sie meist nach dem Auslande gingen. Der Grund hiefür 
lag weniger in den erbländischen Zöllen — die doch nicht 
höher waren als die ausländischen — als vielmehr in den 
alten, durch Gewohnheit befesiigten Handelsbeziehungen, 
sodann in der vielfach besseren Qualitäi und doch größeren 
Preiswürdigkeit der ausländischen Waren, endlich darin, 
daß diese unter besseren Kreditbedingungen erhältlich 
Waren. It nicht geringem Maße begünstigien außerdem den 
Import aus dem Auslande auch die Münzverhältnisse, und 
Eder führte gelegentlich den schwachen Absatz erblän- 
discher Waren in Galizien darauf zurück, daß „der niedrige 
Preis der Dukaten gegen dem hierländigen Cours diesen 
Handel um 60, erschweret.“?) Bei dem Tauschcharakter 
des galizischen und polnischen Handels mußte indessen 
die ausländische Einfuhr auch über die Richtung der gali- 
zischen Ausfuhr eutscheiden, was neuerdings verschiedene 
prohibilive, für Galizien weniger günstige Vorschläge veran- 
laßte. Eger verwies nämlich darauf, daß außer den Kai- 
[unen, welche in den Erblanden billiger produziert wurden, 

') Bericht von Egers vom 9. Mai 1775 (AM I vd 
42920 al 1488 ex Junio 1775.) 

”) Bericht vom 6. Oktober 1775. (A. M. JS. VG. 4/2920 
al 17 ex Januario 1776.) 

®) I. K. A. Kameral Akt. Nr 7 GC. ad 312 ex Septembri 1776, 
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und außer der erbländischen durch ihre Qualität hervor- 
ragenden Seide „fast keine der erbländischen Kunsterzeu- 
gungen und am wenigsten die Linzer Wollenzeugwaren die 
fremden Tücher, mitilere und feinere Leinwanden, gezo- 
gene Arbeit, Gradel, Barchet etc. die fremde Concurrenz 
aushalten können, «dla sich bey den meisten annoch ein 
Unterschied von 10, 15, und mehr pro Gento äußert.“ Um 
dem Übel zu steuern, weiß er aber -—- wie regelmäßig — auch 
diesmal — unbekünmnert um die galizischen Interessen -— 
nur Protekiion und Verbote anzuraten. Es solle, schlug er 
vor, im Interesse intensiverer wirtschaftlicher Annäherung 
zwischen den Erblanden und Galizien, den erbländi- 
schen Waren „über die ihnen durch das Meßpatent schon 
zugewendcte freye Zu- und Abfuhr, noch eine anderweitc 
Begünstigung olne Kränkung und Beschwerde des a. h. 
Aerarii zu Theil werden.“ Auch solle man den — vorläufig 
notgedrungen — zur Teschener Messe zugelassenen fremden 
Fahrikaten nach einiger Zeit die Konkurrenz in Galizien 
erschweren „und die [remden (dorthin) gehenden Wahren... 
nach einigen Meßversuchen daselbst per Consumo chen 
so hoch wie derzeit in Hungarn!) ... belegen und solchen 
allenfalls nur bey wirklich erfolgender Ausweisung der 
weiteren Versendung (per Trausito) in andere fremde 
Lande zurückgeben.) 

Günstigere und deu Bedürfnissen Galiziens entspre- 
chendere Erledigung fand diese Frage nun in Wien. 

Im Schoße des Staatsrates®) crhoben sich bei der 
Beratung über die Anträge Egers anfangs einige Stimmen 
zu Gunsten gänzlicher gegenseitiger Zollfrei- 
heit der galizischen und ‘deutsch-erbländischen Waren. 
Insbesondere verlocht der Vertreter des Kommerzienrales 
eine möglichste Trleichterung, der Einfuhr galizischer Er- 
zeugnissc in die deutschen Erbländer. Die Wofkammer und 
die Bancodeputalion (dagegen widerstrebten im lImblick 
darauf, daß in Galizien bei der Einfuhr fremder Waren 

ı) d.h. mit 30%. 

>) Bericht Egers a. a. O0. — Nach der zweiten Messe nahm 
av Sole diese Anträge auf. 

>) Protocol. Commiss. habitae die 26. Juli Ao. 1775 X. 
M. Tv. GC. 7/2910 ad 2166 ex Septembri 1775. Unter dem Vor- 
silz «d. galiz. Hofkanzlers Grafen Wrbna. 


il 


keine Verbote Platz greifen dürften, somit für die Erbländer 
die Gefahr ihrer Einschwärzung bestünde)  Angesichis 
dieser „zerteilien Meinungen” gab Wrbna seinen früheren 
Standpunkt auf, sprach sich gegen die gegenseitige Zoll- 
(reiheit zwischen Galizien und den Brblanden?) aus und 
„um einen Beweis zu liefern, daß ihm nichts mehr am Her- 
zen lege, als durch Galizien der ganzen Monarchie wesent- 
lichen Nutzen zu verschaffen“, trat er mil einen Kompro- 
mißvorschlage hervor, wornach der Gencraltarif m Gali- 
zien zwar eingeführt, jedoch für einige wichtige, namentlich 
bezeichnete, für Galizien unenibehrliche Erzeugnisse da- 
selbst, ein ermäßigter Zoll festgesetzt werden sollte. Dieser 
Kompromißantrag erschien nun dem Stauisralc als beste 10- 
sung derschwierigen Frage und fand daher vinstimmnige An- 
nabme. Allein Kaiser Josef wollte eine so wichtige und 
folgenschwere Reform nicht übersiürzen. Zwar erklärte 
auch er sich in Hinblick auf eine künftige Regelung der 
zollpolitischen Stellung Galiziens „in der Haupisache“ mit 
Wrbnas Antrag einverstanden?) Aber doch nur „prin- 
zipiell.“ Vorläufig sollte der alte Zustand aufrecht bleiben. 


') Vgl. Beer, Zeollpolitik. 8. 308, 

») Mit der Begründung: da die Handelsbeziehungen Gali- 
ziens zu Ungarn größer als zu den deutschen Erblanden seien 
. “ a ap schaff 2 H : 5 
werde er der Abschaffung der Zölle zwischen Galizien und den 
ARs . Fr . Pers u Pr 1 st Pr ı 
Brblanden nur unter der Bedingung zustimmen, wenn eine ähnliche 
„teelproeirte Mautbelreyung" auch zwischen Galizien nnd Ungarn 
festgesetzt würde. (Zit. Kominiss. Protok.) 

”) Resol. v. 2. September 1775 (U. K. A. Commerz fase. 57 
ad 15 ex Septembri 1775). „lu der Hauptsache begnehmige Ich 
dieses vereinigte Einrathen. Sobald aber dieses in Vollzug ge- 
N U rip er v . B 
selzel wird, ist zum Grundsatz anzunehmen, daß alle aus 
Galizien in die übrigen Erblande gehende Waren Für Salizi- 
sche, oder solche fremde Waaren angesehen werden sollen, welche 
duselbs ev: 153 luehe . ps . ı N ıiı 5 
un Ist die ausländische Maut bezahlet, mithin beiihrem Bin- 
krilt in die hiesigen Lande keine weitere Maut zu 
entrichten haben.“ 

, „Aus diesem folgert sieh man, daß, nm nieht unter dem 
nn wand der bezahlten Maut die Erbländer dureh Galizien mil 
a BE nt s : 

n don Warel zu rer auten, in diesem Königreiche nicht allein 
ter neue Gobenzlische Tarif, sondern auch dessen ganze Mant- 
verfassung in Galizien angenommen werden müsse, auf dessen 
Einleitung und Vollzug also die Kanzlei den syorgsamen Bedacht 
zu nehmen hat.“ 


Diese Entscheidung beendete den früher geschilderten 
Kampf zwischen den beiden dureh den Grafen Wrbna und 
den Anonymus repräsentierten Richrungen. Einerseits 
sollten!) die Grundsätze und Tarife des allgemeinen 
(„Cobenzlischen“) Zoilsystems vom 15. Juli 1775 auch 
auf Galizien Anwendung finden, was nichts anderes bedeu- 
tete, als daß für die Regel die Zollschranken zwischen den 
Erblanden und Galizien aufgehoben und der Alchrzahl der 
galizischen Erzeugnisse der zollfreie Bintritt in 
die Erblande?) und die Möglichkeit dort neue Absulz- 
gebiete zu gewinnen, eingeräumt sein sollten. Andererseits 
aber sollte die Sonderstellung Galiziens nicht 
sanz aufgehoben werden, da eine Anzahl wichtiger 
ausländischer und in den Erblanden verbotener oder hoch- 
belegter Artikel nach wie vor zu ermäßigien Sätzen in 
Galizien zugelassen werden sollten. Und mit Rücksicht 
darauf, mußte Galizien auch fürderhin von den Erbländern 
durch eine Zollinie getrennt bleiben, um diese Länder vor 





In: letzten Abschnitte endlich bespricht der Kaiser die Tür 
Galizien zu gewährenden Ausnahmen sowohl durch Mäßigung man- 
cher Zollsätze als durch Abschaffung einiger Verbote uml Auf- 
schläge. Dann heißt es weiter: 

„Bevor wegen Unterlassung der Armen-Leut-Aufschlags, dann 
wegen einiger nach Vernehmung des Gubernii in Galizien einzu- 
führenden hierorts verbotener Waaren eiwas veranlaßet werde, 
haben noch vorerst. die Stellen die Mittel an IMand zu lassen, wie 
sie jenen Unterschleifen durch welche die hoch impostirten Waaren 
mit der geringeren in Galizien. bezahlten Maui und ohne den 
Armen-Leut-Aufschlag hierorts einbrechen dürften, vorbiegen; 
dann wie sie verhindern wollen, daß die in Galizien einzuführen 
erlaubten, hierlandes aber verbotenen Waaren nicht in die Erb- 
lande eindringen können.“ +- 

ı) Im Sinne der Denkschrift des Kaisers vom 11. Februar 
1774 und nach dem Rate des Anonymus,. (Vgl. oben S. 05 If.) 

2) Neben den allgemeinen Rücksichten prinzipieller Natur, 
war für diesen Standpunkt des "Kaisers gegenüber Galizien auch 
seine Anschauung über das wirtschaftliche Verhältnis Österreichs 
zu den galizischen und polnischen Gebieten mitbestimmend. Es 
wird noch gezeigt werden, daß während der Verhandlungen über 
den Abschluß eines Ifandelsvertrages mit Polen der Kaiser im 
Interesse Galiziens die gänzliche Zoll£freiheit zwischen Öster- 
reich und der Republik verlangte. Was er einer fremden Macht 
gewährte, das war er umsomehr geneigt, auch Galizien zuzugestehen. 


g* 
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den ausländischen, nach Gahzien freien Zutritt genießenden 
Waren zu schützen. Über die Art der Dwchführung dieses 
Schutzes sollien vorerst. noch weitere Beratungen mii dem 
Leimberger Gubernium gepflogen werden, wobei sich [rej- 
lich bald herausstellen sollte, daß diese Aufgabe unlös- 
bar war, 

Unter den gegebenen Verhältnissen war das geschil- 
derte Komproniß theoretisch für Galizien der beste Aus- 
weg. Die Entschließung des Kaisers vom 2. September 1775 
bedeutete gegenüber seiner Denkschrift vom 11. Februar 
1774 einen enormen KFortschrit; und zwar in der Richtung 
einer größeren Berücksichtigung der wirtschaftlichen Son- 
derinteressen Galiziens. Freilich sollie-sich bald zeigen, 
daß es leichter sei, am grünen Tisch zu einem Kompromiß 
zu gelangen, als die vorhandenen Interessengegensäize in 
der lebendigen Praxis auszugleichen. Bald sah sich deun 
auch Josef genötigi, seinen Standpunkt nochmals zu Gun- 
sten der Sonderstellung Galiziens zu revidieren und schließ- 
lich auf seine unilormierenden Absichten für Jauge Jahre 
gänzlich zu verzichten. 


& 2. Weitere Versuche in der Richtung einer Beseitigung 
der Sonderstellung Galiziens. 


'Troiz der grundsäizlichen Erledigung der stritligen 
Krage gaben die unbedingten Protektionisien nicht nach 
und nülzien jede Gelegenheit aus, wın den Eintritt Iremder 
Waren nach Galizien zu erschweren und sogar gänzlich zu 
verbieten.) 

Der Umstand, daß auf der zweiten Teschener Messe, 
mehr ausländische als erbländische Waren Absatz zufunden 
halien, veramlaßte A Sole?®) ul die Ministerial-Banco Depu- 
tation,') die früheren Egerschen Anträge wieder aufzu- 
nehmen. Man solle, forderten sie, nicht nur fremden Waren 

Y) Die Darstellung bei Beer (Zollpolitik, S. 303/-H) ist 
unklar und teilweise unrichtig. 

2) Über ähnliche Verschleppungsversuche bei Gelegenheit des 
Generallarils von 1775, sowie in betrelf des Tirolischen Tarifs 
berichtet Beer, Zollpolitik 8. 275, 325 £. 

3) In der Zit. Reiserelation. 

2) BExtractus Protocolli vom 7. Dezember 1775. (A. M. I. V. 
G. 4/2920 ad 17 ex Januario 1776.) 


den Eintritt nach Galizien und, durch die KErhöhung des 
Transito, auch ihren weiteren Zug nach dem Osten erschwe- 
ren, sondern auch «die wnmittelbaren Handelsverbindungen 
Galiziens mit dem Auslande zerreißen. Ferner solle man 
die galizischen Juden, die mit Umgehung Teschens, Teip- 
zig, Breslau und Frankfurt aufsuchten, zum Besuche Te- 
schens zwingen und „nach dem Beyspiel der diesseitigen 
erbländischen Commercialpatenien auch in Galizien ver- 
ordnen, daß allda die ‚Juden mit keiner anderen fremden 
Waare, als mit jener, die mit Teschener-Markt-Pollete legi- 
timiret ist, handeln dörfen.“ Den ganzen ausländische 
Handel würde man alsdanın nur durch Vermittlung 
Teschens führen können.!) 


Bei der staatisrätlichen Sitzung von 5. Februar 
7762) Fanden diese Anträge keinen Anklang. Zwar sei, 
wurde ausgeführt, &Soles Darstellung zuireffend. Der Zweck 
der Teschener Messe sei allerdings die Anbalmung engerer 
Handelsbezichungen zwischen den Erbländern und Galizien, 
und Polen und die fremden Waren seieu nur notgedrungen 
zugelassen worden, während sich nun herausstelle, daß 
gerade letztere Absatz gefunden hätten. Diese Rolle der 'Te- 
schener Messe sei ach „für den erbländischen Nahrungs- 
stand“ schr bedenklich, und die damit verbundene Gefahr 
keineswegs durch das Vergnügen wetigemacht, die Ab- und 
Zufuhr nach der 'Teschener Messe von Jahr zu Jahr umt 
etliche Tausend Gulden wachsen zu sehen. Trotzdem aber 
würde die Verwirklichung‘ der Anträge a Soles schädlich 
wirken, denn sie würden vor allem — entgegen den bei der 


7) Nebenbei hoffte ınan, 


durch die galizischen Juden, die 
„von Natur‘ 


seit langem durch Bekanntschalten und Kerre- 
spendenz mit der übrigen polnischen RKaufmannschalt eng ver- 
bunden waren, auch die polnischen, „ohne mindesten Zwang von 
selbsten nach Teschen (zu) ziehen.“ 

?) Protoe. d. unterm 5. Hornung 1776 gehalt. Zusammen- 
tretung. A. M. J. VG. 4/2920 ad 113 ex Martio 1776, unter 
d. Präsid. d. Obersten Holkanzlers Grafen Blümegen. Anwe- 
send waren: Präsident der galiz. MHofkanzlei Graf” Wrima und 
Vicepräs. Reischach; Terner von Seite: der galiz. Hofkanzlei 
die Hofräte Cavriani und Evers; des lofcommerzienrates Degel- 
mann; der Min. Beo Deput. die lWIofräte Sorgenthal, Gruber und 
Bedenthal; der Böhm.-Österr. Llofkanzlei Fer und Koch, 


Gründung der Teschener Messen verfolgten Absichten -- 
den westlichen Warenzug wieder auf die preußische Seite 
drängen. Außerdem sci es schr schwer, den Verkehr «ler 
Judenschaft mit dem Auslande abzuschnüren, „weil in Gali- 
zien fast gar keine christliche Kaufleute, m 
sonderheit aber gar keine solche, welche die auswär- 
tigen Messen und Handelspläize besuchen, vorhanden sind, 
mithin das angetragene Verbot fast einem gänzlichen 
Verbote aller und jeder nicht über Teschen bezo- 
genen fremden Waren gleichkommen würde.“ Es bleibe 
daher, schloß die Kommission, nichts anderes übrig, als die 
Einführung des neuen, prinzipiell schon vom Kaiser gench- 
wigten Mauisystems für Galizien, durch welches den gali- 
zischen Erzeugnissen zollfreier Bintriit fh die alien Erb- 
lande gewährt würde. Demn solange in den leizteren „die 
galizischen als polnischen Produkten noch als fremde 
behandelt. ., mithin mit der hohen auswärtigen Consumo- 
Mauth beleget werden, so ist: nichi zu erwarten, daß solche 
in beträchtlicherv Menge für denerbländischen Kon- 
sum eingeführet werden sollten.“ Abhille würde sich 
automatisch nach Abschluß des Fandelsvertrages mit Polen 
einstellen, sobald das meue Mautsysiem für Galizien 
zu Stande gekommen sein werde. „Werde solches auf dem- 
jenigen Fuße, wie es dermal a. h. Ortes beangenehmt wor- 
den, zur Ausführung gebracht ..., so ergebe sich die 
Folge von selbst, daß in Galizien die von der Teschner 
Messe eingeführten [fremden Waaren gleichfalls auf dem 
nämlichen Fuße und nicht anders, als wie in den deuischen 
Erblanden zu behandeln seyn werden.“ 

Auch die Kaiserin erklärte cs als „unumgänglich 
nothwendig, daß an Regulirung des galizischen Zollsystems 
und dessen baldige Zusammenbringung erunstlich und vor- 
züslich Hand angeleget“ werde und befahl demgemäß die 
schleunigste Ausarbeitung des Tarifs.t) 

Mit der Zurückweisung der protektionisiischen Vor- 
stöße war jeloch das Verhältnis Galiziens zu den Erb- 
landen noch iinmer nicht endgiliig geregelt. Nur daß das 
Hindernis gegen die Festhaltung der Resolution Josefs von 
2. September nun nicht von proteklionistischer Seite her- 

!) Resolution vun Anfang März, llofdekret an d. galiz. Gu- 
bernium vom 23. März 17%. Zit. akt. 


kam, sondern aus der vollständig geänderten politischen 
laage. 

Durch das Inkrafttreten des Handelsvertrages mit 
Polen vom 1. Februar 1777 an entstand eine ganz neue wirt- 
schaftliche Situation, die notwendigerweise auch auf das 
Verhältnis Galiziens zu den Erblanden rückwirken imußte.!) 

Die Resolution vom 2. September 1775 ging von der 
Vorausselzung aus, daß die ausländischen Waren in Gali- 
zien mit einem hohen (ausländischen) Zoll belegt sein wür- 
den und legte — um Einschwärzungenindie Erblandehintan- 
zuhalten — speziellen Nachdruck auf die zollämtliche 
Kontrolle?) Als es sich nun um die Dureblführung des 
Vertrages mit Polen handelte, zeigte sich die maut- 
ämtliche Auseinanderhaltung galizischer und polnischer 
Waren bei ihrem Eintritt in die Trblande als technisch 
unmöglich. Nun unterlagen nämlich die polnischen Produkte 
vertragsmäßig nur einem 4%igen!Zoll; so mußte dieser auch 
auf galizische Artikel ausgedehnt, also damit auch auf die 
Realisierung der kaiserlichen Resolution verzichtet und nach 
einer neuen Regelung des Verhältnisses zwischen Galizien 
und den TErblanden gesucht werden. 

Bevor ich jedoch die Bestrebungen in dieser Rich- 
tung bis zum provisorischen Zolltarif von 1776% darstelle, 
soll zunächst die Geschichte des Handelsvertrages mit 
Polen geschildert werden. 


) 8. unten S, 211 ff. 
2) 8 oben 8. 115 £. 
3) S. unten S. 209 fT. 


Zweiter Abschnitt. 


Das Verhältnis Galiziens zu Polen 1772—1790. 


Erstes Kapitel. 


Die Bedeutung des Weichselhandels gegen Danzig für 
Galizien.') 


Die bisherige ausführliche Darstellung der Bedeuiung 
des Speditions- und Transiihandels für Galizien sowie dessen 
txporthandels nach dem Westen und in die österreichischen 
Erblande schließt von vornherein jeglichen Vorwurf aus: 
als hätte ich die Wichtigkeit jener Mandelszweige nicht 
genügend gewürdigt. Dabei aber war — wie kaum bestrit- 
ten werden kann — dieser Exporihandel nach dem Westen 
unmittelbar nach der Okkupation Galiziens noch kaum über 
das Anfangsstadium hinausgelangt und sollte sich erst Dank 
der österreichischen Tarifpolitik entwickeln. Übrigens um- 
faßte er gerade div wichtigsten Artikel der galizischen 
Ausfuhr nicht, nämlich Getreide, Holz und Leinwand. 
Welche Rolle immer ihm daher für die galizische Landwirt- 
schaft und Industrie künftig zufallen sollte —- vorläufig ließ 
sich sein Einfluß auf die imnerwirtschaftlichen Zustände 
Galiziens kaum spüren. Die wichtigsten Exportinteressen 
des Großgrundbesitzes, also der Basis der damaligen feudal- 
sozialen Verfassung, bewegten sich in anderer Richtung, 
nach Danzig! Unrichtig ist es daher, wenn Brawer bloß 


t) Im Verkehre mit den Nachbarländern war anfangs jener 
mit Polen und, mit Rücksicht auf den Danziger Mandel, der- 
jenige wit Preußen für Galizien der wichtigste. Mit der Zeit 
gewann der Handel mit den österreichischen Erbländern 
und mit Ungarn immer mehr an Bedeutung. Endlich komnit 
bier noch in Betracht der Handel mit der Türkei. Die Wiener 
Regierung war bemülıt, den Absatz galizischer Erzeugnisse nach allen 


diesen Ländern auch durch den. Abschluß von Handelsverträgen 
zu sichern. 


dem Spedifionshandel größere Bedeutung zuschreibl, von 
dem Ixporthandel aber mil Geringschätzung spricht. Von 
der Voraussetzung aus: „daß das Laud nur wenig bebaut 
und ausgenützi war und daß es nur wenig Rohpro- 
dukte für die Ausfuhr gab“, gelangt Brawer 
zum Schlusse, daß „der (galizische) Handel und Verkehr 
daher sehr unbedeutend gewesen sein würde, wenn «lie 
Kaufleute dieser Gebiete sich auf die Ausfuhr von Landes- 
produkten und die Versorgung der Bevölkerung mit fren- 
den Fabrikaten beschränkt hätten.) Daß jedoch diese 
Behauptung sowohl in der Vorausseizung wie im Resultat 
falsch ist, lehrt unleugbar ein Blick auf die Geschichte 
des polnischen Handels sowie auf die Bedeutung des gali- 
zischen IEixportes überhaupt und des Danziger lixportes 
insbesondere. Brawers Meinung, der Export Galiziens 
habe mit Rücksicht auf die Vernachlässigung der Land- 
wirtschaft nicht groß sein können, stellt sich lediglich als 
apriorische Deduktion dar. Denn der Geireideexport eines 
Landes hängt nicht von der Höhe seiner landwirtschaft- 
lichen Kultur ab. Fand und findet nicht bis in unsere 
Tage herein ein Getreidemassenexport aus Rußland statt, 
trotz der unbeschreiblichen ‚Vernachlässigung der dortigen 
Bodenkultur und ihrer schrecklichen und perivdischen 
Begleiterscheinungen: von Hungersnöten imnerhalb der 
Landbevölkerung mit ihrem ‚Gefolge von Hungeriyphus, 
Skorbut und anderen epidemischen Krankheiten.) 

Auch in Galizien griff im 18. Jahrhundert und seit 
jeher eine starke Geireideausfuhr Platz -- trotz der Unter- 
konsumtion der großen Masse der Landbevölkerung und 
trolz der periodischen dlungersnöte in jedem Frühjahre. 


Dies war dadurch möglich, daß eben wie gezeigt wer- 
den soll — nicht die bäuerlichen, sondern die guisherrlichen 
Betriebe exportierten?) - eine Erschemung, die mit der 


ländlichen Verfassung jener Zeit zusammenhängt. 


!) Brawer, Galizien, wie es an Österreich kam. 8. 84. 

*) Maßlow, Agrarfrage in Rußland. Lehmann u 
Parvus, Uungerndes Rußland; Witschewsky, Rußlands Zoll- 
und Industriepolitik. 

%) „Wenn von Getreide und Schlachtvich beträchtliche Ver- 
sendungen ins Ausland gemacht werden kounten, so war dies 
bloß möglich, weil die größte Zahl der Untertanen, die leib- 


Bekanntlich exjsiieren zwei Typen wirtschaftlicher 
Ausnützung des feudalen Großgrundbesitzes:'). die Grund- 
und die Gutsherrschaft. Diese wird — entweder ohne oder 
ohne den Eigenbedarf .übersteigende KEigenproduktion — 
in Form verviellachten Klembeiricbes, durch zinspllichtige 
Wirte also, nutzbar gemacht. Die Gutsherrschaft dagegen 
stellt sich als landwirtschaftlicher Großbetrieb mit abhän- 
gigen frondienstpllichiigen Wirten dar. Sie produziert für 
den Markt, ist demgemäß ihrem Wesen nach expansiv und 
jede Expansion vollzieht sich einerseits aul Kosten des 
Bauernlandes, anderseits unter stetig steigender Ausbeutung 
der in der Gutsherrschaft befindlichen uniertänigen Arbeits- 
kraft. Galizien war ein Land gutsherrlich-bäucrlicher Verfas- 
sung.) Auch hier also war auf dem großen Grundbesitz die 
Produktion eine Überschußproduktion und demgemäß der 
Absatz eine wirtschalisplanmäßig bezielte und regelmäßig 
wiederkehrende Erscheinung. Die Möglichkeit des Ab- 
salzes entschied in letzter Instanz über das Los der 
Produktion. Mängelte jener, so erschien hiedurch die 
Existenz des Betriebes selbst in Frage gestellt. Den Abfluß- 
kanal für die landwirtschaftlichen Produktionsüberschüsse 
aber bildete die Ausfuhr nach Danzig. Aus diesem Grunde 
hatte die Handelsverbindung mit Danzig [ür das damalige 
Galizien ausschlaggebende Bedeutung: war ja mit ihrer 
Aufrechterhaltung die Existenz der landwirt- 
schaftlichen Produktion und alles dessen, was von 
derselben abhing, unzertrennlich verbunden. An dieser 
Erkenntnis fehlt es auch in Wien nicht: Kaiser Josef war 
von ihr vollständig durchdrimgen.) Als gleichermaßen 
unstichhäliig erweist sich also einerseits die Behauptung 
von der geringeu Wichtigkeit des galizischen Exporthandels 


eigenen Bauern, sich kümmerlich nähren und kaum dreimal im 
Jahre Fleisch essen“ (‚Jekel, Polens Handelsgeschichte II, 88). 

) Vgl. Grünberg, Bauernbefreiung in Böhmen. L, 36 ff. 

®2) Vgl. Grünberg, Grundentlastung S. 2; Mises, Guts- 
herrlich-bäuerliches Verhältnis in Galizien S. 17, und den da- 
selbst zit. Bericht Brigidos vom 21. Februar 1782, in dem 
es heißt, ‚dass die Binkünfte (der Ilerrschafien) fürnämliech 
in den Frohndiensten bestechen und die Abgaben an Zinsen und 
Kleinrechten nur ganz unbedeutend seyen.“ 

5) Vgl. unten besond. S. 147. 


wie anderseits die Meinmg: Galizien habe, nur wenige Roh- 
produkte für die Ausfuhr“ zur Verfügung gehabt. Wir wer. 
den auch noch Gelegenheit haben zu sehon, wie große Men- 
gen Gelreide, Vieh, Holz, Leinwand, Poliaschet) eXportieri 
wurden, anderer minder wichtiger Artikel wie Borsten, 
Häute, Wolle, Honig sowie des ärarischen Salzes gar nicht 
zu gedenken. Sollte demgegenüber etwa eingewendet wer- 
den, daß die Zahl dieser Exportartikel nicht allzu groß 
gewesen sei, so ist darauf zu bemerken, daß "öne große 
Zahl von. Handelsartikeln nur für den Detailhandel not- 
wendig ist. Anders im Welthandel. „Die Grundlage der 
modernen Weltwirtschaft ist die Spezialisierung der Produk- 
tion und Arbeit und schon etliche Handelsartikel können 
die Grundlage der Bedeutung einer Nation bilden.) Gali- 
zien besaß nun solche Artikel und zwar Artikel, die auf 
dem Wellmarkie jener Zeit sehr gesucht waren! 

Diese Tatsachen bildeten die Grundlage für die histori- 
sche Rolle des Danziger Handels für das Land); und von 
diesem Gesichtspunkte aus müssen die Schritte und Bemü- 
hungen der österreichischen Regierung um den Abschluß 
von Handelsverträgen mil Polen und Preußen gewürdigt 
werden. 


Vgl unten 8. 407. 

> Vgl Gargas, Statistik des Außenhandels in Galizien. 
3) Vgl. darüber insbesondere: Korzo 1, a... 0. IT. 105 FF 
Szelagowski, Geld u. d. Preisrevolution in Polen. 8. BT, 
102 fT. Derselbe, D. Kampf nm d. Baltische Meer, 


Zweites Kapitel. 


Bemühungen um den Abschluß eines Handelsvertrages 
mit Polen.) 


8 1. Die Ansichten der österreichischen Behörden über 
den Wert der Handelsverträge. 


Die Wichtigkeit des hier zu behandelnden Gegen- 
standes kann nicht genug betont werden. Von der Gestal- 
tung der handelspolitischen Bezichungen zwischen Polen 
und Galizien hing auch die Stellung Galiziens Innerhalb 
des österreichischen Zollsystems ab, somit auch die Rich- 
tung, in der sich die wirtschaftliche Entwicklung des Lan- 
des bewegen sollte. 

Vom ersten Momente an und schon vor der Unterfer- 
tigung des Teilungsvertrages, dachte die ösierreichische 
Regierung daran, den galizischen Produkten freien Ex- 


port auf der Weichsel zu sichern. Daher ihre Bemü- 


') In den langen Verhandlungen, die dem 


Abschlusse des 
Vertrages vorausgelen, Jassen sich vier 


Phasen unterscheiden. 
Die erste, einleitende, endele mil der Unterfertigung des Zessionsak- 
fez vom 18. September 1773. Die zweite — bis zun Februar 1774 -— 
ist dadurch gekennzeichnet, daß die Delegation, aus Furcht vor 
Preußen, eine Annäherung an Österreich wünschte. Während der 
dritten bereitet sich in Polen ein Umschwing der öffentlichen 
Meinung vor und werden die lMMTandelsinteressen durch Liskalische 
Rücksichten in den Hintergrund gedrängt. %s ist. dies die Phase der 
langwierigen und schleppenden Pertraktationen mit Österreich, die 
bis Ende 1774 dauerl, un welche Zeit der Wiener Ifof den Hofrat 
Degelmann zur endsiliigen Erledigung der Angelegenheit nach 
Warschau entsendet. Bndlich die vierte und wichtigste, die die 
letzten sechs Wochen vor Abschluß des Vertrages vom 15. März 
1775 unıla Bl. 


hungen um einen llandelsvertsag mit Polen wenn ur 
derselbe unter günstigen Bedingungen für Österreich zu- 
stande gebracht werden könnte!) Im Zusammenhange 
damit stand auch, daß Österreich den Plänen Friedrichs TI., 
Thorn und Danzig zu besetzen oder sie wenigstens als [reie 
und von Polen unabhängige Freistädte:) zu konstituieren, 
aufs schärfste entgegentrat. Fürst Kaunit2) hatte 
gleich zu Beginn der Verhandlungen in Petersburg mit 
eroßen Scharfsinne auf. die bedenklichen Seiten dieser Er- 
werbung Preußens aufmerksam gemacht. Der König von 
Preußen .erhielte dadurch bezüglich des Handels und der 
Weichselzölle vollständig freie Hand. Der Getreide-, ja der 
ganze Handel überhaupt, werde demnach Preußen zufallen, 
welches unbehimdert das Königreich Polen vollständig aus- 
saugen werde Kaunitz wünschte daher, es sollten schon 
in die Teiluugskonvention einige Bestimmungen in dieser 
Richtung aufgenommen werden; insbesondere, daß (auf 
der Weichsel) keine Erhöhung der Zölle 
stalifinden dürle. Auch englischerseits stellte man 
dieselbe Korderung.) Tatsächlich gelang es damals Käu- 
nitz, Danzig vor der preußischen Okkupation zu retten.) 
Der andere Gedanke des Fürsten Kaunitz hatsichindessen 
nicht durchgesetzt, und in der Teilungskonvention ist von 
dem Verbot einer Brhöhung der Weichselzölle leider .Kein 
. Wort. enthalten. 

Schon hieraus ergibt sich die Unwahrscheinlichkeit der 
Behauptung Chotkowskis: ‚Freiherr Revitzky habe 
die Aufforderung des Königs Stanislaus von Polen zum 
!) Vgl. die Tastruktion für WMofrat Kozian vom 3. März 
‚„ oben 8. 33 f. 
») Vgl. Beer, Teilnng Polens, TL 150. 
») Ebenda, TI. 182. Kaunitz an Lobkowitz, vom 11. 
April 1772, 

4) Tibenda, Il. 242. 

°») Lobkowitz erhielt von Panin die beruhigende Ver- 
sicherung, Rußland werde die Besetzung Danzigs durch Preußen 
nie zugeben. (Lobkowitz an Kaunitz, vom 26. Juni 1772, 
Ebenda, I. 182.) Rußland ließ sich auch durch Bücksichten 
auf che Seeimächte, vor allem Tmgland leiten. (Ebenda, IT. 149, 
241lf. Askenazy Wecasy histöoryezne IL 228; auch Gzartorys- 
kisches Archiv, Krakau M.Ss. Nr. 1174, und Kalinka, Vier- 
jähriger Reichstag, T. Buch $ 7. S. 51). 
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Abschlusse eines llandelsvertrages mit Holm beantwortei.t) 
Es steht aber diese Behauptung auch mit dem Geiste der 
österreichischen lHlandelspolitik jener Zeit in offenbarem 
Widerspruch. 

Der Abschluß von Handelsverträgen gehörte nicht nur 
zum politischen :Rüstzeug der entschiedenen Anhänger des 
Freihandels;?) auch die Verfechter des Prohibitivsystens 
sahen m ihm ein wichtiges handelspolitisches Instrument, 
und diese Meinung war auch in den maßgebenden Regie- 
rungskreisen fast allgemein verbreitet.) 

Gegenwärtig sind, lehrte damals Sonnenfels an der 
Wiener Universität, „alle Kabinete über den großen Einfluß 
der Mandluug dergestalt aufgeklärt, daß jede Nation erwar- 
ten muß, von Staaten zu denen gehandelt oder durch deren 
‚Gebiet die Handlung ihren Zug nehmen wird, in ihren Unter- 
nehmungen durchkreuzt zu werden. Es ist also noth. 
wendig sich gegen diese Hindernisse vorzu- 
sehen und durch den Weg der Negotiation sich vorteil- 
hafte Bedingnisse zu versichern. Die Handlungs- 
tractaten machen also einen wichtigen Teil der Hand- 
lungspolitik aus.“!) Und diese Auffassung teilten, wie schon 
angedeutei, nicht nur das galizische 


Gubernium und 
der Staatsrat, sondern ‚Josef II. selbst. 


Schon 1755 hatten Haugwitz und Prokop in ihrer 
Reiserelation über ‚Polen als Mittel zur Hcbung des öster- 
reichischen Handels u. a. auch „die Errichtung eines vor- 
sichtigen Commercien-Tractats“ beantragt, „zum Funda- 


) Chotkowski, Thorner ‚Jahrbücher. 8. 295 Vgl. auch 
unten 8. 140. 

2) Der deutsche Physiokrat Schlettwein wünschte im 
Interesse Galiziens den Abschluß von Ilandelsverträgen mit Polen, 
Rußland, Preußen und der Pforte, zunächst auf 5 bis 10 Jahre. 
Vgl. Schlettwein „Reflexiones über die Verfassung Pohlens“ 
(Galiziens), vom Juni 1774. A. M. J. II. A. 2/5, sine Nro. 

.?) Darnach ist die entgegengesetzte Behaupumg Beers (Öst. 
Handelspolitik 8. 73, 179) zu berichtigen. Daß die Ansichten Glıo- 
teks und Zinzendorfs vereinzelt waren, beweist die große 
Zahl der unter Karl VT., Maria Theresia und Josef II. geschlosse- 
nen Hundelsverträge. 

) Vgl Sonnenflels, Grundsätze der Polizey 1771. II. 
Ss 26. 
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ment, das Pohlnische Negotium an sich zu ziehen.) Um 
so mehr anußte sich aber natürlich der gleiche Gedanke 
achtzehn Jahre später aufdrängen, nachdem ein bedeu- 
tender Teil Polens zu einer österreichischen Provinz gewor- 
den war, die auch nach der Teilung mit den übrigen Teilen 
Polens in engen Handelsverbiudungen blieb.?) 

Was die :Ansichten des galizischen Landesguberniuns 
anbelangt, so besagten die ersten Informationen, die der 
Gouverneur Graf Pergen über den galizischen Handel von 
„Herrn Vorschneider“ Potocki erhalten hatte, daß Gali- 
zien „einen vergnüglichen Zustand des äactiv commerecii‘ 
besitze, womit nur soviel gesagt sein sollte, daß die Ausfuhr 
die Einfuhr überstieg.’) 

'!) Vgl. Fournier a. a. O0. 8. 372, 

2) Vgl. auch Chtedowski, Handelsvertrag zwischen 
Österreich u. Polen (in „Der wissenschaftl. u. liter. Führer“ 1880 
S. 321.) 

3) P.S. Pergens vom 25. Januar 1773. Bibi. Ossul, Nr. 525 
I. 45. -- Chotkowski schreibt wirichtig anstatt „vergnüglichen‘ 
„vorzüglichen“ Zustand, und führt dann im polnischen Texte 
aus, Pergen habe selbst zugegeben, daß nach Besitznahme des 
Landes der Zustand des Handels „glänzend“ gewesen sei! („Thor- 
ner Jahrbücher,“ 8. 31.) Das alles offenbar in der Absicht, um 
die alten polnischen Zustände zu glorifizieren und ihnen den an- 
geblich durch die theresianisch-joselinische Regierung herbeige- 
führten Landesruin im umso grellerem Licht gegenüber zu stel- 
len. Dem gegenüber 'muß vor allem festgestellt werden, daß 
es noch nicht ausgemacht ist, ob die Versicherung Pergens 
tatsächlich gerechtfertigt war. So behaupiete der Mautadministra- 
tor Eder, was übrigens der Pergensche Bericht selbst zu bestä- 
ligen scheint, daß nicht nur der Gesamthandel Galiziens, 
sondern sogar der ITlauptzweig des galizischen Exports, der Ge- 
treidehandel, passiv gewesen sei, und daß die Getreideeinfuhr 
die Ausfuhr übersticgen habe. Aktiv war nur der Ilandel mit 
Weizen und grober Leinwand; und Eder äußerte die Befürchtung 
es könnte „weil| ein weit mehreres Geld als der Handel mit Tauı- 
desprodukten ad extra beiraget, aus dem Lande gehe, die Geld- 
masse in dem „Umlaufe “ich immer mehr vermindern“ (Zil. 
Bericht Bders vom 15. Januar 1775.) Die „wissenschaftliche‘ 
Methode Chotkowskis, der alle Resultate der bisherigen um- 
fangreichen historischen Forschung über die polnischen Wirtschafts- 
zustände zur Zeit der Teilung lediglich dureh ein einziges uni 
noch dazu unrichtig zitiertes Wort einer Aktenstelle aus der 


sl 


In seinen Bericht hierüber an die Zentralregierung 
äußerte Graf Pergen die Hoffnung: dieser Aktivhandel 
werde sich noch vermehren lassen und es würde „durch 
gute Veranstaltungen nicht schwer halten, den sehr be- 
trächtlichen Fruchthandel von ganz Podolien und Volhynien 
in diese :Königreiche (d.h. Galizien) zu ziehen, und andurch 
Meister von selben bis auf Danzig (zu) blei- 
ben.“ Is sei schon zu diesem Zweck ein „Vorschlag der 
Vereinigung des Duiester mit den Bug“ gemacht worden. 
Doch könne der beabsichtigte Erfolg nur dann erwartei 
werden, wenn „der König von Preußen die Schiffahrt auf 
der Weichsel durch übermäßige Zölle nicht beschweren, 
oder wohl gar behindern (würde), als von welcher Sicher- 
heit der ganze Contributionsstand dieser Königreiche abhan- 
get“. Pergen hat also die Bedeutung des Weichsel- 
handels begriffen und wußte daraus «die Konsequenz zu 
ziehen, daß im Interesse des Landes eine gäuzliche, durch 
Weltschaffen will, übertrifft durch ihre Tendenz alles aul diesem Ge- 
biete bisher geleistete. --Denn esistüber allen Zweifel sicher, daß in 
der Zeit der ersten Teilung der Handel und die Städte Pelens —- die 
größten wie Lemberg, Krakau, Lublin, Posen etc. nicht ausgenom- 
men —-- seit einem Jahrhundert im gänzlichen Verfalle waren. (Vgl. 
Korzona.a. O0. IM. 213). Bei Eröffnung des Reichstags von 1764 
erklärte Primas dem versammelten Senate: „Die Zierle des 
Wönigreichs, die Städte --—- (sind) ohne Bürger, diese, so weit 
sie existieren, ohne Handel, deren Handel ohne Nutzen, weil in 
jüdischen. Händen; mit einem Worte, die Städte sind in den 
Städten zu suchen: jede Straße ist leer, jeder Ringplatz eine 
Öde“ (Reichstagsprotokolt). Dieser Zustand hatte sich in den ful- 
senden Jahren nur verschlimmert. Das Land hatte während der 
langjährigen inneren Wirren stark gelitten und war gleichermaßen 
durch frende Truppen wie durch Konfoederirte ausgepresst wor- 
den; Mißwachs, Notstände und Epidemien hatten das Ihrige bei- 
getragen, um den Niedergang zu einem vollständigen zu machen. 
(Vgl. Louis, Gerichtswesen a. a. 0.8.16.Kalinka, Stan. Augusts 
letzte Regierungszeit. T. 190, 225. Szujski, Gesch. Polens. IV. 
536; vgl. auch das Schreiben Panins, unten 8. 162.) Als 
Österreich das hand beselzte, waren die Städte zerfallen und eut- 
völkert, die Felder unbebaut, die Dörfer verlassen, von Hungers- 
not heimgesucht - ein Bild allgemeimen Blends und arger Ver- 
nachlässigung. Ob man diesen historischen Tatsachen gegenüber 


die Behauptung wagen kann, daß der Handel „glänzend gewesen 
sei, ist leicht zu beurteilen. 


keine Abgaben beschränkte Handelsfreiheit auflder 
Weichsel zu wünschen sei. 

im gleichen Sinne sprach er sich in seinem weiteren, 
auf Verlangen des Fürsten Kaunitz erstatteten Berichte 
über den galizischen Handel gegen den Norden aus. 
(Mai 1773.) In Bezug auf den freien Weichselhandel — 
führte er aus — stimmten die Interessen der Republik mit 
jenen Galiziens vollkommen überein und ein Hindernis sei 
nur von preußischer oder russischer Seite her zu befürch- 
ten. Besorgt, die Polen möchten entweder ihr eigenes 
luteresse nicht erkennen oder der preußische und russische 
Hof durch Intriguen einer solchen Erkenntnis entgegen- 
wirken, will Pergen „nichts vernachlässigen und alle Mit- 
tel anwenden, um die Aufmerksamkeit der Polen auf die 
Notwendigkeit des Freihandels zu lenken und sie in die- 
ser Sache zu Erhebung eines großen Lärms zu veranlassen, 
ohne selbst aus der Verborgenheit hervorzutreten.“ Er 
„hoffe, daß auch Revitzky genügende Gelegenheit haben 
(werde), um die Polen in dieser Angelegenheit zu wnter- 
stützen. Übrigens erwarte (er) auch die Hilfe der hie- 
sigen Grundherren, die jenseits ihre Güter besitzen.‘!) Wohl 
sei es noch verfrüht, schon aul dem nächsten Landtage 
sich in die Vereinbarung der einzeluen Zollsätze einzu- 
lassen; dazu wären noch tatsächliche Informationen nötig. 
Man solle daher nur die Grundsätze der gegenseitigen 
Handelsbezichungen vereinbaren; sich aber auch hier nur 
wegen des essilo und Lransito binden. Im allgemeinen wisse 
man doch, was ausgeführt werde und welche erbländische 
RFabrikate über Galizien nach Polen gehen würden. Anders 
stehe es um die Einfuhr. Er, Pergen, sei zwar überzeugt, 
daß künftig das Übergewicht im ganzen aul Seiten «les gali- 
zischen Handels sein werde. Zur Zeit aber führten manche 
Gegenden, und zwar jene von Zydaeczow, Sanok, Haliez und 
Pokutien große Proviantmengen cin. Da man nicht vor- 
aussehen könne, wieviel Galizien an solchen Naturproduk- 
ten werde einführen müssen, so sei es ratsam in Sachen 
des Consumo sich freie Hand vorzubehalten.’ 

!) Chtiedewskia.a. 0.8.32, Die Zitate im Text sind 
aus Jde'm Polnischen zurückübersetzt, da ChMedowski es an einer 
Quellenangabe fehlen läßt, die eine Auffindung des Originals er- 
möglicht hätte. 

2) Vgl. Chiedowski, a a. O0 8 3238. 


Noch einmal spricht Pergen diesen Gedanken aus; 
und zwar m einem Briefe an Revitzky, der vun War- 
schau aus Informationen verlangt hatte.) Er wisse selbst 
noch nichts, da das Land noch nicht eingerichtet sei und 
viele Produkte, die ausgeführt werden könnten, sich im 
gänzlicher Vernachlässigung befänden. Er wolle sich daher 
auf die Mitteilung von bloß allgemeinen Grundsätzen 
beschränken: ‚Je mets pour base, que n’y alant aucun vu 
peu dc fabrique, de consequence nous devons avoir loujours 
la balance pour nous, silecommerce reste libresur 
la Vistule jusqu’a Danzig, et que dans la vente du 
sel on ne Vous göne pas par quelque Stipulation, soit de la 
part de 1» Republique, soit de la pari du Roi de Prusse, 
pouisque nous (Galizien) tirerons probablemeni nos besoins 
de manufactures de pais hereditaires, au lieu que le fort 
de notre commerce actif sera toujours eh 
srainseten sel.“ Es sei also geboten, sowohl zu Lande, 
wie besonders zu Wasser auf der Weichsel und dem Bug 
vollkommene Zollfreiheit. für alle Waren zu verlangen, „sans 
entrer dans les details.“ Man müsse vom preußischen Kö- 
nige die Garantie zu bekommen suchen, daß die aus Dan- 
zig nach Galizien zurückkchrenden Fahrzeuge zur Abnahme 
des preußischen Meersalzes nicht gezwungen werden dürl- 
ten, da :der Wieliczkaer Salzhandel hiedurch beeinträch- 
tigt würde. Endlich empfiehlt Pergen Revitzky, er 
solle sich beim König des Einflusses des galizischen (üter- 
besitzers Dzjeduszyeki bedienen.) 

In einem einzigen Punkte wären jedoch schon unver- 
weilt besondere Garantien zu verlangen -—- in der Salz- 
frage. 

Diese Angelegenheit bewog vor allem die Regierung, 
Verhandlungen mit Polen anzuknüpfen, da der Salzver- 
schleiß für sie eine wichtige Binnahmsquelle bedeutete. 
Die Mrage des Salzhandels -- die noch speziell behandelt 
werden wird -——- machte denn auch einen Hauptpunkt in den 

.) Copie d’ une leitre & Mr le Bar. Revitzky, von Anfang April 
1773. (Bibliot. Ossol. Nr. 525 I. 103. Vgl. Chtedowskia. a. OÖ. 
S. 324): „Vous me demandds un plan de commerce pour ee pais-ei 
(Galizien), afin que Vous sachies comment Vous vonduire iv ceb 
egard a la diete prösente,“ 

®) Vgl. Chiedowski a. a. O. 8. 324. 


Verhandlungen aus und von ihrer Beantwortung hing das 
Schicksal der letzteren ab, weshalb um, sie die grössten 
Kämpfe geführt wurden. 

Die Bergwerke von Wieliczka und Bochmia wurden 
noch vor dem Abschluß der Teilungsverhandlungen zwi- 
schen den Mächten auf speziellen Befchl Josels!) besetzt 
und der Betrieb ohne jede Unterbrechung, doch selbstver- 
ständlich fortan für Rechnung der neuen Regierung weiter- 
gelührt. Der Verlust Wieliczkas traf vor allem den König 
Stanislaus, derausden Salinen große Einnalinen bezogen 
hatte, wie auch den polnischen Adel, der (das Salz 
aun nicht mehr wie früher umsonst bekam, sondern 
es zu kaufen gezwungen war. Der königliche Banguier 
in Warschau, Tepper, übernalın nün dieses Geschäft, 
indem cr einen Salzkontrakt über beiläufig 100.000 fi. 
mit dem galizischen Gubernium abschloß.2) Dem  pol- 
nischen: Adel lag daher begreiflicherweise besonders viel 
daran, in den Verhandlungen mit Österreich sich mög- 
lichst niedriger Salzpreise zu versichern. Auch der Rö- 
nig war in der Salzfrage sehr interessiert und suchte 
den österreichischen Gesanditen, Freihern Revitzky, aus- 
„uforschen (1773), ob man ilım persönlich gute Bedingungen 
gewähren wnd den Salzverschleiß als Monopol 
im ganzen Königreiche überlassen wolle, wodurch er den 
Entgaug der Einnahmen aus den Wieliezkaer Salinen leich- 
ter zu verschmerzen im Stande sein würde.) 

Andererseits standen den österreichischen Interessen 
die preußischen entgegen. KRriedrich Il. bekämpfte die 
Ansprüche Österreichs auf die Wieliczkaer Salinen sehr 
entschieden?) Die preußischen Pläne gingen nämlich 
dahin, in Polen ein Monopol für den Salzhandel zu gewin- 
nen und hiedurch den polnischen Handel überhaupt zu 
beherrschen.?) 

1) Ilandbillet Josefs an General Lascy vom 25. Mai 1772. 
Vgl. Ignotus a. a. O. 8. 24. 

») A. M. J. IV. T 4/2622 ad 478 ex Aprili 1773. 

3) Beer, Erste Teilung. II. 213. 

2) Ebenda TIL 188. „L’observation que Vous me faites — schrieb 
Kriedrich IT. am 3. April 1772 an Rinkenstein -- que les 
salines pourroient entre les mains de la Cour de Vienne porter 
un prejudice tres considerable A mon debit du sel, merite, qu’on 
y fasse une attention tres serieuse“ (Ebenda II. 358). 

5) Über die Versuche Preußens, sich nicht nur von dem Wie- 


Kriedrich II. scheint auch in Wien entweder mit 
dem Vorschlage, es sollten ihm die Wieliczkaer Bergwerke 
verpachtet werden, oder mit einer ähnlichen Proposition, 
die ihm das Monopol des Salzhandels in Polen sichern 
sollte, hervorgeireien zu sein. Denn Kaunitz übersendete 
am 18. :April 1773 an Revitzky unter strengstem Ge- 
heimnis die Abschrift eines Briefes d.es Freiherrn v.Swiet- 
ten aus Berlin „woraus Revitzky erschen werde, was 
unserem Hof von «len Berliner für ein bedenklicher Vor- 
schlag gemacht, und wie sich hierauf ganz deutlich und 
abschlägig geäußert worden.“ ?) 

Kaunitz, der die preußischen Pläne durchschaute, 
wußte, daß ‚Friedrich II. nach dem einen fehlgeschlagenen 
Versuche andere wagen werde. Er warnt daher den War- 
schauer Gesandten vor solchen preußischen Machinationen 
und schärft ihm ein: „es därfte.... nicht gar schwer fal- 
len durch einen vorsichtigen und billigen Betrag alle wi- 
drige Bearbeitungen bey dem König (von Polen) und der 
Republigue zu unterbrechen. Denn es will hiebey haupi- 
sächlich auf gen Unterschied der Güte und des Preises 
zwischen unserm Stein- und dem preußischen Scesalze an- 
kommen.“ Da jenes qualitativ besser und auch billiger 
sei, da der preußische König mit mäßigem Gewinn sich 
nicht zufrieden geben werde „so (werde) esihm (Revitzky) 
nicht, so leicht fallen den König und die Republique zur 
Begünstigung seines Seesalzes zu vermögen.“ Weniger 
sicher sei, ob Österreich sich mit dem minder guten San- 
borer Koch-(Sud-)Salz in Polen werde behaupten können, 
und man müsse auch für dieses günstige Absatzbedingungen 
zu erreichen suchen, 

Wir werden schen, daß es der Geschicklichkeit «les 
Fürsten tatsächlich gelungen ist, die Pläne Friedrichs IT. 
zu durchkreuzen und in derSalzfrage über die preußische 
Diplomatie —- sowohl im Interesse Galiziens wie Polens -— 
einen glänzenden Sieg davonzutragen. 
liezkaer Salz unabhängig zu machen, sondern diesem in Polen Kon- 
kurrenz zu machen, vgl. Wutke, Versorgung Schlesiens mit Salz. 

) A. M. J. IV.T. 4/2622 ad 478 ex Aprili 1778, Vgl. Beer, 
Erste Teilung ITI. 249. -— Unter dem 9. Oktober 1773 bemerkte Kan- 
nitz «die Unzufriedenheit des Berliner Hofes, ‚„Theilg, weilen Wir u 


dem pohlnischen Salz Monopolio die Hände nicht bietlien wollen.“ 
(Vgl. Beer. Erste Teilung, TH. 260). 
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Wie man hjebei zu Werke ging und um was es sieh 
dabei handelte, erfährt man aus einem weiteren Bericht 
Pergens an den Kanzler vom Mai 1773.) Den wichtig- 
sten Punkt des abzuschließenden Vertrages mit Polen bilde 
-— heißt es dort —- die Frage der Salzauslfuhr. „Der Absatz 
unseres Salzes kann. durch doppelte Konkurrenz gefährdet 
werden: von Seite Preußens, welches das Scesalz nach 
Großpolen, Podlasien und Litauen ausführt, dann aber durch 
das ‚tartarische Scesalz‘ und das moldauische Steinsalz, 
welches in die Ukraine, Podolien und die Gegend von Brac- 
law geführt wird. Steht uns die freic Defluida- 
tion auf der Weichsel: und dem Bug zu, dam 
brauchen wir die Konkurrenz des preußischen Königs nicht 
zu fürchten, weil wir das Salz m Poedlasien und Masovien 
billiger als er hergeben können. Nur in der Gegend von 
Warti könnten wi dem preußischen Übergewicht unter- 
liegen, da unser Salz nur per Achse dort eindringen kann.“ 
„Da demnach unser Salz besser als das preußische ist und 
das Übergewicht behaupten wird, kommt es nur darauf an, 
daß man ihm keine allau große Hindernisse bereite, daß 
nämlich der Warschaner Landtag dem Könige von Preußen 
keine außergewöhnlichen Vorzüge gewähre, sowie daß dem 
Volke nicht verboten werde, das Salz von dort zu nehmen, 
woher es «lasselbe bisher geholt hatte.“ „Dagegen wäre 
es nützlich, wenn man im Reichstage die Geseize erneuern 
würde, welehe die Durchfuhr des Meersalzes verbieten, 
da in diesem Falle der König von Preußen sein Salz nicht 
anders als durch Kontrebande nach Polen einführen könnte 
und auf diese Weise angesichts unserer Konkurrenz fal- 
len müßte“ Um aber ein solches Verbot des Meersalzes 
und die freie Defluidation «des Steinsalzes zu erzielen, lohne 
es wohl, dem Könige von Polen ein Geschenk von jährlich 
10.000 Tonnen. Salz anzubieien,,) da der zu erwartende Ge- 
winn es reichlich wieder einbringen werde. 

Ob der Pergensche Rat, den König Stanislaus zu 
bestechen, auch zur Auslührung gekommen, ist aus den 
Akten nicht zu ersehen. Sicher ist nur, daß Österreich für 
seinen Salzlandel ausnehmend' günstige Bedingungen zu- 
gestanden wurden. 

Y) Vgl. Chre dowski.a. a. 0.8. 333 L 

2) Vgl. Chiedowski, & a. 0. 


Ähnliche Anschauungen über den Handelsvertrag mit 
Polen hatten auch die Wiener maßgebenden Kreise. Die 
gcheime Instruktion an Revitzky vom 22. März 17731) ist. 
ganz im Sinne der Pergenschen Ausführungen gehalten. 
„Was die Conclusion des Traite anbetrifft, so ist... darauf 
fürzudenken, daß von der Republik Polen die Freyheit 
der Weiehselfahrt und des Commercji, wie os 
bishero gewesen, ausdrücklich anverlangt, stipulirt und 
garantivet werde." Noch deutlicher sprichi den gleichen 
Gedanken Kaunitz in einer weiteren Insiruktion vom 
18. April 1773 aus.) Ir empfiehlt in ihr dem Warschauer 
Gesandten unter Hinweis auf den herannahenden Landtag: 
er solle eine eigene Partei bilden und den Lantltags-Mar- 
schall zu gewinnen suchen. Von den vielen Angelegen- 
heiten, die er nicht aus den Augen lassen dürfe, seien die 
drei wirtschaftlichen Fragen die wichtigsten, nämlich der 
Salzverschleiß, die freie Schiffahrt auf der Weichsel und 
der Kommerz mit der Republik. Fragen, in denen die 
‚Interessen Österreichs und Rußlands vereinbar, diejenigen 
Österreichs und Preußens hingegen ganz entgegengeseizt 


ovo 
seien?) Insbesondere 'was den gegenseitigen Handel zwi- 


') Beer, lirste Teilung, IIT. 242; vgl. auch die Depesche 
Kaunitz an Lobkowitz vom 11. April 1772, oben 8. 128. 

») A. M. J. IV. T 4/2622 ad 478 ex Aprili 1773. Vgl, Bee, 
Erste Teilung IIT. 246. „... dahero (die) vorzügliche Aufmerksanı- 
keitdabin zu richten seye, den Diensteifer «des Herrn Poninski vorzür- 
lieh auf Unser Seiten zu ziehen, und ihn bey den gemeinschaftlichen 
Geldbewilligungen dergestalten zu begünstigen, daß er (Ihnen) einen 
vorzüglichen Dank schuldig seye“. (Nach Umständen können ihm 
auch Ehrentitel gegeben werden)... . „weilen der Reichstags-Mar- 
schall denen Geschäften den größten Vorschub oder Winderniß gehen 
und durch ihn an ersten eine hinlängliche Parthey verschafft werden 
kann.“ 

>) Zit. Instruktion vom 18, April 1773, $ 2: „daß dermalen 
Unser und Rußlands Interesse einander nicht lirekle entgegen stehe; 
daß aber in Ansechung des Königs in Preußen, besonders was deu 
Salz-Verschleiß, die freie Schiffahrt auf der Weichsel und das 
Commereium anbetriffi, sich das gerade Gegentheil erssebe.“ —- Der 
Tnteressengegensatz zwischen Galizien und Preußen trilt hier Klar zu 
Tage Die Instraktion ($ 13) empfiehlt weiter, ausfindig zu machen, 
„Was preußischer Seils der Republiqne in Ansehung des Commecreii 
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schen Österreich und Polen aubelange, solle Revitzky 
seine Aufmerksamkeit darauf lenken, daß derselbe immer 
aktiv bleibe und ein großes Übergewicht behaupten könne. 
Es ergebe sich hieraus, „daß je kleiner die wechsel- 
seitigen Mautabgaben eingerichtet und je mehr alle Belä- 
siigungen des Commereji vermieden (würden), um so 
mehr der wechselseitige Verkehr daran sei- 
nen Vorteil finde.“ Rewitzky solle daher vorerst 
zu erfahren suchen, „ob und auf was für cinen Fuß 
die Republik einen Commercien-Tractat mit 
Uns zu errichten geneigt seye?“ Jedenlalls be- 
halte sich der Wiener Hof vor, „daß alle Verabredungen 
in Sachen des Commerei sich keineswegs auf die übrigen 
lErblande, sondern einzig auf Galizien zu erstrecken 
hätten.) — Was die Weichselschiffahrt anbeireffe, so 
komme es daraul an, „daß alles im Stand der Frey- 
heit erhalten werde.“ Revitzky habe also dahin 
zu wirken, daß Preußen eine Erklärung in diesem Sinne 
abgebe und alle „Paeiscenten“ dieselbe garantieren. Der 
Wiener Hof gebe sich der Hoffnung hin, diese Forderung 
werde von Seite Polens unterstützt werden, da die Republik 
selbst ein Icbendiges Interesse an der freien Weichselschjff- 
lahrt habe.?) 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Wiener For- 
derungen von allergrößter Wichtigkeit für das Land waren 
und daß ihre Durchsetzung dem galizischen Handel rıesige, 
Absatzgebiete gesichert hätte. Vor allem würde die freie 
Weichselschiffahrt bis Danzig den galizischen Erzeugnissen 
den Zutritt zum Weltmarkte eröffnet, den Geireide- und 
Leinwandhandel (Flachs- und Hanfbau!), dadurch aber auch 
die Landwirtschaft und Industrie Galiziens vor den preußi- 
schen Schikanen und in der Folge vor einer Krise geschützt 
und der wirtschaftlichen Entwicklung Galiziens eine ganz 
andere Balın gewiesen haben, als sie sie tatsächlich einge- 
schlagen hat. 


angetragen worden,“ da man eventuell sofort allen Nachteil abwen- 
len müsse. 

1) Anderer Meinung als Kaunitz war Kaiser Josef. Vgl. unten 
NS. 147. 

2) Zit. Instrukt. $ 12. Vgl. Beer, Erste Teilung. TH. 250. 
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Wie verhielt man sich aber in Polen zur Frage des 
llandelsvertrages? Die Behauptung Chotkowskis: man 
habe in Polen durchaus einen Freihandelsvertrag gewünscht 
und nur Österreich treffe dafür die Verantwortung, daß der 
Vertrag aul einer anderen Basis geschlossen wurde, ist ganz 
willkürlich. Die Akten lehren — was sich übrigens schon 
aus der bisherigen Darstellung ergibt, — daß die Sache sich 
gerade umgekehrt verhalten hat. Zwar hatte man pol- 
nischerseits Anfangs — im August oder September 1773 — 
istsächlich Österreich den Abschluß eines auf gegenseitiger 
Zollfreiheit Dberulenden Handelsvertrages angeboten. 
Hervschten doch in Polen damals fast allgemein freihänd- 
lerische, dem Abschluß von Handelsverträgen günstige 
Anschauungen.!) Schon früher waren die Bevollmächtigten, 
die die Verhandlungen mit den drei Teilungsmächten füh- 
ren sollten, angewiesen worden, zu fordern: „daß sowoll 
der Weghandel, wie die Schiffahrt auf den Flüssen gegen 
das Meer frei von allen Bedrückungen, Steuern und Krän- 
kungen seitens der Nachbarn der Republik zu sein hätten ;“ 
ferner die Wahrung des freien Danziger Handels; endlich 
die Zusicherung des nötigen Salzquantums zum niedrigsten 
Preise.“®) Neben der gänzlichen Mautbefreiung?) wurde 
zur Weiteren Bedingung gemacht, daß der Vertrag nicht 
LIoß mit Österreich allein, sondern gleichzeitig mit allen 
drei Teilungsmächten geschlossen werde. Ein Verlangen, 
das nach dem Zeugnisse Kaiser Josefs gewiß im Inter- 
esse Polens gelegen war,) da in diesem Falle die Freie 
Durchfuhr der polnischen Waren über Preußen gesichert 
gewesen wäre. Von anderen Korderungen ist außer 
der nach billigen Salzpreisen, noch jene hervorzuheben, daß 
Polen ein Versprechen verlangte, Österreich werde seine 
Bemühungen um die Aufhebung der Danziger Stapelgerech- 
tigkeit: unterstützen. Welche Wünsche man in Rücksicht 


!) Vgl. darüber Korzon a. a. O. IL, 14 -28. 

») Instruklion für die Delegierten. Art. IX., XL, XIIL: Pro- 
tokoll d. Delegations-Verhandlungen. 1775 T., 8 Nach Szuüjski 
(a. a. O0. IV. 554), erlangte dieser Instruktionsvorschlag keine 
Gesetzeskraft. 

») A.M. J. V. G. 15/2975 ad 1368 ex Dezembri 1773. 8 2. 

%) 5... Welche (die Republik) allerdings bei gedachtem 
sleichlautenden Tractate ihr Interesse finden kann.“ Ebenda. 
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auf den polnischen Exporthandel über Österreichisch-Schle- 
sien Äußerte, ist. bereits erwähnt worden.!) 

Unrichtig ist jedoch, was Chotko wskj wissen will, 
daß Freiherr v. Revitzky die obigen Vorschläge Stanıs- 
laus Außgusts „mit Hohn erwideric. 43 Diese Vorschläge 
wurden chnele sofort der geheimen Hof- und Stautskanz- 
lei in Wien übermitielt; bereits im November wurden 
darüber kommissionelle Beratungen abgehalten; und bald 
darauf äußerte sich auch Kaiser Josel hierüber gutächt- 
lich. 

Die Fragen, die in diesen Beratungen?) erörtert wurden, 
lassen sich in fünf Hauptpnnkte zusammenlassen. I. Isi 
überhaupt der Abschluß von Handelsverträgen zu emp- 
fehlen? IL. Ist im konkreten Fall die Zollfreiheit oder die 
Zollbelegung vorzuziehen? IU. Hat sich der mit Polen zu 
schließende Vertrag nur auf Galizien oder auch auf die, 
übrigen Erbländer zu erstrecken ? IV. Wie soll sich das’ Ver- 
hältnis der kontrahierenden Parteien zu den übrigen Mäch- 
ten gestalten? \. Die Frage der freien Weichselschillahrt. 

Das vom Kaiser Joscl abgegebene Ciutachlen ist nach 
mehrfacher Richtung hin von größtem Interesse und für 
das Verständnis der wirtschaftlichen Lage Galiziens und der 
sich daran anknüpfenden Wirtschaftspoliik der Regierung 
unerläßlich. Zugleich wirft es auf die wirtschaftlichen 
Anschauungen des Kaisers eine neue und von deren sonst 
üblichen Darstellungen abweichende Beleuchtung. Nicht 
Pıohibition oder Protektionismus sind die Anschauungen, 
an denen Josef unbedingt festhält. Als Ideal, das sich 
freilich nicht immer realisieren lasse, schwebt ilun vielmehr 
der HKreihandel vor. Sein Protektionismus ist nur eine 
durch die Umstände erzwungene Konzession.‘) Denn Josel 
weiß. daß die Verschiedenheit des realen Lebens sich durch 

!) 8. oben 8. W. 

2) 8. oben 8. 1281. 

»A.M. J.V 4 Ba ad 1368 ex Decembri 1773 

) Ähnlichen Ansichten Yaldigte prinzipiell auch Gobenz). 
(Vgl. Beer, Zollpolitik S. 259.); von den Polen Staszie. In der 
‚Praxis waren sie alle Protektionisten. Daher ganz irrig die Meinung 
Korzons (a. a. 0. Il. 22.1), Giabinskis (land. d. Pi- 
nanzwiss. $. 18.) und Marchlewskis, (a. a. 0. S. 117-128), 
daß Staszie Freihändler und Physiokrat gewesen sei. Br war 
der einflußreichste Merkantilist. 
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keine allgemeine, obwohl abstrakt richtige Maßrcogel be- 
herrschen lasse; und wie er hier mit seinen freihänd- 
lerischen Anschauungen den Protektionismus zu verein- 
baren weiß und von Begünstigungen spricht, „deren jede 
angehende Manufaktur zu ihrem ersten Aufkommen von- 
nötlien hat,“ so ergreift er ein andermal die prohibitionisti- 
schen Maßnahmen, nicht weil sie der Ausdruck seiner 
inneren Überzeugung waren, sondern weil sie ihm durch 
die Umstände, und. zwar durch die Politik seiner Ge gner 
— d.h. Preußen — aufgedrungen wurden. 

AqAI Was nın die erste Frage anbelangt, so sprach 
sich die Kommission zu Gunsten des Abschlusses von Han- 
delsverträgen aus; und zwar meinte Sie, in Gegensatze zum 
Hofkammer-Präsidenten, Grafen L Kollow rat, dereinen 
Garantievertrag mit allen Teilungsmächten wünschte,!) daß 
sulange ein konkreter Antrag nur von polnischer Seite vor- 
liege, die Beratungen bloß auf diesen zu beschränken 
seien. Auch der Kaiser seinerseits erklärte sich?) ebenfalls 
prinzipiell für den Abschluß von Handelsverträgen, die 
unter allen Umständen nützlich seien.) Daher 
wäre es meinte er, geboten, ähnliche V erträge auch mit den 
anderen Mächten zu schließen. Vou solchen aber den Ver- 
trag mit der Republik abhängig zu machen, wäre verfehlt, 
da dies zwar im Interesse ?olens, nicht aber auch Öster- 
reichs läge. Auch sei angesichts der Inieressengegensätze 


) ,„ daß einen Commercientractai mit Rußland und Preu- 
Ben unter gewissen Bedingungen einzugehen niemals schädlich seyn 
könne,“ 

*) „ntachten Cebsissmi über dus Commissions-Protocoll 
den von «ler Republik Pohlen angelragenen Commercien-Traetat 
betreffend“ duo. 15. Dezember 1773. A. NM. IV. G. 15/2975 
ad 1368 ex Decembri 1773, 

% „Ein das gegenseitige Interesse zum Grunde habender Com- 
mercien-Tractal init benachbarten Mächten scy jederzeit nützlich, 
mdem ungeachtet Wir uns dadurch gegen den Nachbarn die Hände 
binden, dem Nachbarn auf gleiche Weise die Hände gebunden und 
Wir gegen dessen zum Nachtheil unserer Handlung zu treffende Ver- 
fügungen gesichert werden, welche Sicherheit zu Anstellung solider 
Handlungs-Speculationen weit vorträglicher, als die mit Beibe- 
haltung wiserer Freylheit dem Nachbar zugleich verbleibende Frey- 
heit aller zu machen beliebigen und willkührlichen Vorkehrungen 
zu zseyu scheinet.* 
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zwischen den Mächten keine Hoffnung auf eine solche Ver- 
einbarung vorhanden.') 


Ad 1. Einstimmig entschied sich die Kommission 
gegen gänzliche gegenseitige Zollfreiheit; und zwar des- 
volle weil man „dadurch außer der Kenntnis des activ- und 
passiv Commerci gesetzel (würde) und den Mauteinkünlten 
zu viel entgienge.“ Der Republik sei vorzuschlagen: man’ 
wolle sie in den Erblanden nach den gleichen Bestimmungen 
wie die ungarischen Länder behandeln. Doch gab die Kom- 
mission Abe: zu, daß ein solcher Vorschlag zu allgemein 
sei. weil man ja in Wien selbst noch nicht wisse, wie nıau 
sich bei der künftigen allgemeinen Zolltarifsregulierung 
Ungarn gegenüber stellen werde. — Würde jedoch, erklärte 
die Kommission, die Republik auf diesen Vorschlag nicht 
eingehen, so könnten ihr folgende Zölle augetragen Wer- 
den: beider Einfuhr: „daß die producta artis nicht mehr 
als 3%, pro Consumo, die produeta Naturae meistens n: och 
weniger zahlen sollen.“ Bei der Ausfuhr aber, daß 
„der Essito auf '//, d. j. die bloße Schreibgebühr herab- 
zuseizen“ wäre. Durch diese mäßigen Zölle würde man 
den Export der erbländischen Manufakturen und dem „Nal- 
rungsstand“ Vorschub leisten; die Zolleinnahmen aber wür- 
den darunter nicht leiden, «a ein Verlust nur bei dem Con- 
suno zu erwarten wäre, während der Essito bereits sehr 
niedrig sei. - Diese Bestimmungen sollten jedoch bloß in An- 
sehung der beiderseitigen eigenen Natur und Kunst- 
erzeugnisse gelten, und es müsse den Unterschleifen vor- 
gebeugt werden, damit unter der polnischen Zollexpedition 
keine fremden Waren eindringen. Zu diesem Zwecke sei zu 
verlangen, „daß die Republik ein Ve rzejichnis der ver- 


!) „leh bin der Meinung, daß da das Interesse der drei 
Mächte in Ansehung der Handlang mit Pohlen so sehr verschieden 
ist, ein solcher gleichlautender Tractat nie werde zu Stande kom- 
inen kännen. Ara wenigsten aber Könnte unser Tuteresse gestallen, 
hierzu die Hände zu bieten und solchergestall unsere durch die 
augelragenen Bedingungen zu erwartende Vortheile der Ungewißheit 
ler Verzögerung und der Eifersucht zweier benachbarter Höfe 
auszusetzen. Es wäre mithin unser Seits jederzeit auf einen beson- 
deren, keineswegs gemeinschaftlich mit Rußland und Preußen 
zu schließenden Commercien-Tractwt anzutragen und die Repu- 
blik hiezu durch alle dienliche Vorstellungen zu bewegen zu suchen.” 
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schiedenen Gattungen ihrer dermaligen Kunsterzeugnisse 
anlıero mitzutheilen hätte, mit der Versicherung, daß ihre 
künftigen artefacta in gleichem Maaße begünstiget werden 
würden.“ Ein Vertrag unter solchen Bedingungen wäre vor- 
teilhalt und notwendig. „Ersteres, weil Polen schr wenige 
Manufacturen besitzet; dessen erste Brzeugnisse aber, 
theils zu den diesseitigen Manufaciuren nützlich ange- 
rechnei werden könnten, theils unentbehrliche Erfordernisse 
unscrer eigenen Verbrauchung ausmachen. Letzteres, damit, 
nicht andere Nationen uns in Pohlen die Concurrenz abge- 
winnen und uns dadurch, da unsere Handlımz dahin activ 
ist, den größten Nachiheil zufügen.“ 

Die Zölle, welche die Kommission vorschlug, erschei- 
nen, in einer Zeit hochgespannten Protektionismus, gewiß 
sehr mäßig. : Dabei ist aber auch noch festzuhalten, daß 
die Kommission ‚sich bei der Ablehnung der gänzlichen 
Zollfreiheit nicht durch prinzipielle Erwägungen leiten ließ. 
Nicht die Handelsinteressen Galiziens waren für sie ent- 
scheidend; sie verwarf die Zollfreiheit aus untergeordneten 
statistischen oder kurzsichtigen finanziellen Rücksichten. 
Esistdahernur natürlich, daß diese Erwägungen bei Josel, 
der auf prinzipielle Entschlossenheit Wert legte, keinen 
Anklang fanden. In seiner durch logische Schärfe ausge- 
zeichneten Kritik des Kommissionsprojekies verweist er 
denn auch darauf, daß gegenüber den Handelsinteressen 
Galiziens alle fiskalischen und anderen Nebenrücksichten 
weichen müßten; und wie viel ihm an dem schnellen Zu- 
standekonmen des Vertrages gelegen war, zeigt die Sorge, 
mit der er alle Hindernisse, die ihn hätten verzögern kön- 
nen, aus den Wege räumen will. 

Zunächst stimmt der Kaiser mit der Kommission darin 
überein, daß die traktatmäßigen Begünstigungen nur für 
die beiderseitigen eigenen Waren gelten sollen. Nur 
die polnischen Produkte seien für die Erbländer unschädlich 
und sogar für die Manufakturen und den Nahrungsstand 
erwünscht. Die Zulassung fremder Erzeugnisse jedoch 
würde bedenkliche Folgen haben und wäre mit den bis- 
herigen Kommerz- und ‚Finanzgrundsätzen unvereinbar (8 3). 
Trotzden: sei die Forderung eines Verzeichnisses der pol- 
nischen Produkte überflüssig. Denn es handle sich hier 
nicht um einen speziellen, nur wenige Artikel umfassenden 
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Vertrag, sondern um einen General-Vertrag, der sich aus- 
nabınslos auf alle beiderseitigen Natur- und Kwisterzeug- 
nisse erstrecken solle. In diesem Falle wäre eine generelle 
Aufzählung verschiedener ‚„Capi“ wertlos. Dagegen wäre 
eine genaue und verläßliche Kenntnis des „quanti, qualis 
und pretii," der Standorte der Irzeugung und aller anderen 
für die Spekulation nötigen Daten zwar seliır erwünscht, 
aber es sei nicht anzunehmen, daß die polnischen Unter- 
häudler diese Daten würden liefern können. Doch 
dürfe dieser Umstand den Abschluß 
Handelsvertrages nicht verhindern. 
In der Sache selbst sprach sich der Kaiser für vollstän- 
dige Zollfreiheit aus. „Wenn die (Cammissions-)Sätze ihre 
Richtigkeit haben, daß unser Commercium nach Pohlen 
activ Ist „ so ist es eine unstreitige, sich von selbst 
beweisende Wahrheit, daß die angetragene gänzliche reci- 
procirliche Mauifreyheit (insoferne solche aul die beider- 
seiligen eigenen 


eines 


Natur- und Kunsterzeugnisse einge- 
schränket wird) uns nicht anders, als zum Vortheile gerei- 
chen könne, mithin dieser Antrag mit beiden Händen ange- 
nommen werden müsse.“ Die Einwendungen der Kommis- 
sion seien nicht prinzipieller Natur. Denn was die stati- 
stischen Rücksichten besriflt, so „kann die Eruirung des 
activ und passiv Commöreicenstandes bey dem Gonsumo so 
gut wie bey dem EBssito durch eine bloße Schreib-Gebühr 
von 1/%/, bewürket werden.“ Auch die finanziellen Rück- 
sichten seien nicht entscheidend. Der Verlust an Einfuhr- 
zoll werde nicht groß sein, „da bisher sehr wenig polnische 
Waaren und Bırzeugnisse pro Gonsung in unsere Brbländer 
eingeführet worden sind.“ Rechne man schon auf Zoll- 
einküufte, dann suche man sie nicht durch unterschiedslose 
generelle Belegung jeder Ware mit einem 3%/ igen Consumo- 
zoll, sondern vielmehr durch Belegung mit „Aceisen und 
Consuntions-Aulschlägen nur derjenigen Capi, so deren 
fältie sind.) Die fiskalischen Rücksichten müßten nämlich 
vor den wirtschaftlichen weichen. Man dürfe nicht ‚vom 


'!) Auch in diesem Fall dürfe ein solcher Aufschlag nicht 
bloß auf die polnischen Erzeugnisse allein gelegt werden, sondern 
auf alle eingeführten Waren derselben Galtung olne Aus- 
nahme, weil dies sonst in Polen den Anlaß zu Retorsionen geben 
und dem erbländischen Export dorthin schaden würde, 
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sroßen Grundsalz (abweichen), daß die Maut-Belegungen 
jederzeit mehr die Emporbringung der Handlung, der Indu- 
strie und des Nahrungsstandes, als die Finanzen zum Gegen- 
stande haben müssen, und was zu dieser Emporbringung 
heiträgt jederzeit die reichste Finanz-Quelle ausmachet.“ 
Der Handel mit Polen sei aktiv. Würde man also einen 3°), 
Consumozoll festsetzen, „so (würde) bey solcher reciprocir- 
lichen Maut-Belegung die Republik mehr von unsern Unter- 
thanen, als wir von den ihrigen an Abgaben ziehen ... 
Der Nachtheil würde also wegen des reciproci nicht nur 
unserer galizischen, sondern unserer gesammten erbländi- 
schen mit Pohlen zu treibenden Handlung zuwachsen“ — wie 
der Kaiser dann an der Hand eines konkreten Beispieles 
näher zu beleuchten sucht. Daher sei — fährt er fort — 
für die Kaufleute gänzliche Freiheit günstiger. Nicht min- 
der auch für die erbländische Industrie. Denn der 30/, Ein- 
fuhrzoll würde die ihr nötigen Rohstoffe verteuern. Daher 
solle der Ausfall an Zolleinnahmen auf anderem Wege er- 
setzt werden. Und der Kaiser zieht schließlich aus all dem 
den Schluß: „daß eine gänzliche reeiprocirliche Mautfrey- 
heit in linea commerciali uns jederzeit vortheilhaft sey, in 
lınea camerali nicht schädlich.“!) 

Noch entschiedener wendet sich der Kaiser gegen den 
zweiten Vorschlag der Kommission, die Republik in den 
Erblanden so wie Ungarn zu behandeln. Zwar handle es 
sich -- meint er — um einen Vertrag zwischen der Repu- 
blik und den gesamten Erblanden; doch vor allem komme 
hier Galizien in Betracht, „als dasjenige Erbland, welches 
allein unmittelbar an Pohlen in einer so großen 
Strecke gränzet und durch welches größtentheils und fast 
allein alle aus Pohlen in die Erblande gelangende Waaren 
und vice versa gehen müssen.“ Unter diesen Umständen 
könne man das Verhältnis zwischen Galizien und Polen mit 
jenem zwischen ‚Ungarn und den Erblanden nicht ver- 


1) Konsequenterweise hätten aber auch alle Handelsverbote auf- 
gehoben werden sollen. Denn sie wären „nur aus pelitischen 
oder anderen mit dem Commerce keine Gemeinschaft habenden 
Absichten“, zeitweise oder dauernd, immer aber nur in der Vor- 
aussetzung zulässig, daß sie nieht bloß gegen den Vertragsteil, 
sondern gegen alle oder die Nachbarstaaten in ähnlichen Um- 
ständen Platz griffen, 
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gleichen, da doch Galizien infolge seiner jahrhundertelangen 
engen wirtschaftlichen Verbindung mit Polen jede zu weit. 
gehende Änderung dieses Verhältnisses nur schädlich emp- 
finden könne. „Wie sehr nun der bisherige Handlungsnexus 
zwischen Hungarn und den teutschen Et’blanden- -- und 
zwischen Galizien und Pohlen unterschieden gewesen sey, 
und wie wenig es folglich der Handlung, der 
Industrie und dem Nahrungsstande der gali’ 
zischen Einwohner Angemessen seyn könne, 
sieh in ihrem Commercio mit Pohlen auf einmal nach den 
nemlichen Grundsätzen wie Hungarn gegen die teutschen 
EFrblande behandelt zu sehen, leuchtet dermaßen von 
selbst in die Augen, daß sich dabey im geringsten aufzu- 
halten ein Überfluß seyn würde; anderer verschiedener 
Rücksichten nicht zu gedenken, welche den diesfälligen 
Unterschied zwischen Hungarn und Galizien annoch ver- 
größern.“ — Einen anderen Beweggrund findet der Kaiser 
darin, daß seiner Meinung nach die Handelsbeziehungen 
zu Polen möglichst unkompliziert zu gestalten, also auch 
ein einheitlicher Zollsatz für alle Waren festzusetzen 
sei, während in Ungarn die Zölle graduiert und für jede 
„Capi“ anders auszumessen wären. Der wichtigste Umstand 
liege aber darin, daß in Ungarn eben eine Zollreform bevor- 
stehe und man noch nicht wisse, wie sie ausfallen werde. 
Der Republik müsse man aber sofort eine kategorische Ant- 
wort erteilen. Zwei Möglichkeiten ergäben sich also. Ent- 
weder man will der Republik die gleiche Behandlung wie 
augenblicklich Ungarn zuteil werden lassen — dann binde 
man sich selbst für die Zukunft die Hände. Oder man wolle 
bewegungsfrei bleiben, dann „müßten wir eine gleiche Krey- 
heit der Republik eingestehen.“ 

Dazu komme, daß Ungarn sich stets über schlechte 
handelspolitische Behandlung durch die deutschen Erblande 
beklage. „Wie sollte also ein solcher, auf so unbestinmte 
und nachteilige Grundsätze beruhender Gonnnereien-Tractat 
von der auf ihr eigenes Interesse anjetzo gewiß ebenso 
sehr als irgend eine andere Nation aufmerksamen Repu- 
blik angenommen oder derselben nur angelragen werden 
können ?“ 

Ad III. Nicht weniger wichtig war die Krage des 
„Receiprocum“, das ist der Z Zugeständnisse derjenigen Vor- 
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teile, die der Republik gemacht werden sollten. Praktisch 
kam es dabei darauf an: ob der Vertrag mit Polen bloß 
auf Galizien allein oder auch auf die übrigen Erblande sich 
erstrecken solle? ' 

Die Kommission war der letzteren Meinung.) Zunächst, 
weil sie glaubte, die Republik werde die V erkehrserleich- 
terungen mit Beschränkung auf Galizien allein nicht als 
genügendes Zugeständnis anschen. Dann aber auch, weil 
die Beschränkung des Vertrages auf Galizien dessen zoll- 
politische Sonderstellung in sich schloß, „was Galizien selbst 
zum Nachteile gereichen würde, sich in Mautsachen auf 
einen anderen Fuß als die übrigen Erblande behandelt zu 
sehen.“ (88 4, 5.) 

Auch der Kaiser wünschte die Ausdehnung des Ver- 
trages auf die gesamten Erblande. Ererfaßte aber die Frage 
viel tiefer und verwies darauf, daß. der Geltungsbereich 
des Vertrages auf das engste mit dessen Inhalt zusammen- 
hänge. Alles hinge davon ab, ob man sich zu Gunsten der 
Freiheit oder der Zölle entschließe. Akzeptiere man den 
„Antrag Polens auf reeiprocirliche gänzliche Freyheit (iu 
allen Erblanden), so findet sich die Gleichstellung von 
Galizien mit den übrigen Erblanden von selbsten herge- 
stellt.“ Falle aber die Entscheidung aus Rücksicht auf 
die Erbländer gegen die volle Zollfreiheit und belege man 
die Einfuhr mit Zöllen, so sei jedenfalls für Galizien 
eine Ausnahme zu machen. Eben deshalb erklärte sich 
Josef „mit voller Überzeugung“ dafür, „daß Galizien noth- 
wendig auf einen anderen Fuß behandelt und 
für dieses Erbland allein gedachte gänzliche Maut-Frey- 
heit zu erhalten gesuchet werden müsse. ... Galizien hat 
bisher mit denen teutschen Erblanden fast gar keinen, mit 
denen Hungarın einen schr geringen, mit Pohlen aber den 
größten, engsten und unmittelbarsten Haudlungsnexum 
gehabt. Es hat allen seinen Überfluß nach und dureh 
Pohlen erhalten. Wollte man in diesem Handlungs-nexu 
nur die geringste Veränderu ng machen, so würde 
solches ... nicht nur für die galizische Hand- 
lung und Industrie, sondern selbst für den 

!) Es vollzog sich also in dieser Frage seit der früher (S 138.) 
zit. Instruklion an Revitzky vom 18. April 1773 ein prin- 
zipieller Meinungsumschwung. 
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Ackerbau und den gesammten Nahrungsstand 
die nachtheiligsten, nicht zu überschenden 
Folgen hervorbringen. Alle Vortlieile, so Galizien 
durch eine gleiche Behandlung in Mautsachen ınit denen 
übrigen Erblanden erhalten kann, können diese Nach- 
theile nicht ersetzen, und sind daher nicht für 
rücksichtswürdig zu achten.“ 

Wenn man nun polnischen Pıvvenienzen in den übrigen 
Er’blanden volle Freiheit nicht zubillige, so könne man doch 
wenigstens die Republik davon, daß man auf ihre Absichten 
eingehe und sich ihr zu nähern geneigt sei, dadurch über- 
zeugen, daß man ihr „in den übrigen Erblanden eine obzwar 
mehr eingeschränkte, jedoch an beiden Seiten gleiche Be- 
günstigung“ zugestehe. 

Ad IV. Die sehr interessante Frage der Meisibegün- 
stigung und des Verhältnisses der Vertragsteile zu dritten 
Mächten wurde anders behandelt als sonst üblich. Auf 
der österreichischen Seite wollte mau sich nämlich nicht 
damit begnügen, daß Jie von Polen etwa einer anderen 
Nation gewährten 'Höchstbegünstigungen auch den Erb- 
ländern zugute kommen sollten. Man erstrebte vielmehr den 
Ausschluß jeder fremden Konkurrenz überhaupt! Die Konı- 
mission wollte nämlich in den Vertrag die Klausel aufge- 
nommen wissen: daß für Sachsen und alle anderen im Ver- 
trage nicht 'erwälnten Nationen die alten Zölle ungeändert 
bleiben müßten — wobei sie allerdings der Überzeugung 
Ausdruck gibt, daß man Preußen gegenüber wehrlos und 
daß die preußische Konkurrenz aus Polen nicht zu ver- 
drängen sei. 

Anders der Kaiser. Mit gewohnter Rücksichtslosigkeit 
zieht er die letzten Konsequenzen aus den einmal für richtig 
erkannten Prämissen. Wie er einerseits nicht zugeben 
wollte, daß man Preußen gegenüber vollständig resignieren 
müsse, so glaubte er anderseits, daß die Republik sich mit 
Bezug auf die übrigen Staaten die Hände nicht binden las- 
sen und auf die Ausübung des Verordnungsrechtes im eige- 
nen Interesse nicht verzichten werde. Mau müsse also 
anderswo den Hebel ausetzen. Das einzige Mittel, um sich wie 
jeder anderen, auch der preußischen Konkurrenz zu ent- 
ledigen, sei der Freihand'el, der Österreich größere Vor- 
teile als den anderen sichere. Im konkreten Fall auf 
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Preußen angewendet hieße das: Entscheiden wir uns für 
die durch die Republik vorgeschlagene gänzliche Zollfrei- 
heit, dann sind zwei Fälle möglich. Entweder wird der 
König von Preußen dieses System nicht annehmen; dann 
brauchen wir die preußische Konkurrenz nicht zu fürchten, 
weil wir ihr gegenüber immer gewinnen werden; und zwar 
um so mehr, je mehr Preußen von einer solchen gegen- 
seitigen Freiheit mit Polen entfernt bleibt, d. Ih. je höhere 
Zölle es in Anwendung bringen wird. Oder es wird das Ver- 
hältnis Preußens zu Polen ebenfalls auf den Fuß der Zoll- 
freiheit gesetzt; dann sind wir direkt gezwungen, 
uns für die Zollfreiheit zu entscheiden. Preußens Lage ist 
nämlich von ‘Natur aus für den Handel mit Polen die gün- 
stigere. Kämen noch zwischen uns und Polen die Zölle 
hinzu, während zwischen Preußen und Polen die Freiheit 
bestünde, dann würden wir in Polen aufs Haupt geschlagen 
und aus dem polnischen Handel gänzlich ausgeschieden. 

-Ebenso verhalte sich die Sache gegenüber den anderen 
Nationen. 

Die Handelsfreiheit sichere Österreich endlich im Kon- 
kurrenzkampfe mit den fremden Staaten und mit Toleu 
selbst noch einen anderen Vorteil; und zwar nicht nur für 
den Augenblick, sondern dauernd. Sie werde uns nämlich 
eine etwaige künftige Konkurrenz Polens selbst [ernhalten. 
Denn durch die Mautlreiheit ıder österreichischen nach Polen 
ausgeführten Kunsterzeugnisse werde ‚die Republik verhin- 
dert (werden), ihren etwa anzulegenden Manufacturen, 
gegen unseren Tabricatis diejenige Begünstigung zu ver- 
schaffen, deren jede angehende Manufactur zu ihrem ersten 
Aufkoinmen vonnöthen hat.“ 

Ad V. Die Frage des Transitohandels über Polen 
und die damit zusainmenhängende Frage der Weichselschilft- 
lalırt ist zum Teil bereits dargelegt worden. Die Kommis- 
sion wünschte gänzliche und durch alle vier in Be- 
tracht kommenden ‘Höfe zu garantierende 
Freiheit auf der Weichsel bis Danzig. 

Auch -Josck gab die großen Vorteile im Gelolge einer 
solchen Vereinbarung zu. Sie sei jedoch, meinte er, eine 
Sache der Zukunft. Tm Augenblicke sei nur von einem Ver- 
trage mit Polen die Rede. Man müsse sich daher damit 
begnügen, von diesem die freie Schiffahrt auf der polnischen 
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Weichselstrecke zu erlangen. In diesem Sinne solle denn 
auch Revitzky instruiert werden. 

Aus den Akten ist die Entscheidung der Kaiserin über 
diese, ihr Mitte Dezember 1773 vorgelegten Vorschläge nicht 
zu ersehen. Es läßt sich jedoch mit Sicherheit annehmen, 
daß sic der Auffassung des Kaisers zugestimmt hat, dessen 
Einfluß in galizischen Angelegenheiten vom ersten Anfange 
an entscheidend gewesen war. Vor allem aber wird diese 
Vermutung dadurch bestätigt, daß der Standpunkt Josels 
als Basis für die weiteren Verhandlungen mit Polen ange- 
nommen wurde. 


$ 2. Der Gang der Verhandlungen mit Polen bis zum Zes- 
sionstraktate vom 18. September 1773. 


Die bisherige Darstellung hat gezeigt, daß die öster- 
reichische Regierung eben so sehr in warmer Weise die 
galizischen Interessen verteidigte wie Polen gegenüber sich 
durch Freundlichkeit und politische Ehrlichkeit auszeich- 
nete. Hält man dies fest, so drängen sich folgende zwei 
Fragen auf: Warun ist es erst zwischen der Monarchie und 
Polen zu keinen Vertrage gekommen, obwohl auf beiden 
Seiten über die Prinzipien und den Inhalt eines solchen 
Rinigkeit herrschte? Und dann: warum war der Vertrag, 
als er nach anderthalb Jahren endlich zustande kam, auf 
ganz anderen Grundlagenaufgebauf, als sie den 
durch die Kaiserin genchmigten Wünschen Josels sowohl 
als auch den Anträgen der Zentralbehörden und der 
l.andesstelle sowie den anfänglichen Vorschlägen der Repu- 
hlik selbst entsprachen ? 

Chotkowski, dem außer der Degelmannschen 
Relation!) das umfangreiche Quellenmaterial unbekannt 


!) In dieser vom Anfang Januar 1775 datierten Relation 
(M. 8. Bibliot. Ossal. Nr. 525) wird neuerlich der Abschluß eines 
freihändlerischen Vertrages mit Polen beantragt. Sie erfreut sich 
besonderer Gunst der Historiker und ist nicht weniger als vier- 
mal bearbeitet, trotzdem aber freilich nicht ein einzigesimal kritisch 
geprüft worden! Immer ist sie von neuem „entdeckt“ worden, olme 
daß die späteren Entdecker elwas von den früheren wußten. Zuerst 
wurde sie 1872 von L. Kubala in dem von Ludwig Gum- 
plowicz hrsg Krakauer „Kraj“ bearbeitet, u. zw, unter dem 
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geblicben ist, macht dafür, daß es zu keinem lreihandels- 
vertrage gekoinmen ist, einzig die Wiener Regierung ver- 
antwortlich. Wie er also einerseits Degelmann nicht 
genug Lob dafür spenden kann, daß „er sich in der Sache 
auskannte,“ daß er „ein historischer Zeuge ersten Ranges“ 
und „ein ehrlicher Nationalökonom‘“ sei, „dessen Anträge die 
Hebung des galizischen Handels und Produktion anstreb- 
ten .. .‘!), so behauptet er andererseits, „dal man in Wien 
alle diese Anträge unbeachtet ließ“ und daß dort „die ent- 
gegengesetzte Ansicht zum Siege gelangte, so daß in 
der Folge sogar die Ausfuhr der galizischen Produkte nach 
Danzig verboten wurde.“ Seine Behauptungen von der 
absichtlichen Erdrosselung der galizischen Industrie sind 
bereits erwähnt worden. Kurz, Degelmann wird in 
stärksten Gegensatz zu den Meinungen und Handlungen 
der Wiener Regierungskreise gebracht. 

Durch diese Darstellung Chotkowskis erscheint 
die Degelmannsche Relation in ganz falschem Lichte und 
erfährt eine, den oben von mir angeführten Tatsachen ent- 
gegengesetzte Deutung. Auch sonst ist es bekannt, daß 
gerade Degelmann der entschiedene Vertreter der Ver- 
bote gewesen ist und daß er seit der Schallung des Kom- 
merzienrates (1762) die Ilandelspolitik Österreichs in die- 
sem Sinne maßgebend beeinflußt hat.) Was aber speziell 
den Handelsvertrag mit Polen anbelangi, so hatte gerade er 
als Referent des Kommerzienrates noch iin Juli 177-L in Kon- 
sequenz seiner prinzipiellen Anschauungen einer allgemei- 
nen traktatmäßigen Regelung des Einfuhrzolles widerspro- 
ehen und beantragt, man'solle sich „in keine [örmliche 
Behandlung ın Anschung des Consumo 


Titel „Handel und Industrie zur Zeit des Königs Stanislaus August“. 
1880 behandelte sie sodann K. Chiedowski (a. a. O.). — 

Siebzehn Jahre später, 1897, publizierte sie Chotkowskı wört- 
lich -— in Unkenntnis aber der wertvollen Arbeit Chtiedowkis, 
Zuletzt, 1910, hat Brawer (a. a O.) die seit fast 40 ‚Jahren 
bekannte Handschrift, die ihm noch immer als „LHauptquelle seiner 
Ausführungen“ über Handel und Verkehr dient (8. 84), seiner- 
seits ans Tageslicht gezogen. 

!) Vgl. „Uhorner Jahrbücher“, a. a. O, S. 38, 82, 80; 
Geschichte d. Kirche T. 48, 51. 

2) Vgl. Beer, Handelspolitische Beziehungen. S. 161. 
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einlassen, sondern nur einige beiden Staaten vortieil- 
hafte wechselweise Begünstigungen eigener Erzeugnisse 
festsetzen.“ Er begründeie dies damit, daß „bei den noch 
abgängigen Kenntnissen der Königreiche Galizien und Lodo- 
merien sowohl, als der polnischen Handlung und Manulak- 
luren, daun der von Seite der benachbarten Mächten högen- 
den Absichten, nicht wohlthunlichzu sein scheinet, allge- 
meine Grundsätze in Ansehung des Gonsumo anzu- 
nehmen.“!) 

lu seinem, ein halbes Jahr später über seinen War- 
schauer Aufenthalt geschriebenen Bericht hai sich Degel- 
mann ceinlach an die aus Wien erhaltenen In- 
streuktionen gehalten, und es bedarf keines besonderen 
Scharfsinnes, um in allen seinen „chrlichen und klugen“ 
Anträgen nur eine weniger gelungene und ver- 
wässerte Paraplhrase dessen zu erblicken, was Kaiser 
Josef ein Jahr zuvor so tief und bündig formuliert harte 
und was übrigens, wie wir gezeigt haben, in Betrelf Gali- 
ziens als dieallgemeine Ansicht aller. maßgebenden 
österreichischen Behörden angesehen werden darf. 

Die Schuld an dem Nichtzustandekommen des Ver- 
trages mit Polen triffi also keineswegs die Wiener Regie- 
rung. Wir wollen aber bei diesem negativen Ergebnis nicht 
stehen bleiben. ‘Vielmehr soll gerade an der Hand der 
Degelmannschen Relation auch die positive Behauptung 
bewiesen werden, daß der Grund [ür das Scheitern der auf 
freibändlerischer Basis geführten 'Vertragsverhandlungen 
vor allem in der preußischen Politik und nicht zuletzt 
auch in der polnischen Regierung selbst zu suchen ist. 
Gerade Degelmann läßt keinen Zweifel darüber, daß 
man eben polnischerseits die anfangs gemachten Propo- 
sitionen zurückgezogen hat. Bei seiner Besprechung der 
polnischen Anträge von 1773 cıklärt er nämlich unzwei- 
deutig: „Heutiges Tages (scil Januar 1775) 
scheinet man von diesem Gedanken zurück- 
vekommen zu seyn.“?) 


!) Protokoll. Auszug d. Commervienrathes, ddto, 4. Juli 177. 
I. RK. A. Gommerz. fasc. 57 ad 25 ex Julio 1774. 

>) Es ist doch höchst befremdlich, daß Chotkowski, der 
nach seiner eigenen Versicherung „die Relation in wörtlicher Über- 
setzung widergibl („T’horner Jahrbücher, a. a. 0, 8. 38), 


Was hier noch aufzuklären bleibt, ist bloß die Ursache 
dieser prinzipiellen Wendung in Polen. Sie bildet auch das 
eigentliche Problem des österreichisch-polnischen Handels- 
vertrages. 

Der Verlauf der langwierigen Delegationsverhand- 
lungen vom Sommer 1773 ist bekannt.!) Den Ministern der 
drei Höfe war es selbstverständlich vor allem um die Rati- 
fizierung der Teilung zu tun. Freiherr Revitzky legie 
das Projekt eines Zessionstraktates mit der Bedingung vor, 
daß es ohne Änderung angenonmen werden müsse. (8. Au- 
gust 1773.) Die Delegation wagte trotzdem zu opponieren 
und stellie in ihrer Antwort (7. August 1773)°) unter 
anderen die auf unsere Frage bezüglichen For- 
derungen auf: cs solle im beiderseitigen Interesse ein 
besonderer Handelsvertrag geschlossen und in den 
Generaltraktai aufgenommen werden (IL); ferner eine Zoll- 
verabredung getroffen und (der Transit sowohl wie die Deflui- 
dation auf der Weichsel und deren Nebenflüssen zugesichert 
werden (ILL) ;) sodann die Zurückgabe der Wieliczkaer Berg- 
werke erfolgen oder doch wenigstens die Zusicherung des 
nötigen Salzquantuns zu [est bestinmmten, nicht er- 
höhbarem Preise (IV.); endlich der freie Vichexport sowie 
die „Gegenseitigkeit“ m Münzsachen bewilligt werden und 
eine Steigerung der ungarischen Weinzölle unterbleiben. 

Leider entbehrte diese Opposition wider Vermuten?) des 
gchörigen Ernstes. Sie war vielmehr ein vereinzelter Fall 
diesen wichtigen Passus, kler allerdings zu seinen Ausführungen 
nicht passte, ganz einfach weggelassen hat. 

1) Vgl. Beer, Teilung Polens, II. 199 1f.: Die Verhand- 
lungen in Warschau. Die Sitzungen der Delegation begannen! 
am 2. Juni. Szujski, a. a. O. IV. 556. 

®2) „Die Artikeln der Hochlöblichen Delegation an den Hoch- 
wohlgeborenen Herrn Baron Revitzky.‘“ Delegations-Protokoll a. a. 
O0. Einleitung I, 23. Session 8. 110 ff. 

3) Vgl. auch die „Note in Vertragssachen seitens Jer Dele- 
galion dem Ilerrn v. WRevilzky überreicht“, ebenda, 30. Session, 
Ss. 152 154 Art. 1V, V, VII, wo erklärt wird, daß „die Unter- 
fertigung der Öession des uns weggenommenen Landes nicht eher 
erfolgen kann, bis man der Republik per articulum separatuin einen 
gegenseitigen ITandel sowohl, wie den Warendurchzug zu Wasser 
und Land durch die Nachbarstaaten zusichert.‘ 

% Im Februar 1773 wurde dem Wiener Wofe aus Peters- 


einer größeren Sorge um die Handelsinteressen. Im allge- 
meinen fehlte den Delegationsmitgliedern das Verständnis 
für die Sache des Handelsvertrages mit Österreich. Keiner 
unter ihnen hat während der weiteren Verhandlungen, die 
der Unterlertigung des Zessionsaktes vorausgingen, diese 
Sache berührt. Sie wurde vergessen und mit Schweigen 
übergangen. Wie konnte es auch anders sem in einer 
Versammlung, deren Großteil feil ward und durch Dro- 
hungen sich schrecken ließ.) Nur die Salzfrage wurde 
hie und da als wichtig hervorgehoben?) und die oben ge- 
äußerte Forderung wiederholt. Revitzky entgegnete 
jedoch (13. August 1773), „sein Hof (habe) nicht die Berg- 
werke selbst, sondern das ihm zugehörige Land einge- 
zogen“), und begnügte sich damit, in der nächsten Session 
zu versichern: man werde das Salz, wenn die Produktion 
sich nicht vermindere, zum alten Preise verkaufen können, 
für den Fall einer Produktionserweiterung aber noch bil- 
liger; l[erner, daß die übrigen Begünstigungen für die pol- 
nischen Untertanen in einem separaten Vertrage cine 
en Interessen der Republik günstigste Regelung erfahren 
würden.) 


burg ein Schreiben Salderns mitgeteilt, wo es heißt: „Il est 
hors de doute que tous les Polonois seront cruellement allarmes de 
la Conduite du Roi de Prusse vis-A-vis de Danzig et 'I’horn, de 
mcome qu’au sujet du Commerce le long de la Vistule; il n’est 
pas ä croire que Ja Gession, qu’on kemande pourra avoir lieu 
aussi longtems que V’Affaire du Commerce en general ne sera 
pas arrangee.” (Beer, Teilung Polens, 11T, 153.) 

!) Vgl. Beer, Teilung Tolens II. 225, 238f. Kalinka. Lelste 
Regierungszeit I 205, Szujski, a a. O0. IV. 555. 

?) Delegations-Protokoll 1-4. Session, S. 70; 27. Session, S. 131£f. 

5) Ebenda, S. 134. 

) 31. Session vom 21. August 1773, S. 153. - - Diese Erklä- 
rung war nicht besonders Klar. Doch sowohl damals wie später 
und bis zum Abschlusse des Vertrages war «diese Unklarheit eine 
absichlliche. „Ich habe sorgfältig vermieden“ —- schreibt R.e- 
vitzky an Kaunitz aus Warschau unter dem 15. März 1775 
„mich in eine Fixierung des Salzpreises, worauf die Pohlen stark 
gedrungen, einzulassen, damit den Salinen der Weg uffen bleibe, 
ihro Preise von Zeit zu Zeit nach Erheischung der Conenrrenz 
zu bestimmen.“ (H. K. A. Conmerz. Fasz, 57 ad 10 ex Junio 1775. 
Beil. 4). 


Zur Sache des Handelsvertrages selbst erklärte er in 


derselben Session ... „ad VIE Nichts gerechteres als 
das in diesem Artikel gestellte Verlangen ... Mein Hof, 


der eigentlich wünscht einen blühenden Handel in der Repu- 
blik zu schen, wird gerne mit allen zweckmäßigen Anträgen, 
die ihr dazu verhelfen können, so weit sie auf Gegenseitig- 
keit beruhen werden, emverstanden sein; damit man doch 
zu einem separaten Vertrage in dieser Sache gelange, ist 
es nölig, daß die Wohlgeb. Herren Delegaten näher aufklären 
wollen, was sie unter der Handelsfreiheit ver- 
stechen.) Endlich hatte er emer an ihn entsendeten Dele- 
giertendeputation mündlich „versprochen, daß der Flandel 
wird gesichert werden und daß (die Polen) das Salz billiger 
als zu 2 Dukalen bekommen werden, ohne davon einen 
weiteren Zoll zu entrichten.‘2) 

Diese Erklärungen beruhigten offenbar die Delega- 
tion und noch in derselben Session wurden die Verhand- 
lungen über den Zessionsakt an Österreich zu Tnde ge- 
führt,3) obwohl die Unterfertigung desselben erst einen 
Monat später (18. September), nach Abschluß der Verhand- 
lungen mit den anderen Höfen, erfolgte. Die Opposition 
verstumnie. Von Drohungen, man werde den Zessionsakt 
ohne einen gleichzeitigen Handelsvertrag nicht annehmen, 
war nichts zu hören. Erst drei Wochen nach 
Beendigung der erwähnten Verhandlungen äußerte der 
Bischof von Luck, Pawel Turski, dasVerlangen, „daß man 
mit den Herren Ministern vor (!) allen anderen Materien 
von einen Traetatu Commerciorum die Verhandlungen au- 
fange... Weshalb -- [fügte er hinzu — sollen wir (die Beru- 
tungen) mit der Regjerungsform anfangen, bevor wir mit 
dem Tractatu Commerciorum begonnen haben, von welchen: 
entweder unser Wohlsein oder der gänzliche Verfall ab- 
hängt?) 

Den Bischof unterstützten mehrere Redner, besonders 
die beredisame Stimme des Kronschreibers RaczyäAski, 
der den Vorwurf erhob: „alles was den Verlust von Landes- 

1!) 31. Session, S. 154, 

°) Bericht des Bischofs von Wilna (Massalski), ebenda, 


>) 31. Session, 8. 175, 


%) 48, Session vom 13, September 1773, 8, 290, 291. 
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rechten bedeutet, (sei) in den Zessionsakt aufgenommen, 
alles dagegen, worauf sich der Nutzen der Republik begrün- 
den kam, in dem Akte übergegangen (worden) und (solle) 
erst in den separaten Artikeln geregelt werden.“') 

Diese Opposition kam jedoch zu spät.) Es mag sein, 
daß ein der Republik günstigeres Ergebnis hätte erreicht 
werden können, wenn man den Handelsvertrag von Anfang 
an mit Ernst und Nachdruck gefordert und rechtzeitig die 
nötigen Vorbereitungen getroffen hätte. Österreichischer- 
seits hätte man nichts dagegen gehabt und aus den Instruk- 
tionen an Revitzky ist zu ersehen, daß man sich einen 
Handelsvertrag wünschte. Nun aber war es zu spät, die; 
Frage neuerdings aufrollen zu wollen. In Gemäßheit des 
Limitationsaktes sollte die Delegation ihfe Verhandlungen 
schon in einigen Tagen zu Ende führen. Die Erle- 
digung des verwickelten Handelsvertragsproblems aber 
setzte umfangreiche Informationen über Produktion und 
Handel, über Ein- und Ausfuhr voraus, und nicht minder 
eingehende Kenntnis der beiderseitigen Gesetzgebung über 
Zölle und Mauten, Steuern und Abgaben, über das Handels- 
und Wechselgerichtswesen usw. — lauter Dinge, welche die 
österreichische Regierung damals (September 1773) ersi 
studierte und die der polnischen Regierung kaum vertraut 
waren. Revitzky konnte daher nicht ohne Grund erklä- 
von: „Die Angelegenheit des erwähnten Vertrages ist so 
weitläufig, und umfaßt so viele Gegenstände, daß sie viel- 
leicht in etlichen Monaten erledigt werden kann, da man 
hier auf verschiedene Dinge Rücksicht nehmen muß, über 
welche erst bei jedem Hof Mitteilungen gemacht werden 
müssen.‘ 

Als auch der preußische Minister Benoit, der über- 
haupt keinen Handelsvertrag wünschte, mit der barschen 
Drohung kam: ‘Wozu die langen Zänkcreien, da doch 
die Pflichten unbedingt zu erfüllen sind,“') sah sich die 

1) jbenda, S. 292, 

2) Sie war übrigens nicht immer ernst. „Selbst jene, die von 
Vornherein gewonnen oder entschlossen waren, die Macht voll- 
endeter Tatsachen anzuerkennen, konnten doch wenigsieis in wohl- 
geformter Rede ihren Patriotismus leuchten lassen und ihre heiße 
Vaterlaudsliebe bekunden.“ (Beer, Teilung Polens Tl, 233.) 

3) Delegationsprotokoll a. a. OÖ. S. 296. Vgl. Szujskia. a 
O0. IV. 560. 

) Ebenda, 8. 307. 
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Delegation gezwungen, auf die. ‚articulos separatos“ zu ver- 
zichten. Mit der Unterlertigung des .Zessionsaktes war die 
erste Kadenz der Delegationsverhandlungen zu Jnde. 
(18. September 1773.) 


Nach wie vor wurde also Galizien in Polen als Aus- 
land behandelt und mußte dort die hohen polnischen Zölle 
bezahlen. So den Einfuhrzoll von 8—10°/,, besonders aber 
den äußerst drückenden Transitozoll von 12—14P%/,. Nicht 
minder hart für die galizisch-polnischen Handelsbeziehungen 
war der 10—12% betragende polnische Ausfuhrzoll, gleich- 
wie die Abgaben auf der Weichsel, deren Last noch durch 
die Willkür in der Belegung gesteigert wurde. Von den 
für Galizien in Betracht kommenden Artikeln wurde ge- 
zahlt!) per: : 


Last?) weißen Weizen 5f. 18 kr. 
55 bunten er ‚4, 52 „ 
55 roten 5 4, 15 ,„ 
PR Roggen 2,39 „ 
Schiffspfund®) Pottasche: der besten I, 12% 5; 
” 5, der geringeren Vz. 4, ;, 
Stein) "Wolle » 16 „ 
Fass5) Wein 2 5 5 


so daß der Wein zusammen mit den preußischen Zöllen bis 
Danzig auf 8 Dukaten zu stehen kam. Eine weitere lür- 
schwerung des Handels kam daher, daß die Zölle in „guter 
Münze“ gezahlt werden sollten. Da jedoch die polnische 
kurrente Münze stark entwertet war, so wurden unter der 
Bezeichnung „deducta quinta parte“ und „pro bona moneta“ 
Zuschläge in der Höhe von 20, resp. 121/,, zusammen also 
321/,0/, gefordert.%) Abgesehen davon aber, gab auch noch 
die Willkür der polnischen Mautämter den galizischen Han- 
delsleuten nicht selten Anlaß zu Beschwerden. 


+) Bericht Degelmanns, Bibl. Ossol, a. a. O. 

2) 1 Last = 60 polnische Koretz = 120 Wiener Metzen. 

8) 1 Schiffspfund = 320 danziger oder 330 preußischer Pfunde. 

4) Stein = 32 polnische oder 24 Wiener Pfunde. 

6) 1 Fass a 3 Eimer. 

%) Die „quinta pars“ wurde erst seit 1738 gefordert; früher 
betrug dieser Zuschlag nur !/j.. Vgl. Rachel, Polnische Handels- 
und Zollverhältnisse, in Schmollers Jahrbuch, 1909, 8. 481; 
Degelmann a. a. O, 
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Dieser Zustand nun hat auch nach Abschluß des Zes- 
sionsvertrages vom 18. September 1773 fortgedauert. Demi 
dieser!) ratifizierte nur die Besitznaline eines Teiles von 
Polen durch Österreich, regelte aber die llandelsbezie- 
hungen zwischen beiden Staaten nicht und versprach nur 
im Art. VIII die Vereinbarung einer Separat-Konvenlion 
(pactum de contrahendo) „tan quoad commercium uirius- 
que Nationis generatim, quam speciatim quoad commer- 
cium salis.“ 


8 3. Der weitere Gang der Verhandlungen bis zur allerh. 
Resolution vom März 1774. 


Angesichts einerseits der Geneigtheit sowohl Ösier- 
reichs wie Polens zum Abschluß eines Handelsvertrages und 
andererseits der steten Hinausschiebungen seines Abschlus- 
ses glaubt man vor einen fast unlösbaren Rätsel zu ste- 
hen. Die Lösung aber findet sich in der Politik Preußens, 
(las einem Handelsvertrage mit Polen durchaus abzgeneigt 
und einen solchen um jeden Preis zu verhindern bestrebt war. 
Preußen verstand es, die ernsten Bemühungen Revitbz- 
kys durch nicht weniger energische Anstrengungen Be- 
noits zu paralysieren. Der letztere besaß einen großen 
Anhang unter den Delegierten und durch seine Vertranten 
verstand er es, die Angelegenheit der Handelsverträge iInn- 
mer wieder zu verzögern. 

In der dritten Kadenz der Delegationsverhandlungen 
warnte zwar der Bischof von Kujawien, Ostro wski, die 
Algeordneten: „sie möchten die Zeit nieht in Iniäligkeit 
verstreichen lassen und die Vereinbarung der artieulorum 
scparatorum und des Conmerztractates beschleunigen.“ ?) 

Yın unterstützten die Siimmen der Abgeordneten Su- 
minski und hasocki,) und der Abgeordnete Lipski 
brachte die Frage ebenfalls aufs Tapel. Er werde, erklärte 


er, „keine Resolutionen zulassen .. . wem mal das Gom- 


») ‚Trail de cession enlre P’lmperatrice Marie-Theröse el 
le Roi ei la Röpuhlique (de Pologne“, bei Neumann, Recueil des 
traitcs 1, 149. 

2) Protokoll a. a. 0. HIT. Bd. 1. Session vom 31. Januar 177-4. 
8. 4 

#) Ebenda 8. 6, 7. 
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mercjum mit den ausländischen Höfen nicht beschleunige.‘') 
Besonders laut wurden die Stimmen in diesem Sinne in der 
38. Session, und die Minister der drei Höfe sahen sich sogar 
veranlaßt, zur (ewinnung der Gemüter cin „junctim“ zwi- 
schen dem Handelsvertrage und dem Projekte des consilij 
permanentis zu versprechen.?) 

AN das blieb jedoch gegenüber den preußischen Machi- 
nalionen vergebens. Die einzige Hoffnung derjenigen Dele- 
gierten, die nicht direkt in preußischem Sold standen, war 
noch Österreich. Österreich allein konnte der Republik an 
Stelle der gesperrten \Weichselstraße andere HNandelswere 
erölfnen. Unter dem ‚Eindrucke der preußischen Bedrük- 
kungspolitik näherte sich daher die genannte Delegierten- 
gruppe Revitzky (Januar 1774)3) und legte ihm eine 
Liste derjenigen Waren vor, die sie aus oder «durch Öster- 
reich zu bekommen wünschten.‘) Zur näheren Anknüp- 

1) 27. Session vom 29, März 1774. Ebenda 8. 167. 

2) 33. Session vom 18. April 1774. Ebenda S. 190, 191. 

3) „Die llerren Polen, welche die Folgen hievon (der- preußi- 
schen Willkür) bereits fürchten, und aus einer betrübten Brlahrung 
der bisherigen preußischen Zölle an der Weichsel einsehen, wie 
nachtheilig wäre, die fremden Waaren fernerhin durch den gewöln- 
lichen Weg von Danzig zu verschreiben, fangen an, ihr Augenmerk 
auf die österreichischen Länder zu wenden, und ist mir von einigen 
Delegierten die beiliegende Liste zugestellt worden, um wo möglich 
zu wissen, un was für Preise man den Pohlen die besagten Waaren 
aus unser Landen herbeyschalfen könnte?” (Revitzky au 
Kaunitz dto. Warschau, 5. Februar 1774, H. K. A. Commere. Fasc. 57 
ad 20 ex Februario 1774. Vgl. auch oben S. 97.) Bine andere 
Ursache der damals gegen Preußen erbitterten Stammung waren 
die wiederholten Gebielserweiterungen Preußens. In Warschau 
war die Meinung allgemein verbreitet, daß Preußen bis zur Warthe 
vorrücken wolle, was fast einer Verdoppelung des in der Teilungs- 
konvention bezeichneten Gebietes gleichkam. „Es ist kaum zu 
glauben“ —- schreibt Revitzky nach Wien - - „wie weit die 
Wuth der Delegierten gegen deu König von Preußen geht; sie sinnen 
sogar aul Feindseliskeiten, um Gewalt mit Gewalt zu vertreiben.“ 
(Boer, Teilung Polens 11, 285 f.). 

4) Protokoll-Auszug der galiz. Tlof-Deputalion vom 23. Februar 
1774. H. K, A. Coummerz. Fasc. 57, ad 20 ex Februario 1774. 
„Liste derjenigen Waaren, welche zu dem großen Pohlnischen 
und Nordischen Handel aus oder durch die k. k. Erblande herbey- 
zuschaffen wären.‘ 
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fung der beiderseitigen Handelsbezichungen wünschte sic, 
„daß längs der galizisch-polnischen Grenze, in Biclitz, 
Jaroslau, Lemberg und Zamo$e, durch eine k.k. Hand 
Jungs-Compagnie  Waarenniederlagen baldigst angelegt 
würden.“ 

Aber auch diesmal sollte die Lösung der Handels- 
vertragsfrage noch durch mehr als ein Jahr verschoben 
hleiben. Die genannte Gruppe war ohne größeren und ent- 
scheidenden Einfluß und auch zu wenig zahlreich in der Dele- 
gation vertreten, so daß man sie nur mit Mühe in einigen 
Bänden der Delegationsprotokolle ‚auffinden kann. Sie 
gingen unter in dem weiten Meere der Schwatzhaftigkeit, 
durch die sich die Delegatign auszeichnete. Die Länge der 
Verhandlungen und der Mangel an pärlamentarischer Ge- 
wandtheit haben ganze Wochen fruchtlos verschlungen. Das 
Fehlen des Verständnisses für Handelsfragen hat vor 
diesen viele andere Angelegenheiten in chaotischem 
Wirrwarr in den Vordergrund gerückt: Man ver- 
handelte über: Regierungsform, Fouragen, Religion und Dis- 
sidenten, Exjesuitengüter, Erzichungs-Kommissionen und 
das Consiliun permanens, Finanzprojekte, kleinliche Jagd- 
angelegenheiten, die Spitalfonds und viele, viele andere 
Dinge von bloß lokaler oder sogar rein privater Beden- 
tung 

Mittlerweile hatte man in Wien nochmals den Beweis 
geliefert, daß man auf die Wünsche der Republik einzu- 
gehen bereit sei. Die seit längerer Zeit durch das galizische 
(iubernium gesammelten Informationen über die gali- 
zischen Produkte, deren Preise und Transportkosten nach 
Polen wurden nun abermals bei den Fabrikanten und Kauf- 
leuten urgiert, und zwar „mit größter Beschleunigung, um 
beim Abschluß des Commerz-Traktats die gegenwärtige 
gute Gesinnung einiger polnischer Reichstags-Delegierten 
sich zu Nutze machen.) Tatsächlich wurden denn auch 
die verlangten Warenmuster samt Preisen nach Beendi- 
wung der darüber gepflogenen Beratungen?) nach Warschau 
abgesandt.?) 

1) ‘Protokoll-Auszug der galiz. Hofdeputation vom 23. Februar 
1774. H. K. A. Commerz, Fasc. 57, ad 20 ex Febr. 1774. 

2) H. K. A. Conmerz. Fase. 57, ad 20 ex Febr, 17, 2i 
und 27 ex Martio, 4 ex Aprili 1774. 

53) Kaunıtz an Revitzky 23. März 1774. I.H. A Com- 
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Gleichzeitig drang Kaunitz darauf, man solle an 
Revitzky bindende Direktiven ergehen lasscn,?) worauf 
Anfangs März die folgende Intschließung der Kaiserin 
erfloß: „Ich wäre geneigt, mit der Republik einen Han- 
delsvertrag zu vereinbaren, jedoch nur mit ihr allein und 
keineswegs im Einverständnis mit anderen Mächten. ., da 
ich den letzteren keineswegs dieselben Begünstigungen wie 
den polnischen zuzugestehen geneigt bin. Es ist aber von 
der Republik Pohlen, bevor man sich mit selber in einige 
Commercial- Behandlungen einlassen könnte, vorläufig anzu- 
verlangen, daß solche zum voraus die Mittel an die Hand 
zu geben hätte, wie sie den Erblanden die Sicherheit zu ver- 
schaffen gedächte, damit nicht unter dem Namen der 
Polnisch-inländischen Natur- und Kunsterzeusmisse' fremde 
derley Waaren mit eingeschwärzet und wie solche mit 
Verläßlichkeit von einander unterscheiden werden 
möchten.“?) 


S 4. Der Verlauf der Verhandlungen bis zur Entsendung 
Degelmanns nach Warschau. 


In der Zeit als die angeführten Direktiven R evitzky 
in Warschau erreichten, begann sich jedoch dort ein "Um- 
schwung der Meinungen zu vollziehen, der zur Zurückzie- 


hung der durch die Republik selbst anfangs gestellten An- 
träge führte. 


Entscheidend wirkten bei dieser unerwarteten Wen- 


dung vor allem politische Rücksichten, besonders aber 
preußischer Einfluß. 


Die Wünsche Polens gingen auf einen gleichlautenden 
Vertrag mit allen drei Höfen. Man glaubte, dadurch 
Preußen zu binden und hoffte, in dieser Sache auf die. 


merz. Fasc. 57 ad Il ex Aprili 1774. Vgl. 7 ex Junio, 5 und 10 
ex Augusto 1774. 

') Vortrag Jer geheimen Hof- u. Staatskanzley, von Ende 
Februar (zit. im Vortrag d. galiz, Hof- -Deputation, dto. 14. Mai 1774 
IL K. A. Commerz. Fasc, 57, ad 10 ex Junio 1774). 

») Nur der zweite Teil dieser Resolution fand sich in den 


Akten (II. K. A. Commerz. 57, ad. 10 ex une 1774), während der 
ersto Absatz nach Chiedowski (a.a. 0.8, 3. 326) wiedergegeben 
wird. 
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Unterstützung Österreichs und Rußlands. Man hatte sich 
aber getäuscht. Österreich wollte nur it Polen allein 
kontrahieren. Auch Rußland machte verschiedene Schwie- 
riekeiten.!) Preußen aber widerstrebte überhaupt jedem 
Handelsvertzage und war bemüht, die Verwirrung ‚gie für 
die preußische Bedrückungspolitik am vorteilhaft esten war, 
möglichst zu steigern. 

Darin stimmen alle Nachrichten überein. So die ange- 
führte russische Note und die bekannte Relation Degel- 
manns vom Januar 1775. Dasselbe hatte schon früher 
auch Revitzky bestätigt. In seiner Depesche an Kau- 
nitz2) heißt es: „Der König aus Preußen seheint 
durchaus sich an keine Bedingungen eines obschon in 
dem Cessions-Instrument stipulierten "Traktats binden, 
sondern die Handlung von Pohlen willkührlichen Ver- 
änderungen überlassen zu wollen.“ Nicht anders 
schließlich lauten die Nachrichten, die wir aus preußi- 
schen Quellen besitzen. Friedrich IT. wollte den gali- 
zischen und polnischen Handel zugrunde richten, wenn 
er dadurch zunächst auch den Interessen seiner eigenen 
Untertanen schaden sollte. Vergebens verlangten die schle- 
sische Kaulmannschaft und der Breslauer Magistrat, man 
solle init Galizien und Polen einen Freihandelsvertrag 

L 73, De egelmanns Bericht a. a. ©. Rußlands Stellung in 
der Frage des Handelsvertrages war damals (1774) noch unent- 


schieden, und erst anfangs 1775 entschloß es sich, Polen gegen 
Österreich, beide Staaten aber gegen Preußen zu unterstützen. Da- 


mals schrieb Panin an Stackelberg nach Warschau: Die 
‚Preußen sind für Polen am gefährlichsten. Der Weichselhandel 
ist für dasselbe (Polen) eine Lebensfrage Irsuchen Sie den 
Freiherrn Revitzky, er möge mit Ihnen gemeinschaftlich vorgehen 
und dureh gleichlauiende Vorstellungen veranlassen Sie den preußi- 
schen Minister, den Polen fürträgliche Bedingungen zu gewähren. 
Machen Sie ihn klar, bis zu welchem Grade Polen durch die 
langjährigen Wirren und den Bürgerkrieg geschwächt wurde und 
wie viele Jahre es nötig haben wird, die verlorenen Kräfte wieder 
zu gewiimen; die Brholing ist jedoch ausgeschlossen, wenn sein 
Handel gesperrt bleibt... ... Ieclı begreife, wie heikel Ihre Stellung 
gegenüber dem preußischen Könige sein wird, der ganz entgegen- 
gesetzte Absichten hegt.. “ (Kraszewski, Polen zur Zeit der 
3} Teilungen I, 100.) 

2) Vom 5. Normung 1771 (IH. K. A. Commerz. Fase, 


57 ad 
20 ex Februario 1774.) 


schließen.) Auch der schlesische Minister Hoym befür- 
wortete diese Wünsche und war der Meinung, daß Verhand- 
lungen darüber mit den drei Höfen geboten seien (28. Au- 
gust 1773, Der König gab jedoch Hoyın zur Ant- 
wort, daß darauf nicht zu hoflen sei. Vielmehr sei das 
Memoriale nach Warschau an Benoit zu senden, „damit er 
ein wachsames ‘Auge darauf haben könne, daß in Polen 
wenigstens der status quo swulrecht erhalten werde. 
An irrichtung eines Commercientractats mit Polen aber 
sei unter den dermaligen Umständen nicht 
zu denken.) 

Daß der hier erwälmte status quo der Handelslreiheit 
direkt entgegensetzt war, daß er nichts anderes als die 
weitere Beibehaltung der unermeßlichen preußischen Zoll- 
bedrückungen und zügelloser Willkür bedeutete, braucht man 
nicht erst zu wiederholen. Diese Bedrückungspolitik, die 
die bestehende Verwirrung in Polen auszunützen wußte, war 
es, woraul Priedrich Il. seinen ganzen Plan der Emporbrin- 
gung der Industrie in Preußisch-Schlesien aufbaute. Was er 
mit dem status quo meinte und welche Absichten er hegte, 
das hat er gelegentlich ganz offen ausgesprochen. Als die 
Unruhen die gewerbliche Produktion in Polen zurück- 
brachten, belehrte er seine Beamten, wie man diese Lage 
ausnützen solle: „.. .Nur müßt ihr darauf bedacht sein, wie: 
ihr, um selbige (Fabriken) zu konsolidiren, ihnen einen stär- 
keren Absatz in Polen verschafft, welches um so leichter 
sein wird, da viel Manufakturen im solchem Reiche bereits 
eingegangen sind, und deren gewiß noch mehrere, wenn 
die Sache in Polen auf dem gegenwärtigen 
Fuße noch ein paar Jahre bleiben, zu Grunde 
gehen werden.) 

Unter solchen Umständen war der Rückzug der Repu- 
blik begreifich. Ohne österreichische Unterstützung, sich 
selbst. überlassen, hafte sie keine Hoffnung, die Abschaffung 


) Vgl Fechner, a a. 0,8 466. 

2) Cabinets-Ordre dito. Breslau, 30. August 1773. (Feehner, 
aa 0,8. 467.) 

3) Cab.-Ordre, dio. 28. August 1771. Vgl. Fechner in 
d. Jahrbüchern 1. Nat.-Ok. u. -Stafist,, 1892 IV. 698. -— Darüber, 
daß Friedrich IT. die inneren Wirren in Polen verewigt wissen 
wollte, vgl. auch Beer, Polens Teilung 11, 307. 
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oder auch nur Verminderung der preußischen Zölle errei- 
chen zu können. Damit aber verlor ein bloß mit Österreich 
allein zu schließender Handelsvertrag seine Wichtig- 
keit!) Dazu kam und wirkte in gleicher Richtung die 
finanzielle Lage. 

Zwar waren damals Freihändlerische Ansichten in Polen 
fast. allgemein. In der Praxis sahen sich aber die pol- 
nischen Staatsmänner, Behörden und Reichstasrskommis- 
sionen nicht selten gezwungen, in entgegengeselziem Sinne 
zu handeln2) Durch die letzten Wirren und Unruhen, durch 
die Unordnung in der Verwaltung, endlich durch die zyai- 
sche Wirtschaft Poninskis hatten die Schatzeinkünfte 
der Republik stark abgenommen.) Dahcı=-sah es die Reform- 
partei nach dem Zessionstraktate als wichtigste Aufgabe 
an, die Armee und die Schatzeinnahmen zu vergrößern. 
Daß man in solchem Augenblick die freihändlerischen Vor- 
schläge fallen ließ, ist begreiflich: man dachte an neue Ein- 
nahmequellen, vor allen aber, um den Adel nicht zu trelfen, 
an die Zolleinkünfte.s) 

So geschalı es, daß die Deputation zur Regulierung des 
UHandelswesens, Revitzky einen Tarifvorschlag von 
ausgesprochen fiskalischer Struktur über- 
reichte. Derselbe belegte nämlich sogar die Ausfuhr sämt- 
licher, sowohl roher, als auch im Lande verarbeiteter Erzeug- 
nisse (mit Ausnahme des Tuchs) mit ziemlich hohen Ausfuhr- 
zöllen.®) Darum, daß hierdurch die gegenseitigen Handels- 
beziehungen zwischen Galizien und Polen erschwert und 
der schädlichste Einfluß auf ein Land geübt würde, das 

1) Noch im letzten Augenblicke nalın Graf Moszyaskiin 
der Delegation den nämlichen Standpunkt ein und erklärte: die 
Republik sei bereit, auf Wünsche Österreichs einzugehen, wenn - 
dieses nur helfen würde, „leidentlichere Bedingungen für Pohlen 
von der preußischen Seite zu erwirken.“ 8. unten 3. 17. 

») Korzon, a a. O0. I. 30, 

3) Vgl. Korzon, a a. OÖ. 1IL 140 fL; Beer, "Teilung 
Polens IT. 309; Szujski, a. a. O. TV. 574, 584. 


1) Vgl. Korzon, 2. a. O0. MT. 173, IT. IH6ll. Szujski, 
a... 0. IV. 575. 

5) „Taxe de Denree et Marchandises du Crü ou des Manu- 
factures de Pologne & la sortie du Pays“, Alphabetisch geerdnet, 
weist «derselbe mehr als 350 Posten auf. (Der Note des Würsten 
Kaunitz, dto. 2. Mai 1774 beigeschlossen. H. K. A. Commerce. 
Fasc. 57 ad 10 ex Junio 1774). 
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seit Jahrhunderten mit Polen auf das engste verbunden war, 
hat man sich in Polen nicht gekümmert. Im Gegenteill Bei 
dem allgemeinen Verfalle der nationalen Gesimmung über- 
ließ man die galizischen Mitbürger ihrem eigenen Schick- 
sal. War doch Galizien ein „kaiserliches Land“ geworden. 

Nun, da die Hoffnung auf einen Freihandelsvertrag 
mit Preußen geschwunden war und der für den polnischen 
Export so unumgängliche Danziger Weg durch die preußi- 
schen Zölle weiter unterbunden bleiben sollte, dachte man 
nur daran, aus dem Handel mit Galizien möglichst große 
Zolleinkünfte herauszuschlagen. Was Polen dwich Preußen 
liti, sollte Galizien entgelien, dessen Erzeugnisse auf die pol- 
nischen Absatzmärkte angewiesen waren.!) So heißt es in 
einer Depesche Revitzkys: „In betreff der erwünsch- 
lich gewesenen zwischen Galizien und Polen allein zu hedin- 
genden gänzlichen Mautfreyleit, habe ich die Delegation 
ebenfalls nicht dahin vermögen können, hierzu ihre Ein- 
willigung zu geben, in dem sie daraus keinen gegenseitigen 
Vorteil für Polen eingeschen, sondern vielmehr behauptet 
habe, Galizien befände sich in seiner Verknüpfung mit 
Polen ungefähr in der nämlichen Lage, wie Polen 
mit denen preußischen Staaten, nemlich: eimes 
einzigen und fast unmöglich zu vorbeygehenden 
Ausfuhr-Ortes.“?) Und in diesem Zusammenhange wird 
auch die Bemerkung Degelmanns recht verständlich, 
daß manin Polen angesichts der geringen Siaatseinnahmen 
„mehr die Erträgnis der Zöllen, als die Beförderung des 
Handels wünschet.“® 

Die vorstehende Darstellung läßt keinen Zweifel über 
deu wahren Sachverhalt. Österreich mußte sowohlden Widar- 
stand Preußens als auch Pohlens brechen und seinen Bemü- 
hungen ist cs zuzuschreiben, daß es überhaupt zu einem 


1) Preußen gegenüber hat man bis zum letzten Augenblick 
das Verlangen nach Ilandelsfreiheit festgehalten und die polnische 
Schalzkonmission stellte diese Forderung noch am 6. Februar 1775, 
also 5 Wochen vor Abschluß des Handelsvertrages. Vgl. Korzon, 
a. a. 0, II. 148 ff. 

>) Revitzky an Kaunitz, dto. Warschau, 22, März 1775. 
H. K. A. Commerz. Fase. 57, ad 10 ex Junio 1775. Beilage ?. 

9) Degelmanns Bericht, a. a. ©. — Auch diese Stelle 
ist bei Chotkowski wegirelassen! 


Handelsvertrage mit Polen gekommen Ist. Damit erklärt 
sich zugleich die sonderbare Tatsache, daß dieser Vertrag, 
der ursprünglich von polnischer Seite angeregt worden war, 
erst nach langen Kämpfen und nachdem ihn Revitzky 
als Ultimatum formuliert hatte, zustande "konmmen konnie. 

Dieses Ergebnis unserer Untersuchung stimmt vollkom- 
men mit.den Ausführungen Chtedowskis überein. „Wäh- 
rend Österreich — schreibt dieser -- viel daran gelegen 
war, den Handelsvertrag mit der Republik möglichst schnell 
zustande zu bringen, um so nicht nur den galizischen Unter- 
tanen den Getreidehandel, sondern auch für sich den gün- 
stigen Salzverschleiß zu ermöglichen und den Erblanden 
den Absatz ihrer Pabrikate zu sichern, herrschte mn War- 
schau Gleichgülligkeit. Anfangs hatid” zwar die Repu- 
blik geglaubt, daß ihr größtes Interesse in der gänzlichen 
Handelsfreiheit gegenüber den drei Ilöfen gelegen sei. Bald 
ließ (sie) jedoch den anfänglichen Vorschlag fallen, als 
man angesichts der mangelnden Binnahimen mehr um die 
Zulleinkünfte als um die zukünftige Entwicklung des Ilan- 
dels besorgt war Revitzkys Forderung der Handels- 
freiheit wurde in Warschau unangenehm empfunden. Ge- 
flissentlich verzögerte man die Tnangriffnaline des Handels- 
verirages mit Österreich speziell, da auch Preußen intri- 
gulerte, um die Verträge ad kalendas graccas zu verschie- 
ben. Nur Revitzky allein hatte mit ganzer TInergie an 
(ihrem) Zustandekommen gearbeitet.) Wreilich hat diese 
schon vor einem Menschenalter wiedergeschriebene wahr- 
heilsgetreue Darstellung nicht verhindert, daß die Sache 
inmer wieder anders geschildert worden ist. 


In Österreich hat man sich zunächst. über die Änderung 
des polnischen Standpunktes keine Rechenschaft gegeben. 
Als der polnische Tarifvorschlag jun Wien anlangte, konnte 
Pürst Kaunitz nicht begreifen, wie dieses Operat mit 
dem früheren Vorschlage der Republik in Einklang zu brin- 
gen scj. Er meinte, daß der Zweck des Tarifs in der Aul- 
zählung einzemer Warenrubriken bestehe: die beige 
fügten Zölle ließ er als eine Nebensache unbeachtet.?) Im- 
Van Chledowski, a. a. 0. 8. 325. 

?) „I der Hauptsache siehet man diese polnische Gomimuni- 


cation als eine Antwort auf die gestellte Frage au, was die 


merhin jedoch scheinen ihn Zweifel beschlichen zu haben 
und er war geneigt, [ür diesen neuen Schritt der Republik 
die Ungeschicklichkeit Revitzkys verantwortlich zu 
machen. Vorsichlig, wie er war, äußerte er also den 
Wunsch: es möchte „ein jm Handlungswesen praktisch 
erfahrener Mann auf einige Zeit n Warschau angestellt und 
dem .lreyherr von Revitzky an die Hand gegeben wer- 
den... um durch ihn, das für die Bestinmnung eimes Mini- 
sters gar nicht geeignete Commercial-Detwil besorgen und 
die diensamen Nachrichten einziehen zu lassen.“ 

Da es dabei darauf ankam, daß dieser Attache „han- 
delspolitische Kemituisse vom gegenseitigen Zusammenhang 
der Staaten und ihrer Handlung und Manufakturen“ besitze, 
so schlug Graf Kollowr.at den Hofrat. des Kommerzien- 
rates Degelmann vor!) und die Kaiserin stimmte dem 
zu?) 

Nun galt cs, Degelmann cine Generalinstruktion 
mitzugeben, auf Grund welcher man den Vertrag mit Polen 
definitiv abschließen könnte. Denn es sei, hob Graf Wrbna 
richtig hervor, höchst bedenklich, daß Revitzky über 
jede Rleinigkeit erst in Wien anfragen und Monate auf die 
Antwort warten müsse. Man solle jalso eine weitere Verzöge- 
rung vermeiden und dürfe „sich nicht durch Preußen zuvor- 
konnen und zu allen künftigen vorteilhaften Commercial 
Behandlungen vielleicht auf ewig den Weg verschließen 
lassen.) Die nötigen Weisungen seien nurin Belrelf des Kon- 
sumo zu geben. Was hingegen den Essto und Transito 
anlange, so seien sie in Galizien ebenso wie in den Erb- 
landen endgiltig auf 5/,%/,, beziehungsweise 1/,%/, lest- 
gesetzt. Man könne und werde daher hievon für Polen 
Republik für eigene Produeta naturae et arlis habe und scheinet 
ler beigefügte Mautsatz nur ein Nebenumstand zu seyn, indem 
solcher mit dem ersten Antrage auf ein ganz mauffreyes wechsel- 
seitiges Comunereium nicht vereinbarlich ist.“ (Kaunitz and. 
galiz. Mof-Deputation, 2 Mai 1774. HM. K. A. Commerz. Fasc. 57, 
ad 10 ex Junio 1774). 


3) Praesidial-Vortrag vom 11. Juli 1774. II. K. A. Commerz. 
Fase. 57, ad 25 ex Julio 1774, 

?) Resol. vom 16. Juli 1774: „Der Degelmann ist zur Be- 
richtigung dieses Geschäfts abzusenden.‘““ (Tübenda.) 

%) Protokoll-Auszus d. galiz. 1Hof-Deputation vom 20. Juni 
1772 (U. K. A. Commerz. Fasce, 57 ad 25 ex Julio 1774). 


keine Ausnahmen Zulassen und habe „mithin diesfalls, olme 
in einiges specjficum hineinzugehen, von der Repuhlik ledig- 
lich das volle Reciprocun zu begehren.“ 
Denselben Standpunkt nahm auch der Präsident der 
llofkanzlei, Graf Kollowrat, ein. „lel sche das obhan- 
dene Werk eimes Commercien-Traktais mit Pohlen —- er- 
klärte er --- als eine Sache von der größten Wichtigkeit an, 
indeme aus denen hieraus entspringenden Folgen, das Wohl 
oder die Bedrückung mehrerer Erblanden und haupt- 
sächlich der Königreiche Galizien 


und Lods- 
merien zu erwarten stehet.‘?) 


Im Herbst 1774 machte sich Degelmann tatsächlich 
auf den Weg nach Warschau ;d) und zwar über Lemberg, 
wo er zunächst mit dem Gouverneur Grafen Auersperw 
die Sache nochmals beraten sollte. 

In der Sitzung des Gubernialtates wurde die gänz- 
liche Handelsfreiheit [für Galizien nochmals als er- 
wünscht hervorgehoben.) Gleichzeitig wurde aber jedoch 
die Befürchtung Jaut, die Republik werde nunmehr darauf 
nicht eingeben wollen, da der Transitozoll zu ihren größeren 
Binnahmen schöre. Für diesen Fall wäre wenigstens der 
polnische Transito möglichst niedrig zu bestimmen, um dem 
galizischen Export die größten Brleichterungen zu sichern, 

In Warschau angelangt, widmete sich Degelmann 
dem Studium der wirtschaftlichen Zustände in Polen. Aus 
seiner bekannten Relation vom Januar 1775 ist zu erschen, 
daß er in: Anbetracht Galiziens seine'probibitionistischen An- 
schauungen fallen Jieß und sich von der Notwendigkeit 
einer gänzlichen Handelsfreiheit überzeugte. IMreilich, für 
die Sache des Handelsvertrages war dies olıne Belang. Als 
Degelmann seine Relation schrieb, konnte man schon 
vorausschen, wie die Dinge in Warschau stünden. Die 
Relation, wertvoll wo sie über Zuständliches informiert 


) Vortrag d. galiz. Hof-Deputation vom 11. Mai 1774, 
(Kbenda). 

3 Vortrag vom 11. Heumonat 1774. (Bbenda.) 

®) Unrichtig ist die Behauptung Chotkowskis (,Tharner 
Jahib.“, a. a. 0, 8 33): Degelmann habe sich in Warschau 
das ganze Jahr 1774 hindurch aufgehalten. 

) Vgl Chtedowski, a. a, O, 8. 327. 
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war aber, wo sie die Notwendigkeit eines Freihandelsver- 
trages predigt, bereits dureh die tatsächliche Entwicklung 
überholt. 


S 5. Vor Abschluß des Vert 'ages.!) 


Die Delegation sollte bereits am letzten Februar 1775 
zu Ende gehen uud sodann der Reichstag wieder zusammen- 
treten. Die Beratungen über die Handelsverträge kamen 
noch immer nicht auf die Tagesordnung. Re vitzky ent- 
ging jedoch die A bneigung der Delegierten gegen seine Por- 
derung gänzlicher Handelsfreiheit nicht. Er war also in um 
so größerer Verlegenheit, als gleichzeitig Baron Stackel- 
berg durch den Petersburger Hof positiv beauftragt wurde, 
die polnischen Angelegenheiten durchaus abzuschlie Ben und 
keine neue Delegationsverlängerung zuzulassen. Tatsäch- 
lich legie Stack elberg der Delegation schon Aunlany 
Februar den Entwurf eines Kommerzial-Kinverständnisses 
vor. 

Revitzky begann nun in Wien auf bindende Dirck- 
tiven für den Fall zu drängen, daß Polen auf einen bloß 
nit Galizien zu schließenden Vertrag nicht eingehen würde. 
In derselben Richtung wirkte Fürst Kau nitz, der schon 
ein Jahr vorher die Erlassung solcher Divektiven befür- 
worte hatte?) Nun machte er neuerdings auf den Scha- 
den aufmerksam, der „für den galizischen Kssito und Tran- 
sito überhaupt, insonderheit dem Wieliezkaer und Samborer 
Salzverschleiße entstehen würde,“ falls kein Vertrag ge- 
schlossen würde und die Republik freie Hand behielte, 
salizische Waren mit Abgaben willkürlich zu belegen.) 

In größter Eile trat nun die stautsrätliche Sitzung zu- 
sammen, iı der Freiherr von Binder forderte, es solle 
„längstens bis morgen ein eigener Courier an den Baron 
Revitzky abgelertiget werden.“ In der Sache selbst legte 
Graf Hatzfeld der Kaiserin einen Gradations-Vortrag 
vor, der zugleich als General-Instruk tion [ür Frei- 
herren Revitzky dienen sollte. Diese sah die verschiede- 

’) Das Folgende nach den Akten I. K. A. Commerz, 
Fase. 57, al 10 ex Junio 1775. 

:) Vgl. oben 8. 161. 

») Vortrag vom 16. Februar 1775 (zit. Akten), 


nen Möglichkeiten vor, die sich aus den Verhandlungen 
ergeben konnten, und formulierte in dreistuliger Grada- 
tion diejenigen Begünstigungen, die der Republik gemacht 
werden könnten) 

Die wesentlichen Stellen dieser wichligen Instruktion 
lauten wie folgt: 

l. „Primo, daß der Commerecien-Tractat niit der Repu- 
hlikk nicht m Anschung aller Erbländer, aber nur für Ga- 
lizien allein zu treffen sey.“ 

„Secundo, daß denen polnischen eigenen Produelis artıs 
ei naturae pro Consumo, Transito und Essito die güänz- 
liche Mautbefreyung in Galizien gegen deme bewil- 
ligen, daß von Seilen der Republik den galizischen Manu- 
factis und productis in ihrem Staat die gleichmäßige Begün- 
stieung eingestanden, somit zwischen der Republik 
und dem Königreich Galizien dıe unun- 
schränkte Nandlungsfreyheit mit denen beyder- 
seitigen eigenen Waren reeiproce hergestellet werden.“) 

„Diese Consumo Mautbefreyung betrifft nur jene Gie- 
biekeiien, welehe jede sonstige [remde Ware per Con- 
sumo in Galizien zu entrichten hätte; denn jene Gaben, 
welchen auch die inländischen Erzeugnisse beym Gon- 
‚umo unterliegen und die eigentlich als Avcisen anzusehen 
sind, von den polnischen Waren auch welter abgenommen 
werden müssen.” 

‚Diesen Antrag hat Reviıtzky der Delegation am 
ersten vorzulegen und sich nach allen Kräften verwenden, 
daß solcher zu Stand komme.“ 

ll. „Würde aber die Republik zu dem partial- Kinver- 
ständuis sich nicht herbeylassen, sondern auch in Anschung 

j 5) Vortrag vom 18. Februar 1775. (zit. Akten, Beilage 7) und 
die damit gleichlautende „Puncia, nach welchen der in Warschau 
befindliche Minister Baron Revitzky in der mil. der Republik 
Pohlen zu trefenden Comercial-Behandlung sich zu benehmen hat.“ 
(Ebenda, Beilage 9). 

2) Baron Binder verlangte sogar, daB diese gänzliche Zoll- 
[reiheit auch zwischen Polen und den ubuigen Brblanden bestehen 
solle. Alle übrigen Beisitzer sprachen sich dugegen aus, Inden 
36 auf den großen Bntgang an Staatseinkünften hinwiesen, noch 
mehr aber aus Furcht, daß die Brblande in Gefahr geraten würden, 
nit einer Menge fremder — als polnisch bezeichneter -— Waren 
überschwenmmt zu werden. 


der übrigen Erbländer einigen Vortheil für ihre 
dahin einführende, oder «daher bezichende Waaren anver- 
langen, jalsdanı hat Bar. Re vitzky zu versprechen, tertio, 
daß man die Erzeugnisse der Republik (sub reciproco) als 
jene gentis amieissimae ansehen und beliandlen würde. 
Il. „Sollte die Republik mit dieser generalen Erklä- 
rung nicht zufrieden sein und auf nähere Bestimmung die- 
ser Begünstigung eindringen, so ist «derselben quarlo, die 
Erklärung zu geben, daß man von den polnischen Produkten 
naturae et ariis per Consumo nur 5%/, abnehmen würde!) 
gegen Eingestechung des keeiproei und gegen dem, daß die 
Republik die Garantie verschaffe, daß die in die Erblande 
eingeführte Waren wahre polnische sceyen.“?) 
Man sieht: diese Justrukiion lautet ganz im Sinne Kaiser 
Josefs. Für den Fall, daß die Republik sich damit nicht 
begnügen würde, den Handelsvertrag bloß mit Galizien zu 
schließen, sollten die polnischen Waren in den übrigen ösier- 
reichischen Erblanden mit einen mäßigen Zolle belegt wer- 
den. Zwischen Polen und Galizien solle aber 
Jedenfalls die Handelsfreiheii bestehen. 
Diese noch imı demselben Tage von Maria Theresia 
genehmigte?) Iusıruktion sing Tags darauf durch einen 
besonderen Gourier nach Warschau ab, und ihr Inhalt wurde 
drei Wochen später Revitzky nochmals eingeschärft.t) 


') Nur in den Erblanden, Denn für Galizien sollte jedenfalls 
baut Absatz I, gänzliche Hlandelsfreiheit bestehen. 

) Die Staatsräie Gebler und Löhr, ebenso Ilofrat Degel- 
mann stellien den Antrag, „daß die polnischen Waren in den 
lörblanden in der FONSUNIO, so wie jene, die aus G alizien 
eingeführt werden, allemal behandelt würden. Graf Hatzleld 
und alle übrige vola erklärten diese Proposilion für unbestimmt, 
da man die Art nicht wisse, wie künftighin die galizische Waren 
bey der Binfulr in die Krbländer in der Mautbelegung anzuschen 
seyen”, 

») „Placet, jedoch wegen der Mantfreyheit vor das Sulz zu 
besorgen. 

) „Bleibt noch immer eines der wesentlichsten Puncte die 
ausdrückliche Stipulierung, daß das Galizische Salz niemals mit 
einer höheren Abzabe als irgend eine andere Fremde Salzgattung 
belegel werden soll“ Schreiben vom It. März 1775. Ebentla, 
Beilage 8.) 


Mittlerweile begann sich die Situation in Warschau zu 
klären. Polen lehnte einen auf Galizien beschränkten 
Handelsvertrag ab und forderte, wie Revitzky berich- 
tete,) „einen auf die sämtlichen Erbländer ohne Ausnahme 
sich erstreckenden Iandlungs-Tractai.“ Hierauf erging so- 
fort unter dem 15. März 1775 letzte Instruktion an Re- 
vitzky.’) 

Dieselbe stellö sich an und für sich bloß als Wieder- 
holung der General-Iustruktion vom 18. Februar 1775 dar 
und Faßt nur diese klarer. Interessant ist sie dadurch, daß 
sie nochmals den Beweis dafür liefert, daß die Wiener Regie- 
runs bis zum letzten Augenblick auf dem Standpunkte 


Kaiser Josefs verharrt hat. - 
„Es kommt -— schrieb Kaunitz an Revitzky — 
darauf an, daß... dasjenige, was für Galizien, mit dem- 


jenigen, was für die übrigen Erbländer zu stipuliren ist, 
nicht vermischet, folglich die zwischen Galizien und Repu- 
blik einzuführende gänzliche Mautfreyheit in einen eigenen 
Artikel klar und deuiliech ausgedrucket, werde. Es ist. diese 
gänzliche Mautfreyheit zwischen Galizien und Polen nicht 
nur dem besten der galizischen Handlung, und dem gesam- 
ien übrigen Interno dieses Königreichs vollkommen gemäß, 
sondern es erfordert solche auch die Beförderung des gali- 
zischen Salzverschleisses. — Euer Exzellenz wollen dahero 
den sorgfältigsten Bedacht darauf nehmen, daß die gänz- 
liche Mautfreyheit zwischen Galizien und Polen stipuhirt, 
und desfalls kein Zweifel oder Zweideutigkeit in den Aus- 
drücken übrig gelassen werde. — Da man von Seite der 
Republik auf ein ganz mautlreyes Commereium zwischen 
sämtlichen beyderseitigen Staaten selbst so dringlich ange- 
tragen hat, so zweifle ich nicht, daß die Delegation das- 
jenige, was von uns deshalb pro Loto nicht eingestanden wer- 
den kann, wenigstens pro parte, für Galizien anzunehmen 
von selbst. geneigt sein wird. 

Leider langte diese Instruktion nach Warschau zu spät 
ein) ein Umstand, welcher Revitzky, der nach Degel- 


1) BEbenda, Beilage 3. 

?) Ebenda, Beilage 3. 

3) Sie ist 15. März, d. i. denselben Tag datiert, an dem 
in Warschau der Handelsvertrag unterschrieben wurde. 


manns Abreise wieder ganz allein die Verhandlungen 
führte, zu einem Fehler von großer Tragweite verleitete. 

Die Delegation eilte ihrem Ende entgegen. Der rus- 
sische Minister Siackelberg erschien also!) „auf ein- 
mal und faßt ganz unvermutheter Weise den 8. März mit 
senem Commerz-Tractat-Intwurf in der Delegation, ließ 
denselben als ultimatunn vorlesen und von dem Bischof von 
Yilna, der sich an der Spitze der Tithauischen Delegirten 
befand, als eine für dieses Großherzogthum überhaupt schr 
vortheilhafte Stipulation dergestalt anrühmen, daß dieses 
Project alsogleich förmlich begnehmiget und ohne emige 
Abänderung m der nämlichen Session unterzeichnet wurde.“ 
Nun sah sich auch Revitzky gezwungen, mit einem Ver- 
tragsentwurf hervorzutreten. Er tat dies schon am nächsten 
Tage (9. März), und zwar ebenfalls in Form eines Ultima- 
tums. In diesem aber ward die in Wien gewünscht eUnter- 
scheidung zwischen Galizien und den übrigen Erblanden 
nicht erwähnt. Warum? ist wmaufgeklärt. Möglicherweise 
infolge Mißverstehens jener Tnstruktionen; vielleicht aber 
auch aus Furcht, die Republik könne mit solehen Sonder- 
bestimmungen für Galizien nicht einverstanden sein. Wie 
dem nun aber immer sein mag: Revitzkys Vorschlag 
enthielt neben einem 1%, Transit o und 5/,%/, Essito nur 
einen einheitlichen 5%/yigen Consumozoll für die gesam- 
ten Erblande, Galizien mit inbegriffen.” 

In Polen, wo man Handelsfreiheit gar nicht wünschte, 
war man damit eigentlich selır zufrieden. Man rechnete 
jedoch damit, daß der Entwurf zum preußischen Handels- 
vertrage neben einem direkt gegen den polnischen Mandel 
gerichteten 12% Transiiozoll nur einen 4% Consumo he- 
stimmte. Dies mußte dem preußischen König die Gelegen- 
heit zur Behauptung bieten, daß unter den Entwürfen der 
drei Höfe der seinige für die Republik der vorteilhafteste 
sci, da „selbst der Tmportationszoll in Preußen nicht höher 
als zu 40), lestgesetzt ist.“ Mit Rücksicht hierauf ‚bestunden 
(daher) der König Stan. August sowohl, als die Sub- 

{) Depesche Revitzkys an Kaunitz dio. Warschau, 
15. März 1775. Zi. Akten, Beilage 4. 

2) Vgl. dazu unten 8. 177, Note 2. Auch später, während der 
Demarkationsverhandlungen beging Revitzky manche Fehler. 
Vgl. Beer, Erste Teilung II, 302 u. unten 8. 184, Note 2, 


delegirte mit aller Gewalt darauf, daß Revitzky wenig- 
stens eine einzige Veränderung machen sollte, nämlich die 
Consumo-Maul. von 5 auf 4%/, herabsetze, damit dem König 
von Preußen dieser Vorwand benommen werden sollte.“') 
Nach langem Widerstande gab denn auch Revitzky 
nach. Er forderte jedoch als Kompensation dafür die Be- 
günstigung des galizischen Salzes wie auch der ungarischen 
Weine. Und zwar speziell mit der Begründung, „weil in 
dem russischen TracLat eine völlige Zollfreyheit für das 
von Riga auf der Drwina in Lithauen eingeführte Salz ein- 
gestanden und die alte Salzauflage nur allein in Anschung 
des daselbst zu Lande ankommeniden Salzes beybehalten 
worden.“ Man müsse sonach „ebenfalls alles auf der 
Weichsel herabschiffendes Salz voh all und jeder Ab- 
gabe Ireysprechen, dasjenige Salz aber, welches nicht auf 
der Weichsel, sondern den Landweg aus Galizien nach 
Polen käme, mit keiner höheren Auflage beschweren ... 
als mil. jenem mäßigen Imposto, der in Lithauen entrichtet 
würde, also die stärkste Salzabgabe sich nicht über zwei 
polnische Gulden von der Rigaer Tonne beläuft.“ Kurz, 
Revitzky verlangte für Österreich dasselbe, was Rußland 
in Lithauen zugestanden worden war. Für die ungarischen 
Weine aber forderte er die Herabsetzung des Einfuhr- 
zolles von 2 .auf !/, Dukaten per Faß und Anteil. 
Polnischerseits betrachtete man diese Forderungen als 
ein zu hohes Äquivalent, für die von Revitzky bewil- 
ligte Verminderung des Consumo um 1°,. Zwischen Drwina 
und Weichsel obwalte nämlich „ein großer Unterschied.“ 
Auf der Drwina käme nur ein kaum nennenswertcs Quan- 
tum Salz nach Lithauen, während „auf der Weichsel fast 
alles Wieliczkaer Salz nach Pulen defluidiret werde.“ 
Sodann aber gehe das Salz auf der Weichsel stiromabwärts, 
während auf der Drwina das Gegenteil stattfände und schon 
der Lauf des Stromes selbst die Einfuhr hemme. Die Zoll- 
freiheit dort würde also große Verluste [ür die polnischen 
Schatzeinkäünfte bedeuten. Was die ungarischen Weine an- 
lange, so wurde zugegeben, daß der polnische Binfuhrzoll 
beträchtlich sci, gleichzeitig aber darauf hingewiesen, daß 
die Zolleinnahmen den einzigen Nutzen bedeuteten, den 


') Reviäi sky an Kaunitz, dio. 15. März 1775, (Zit. Akten. 
Beiluse I). 
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Polen für die jährlich aus dem Lande Nließenden namhaften 
Suminen ziehe, und daß dieser Zoll „dem gar zu starken 
Ausfluß des Geldes aus Polen für einen eben nicht wesent- 
lichen Nothdurft-Gegenstand einigen Zaum einhält.“ Zum 
Schluß gaben jedoch die Subdelegierten nach und stimm- 
ten der Einfügung der beiden Punkte in Re vitzkys 
Ultimatum zu — oline ihm jedoch eine günstige Entschei- 
dung der Delegation selbst zu garanlieren. In dieser Form 
wurde sodann tatsächlich das Ultimatum der Delegation amı 
11. März vorgelegt.') 

In diesen „gab sich der Herr Kürst August  Sut- 
kowski alle mögliche Mühe, dasselbe aus einem lür das 
polnische Commerz .. . sehr verträglichen Gesichtspunkte 
anzupreisen. Seine Worte fanden aber n enig Anhänger und 
es entspanu sich eine mehrere Stunden dauernde Debatte.“ 
Dieser Widerstand wurde, wie cs scheint, im Geheimen 
durch Einflüsse Rußlands unterstützt, welches die Repu- 
blik mit seinem Salz von Lithauen her zu verschen hoffte. 

Vor allem kritisierte im Namen der Kronschatzkonmnis- 
sion deren bedeutendstes Mitglied, Graf Moszynhski, den 
Vertragsentwurf in scharfer Weise. „Ben Vortheil des Trac- 
tats sehe er — crklärte er — lediglich auf der Seite des 
österreichischen Commerzes. Für die polnischen Zoll- 
einkünften hingegen, erblickt er eine empfindlichste 
Verkürzung. Die so schr geltend gemachte Reciprocität, 
sei für die bloß passive Handlung von Pohlen, von keinem 
Nutzen. So viel das Salz anginge, so bemerkt er, daß bei 
Regulierung der neuen Einnahmen und damach fixierten 
Kronausgaben, die Delegation auf ein aus dem Nalzimposto 
zufließendes Einkommen von 2 bis 3 Millionen Gulden 
gerechnet hätte. Bei Zollfreien Defluidierung des Salzes 
auf der Weichsel, fände sich dieser Aweig der öffentlichen 
Einkünfte fast zu nichts verwandelt, und müßte sich so- 
gleich ein merkliches Deficit zur Bestreitung der Kron-Aus- 
gaben offenbaren.“ Nicht anders verhalte es sich mit den 
Weinauflagen. „Er schloß mit der Betrachtung, daß wenn 
ein Handlungs-Tractat keinen wirklichen Genuß eines 


!) Damit war die Frage der Zölle für die ungarischen Weine 
nicht erledigt. Auch nach Abschluß des Handelsverirages kam 
es in dieser Angelegenheit zwischen Österreich und Polen zu ernsten 
Differenzen. Vgl. unten 8. 105 L. 
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gegenseitigen Gewinst zun Grunde habe, so würde Pohlen 
besser Hıun, gar keine Handlungs-Stipnlation mit Öster- 
reich einzugehen, sondern beyden Staaten die ungebinnlene 
llände zu lassen, ihre Mauten, Zöllen und Imposten nach 
Willkühr zu regulieren — wofern es nicht etwa darauf 
angeschen wäre, durch das Beyspiel der zwey k.k. llöfe 
leidentlicehere Bedingungen für Pohlen von 
der preußischen Seite zu erwirken, wozu sich 
aber bishero annoch wenig Hofnung zeigte.“ 

„Diese Vorstellungen, bemerkt über diese Rede Re- 
vitzky,!) haben einen solchen Eindruck auf die Dele- 
girten gemacht, daß sie fast durchgehend sich erklärten, 
keinen Tractat mit Österreich abzuschließen.“ 

In dieser Situation erinnerte Revitzky die Delegation 
daran: „wie das erste Ansuchen um einen Commerz-"Tractat, 
keineswegs von Österreich kanı, wohl aber auf das eigene 
Begchren der Delegation in den Cessions-Tractat aulgenon- 
men wurde Es stünde auch jetzt der Dele- 
gation frey, entweder gar keinen Commerz-Tractat 
oder einen in der vorgelegten Form anzunchmen.“ Anders 
stehe es um die Salzlvage. Wr, Revitzky, werde nicht 
dulden, daß man seinen Hof schlechter als «lie anderen 
behandle; seine Forderung der freien Defluidation des 
Salzes müsse angenonmnen werden. „Da dieses Concur- 
renz-Waare seje, so müßten durchaus für Österreich die 
nänmlichen Vortheile, wie für Rußland bewilliget werden 
und Österreich für Pohlen eben selbe Begünstigungen, so 
Rußland für Lithauen eingeräumet werden, mit einem 


Worte, daß er an seinem UÜltimalLım nichts mehr ändern 
könnte.“ 


Trotz dieser Irklärung dauerte der Widerstand noch 
einige Zeit, bis ihm Baron Stackelberg zu Ililfe kam?) 
und auf die kurze Dauer der Delegation hinwies. Seine 


ı) Revitzky an Kaunitz, vom 15. März 1775 (zit. 
Akten, Beilage 4). 

*) Ähnlich Beer, Handelspolitik. S. 97. — Dieses Doppel- 
spiel der russischen Diplomatie die im Geheimen die Delegatien 
gegen die Österreichischen Ferderungen ermunterte, während sie 
gleichzeitig offiziell für Österreich Stellung nahm, war nichts ver- 
einzeltes. 
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Intervention bewirkte, daß das Ultimatum Österreichs ange- 
moinmen wurde. 

Stackelberg beglückwünschte Revitzky zur 
Durchsetzung seiner Forderung. „Er hätte sich nie ein- 
gehildet, daß man Österreich, die für den Verschleiß der 
galizischen Salinen so wichtige zolllveye Einfuhr auf der 
Weichsel zustehen würde ....“ So wurden die fast zwei 
Jahre dauernden Bemühungen un einen österreichisch- 
polnischen Handelsvertrag beendet. 

Als Kaunitz am 22. März 1775 durch einen Courier 
des päpstlichen Nuntius zu Warschau die Depesche erlielt, 
daß aan 15. d. M. der Handelsvertrag unterschrieben wor- 
den sei, berichtete er darüber sogleich der Kaiserin.) Ir 
drückte dabei seine Verwunderung darüber aus, daß „der 
dem Revitzky gegebener Auftrag zwischen Galizien und 
Polen ein ganz mautfreies Commercium zu stipuliren 
in dem acte separc übergegangen, und Galizien mit den 
übrigen Erbländern in Absicht auf die Consumo, Essito und 
Transito-Maut stillschweigend gleich gehalten worden.“ Doch 
tröstete sich zugleich damit, „daß der wichtigste Artikel des 
salizischen Salzes nach Wunsch durchgesetzet“ wurde, und 
erhoffte auch sunst aus dem Vertrage greße Vorteile 


> 


sowohl für Galizien, als auch für die Brblande.:) 


1) Vortrag vom 22. März 1775 (zit. Akten, Beilage 11), 

2) Manch interessantes Detail der vorstehenden Darstellung 
ließe sich gewiß auf Grund der Registraturakten der chemaligen 
österreichischen Gesandschaft zu Warschau näher aufklären. Sie 
‘wurden leider vernichtet. Während des bekannten Volksaufsiandes 
in Warschau von 1791 erging nämlich unter dem 7. Juni der Aul- 
trag Thugufis an den dortigen Vertreter Österreichs, de Cache. 
alle Schriften „von der Eintreffung des Grafen Reviczky bis auf 
den gegenwärtigen Augenblick gerechnet‘ zu verlilgen. (Vivenot- 
Zeissberg, Quellen z. Gesch. d. deutsch. Kaiserpolilik Öster- 
reichs. IV. 257). 


Drittes Kapitel. 


Der Handelsvertrag vom 15. März 1775. 
Seine Ratifizierung. Der Tarif vom 1. Oktober 1776. 


Von den drei gleichzeilig abgeschlossenen Ihandels- 
verttägen war der mit Preußen für den polnischen Handel 
geradezu tötlich.!) In ganz anderem Lichte aber erscheint 
der österreichisch-polnische.?) 

Inhaltlich umfaßt er nur die eigenen Erzeugnisse 
der beiden Kontrahenten. „Alle fremden Producta und 
Fabricata können dahero nach Willkühr höher oder minder 
belegt werden." Der Einfuhrzoll wurde sowohl in Galizien 
als in den Erblanden auf 4%/, des Wertes, d. i. 24%, Kreuzer 
vom Gulden festgesetzt und durfte nur einmal erhoben 
werden.) Der Ausfuhrzoll war mit 5/,,, der Transito- 
zoll mit 1%/, bestimmt (Art. II. und V.) alles bei voll 
kommener gegenseitiger Gleichheit. 

Nach Iintrichtung dieser traktatmäßigen Zölle waren 
die polnischen Waren zu keinen sonstigen städtischen, stän- 
dischen oder privaten Abgaben verpflichtet, außer zu den 
„Weg- und Brück-Mauten, dann Überfuhrsgeldern“, «la 
diese auch von den eigenen, einheimischen Erzeugnisscı 
erhoben wurden.) Zur Bequemlichkeit der Kaufleute ward 

'!) Vgl. Korzon a.ua.0H,535 4% 

:) „Avte separd contenant tout ce qui regarde le von- 
merce entre PAutriche ct la Pologne‘“; bei Neumann, Recueil de 
Traites 1. 169 TE 

% „Il est convenu reciproquement que tout soimmergant qui 
aura paye le droit de Tarif d’importation dans un seul de ces 
‚endroits, ne pourra plus ötre obligeE a aucun titre a le payer 
une seconde fois dans un auceun autre“, (Art. I.) 

3) „. .. les peages ordinaires, pour Ventretien des grands 
chemins, tels que les payent les sujets mömes de Sa M. ’Impcratrice 
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die Vornahme der Zollabfertigung und -Revision nicht nur 
an der Grenze, sondern auch am Bestimmungsorte gestat- 
tet, um jede Verzögerung und das Auspacken der Waren 
zu vermeiden. Bei den Revisionen wurden gegenseitige 
Brleichterungen zugestanden.!) Der Zoll sollte nach freiem 
Ermessen des Kaufmanns in Dukaten oder in der umlau- 
fenden silbernen Landesmünze entrichtet werden.‘(Art. XT.) 
Die Manipulationsgebühren wurden wiedrig bemessen. 

Von größter Wichtigkeit war die Zusage, daß zur Hint- 
anhaltung von Beamtenwillkür bei der Warenschätzung und 
Zollbemessung die Zollentiichtung nach einem detaillierten 
Tarife erfolgen werde, „en y sp6eciliant le prix, Je poids, 
la wesure ou le mombre des wmarchanmtlises selon 
leur differente qualitc, pour empächer toute difBculte ou 
interpretation.“ Dagegen wurden alle, sowobl noch vor 
Abschluß dieses Vertrages mit Patent vom 14. Oktober 1774 
erlassenen, als etwa noch künftig zu erlassenden Bin- und 
Ausfuhrverbofe aufrechterhalten (Art. IV.), vorausiesetzt, 
daß sie nicht ausschließhich gegen Polen, sondern als Ge- 
neralverbote gegen alle ausländischen Staaten gerichtet sein 
würden.?) 

Neben diesen generellen Zollbestinnnungen enthielt der 
Vertrag noch manche andere, mehr spezielle, jedoch nicht 
weniger wichtige Gegenstände: a) Vor allem die Verein- 
barung, daß die auf gemeinschaftlichen Flüssen verlrach- 
teten Waren gänzlich zollfrei und erst bei ihrer Ausladung 
zollpflicehtig seien. (Art. VIL).- b) Ferner die Zusicherung 
Reine... IH y aura une reciprocitö parfaite aA cet egard en Po- 
logne” (Art. V, u, VII). 

2) „... Toutes les marchandises ne seront point sujetles 
etre visitces ni leurs possesseurs au serment horinis au cas (une 
fraude manifeste.“ (Art. V.) 

®2) Commissionsprolokoll vom 3. April 1775 (H. K, A. Commerz. 
Fasz. 57 ad 10 ex Junio 1775). Dieser Artikel bar für die 
Zukunft große Gefahren für Polen in sich, da Österreich durch 
diesen gegenüber Polen nur solange gebunden war, als es 
an dem Proiektionssystem von 1775 festhielt. Als seit dem Tarif 
von 1784 die Verbote gegenüber dem Auslande sich zu mehren 
begannen, konnte sie Österreich -— ungeachtet des Handelsvertrages 
mit Polen und ohne ihn zu verletzen — auch Polen zegen- 
über anwenden -— ein Umstand, den die polnischen Politiker bei 
den Verhandlungen von 1774 —75 nicht vorausgesehen hatten. 
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gänzlicher Ilandelsfreiheit der beiderseitigen HTandelsleute. 
Jedem von ihnen sollte es frei slehen, in Handelsangelegen- 
heiten jederzeit nach Österreich zu kommen. Dieses Zuge- 
ständnis war damals keineswegs selbstverständlich. Denn 
die merkantilistische Politik war vielmelr auf den Aus- 
schluß der fremden Kaufleute bedacht und gewährte ihnen 
[reien Eintritt höchstens zu den Kreimessen, was auch in 
Österreich und noch nach der Zollordnung vom 2, ‚Jän- 
ner 1788 ($ 44) als Regel galt.!) — c) Ferner erfolgte gegen- 
seitige Zusicherung raschen Rechisschutzes Für die Ilan- 
delsleute und eines beschleunigten Verfahrens für Sireitig- 
keiten unter solchen nach Muster des Wechselverlahrens 
(Art. IX.). Den beiderseitigen Handelsleuten wurde die 
[veie Verfügung über ihr im fremden Staate befindliches 
Vermögen vorbehalten, so daß ihr Nachlaß nach Bntrichtung 
les üblichen 10%/,igen ius detractionis ungehindert Ihren 
Rechtsnachfolgern ausgeliefert werden sollte. (Art. XIT.)) 
dA) lindliech wurde die für beide Kontrahenten so wichtige 
Salzfrage geregelt; und zwar wurde jm Art. VT. eben- 
sowohl die Möhe der Zölle bestimmt, wie auch, daß der 
Salyhandel in Polen keinesfalls zu einem Monopole gestal- 
tet werden, sondern vielmehr der Salzverschleiß nach dem 
Prinzipe der freien Konkurrenz sich vollziehen dürfe, somit 
auch jedermann freistehen müsse, die Bezugsquelle zu 
Deckung seines Salzbedarfes zu wählen. Das auf der Weich- 
sel verfrachtete Salz wurde als Zoll- und abgabenfrei erklärt, 
und aur das per Achse verlührte sollte in Zukunft in Polen 
bloß zu jenen Abgaben herangezogen werden, denen es bis- 
her in Lithauen unterworfen war.) 

Dieser Artikel bedeutete die vollkommene Erfüllung 
der österreichischen Wünsche und Stackelbergs Glück- 
wünsche Revitzky gegenüber waren also vollauf berech- 
tigt. Zwar enthielt auch der Tandelsvertrag mit Preußen 


1) Vgl. Kopetz, Gewerbegeselzkunde IT. $ BUS: Über den 
Verkehr ausländischer landelsleute im Österreichischen Staale. 

2)... . Jeurs marchandises, elfels el loul we qu’ ils pomronk 
laissor, seront remis sans en rien detourner, ou retenir sur «quit- 
tance & leurs Compagnons, Parens etc.“ 

%) ,.... no payera que Ceux qui ont &t6 usite jus qw/iei dans 
je Cirand Duche de Litluanie, selon les differents qualitis de sel, 
eL Von etablira ces droiis par quintal de cent livres de Varsovie.” 
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eine gleichlaufende Bestimmung, da, wie Revitzk yan 
Kaunitz berichtete, „Herr Benoit in seinem Commerz- 
Tractat: meinen Salz-Artikel von Wort zu Wort nachge- 
schrieben“ habe. „Doch —- fügt Reviizk y selbstzulrieden 
hinzu — waliet hierbey der beträchtliche Unterschied vor, 
daß ohne die schlechtere Eigenschaft des preußischen Salzes 
und seine Disproportion im Preise hier zu berühren, die 
Goneurrenz desselben mit «em galizischen Salz dadureh 
einen Nachteil leiden müßte, weil das preußische Salz nieht 
anders als gegen den Strom der Weichsel aufwärts 
in Polen zu Wasser geführt werden kann.) Tatsächlich 
hat Freiherr Revitzky in diesem Punkte einen glän- 
zenden Triumph über Benoit davongellagen. 

Ion Ganzen betrachtet, stellte sich der Vertrag, obwohl 
er von dem freihändlerischen Imtwurf Kaiser Josefs 
weit entfernt war, auch für die Republik als vorteilhaft 
dar und der mit. Preußen abgeschlossene konnte mit ihnı 
einen Vergleich nicht aushalten. Zwar wurde im preußi- 
schen Vertrage der reziproke Einluhrzoll nur mit au 
gegenüber 4°/, im österreichischen festgesetzt. Dieser lür 
den unmittelbaren Austausch von polnisch-preußischen Pıv- 
dukten maßgebende Zollsatz verlor aber gänzlich an Be- 
deutung gegenüber dem für den polnischen Verkehr viel 
wichtigeren Transit ozoll. Jede über Preußen nach oder 
von Polen gehende Ware mußte den tarifmäßigen Satz von 
120/,, tatsächlich aber 24, 30, 50 und mehr ur entrichten, 
während der Transitozoll nach dem österreichischen Ver- 
trage kaum 1%/, betrug und auf gemeinschaltlichen Flüssen, 
in erster Reihe auf der Weichsel, überhaupt aufgehoben 
war! 

Kein Wunder also, daß man in Polen, nachden die erste 
Aufregung sich gelegt hatte und ruhiger Prüfung des Er- 
reichten gewichen war, lediglich in dem preußischen Tarife 
eine wirkliche Gefahr für den polnischen Handel erblickte, 
während man Österreich gegenüber zu keinen Befürchtun- 
sen Anlaß land.) Kine Aullassung, die auch ein moderner 

!) Revitzky an Kau nitz, dto. Warschau, 22, März, 1775 
(H. K. A. Commerz, Fasce, 57, ad 10 ex Junio 1775, Beilage 2). 

°) Anonymus in der Sanımlung Loyko's (Fürst Czarto- 
Yyskisches Archiv in Krakau, Ms.-Nr, 1081, 3. 327, 421). „Rzeezy 
klörych taxa iest naulto wyeiasniona w Taryffach Pruskiey, Austiy- 


Forscher mit den Worten teilt: „daß in diesem (öster- 
reichischen) Vertrage keine auf die Verwiehtung oder Schä- 
diegung des polnischen Handels hinausgehende Absicht zu 
bemerken sei.) 

Noch viel nützlicher als für Polen 'war dieser Vertrag 
vom Standpunkte der galizischen Interessen Aus beo- 
trachiet. Hatten doch vor ihm in Polen die galizischen 
Erzeugnisse 10 bis 12%, an Gonsmmo- und sogar 119, au 
Pransitozoll Zahlen müssen! Die Herabsetzung dieser Zölle 
auf I, resp. 1%, bedeutete in einer prohibitionistischen 
Ära für den gegenseitigen Handel eine kolossale Isrleich- 
ferung. War doch damals der Handel zwischen Frankreich 
und England durch ein strenges Verbotsysiem abgesperrt 
und führt noch der französisch-engiische Handelsvertrag 
von 1786 anstatt der früheren Verbote Zollsätze von 10, 12 
und 15%/, ein!’ 

Gewiß wäre die von Kaiser Josef vorgeschlagene 
gäinzliche Nandelsfreiheit für Galizien als ein EXpPOr- 
tierendes hand viel nützlicher gewesen. Angesichts des 
polnischen Widerstandes war sie aber nicht zu erreichen 
gewesen. In nieht geringem Maße allerdings wurde dies 
durch die Vereinbarung des freien Weichselverkehrs wett- 
gemacht. Denn damals war die Weichsel der wichtigste 
Exportweg Galiziens für Getreide, 11olz, Leinwand, Poit- 
asche und andere für den Danziger Markt bestimmte Pro- 
dukte. Auf langer Strecke, bis nach Tnowrocfaw (ITohen- 
salza) und Thom, gingen diese durch pohuisches Gebiet. 
Ywar wurden diese großen Vorteile divich die unerschwing- 
lichen preußischen Zölle, die man etliche Meilen weiter 
auf der Weichsel bei Fordon zu zahlen gezwungen war, 
stark vermindert. Man hoffte jedoch damals, bald auch 
dieses Ilindernis beseitigen zu können. Der freie Handel 
auf der polnischen Weichselstreeke war nur der erste Schritt 
der österreichischen Regierung in ihrem Bestreben, die 
ackiey y nowey Polskiey". Der Verfasser scheint aus offiziellen 
Quellen geschöpft zu haben. 

) Vgl Korzon, a. a, 0. IT, Bl. 

”) Vgl. Roscher, System III, den Abschnitt über die MHan- 
delsverträge, Levasseur, Commerce de la France avant 1789, 
8. 540ff.; Necker, Administr. d. Kinances, IT, Chap. 4; Muret, 
Te trait& de commerce franeo-anglais de 1786. 


gleiche Freiheit auch auf der preußischen Strecke zu er- 
wirken. . 

Als Ganzes betrachtet, erscheint daher der öster- 
reichisch-polnische Ilandelsvertrag als Ausdruck jener vor 
ausschenden Pürsorge der neuen Regierung, «ie Aureh die 
Sicherung des Absatzes für die landwirtschaftlichen une 
Indusirieerzeugnisse Galiziens, dessen ökonomische Iehung 
ud die Neutralisierung der schmerzlichen Folgen der Tei- 
lungspolitik bezielte.!) 


Kaum war der Vertrag abgeschlossen, als auch schon 
Kaunitz auf seine solortige Ratifizierung und Durch- 
fülrung drang. „Es wird doch in wesentlichen nichts 
helfen - führte er aus -—- wenn man nicht in Zeiten, die 
dureh Tractat stipulivte Vortheile ... thätie zu benützen 
sucht und eine wirksame Vorsorge dahin nihmt, wie und 
in welchen Hauptbranchen eine active Handling nach Polen 
einzuleiten, welehe Hindernisse hauptsächlich aus dem Were 
zu yYäumen und welche Beförderungsmittel vorzüglich auzu- 
wenden seyn dürften.“ Er mache daher, obgleich das alles 
nicht in seinen Amtsbereich falle, die Kaiserin auf die 
Wichtigkeit dieses Gegenstamdes aufmerksam „da Wir doch 
bey olfenbarer Superiorität unserer acliven Handlungs- 
Balanz gegen jene von Pohlen weit mehrere Ursachen als 
die Republique haben, für die baldige Exeention des Com- 
mercien-Tractats Sorge zu tragen.“?) 

Die Kaiserin befahl, die Angelegenheit in einer 
besonderen Zusanmmentretung des Staatsrates zu behandeln, 
zu der von Seite des Kommerzienrates auch die beiden 
Ilofräte Degelmann und Raab zugezogen wurden und 
„deren ersterer die polnischen Angelegenheiten .. . ordent- 
lieh referiren“ sollte. 

Die Sitzung faud am 3. April statt. Nach einem län- 
seren Referat Degselmanns wurde die Frage: „ob der 
Traetat nach seinem Inhalt... zu rabiliciren sei?" ohne 

!) Die österreichischen Behörden haben wiederholt den wohl- 
tätigen Einfluß dieses Vertrages auf Galizien bestätigt. Ähnlich 
wird er auch von Ch tedowski, (a. a 0.8. 320), beurteilt, 

») Vortrag vom 17. März 1775. IL K. A. Commerz. Wasc. 57, 
al 10 ex Junio 1775, Beilage 10. Polnischerseits erfolgte Jie 


Ratitizierung in der Reichstägssitzung vom 11. April (Szujski, 
aa. 0. IV. 581). 
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längere Debatte bejaht. Was man von diesem Verlrage er- 
office, drückt die Meinung des Staaisrales aus, daß „dieser 
Yraclal, wenn solcher diesseits behörig bemuizet wird, die 
natürliche Gelegenheit gebe, den größesen Theil des 
polnischen Commereii denen Oesterreichi- 
schen Staaten [ürohin zuzuwenden.“') Wünsche 
und Iloffnungen, die —- wie noch gezeigt werden wird 
auch in Polen zum Ausdruck kamen. 

Der einzige Punkt, der eine Debatte hervorriel, waı 
die Salzangelegenheit. Im Vertrage war, wie wir gesehen 
haben, bloß das nach Polen exportierte Salz erwähnt. Nun 
[ragte es sich, wie umgekehrt das von Polen nach Öster- 
reich importierte zu behandeln sei? Zwar besaß Polen kemen 
Überfluß an Salz, allein das galizische Salz wurde dort zum 
ermäßigten Preise von 3. fl. 5i kr. verkauft, während es in 
Kializien selbst zu 4 fl. veräußert wurde. HMiedurch erwuchs 
die Möglichkeit und die Gefahr seiner Rückschwärzung. 
l:benso befürchtete man die Binschwärzung des preußischen, 
sowie des ausländischen Salzes überhaupt. Man entschied 
sich daher für das Verbot des Salzimportes aus Polen; 
u. zw. ımnso mehr, als auch sonst die Salzeinfuhr in allen 
Erblanden verboten war. 

Mitte April ratifizierte die Kaiserin den Vertrag. 
Ju der betreffenden Resoluiion heißt es: „Ich begnelmige 
das Winratlben und ist allenthalben die wirksame Einleitung 
zu beschleunigen, damit dem Staatl aus diesem von dem 
Revitzky so vorsichtig geschlossenen Commereien-Traclar 
die anhoffenden wesentlichen Vertheile ehebaldigst zufhes- 
sen mögen.“?) 

„Wegen des Salzes insonderheit, ist zu bedenken, und 
Auersperg zu vernehmen, ob nicht dessen öfentliche 
Belegung nit Verbott auch die Republik zu dem Recipraco 


5) Protoeollum Commissionis habitae die 3tia Aprilis 177% 
(U. K. A. Commerz. Fase. 57 ad 10 ex Junio 1775.) 

>) N. K. A. Commerz. Pase, 57, ad 10 ex Jumo 1775. - - Trei- 
herr Reviizky wurde im November 1779 als österreichischer 
Gesandter auf den verantwortlichen, aber dornigen Posten in Berlin 
gertellt, und im April 1785 zum Gesandten in London ernannt. 
Hier zeigte er sich nicht immer seiner Aufgabe gewachsen. Josef IT. 
äußerte einmal (Dezember 1789) seine Unzufriedenheit „wegen 
Revitizkys geringen Fähigkeit zur Nezoziation.“ (Vgl. Beur- 
Fiedler, Josef II. u. Cobenzl, Briefwechsel, S. XXL) 


D 


verleiten dörfte, und ob nicht allenfalls der Iwsorglichen 
Beeinträchiigung des Gefälls in anderer Art er 
gebogen werden könnte“ 

Nach der Ratifizierung sollten die beiden Staaten den 
im ersten Vertragsartikel vorgesehenen Tarif erstellen. In 
Wien wurde diese Aufgabe dem Vizepräsidenten der 
Bancodeputalion, Grafen Cobenzl und Hofrat Gruber 
übertragen, die ihr Wlaborat schon am 29. Mai 1775 
vorlegten. Is entsprach durchaus den Vertragsbestin- 
mungen.) Schr wichtig war die Bestimmung, daß die- 
jenigen Waren größtenteils Rohstoffe ‚ die in 
dem österreichischen Generaltarife von 1775 mit weniger 
ls 4/, belegt waren, auch Polen gegenüber dieses bene- 
fieium genießen sollten. Denn die Republik sollte keines- 
falls schleehter behandelt werden, als die anderen frem- 
den Staaten. 

Anfang August 1775 wurden dieser, sowie der EntwwT 
des Patentes über die in Österreich verbotenen Waren durch 
die Hof- und Staatskanzlei Re vitzky nach Warschau 
übersandt. Dort. zeigte man jedoch keine besondere Eile, 
Der polnische Tarilentwurf wurde Revitzky erst im 
März 1776 übergeben und traf in Wien in der zweiten April- 
hälfte ein. 

In der slaaisrätlichen Sitzung vom 27. April 17762) wurde 
er im allgemeinen genehmigt. Nur in einen Punkte bekun- 
dete der polnische Entwurf die große Neinungsumwälzung, 
die sich seit einem Jahre m Polen in der 
Vertrages mit Österreich vollzogen haite. 

Schen früher habe ich die maßvollen Ausführungen 
eines Anonymi hierüber erwähnt.) Ähnliche Urteile wur- 
den alsbald in den leitenden polnischen Kreisen fast allge- 
mein. Man war sich der durch den Vertrag geschaffenen 
Möglichkeit bewußt geworden, die zahlreichen Artikel, die 
man bisher aus Hamburg oder Frankreich mit großer Be- 
sehwerlichkeit über Preußen bezogen hatte, nunmehr von 


giebig vor- 


Beurteilung des 


') Protocollum Commissionis habitae, die 29. Mai 1775. HK, 
A. Conmerz. Fasc, 57, ad 8 ex Julio 1775, 

?) Protocoll. Commiss. habitae die 27, Aprilis 177G sub. Prac- 
sidio Com. & Matzfeld (II. K. A. Commerz. Faso. 57, 1 2 ex Juni 
1776). 

») Vgl. oben 8. 181. 
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oder durch Österreich zu erhalten!) So erklärt es sich auch, 


daß die Republik - obwohl der Vertrag bloß die beider- 
seiligen eigenen Iazeugnisse umlaßte in ihren Taril- 


entwurf trotzdem auch solche wie Kakao, Kaffee, Zimnit, 
Gewürz- und Parbwaren, Aranzösische und andere Fremde 
Weine u. dgl. m. einbezog. „Der hieraus diesseitigen Län- 
dern zugehende Vortheil wurde denn auch in der staats- 
rätlichen Sitzung ausgelührt -  jst offenbar; und die Ur- 
sache eines solchen Vorgangs läßt sich in deme vermuthen, 
weilen die Republique hoffet, gewisse Waaren durch die 
Brblande wohlfeiller und mit mehrerer Gemäßlichkejt, «ls 
nicht über Danzig und den preußischen Antheil zu be- 
ziehen.“ Aus diesem ‚Grunde verzichtete man auf Vor- 
stellungen wegen des Vorgehens der polnischen Regierung, 
obwohl es dem lHandelsvertrage zuwiderlief. Man erwog 
bloß die Frage, ob nieht hieraus eine Gefahr lür die 
Monarchie dam zu befürchten sei, wenn die Republik 
daran ginge, die genannten Waren nicht nur aus Öster- 
reich zu beziehen, sondern sie im Gegenteil, ge- 
stützte auf das Reeiprocitätsrecht, zu ermäßigiem Zoll 
dorthin zu exportieren. Diese Belürchtung wurde jedoch 
bald fallen gelassen: „So schr der ganze Vractat auf dem 
eeiproco sich gründet, so kann doch die Reeiprocität mit 
Recht auf ein „nehreres nicht gefordert werden, als was 
der Inhalt des Tractats selbst mit sich beinget.“ 

Am 1. Oktober 1776 wurde der Tarif in Wien, am 
19. November darauf in Galizien publiziert, und zwar mil 
Geltung vom 1. Februar 1777 an?) 


) Vgl oben 5 961, 159. 

>) Vortrag der galiz. Nofkanzlei vom 5. Dezember 1776, A.M.J. 
Ya 2310 ad 73 ex Decemb. 1776. Vgl. Politische Geselzessanm- 
lung, Bd. VII: „Zoll-Ordnung und Parif für die aus dem Gebiete 
der Republik Pohlen kommend oder dahbingehende Feilschaften“, 
wie auch das „Patent, die zu Folge des geschlossenen Konmner- 
zien-Traktuts mit der Republik Poblen entworfene TarifÜ ete. be- 


mil wenigen Ausnahmen nach Maß, Gewicht, oder SLlück berechnet, 
0 daß jede Schikane durch die Zollbehörden ausgeschlossen war. 

Die alphabetische Anordnung der österreichischen Tarife erhielt 
sich bis zu den Jahren 1851 und 1853, wo sie in eine systematische 
umgewandelt wurde. 


Viertes Kapitel. 


Nachtrags-Bestinmmungen. 


S1. Der Ükrainische Transitohandel. 


Ber Transitohandel aus der Ukraine nach Warschau 
und Lublin nahm seinen Zug über den nord-östlichen Teil 
Galiziens, indem er bei Kryilöw und UScitug oder bei Ho- 
rodfo einbrach, um schon nach wenigen Meilen bei Du- 
bienka (später bei Uchanie) auszutreien. Es war dies der 
einzig mögliche Weg, mit Rücksicht auf die stoßen Sümpfe, 
die sich dori auf der polnischen Seite hinzogen und «ler 
nicht geringe Transitoverkehr mit Getreide, Poltasche, Un- 
schlitt, Speck, Vieh etc. schlug ihn auch ein, trotz der dop- 
pelten Grenzämter (beim Ein- und A ustritt), durch welche 
diese kurze Strecke gesperrt war. 

Bies änderte sich, als ein Jahr nach Abschluß des 
Haändelsvertrages, und zwar infolge des Demarkations- 
vertrages vom 9. Februar 1776, Dubienka an Polen zurück- 
fiel. Die Passierung des österreichischen Kordons war Zwar 
noeh immer bequemer und kürzer, jedoch nicht mehr unbe- 
dingt notwendig, da sich nun über Dubienka ein anderer 
Weg über das polnische Gebiet. bot. Die ukrainischen Groß- 
srundbesitzer forderten nun von ihren Fuhrleuten, sie mögen 
den letzteren, wenn auch drei bis vier Meilen längeren Weg 
einschlagen, um den au der österreichischen Grenze zu 
entrichtenden Zoll zu ersparen. 

Die Folgen blieben nicht lange aus. In kurzer Zeit 
sehrumpfte der Transitozug auf der galizischen Strecke ein, 
die Stadt Horodt» verarmte gänzlich md das galizische 
Grenzamt in Uscihug beobachtete mit Schmerz die vier- 
spännigen PFuhren, die mun die polnische Grenze bei Bug 


passierten und deren man durch den ganzen Summer hin- 
durch täglich zu 50, 100 und sogar 160 zählen konnte, 
Der jährliche Trachtverkehr wurde auf wenigstens 50.000 
Zentner geschätzt -—— umngezählt die großen Fuhren, die 
leer zurückkehrten. 

Anlangs August 1778 richteten nun die ukrainischen 
Fuhrleute an das Uscihhger Grenzamt eine Brklärung: sie 
wären bereit den kürzeren und besseren galizischen Weg 
einzuschlagen und die Transitogebühr aus Migenem zu 
bestreiten, wenn nur die letztere ermäßigt würde.!) Diese 
Vorstellung wurde durch das Gubernium eifriest ımteı- 
stützt?) Der Zweck der hohen '"Pransitozölle, meinte das- 
selbe, bestehe darin, durch die Hintaukaltung der Iremden 
Konkurrenz den inneren Markt für die Landeserzeugnisse zu 
sichern. Lies habe jedoch auf die gegen Warschau und 
Lublin über Galizien transitierenden ukrainischen Erzeug- 
nisse keine Anwendung. Viehnehr würde durch die Ge- 
winnung dieses Transitozuges für Galizien sowohl das 
Arar®) wie alle an diesem Trakt liegenden  gulizischen 
Ortschaften durch den Verschleiß von allerlei Produkte 
gewinnen, Vor allem würde sich IIorodfo aus seinem Ruin 
erheben und größere Abgaben leisten können. Um übrigens 
jeder Beeinträchtigung des Gonsumozolls vorzubeugen, 
könnte man diese Transitofuhren, da es sich nur um eine 
kurze Strecke von drei bis vier Meilen handle, durch Zoll- 
beyeiler eskortieren lassen. 

Mit Holdekret vom 21. Noveinber 1778 wurde denn auch 
„die llerabsetzung der Weg-Mäuie auf die Ukraimmer Güter 

!) Nur der Getreidezoll war befriedigend (I kr. pro Metzen). 
Da es sich aber nicht lohnte, bloß das Getreide zu führen, so 
wünschte man die Herapsetzung des Transitozolls, u. zw. 
yıo Zentner: Pottasche von 6 auf 3 kr., Speck von 10 auf 5 kr.. 
Unschlitt von 8 auf kr; die Herabsetzung der Wuggebühr 
von 3 anf I kr., sowie der Überfuhrsgebühr pro Stück gespannten 
Viehs von 21/, auf 1!/, kr, endlich die nur eimmalige Brhebung 
der Wegmaut u zw. bloß beim Bintritt vom Siück Zugvieh pr, 
4 kr. 


a 


) Bericht des Grafen Auersperg vom 3. Oktober 1778. 
(&. N. J. VG. 7/2940 ad 31 ex Novembri 1778.) 

3) Durchschnittlich zu 5 kr. pro Zentner bereehnet, würde 
der Transitozoll -000 Fl. einbringen, ungerechnet die Nebengebühren 
und Abgaben von Zug-Vich. 
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approbirt.“)) Polnischerseits verstand man jedoch diesen 
Maßnahmen entgegenzuwirken, was Kaiser Josef wäh- 
rend seiner im Jahre 1780 erfolgten galizischen Reise zu 


beobachten Gelegenheit hatte. „Der Transtozug —- schrieb 
er damals aus Lemberg -- aus der Ukraine, Volhynien und 


Podolien habe ungeachtet der wenigen unsererseits ange- 
legien Mauten dennoch die doppelten in Pohlen zu Zah- 
len und nehme also auch seinen Zug mehrestens um die 
Chänze des Landes herum.) 


$ 2. Der Grenzverkehr. 


Einen notwendigen Bestandteil der modernen Handels- 
verträge bilden besondere Bestimmungen zur Regelung des 
Grenzverkehres zwischen den Nachbarstaaten. Die Ver- 
kehrserleichterungen für die Bewohner der Grenzdistrikte 
(sewöhnlich in Bereiche von 10 Kilometer beiderseits der 
Grenze) sind durch Rücksichten auf die Ortsverhältuisse 
oder auf einen rationellen Wirtschaftsbetrieb gerechtler- 
tiet.?) 

Der österreichisch-polnische Handelsvertrag von 1775 
hat den Grenzverkehr nicht geregelt, was besonders (die 
Bewohner der östlichen Grenzdistrikte Galiziens emplind- 
bich traf. Demm gerade dort wurde die Grenze nicht selien 
quer durch die polnischen Dörfer und Wiesen ausge- 
streckt!), was Ölters zu Beschwerden Anlaß bot. 

)A.M.J. VG. 7,2310 ad 31 ex Novembri 1778 und H.K. A. 
Mautwesen in Gal. Akt. Nr, 7, ad 236 ex Novembri 1778. 
Wie schr die damaligen Verwaltungsbehörden um den zzalizischen 
Wandel besorgt waren und wie schnell die etwaigen Hindernisse 
abgeschafft wurden, beweisen folgende Daten: Das Gesuch der 
ukranischen Fuhrleute datiert von Anfang August 1778, der Be- 
richt des Uscituger Zolleinnehmners an das Zamoscer Maut-Gefäll-In- 
spektorat d, vom 22. August d. J. Der Bericht des letzteren 
an die Lemberger Mautadinmistration ist vom 29. August derjenige 
der Mauladininistration an das Gubernium vom 5. September 1775 
datiert; der Gubernialbericht vom 3. Oktober, die ganze Ange- 
legenheit wurde endlich durch das Hofdekret vom 21. November 
1778, nach einem kaum dreimonatlichen Instanzenzuge eudgillig 
erledigt. Ähnliche Beispiele sind nicht selten. 

>> A.M. I. VG. 772940, ad 51 ex Martio 1781. 

3) Vgl. Schraut, System der Wandelsverträge, S. 89, 

9) Zwar bemühte sich Kaunitz die Worte der Teilungs- 


Im Sommer 1776 brachte Graf Moszynhski, Groß- 
Relerendar von lithauen, beim Gubernium ein Gesuch ein, 
worin er die Mautbefveiung des Viches gleichwie der für die 
Wirtschaft. notwendigen Gerätschaften erbat. 

Bei diesem Anlasse machte das Gubernium in Berück- 
sichtigung ähnlicher Verhälinisse bei fast allen „längs der 
Gränze gelegenen Ortschaften“ unter dem 7. Juli 1778 eine 
„Vorstellung in Absicht auf die Mauibefreiung der zulällie 
durch die Abgränzung getheilten Ortschaften, welche noi.h- 
wendig ihr Vieh zur Buitweide und zum Ackerbau hin md 
wider und die eingefechsten Garben einführen müßten.“ 
Mit. Hofdekret von 16. Oktober 1778 wurde sodann erklärt, 
‚Ihre Mi. habe den durchschnittenen Ortschaften eben 
diese Gnade zulließen zu lassen enädigst geruhet.“') 

kine Erweiterung dieser Begünstigung erfolgte andert- 
halb Jahre später und in den nach Wien ersiatteien Be- 
richte von 26. Februar 1780, teilt das Gubernium mit: 


konvention, welche die Grenze hinter Zamose „in gerader Linie” 
bezeichnete, nicht allzu buchstäblich auszulegen, als ob man ohne 
Rücksicht auf die Privaldomänen, auf Waldungen, Moräste und 
Seen, die Grenze nach der Schnur ziehen sollte, (Mai 1775, vgl. 
Beer, Teilung Polens II, 228); und die individuelle Berichtigung der 
Grenzen machle ihm viele Sorgen. (Ebenda IIT, 229) Auch 
Kaiser Josef wünschie, daß die zu ernennende Grenzkommission 
die „zwischen particuliers zu trefende Gonvenienzen“ zur Aufgabe 
habe, und daß „bey selber von der unterschiedlichen Besilzeren 
persönlichen Voriheilen, und besser zu sagen Abwendung ihres 
Schadens der Bedacht zu nehmen sey“ (29. November 1773; Beer, 
a a. 0. 11, 70 DT). Vollständig wurden diese Wünsche nicht 
berücksichtigt. So z. B. wurde das im Zaleszezyker Kreis gegen 
die türkische Grenze gelegene Dominium Josef Karsz’ in der Weise 
zweigeteilt, daß, während ein Teil, insbesondere die Wälder, in 
Galizien lagen, der größere Teil der Tlerrschaft samt Gebäuden 
und Bräuereien in Polen blieb. - Während z. B. die Ilerrschaft der 
Generalin Slarzyiiska last gänzlich auf polnischem Gebiete gelegen 
war, befauden sich die dazu gehörigen Wälder in Galizien. Solche 
Fälle waren im Osten Galiziens nicht selten. Besser gestalteten 
sich die Verhältnisse im Süden des Landes, wo die Karpalhische 
Gebirgsgrenze gegen Ungarn seit Jahrhunderten unverändert geblie- 
ben war, gleichwie im Nordwesten, wo die Grenze durch das 
Weichselufer vorgezeichnet war. 

) 11. K. A, Mautwesen in Galiz. Fasc. 7 ad 205 ex Octobri 
1778. 


„daß (denen in die Türkische Moldau sich erstreckenden dies- 
seitigen Gründen eben jene Mauffreyheit, welehe die gegen 
Pohlen durch die Abgränzung getheilte Ortschaften we- 
nießen, sub spe rati gestattet worden.“ Mit Hofdekreti vom 
21. April 1780 avurde diese Verordnung gulgcheißen; mit 
dein Vorbehalt jedoch, daß „diese Begünstigung nicht dahin 
zu erweitern wäre, waın vanz und einem Besitzer zwar 
„ugehörige, doch ganze GCorpora ausmachende Besit- 
zungen abgeschnitten worden.“ !) 

Durch die obigen Hofdekrete war die Sache nicht voll- 
ständig erledigt. Auch für die Zukunft blieben diejenigen 
Fäe unberücksichtigt, wo die Ortschaft durch die Ahgren- 
zung zwar nicht geteilt war, jedoch die Lokalumstände 
es notwendig machten, die täglichen Gebrauehsartikel aus 
den jenseits der Grenze gelegenen Gebieten zu holen. 

Im Winter 1780 richteten einige Grundbesitzer jener 
Gegenden an das Zaleszezyker Direktorai unter Iinweis auf 
die dureh das lästige Zollverfahren beirängte Lage ihrer 
Untertanen, sowie auf die drohende Gefahr der Kınigration, 
die gemeinsame Bitte um einen Zollnachlaß Für alle zum 
eigenen Gebrauch bezogenen Artikel, wie Bremmholz, Heu 
etc.) Die Mautgeläll-Administration und das Guber- 
nium bestätigten ihrerseits diese Mißstände und die 
Belästigungen, denen die Untertanen der Grenzlistrikte aus- 
gesetzt waren. Nach dem Zolltarif vom 2. Jänner 1778 
-— erklärten sie --- betrug der von einem Gulden Wert des 
ein- oder ausgeführten Holzes fesigeselzte Zullbetrag L Pfen- 
nig. Nichtsdesioweniger sei ein Untertan, der z. B. von jen- 
seits der Grenze eine Holz£luhre im Werte von kaum 10 kr. 


)» MH. K. A. Kameral Akt. Nr. 7 ad 268 ex Apvili 1780. 

> A.M.J. VG. 7/2940 ad 25 ex Martio 1781. — „... . Kiöre 
drzewo po czeSci do budowli, po ezesei na winniee, (do kurzenia 
gorzutki, chrust do ogrodzenia ogrodow y siano dla bydta y inney 
chudoby nieomylie potrzebuyg . „lak wspölnie taquzywszy 
suplikacye nasze upraszamy, by Dyrektoryum raczylo miee wzelad 
na mizerya tych teraz ze wszystkich stron obeisuionyeh Obywateli 
Krajowych i prosiny vo ulge jakowa albowienm zZ Ley przyezyny nz 
wiele poddanych na Stobode za Kordon uszto y dalszey ubawiad sie 
trzeba Emigracyi ie zeli nie nastapi Folga. Przeswielnego Dyrekfory- 
atu naynizsze Podmuzki. Kaz. Cienski, Ant, Popiel, Pr. Weisbach. 
plenipotent hrabi Lanckoronskiego. 


{ransportierte, den dafür entfallenden winzigen Bruchteil 
von emem Kreuzer als Zoll zu entrichten gezwungen.!) 
Obwohl seine Mütte oft nur wenige Schritte von der Grenze 
entfernt sei, dürfe er diesen kurzen Weg nicht einschlagen, 
sondern müsse wegen dieser Zollikleinigleeit 4, 6 und sogar 
10 Meilen bis zum nächsten Zollamte hin- und zurücklegen, 
seine Pferde abnützen und Zeit vergeuden und endlich noch 
dazu an Weggeld 16 kr. bar entriehten. 

Die Zentralregierung trug dem Rechnung und hat init 
Wofdekret vom 15. März 1781 diese Mißstände abgeschafft 
und alle in dein Grenzverkehre für den täglichen Gebrauch 
bestimmien Artikel von der Zollabgabe befreit.?) 


1) Praktisch war die Entrichtung eines Y/, Kreuzer belragen- 
den Bruchteils unmöglich, weil eine so kleine Münze gu nicht 
existierte; übrigens wurde im $ 87 des Zollpatenis als der kleinste 
Zullbetrag 1 Pfennig festgesetzt. 

») A.M. I. VG. 7/2940 ad 25 ex Martio 1781. 


Fünftes Kapitel. 


Die Erfüllung des Vertrages. Eine Zollkriegsepisode. Der 
Umfang der österreichisch-polnischen Handelsbeziehungen. 


Bis zum Inkrafttreten des geschlossenen Handels- 
vertrages, d. h. bis zum 1. Februar 1777, ist von irgend- 
welchen Streitigkeiten zwischen Österreich und Polen nichts 
bekannt.!) Zwar beklagten sich die galizischen Handels- 
leute öfters über die hohen polnischen Zölle und besonders 
über die Weichselzölle) Die galizische Holkanzlei ver- 
wies dann gewöhnlich darauf, daß die Inkraftsetzung des 
genannten Handelsvertrages gleichwie der freie Weichsel- 
transit die gerügten Mängel von selbst beheben würden.) 
Ebenso friedliche Verhältnisse herrschten auch in der 
Periode nach dem 1. Februar 1777, und es läßt sich auf 
Grund der Akien bestätigen, daß im großen nm ganzen der 
Handelsvertrag von beiden Parteien genau 
eingehalten wurde. 

Österreichischerseits hielt man sich durch den Wandels- 
vertrag mit Polen sogar in jenen Fällen [ür gebunden, 
in denen es sich um das Verhältnis zu dritten Staaten, z. B. 
zu Preußen, handelte, wenn nur die Republik indirekt tan- 
giert werden könnte. Als z. B. die Banco-Deputation einmal 
bei der Staatskanzlei anlragte, ob man angesichts der 
lästigen preußischen Zollbedrückungen, die aus Preußisch- 
Schlesien nach Polen auf der Weichsel transitierenden 

) Vgl. auch Korzon, a. a. O0, 1, 51. 

2) So z. B. im November 1775 der Lemberger Kaufmann Pried- 
rich Preschel; im März 1776 die jüdische JTandelseompagnie, cte. 
A.M. I. VG. 72940 ad 138 ex Januario 1776, ex Aprili 1776, 

3) Vortrag d. galiz. Hofkanzlei vom 2, Januar 1776; Vortrag 
vom 16." April 1776 (Zit. Akten), 


Waren zollfrei passieren lassen solle, lautele die Antwort 
dlahin (27. Januar 1778), daß die Schilfahrt auf der Weich- 
sel dem polnischen Traktat gemäß gänzlich frei sein solle 
und daher aufder Weichsel alle’Waren ohne Ausnahme 
zollfrei passieren dürften.!) 

Eine solche Interpretation eing gewiß weit über jenes 
Maß hinaus, zu dem Österreich Polen gegenüher vertrags- 
mäßig verpflichtet war. 

'Zwar fehlte cs auch in dieser Periode nicht au zuhl- 
reichen Beschwerd&i®r über die traktatswidrigen Zollbe- 
drückungen seitens der polnischen Mautämfter.?) Alle je- 
doch stellten sich bloß als kleinliche Reibuugen dar, wie 
sie damals an den Grenzen zweier Nachbarstaaten fast 
unvermeidlich waren.’) 


) H. K. A. Mautwesen in Galizien, N. 7, 
und ad 307 ex Januario 1778. 

®) Vgl. z. B. den Gubernialbericht vom 4. November 1777 
samt beigeschlossenem ‚Ausweis der Pohlnischen Consumo-Essilo- 
und Transito-Expeditionen mit der gegen Jie Conventions-Tarif 
obwaltenden Differenz, laut beygelegten 12 Stück Polnische Bol- 
leten“. (11. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7, ad 308 ex 1777) 

- Am 25. Dezember 1777 beschwerte sich Fr. Preschel „au 
sujet du Droit de Consumo que Von a exige a Nieszawa.... pour 
les märchandises qu’ il faisoit passer de Danzig en Gallicie.“ 
Gleichzeitig führte er Klage wegen seiner für den Jahrmarkt zu 
Berdyczow in Polen versendeten Waren. (H. K. A. Mautwesen 
in Galizien Nr. 7 ad 198 ex 1778). 

3) Ernsterer Natur waren die Bedrückungen, über die sich 
der Ilandelsunternehmer und Industrielle Augustin Finsterbusch 
von Schutzbäach beschwerte Anstatt des traktatmäßigen 
Durchfuhrzolls von 1% ‚müssen wir Gallizische handelnde Unter- 
ihanen den Transito mit zwey bei manchen Artikeln mit drey 
und yier Procento entrichten“. — ‚Ferner ınüssehn wir für diese 
Transito-Gefälle bei dem Republikanischen BEinbruchsamt Zawichsst. 

ierfach per Cento, u. zw. als eine Caution, daß diese Waren 
würklich außer Lande gchen, erlegen.“ Der Ordnung nach sollte 
diese Kaution bei dem von Zawichost 49 Meilen entfernten Aus- 
bruchsamte Nieszawa zurückerstattel werden. Stall dessen, wies 
man die Kaufleute mit ihrer Forderung nach Krakau, das von 
Nieszawa 73 Meilen entfernt ist, wodurch die kleineren MNandels- 
leute den ganzen Betrag auf Reisespesen zu verwenden genötigt 
waren. — Endlich ist man in Polen gezwungen „von den von 
Danzig bezogenen nassen Waaren (Champagmer-Weine, französische 


‚ad I2 ex ‚Januario, 
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Wegen eines Punktes jedoch kam es — aus Ver- 
schulden der Republik — zu jahrelangen Streitigkeiten 
und zu einem Aollkrieg zwischen beiden Staaten. 

Es handelte sich um die ordinären ungarischen Weine, 
die seit jeher neben französischen, italienischen und spani- 
schen sehr stark in Polen getrunken wurden und die fällte 
des ganzen Importes an ausländischen Weinen ausmachten, 
Nach den Rechnungen der polnischen Schatzkonnnissiont) 
betrug der Inıport: an ungarischen Weinen in den Jahren: 


1773 7.118 Tonnen 
1774 14.037 = 
1775 11.116 

1776 11.316 


1777 12.608 


Um dem starken Geldausflusse einigermaßen zu steu- 


ern war die Einfuhr dieser Weine -- vor Abschluß des 
Ilandelsvertrages -- mit einem hohen Zoll von 2 Dukaten 


per Tonne belegt.2). Nachdem es aber Revitzky ge- 
lungen war, den Zoll auf /s Dukaten (gleich 2 11 15 kr., 
gleich 9 poln. Gulden) herabzudrücken, utschloß sich die 
polnische Regierung, ihre Absicht auf anderem Wege zu 
erreichen. 

Formell wurde zwar auch‘ fernerhin nur der traktat- 
mäßige Zoll erhoben. Nebsidem aber wurden von jeder 
Tonne noch 32 poln. Gulden?) als „Zapfen- und Lager- 


Weine, englisches Bier, Liqueure etc.) noch a parte des Zolls, 
die Tranksteuer“ zu entrichten, obwohl diese Waren nur Transito 
nach Galizien gehen und nicht in Polen konsumiert werden. (Bıtt- 
schrift Finsterbuch’ vom 8 Jänner 1784. HM. K A, Commerz, 
Fasc. 57 ad ex Februario 1784.) 

') Note des Kanzlers Miodziejowski, dto. Varsovie, Ile 
20. Fevrier 1778, und ein Schreiben Revitzky’s, dto, Warschau, 
den 1. Mai 1778. (N. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7 ad 182 
ex Majo 1778), 

*) Vgl. oben 8. 174, 

9 Die Berichte der Mautadministration und des Guberniunis 
vom 4, resp. 20. Oktober 1777 stellen auf Grund einer polnischen 
Original-Expeilition folgende Rechnung auf: Von den 3 Fässern 
ungarischen Weines, die der Jude Wolf Baruch über Potaniee nach 
Polen einführte, wurde entrichtet: 


gebühr“ verlangt, was Für das polnische Ärar eine jähr- 
liche Einnahme von durchschnittlich 369.000 poln. Gulden 
bedeutete.’) 

Als die Beschwerden Revitzkys bei der Warschauer 
Regierung erfolglos blieben, tat das galizische Gubermun 
mil dem Antrage hervor,?) man möge die ungarischen Weine 
in Galizien retorsionsmäßig mit einem Transitozoll von 15 
kr, per Eimer belegen, und zwar umso mehr, als dadurch 
die galizischen Einnahmen, die durch den Handelsvertvag 
mit Polen stark gelitten hatten?) wenigstens 7---8000 N. 
gewinnen würden. ——- In ähnlichem Simne Jauteten die An- 
träge der böhmisch-österreichischen Hofkanzlei und der 
Holkammer,') obzwar beide Stellen wußten, daß ihr An- 
(rag dem Handelsvertrage mit Polen prinzipiell zuwiderlaufa 
und auf die Dauer weder durch die vorgebrachten Iiman- 
zielen Rücksichten, noch durch das Verhalten der pol- 
nischen Regierung gerechtferügt sei. Nichtsdestoweniger 
ring ibre Meinung dahin, den erwähnten Transitozoll pro- 
visorisch einzuführen, un so die Republik zur Act- 
derung ihres Vorgehens zu Zwingen. 

Die Kaiserin befahl jedoch, sich aller Repressalien 
zu enthalten, da sie der lloffnung lebte, daß die Republik 
diesem Beispiele folgen und die beanständeten Neben- 


an Zoll per Faß 2 N. 15 kr. 6. Ab kr 
„ accidens oder Zetlelgeld 45 35 
5 Fuhrmaut von 2 Pferden . 8 s5 
„ Epistomiale oder Zapfengeld 15 5 u 
„» Niederlagsgebühr U 

ZUSSUDMEN al fl. Höfe kr. 


-was per Faß 42 poln. Guld,, und nach Abzug der Zollgebühr, 
beinahe 33 poln. Guld. als Nebenauflage bedeutet. (Il. K.’ A. 
Mautwesen in Galiz. Nr. 7, ad 198 ex Majo 1778 ımd A. M. J. 
ve. 7/2940 ad 61 ex Julio 1780. Siehe auch oben 8. 47.) 

') Gzarloryskisches Archiv, Krakau, M. 8. Nr. 1076, 8. 493% 
„Speeyfikacya wesziych win wegierskich“. 

> I. RK. A, Mautwesen in Galiz. Nr. 7 ad 82 ex 1777 und 
A. N. J.V.G. 772940 ad 7 ex Julio 1777, 

>) Nämlich durch die Bestimmung, daß in Österreich von 
den nach Polen transitierenden ausländischen Waren der Zoll nur 
einmal gefordert werden konnte. 

) Gemeinsamer Vortrag vom 26. Juni 1777, (AM. IV 
G. 7,240, ad 7) ex Julio 1777). 


sebühren freiwillig abschaffen werde!) In diesem Sinne 
ergingen denn auch Befehle an Revitzky und an das 
salizische Gubernium. 


Das letztere konnte schon am 30, September 1777 be- 
richten, daß die Befehle der Kaiserin genau erfüllt worten 
seien.?) Weniger günstig lauteten die Nachrichten aus 
Warschau. Die Mäßigung Maria Theresias war nicht ge- 
eimel, die polnische Regierung zur Umkehr zu bewegen. 
Am 8. Januar 1778 antwortete MYo dAziejowski im Na- 
men des Auswärtigen Departements: daß die ungarischen 
Weine tatsächlich nit 42 poln. Gulden per Faß belegt seien, 
daß dies jedoch dem Handelsvertrage keineswegs zuwider- 
laufe. An Einfuhrzoll werde bloß der tarifmäßige Zoll von 
I poln. Gulden behoben; den Rest, bilden die Neben- 
abgaben auf Getränke (Zapfengeld), welche noch durch die 
Konstitution von 1768 eingeführt und durch diejenige von 
1775 bestätigt worden seien. Er schloß damit, „daß sie 
eigentlich nur dem letzten Consumenten zur Last fielen 
und mit der Einfuhrmaut nichts gemeinsames hätten.‘ 2) 


Der Austausch von Depeschen zog sich vesultatlos noch 
durch mehr als zwei Jahre hin,® bis endlich 


der polnische 
Branntwein in Calizien 


im Retorsionswege nit der 


') Die von einer gewissen Sentimentalität nicht ganz freie 
Resolution der Kaiserin lautete: „Obschon von Seiten der Repu- 
blique der angestossene Commerzien-Tractat in Anschung der Hunga- 
rischen Weine bis nun zu nicht ganz in Erfüllung gebracht worden, 
so will Tch doch, daß diesseits dem gedachten Practat in allen 
Stücken genau nachgekommen, folglich der bis nun zu be 
Transito per 15 kr. von denen durch Gallizien in Pohlen gehende 
bungarischen Weinen alsogleich aufgehoben werde; massen Ich 
zu der gedachten Republique das zuversichtliche Vertrauen heege, 
daß auch von ihrer Scite die genaue Erfüllung dieses Tractates 
erfolgen werde* (zit. Akten), 

9) 1. K. A, Mautwesen in Galizien Nr. 7 ad 390 ex 1777. 

”) Revitzky an Kaunitz, die, Warschau, 14. Januar 
1778. (H. KR, A, Mautwesen in G. Nr. 7, ul 182 ex Majo 1778.) 

2) Noten de Caches m Kau nitz vom 23. Juli und 
=0. Oktober 1779, Poniäskis vom 4. September und Ponia- 
towskis vom IS, Oktober 1779, (U. K. A. Mautwesen in Cia- 
lizien Nr. 7, ad 175 0x Novemhri 1779). 


standene 


i.J’0 


gleichhohen „Niederlags- und Zapfengebühr" wie die unga- 
rischen Weine in Polen belegt wurde.) 

Die Folge dieser Maßnahme bekam die Republik stark 
zu spüren. Die jährliche Binfuhr polnischen Branntweins 
nach Galizien sank von mehr als 32.000 Rimern im Jahre 
1780 auf ungefähr 8000 im nächstfolgenden.) Trotzdem 
gab die polnische Regierung nicht nach. Die Frage der un- 
garischen Weine wurde in Polen last zu einer National- 
Irage. Und in der Tai: konnte die Republik angesichts der 
geringen Schatzeinkünfte auf die Einnahmen aus dem Wein- 
zoll nicht so leichten Herzens verzichten.) Andererseits 
ließen sich in der damaligen Literatur Stimmen verneh- 
men, die das Einfuhrverbot von ungarischen Weiten als 
Gebot der Nationalehre und des Patriotismus verlangien.?) 

Die polnischen Grundbesitzer lernten es übrigens bald 
sich vor den Folgen der galizischen Bramntweinaullage zu 


2) Mofdekret vom 29. Juli, auf Cirund des Kanzleivortrages 
vom 15. Juni 1780, (A. N. J. VG. 7/2940, ad 61 ex Julio 1780). 
:) m Nalbjahr 1780 wurden in Galizien eingeführt: 


„An Ocvovita . 6.781 Eymer 30 Maass 
an ordin. Brandwein . 9.495 35 45 
Zusanımen 16.275 Eymer 36 Maass.” 
In Halbjahr 1781 wurde eingeführt: 

„An Oceovita . 4.075 Eymer 30 Mauss 
an ordin. Brandwein 103 » 43 5, 
Zusammen 4.178 Eymer 73 Mauss.‘ 


(Bilance des eingeführten pohlnischen Brandweins, H. K. A. Kame- 
ral-Akl. 7G. ad 638 ex Pebruario 1783.) Nach einer anderen 
Aufstellung sank die jährliche Branntwein-Einfuhr von 63.010 BEimern 
im Werte von 319.832 fl. pro 1780, auf 29.315 Bimer im 
Jahre 1781. („Verzeichnis der 1780 aus Pohlen in Galizien pro 
Consumo eimgeführien Pohlnischen Erzeugnisse”. U. N. A. Maut- 
wesen in Galiz. Fase. Nr. 7 ad 144 ex Aprili 1781). 

3) 8. oben 8. 175. 

2) So schrieb Staszic: „Was mich am meisten schmerzt, ist 
dies, daß... wir für den Wein beinalie 5 Millionen (poln.) Gulden 
jährlich nach den kaiserlichen Landen freiwillig versenden. Wünsch- 
len alle Polen dem Vaterlande ebenso Gutes wie ich, so müßten 
sic sagen! Lieber ist uns das Bier, das wir auf eigenem Boden 
erzielen können, als jener Wein aus der 1land eines feindlichen Aus- 
länders, nit dem wir zugleich die Sklaverei verschlucken.” A. a 
0,8 157 
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schützen. Am 18. November 1783 berichtete nämlich das 
Gnbernium: „es sey in dem Duklaer Mautbezirke walhrge- 
nommen worden, daß verschiedene polnische Handelsjuden 
dieser Belegung audurch auszuweichen suchen, daß sie den 
Brandwein per Transito durch Galizien nach Hungarn 
geben lassen, sodann aber solchen als ein hungau- 
risches Produkt nach Galizien zurückführen.“  Hie- 
durch aber sah sich das Guberniun gezwungen, die frühere 
Auflage auf den Branntweinimport nun auch aul die Durch- 
fuhr auszudelinen.!) 

Aber auch diesmal wußten sich die Grundbesitzer der 
sülllichen Gebieie Polens zu helfen. Sie, die von der 
Weichse] zu entfernt waren, um ihr Getreide nach Danzig 
exportieren zu können, die aber andererseits keine anderen 
Absatzmärkte besassen, hatten keine andere Verwertungs- 
möglichkeit für ihr Getreide als das Branntweinbrennen. 
Die hohen galizischen Branntweinzölle bewirkten demnach, 
daß nun aus Polen das Getreide selbst in größeren Mengen 
nach Galizien eingeführt wurde, um hier zur Branntwein- 
produktion verwendet zu werden?) — eine Erschemung, auf 
die das damalige Emporblühen dieses Industriezweiges in 
Galizien zurückzuführen ist3) — 

Von dieser einzigen Episode abgeschen, waren die 
österreichisch-poluischen Handelsbeziehungen während der 
ganzen untersuchten Periode befriedigende. In einer am 
28. Dezember 1780 ‘abgehaltenen Staatsratssitzung äußerte 
der Referent Gral Chotek seine Meinung dahin, daß die 

ı) Kanzleivortrag vom 11. Dezember 1783 und Resolution 
hierauf vom 8. Januar 1784; Hofdekret vom 22. Januar 1784, Die 
a. bh, Emtschließung lautete: „Es hat inzwischen bis die neue Maut- 
Binrichiung zu Stande kömmii bey der von dem Gubernio bereits 
veranlaßten höheren Belegung des transitirenden Brandweins das 
Bewenden.“ (HM. K. A. Mautwesen in Galizien Fasc. 7 G. ad 405 
ex ‚Jamiario 1784). 

2) .. „diese beträchtliche . . Körner-Binfuhr aus Pohlen 
ist den geringen Körnerpreisen in Pohlen und dem Umstande 
zuzuschreiben, daß «daraus zum Theil Brandwein, um der Ein- 
fuhrs-Auflage a 2 fl. per Eymer zu entgehen, hier im Lande 
erzeuget werden“. Gubernialbericht vom 20. Dezember 1782. (11. 
IX. A. Kumerulakta Rase, 7 G. ad 609 ex Januario 1783). 

>) Zur Zeit der Republik nahm nämlich die erste Stelle unter 


den heißen Getränken das Bier, cerevisia, ein. (Bobrzyäski, 
Propinationsrecht, S. 69). 


zuu 


österreichischen llandelsleute zufrieden seien und daß keine 
Ursache zu Klagen vorliege. „Daß dieser Commercial- 
Tractal -- lautet sein Urieil — auf schr mäßigen und dem 


Handel günstigen Grundsätzen gebaut sey, ist unleugbar.“) 
R 


Diese Überzeugung blieb auf das weitere Verhältnis 
beider Staaten nicht ohne Einfluß. Trotz aller Verände- 
rungen, denen die innere und äußere Wirtschaltspolitik 
der habsburgischen Monarchie in jener Epoche ausgesetzt 
war, haben die Wiener Zentralstellen an dem ITandels- 
vertrage nit Polen festgehalten. Sowohl in der galizischen 
Aöllverfassung vom 2. Jänner 1778), wie im Palent für 
die Stadt Brody vom 21. August 1779) und in den allge- 
geineinen Mautordnungen für die sämtlichen Brbländer vom 
16. September 17841) und 2 Jänner 17885), waren die Ver- 
tragsbestinmnungen loyal beobachtet und ihre Wirkung [ür 
die Zukunft bestätigt. 


Das Ergebnis war, daß der Handelsverkehr zwischen 
Polen einerseits und Österreich samt Galizien andererseits 
immer roger wurde, und zwar umso mehr, als gleichzeitig: 
der polnische Handel mit Preußisch-Schlesien durch man- 
niglache Bedrückungen gehemmt ward) Den Yrfolg der 
österreichischen Handelspolitik gegenüber Polen bestäiigen 
die unten angeführten Zilfern zur Genüge. Doch seien 
auch noch einige Zeitgenössische Urteile angeführt, die uns» 
wertvoller sind, als sie von Gegnern der österreichischen 
Handelspolitik stammen und offiziellen Charakter fragen. 
Als nämlich in den Jahren 1780--1782 die Breslauer Kauf- 


ı) A.M. J. VG. 772940 ad Bi ex Martio 1781. Vgl. 
unter 8. 204, Note 4. 

2) Patent, die neue Zollverfassung der Königreiche Galizien 
und lodomerien betreffend, $ 2. (Piller, 1778.) 

») S$ 7 und 14. Im letzten wird bestimmt: „Sollten Republi- 
kanische Produkte durch Galizien nach Brody verführet und aus 
Mangel des Absatzes von da durch Galizien wieder zurückseführet. 
würden, so haben sie nur einmal den Durchfuhrszoll zu bezahlen. 
(Pillor, 1779.) 

*) Verl. das Patent die neue Mautordnumg vom 16. September 
1781 betreffend. Einleitung. (Piller, 1784, 8. 231.) 

>) Vgl. Blodig, a. a OO. S XXVL 

9% Vgl. hierüber und zum Folgenden: Fechner, a. a. O0, 
508--513; Philippson, Preuss. Stautswesen, 8. 101, 208 IT. 


auch 


N 
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leute sich öfters über den Verfall ihres Handels mit Polen 
beklagten) umd auf die Konkurrenz Österreichs hinwiesen, 
ließ sich Friedrich II. von dem schlesischen Minister Hoym 
einen Taril Österreichs gegen Polen vorlegen und denselben 
gleichzeitig von der Regie begutachien. Diese arbeitete eine 
„Memojre mit zwei Balancen“ des polnischen Imports und 
Exports sowie einer vergleichenden Tabelle des preußischen 
und österreichischen Tarifs aus. Blindes Werkzeug des 
Königs und seiner Politik, suchte sie „nachzuweisen, daß 
die Polen viel mehr bei der Einfuhr in Oesterreich, als in 
(Preußisch-)Schlesien zahlten, .... sodaß der Handel für 
sie in Preußen vorteilhafter sei als in Oesterreich’?) 
Diesen Behauptungen trat aber Hoym in einer Schrift 
an den König über die Teschener Messe entgegen und zeigie 
auf Grund detaillierter Berechnmmgen, daß sich infolge der 
Peschener Meßprivilegien der Transitoverkehr über Böhmen 
und Österreichisch-Schlesien für den polnischen Handel viel- 
fach billiger und günstiger stelle, als über Preußisch- 
Schlesien.d) Viel schärfer noch war die Kritik des schlesi- 
schen Kriegsrats Opitz. Schon die österreichischen Vieh- 
tarife (von 1775) - erklärte er - seien lür den polnischen 
Handel vielfach günstiger als die preußischen. „Man ur- 
theile daher, zu wessen Vortheil die Balance ausschlägt, 
obgleich die Regie alle Mühe angewendet hal, aus dem 
österreichischen Tarif nur diejenigen Artikel auszuziehen, 
welche höher als in Schlesien durch den neuen polnischen 
Tail angesetzt sind und auf eine geschickte Art diejenigen 
auszulassen, welche weit mehr in Schlesien, als in Öster- 
reich bezahlen!) Der Tarif von 17785) scheine dem schlesi- 
schen Transithandel den tödlichen Stoß versetzt zu haben, da 
erfürden Verkehr von Sachsen nach Kleinpolen, der Ukraine, 
Volhynien und Lithauen durch Österreich und Galizien 
äußerst mäßige Gelälle festsetze, die mit dem schlesischen 


1) Vgl. „Promemoria vom Verfall des Schlesischen Nandels“, 
Fechner, aa 0. 

>) Fechner, ebenda, S. 512, 

») Ebenda, vgl auch unten 8 3177. 

) Zit. bei Fechner, a. a. 0, 8. 519. 

») Opitz bezieht sich auf den ,„1’/. Jahre früher publi- 
zierten® Warit, kann also nur den im Text erwälnten im Auge 
gehabt haben. 


Transitozoll von 12°/, gar nicht zu vergleichen seien. 
Außerdem wurden in Österreich die Zollrevisionen scho- 
nend durchgeführt, und dieses Verfahren habe doppelten 
Reiz, weil die allzu scharfe Verifikation oft beschwerlicher 


Talle als der Impost selbst. ‚Man urtheile nun — schließt 
Opitz — ob der Pole, welcher endlich rechnen gelernt 


hat, so vielen anziehenden Vortheilen und Reizen wider- 
steben könne.“ 


Vor Abschluß dieses Kapitels ist noch eine wichtige 
Frage aulzuklären — die nämlich, nach der Gestaltung der 
Beziehungen zwischen Österreich und Polen in der Periode 
nach 1784, in der Josef IT. durch seine Handelspolitik 
die Abschließung Österreichs vom Auslande anstrebte. 

Die hervorragendsten Persönlichkeiten Polens klagten 
damals den Kaiser an, die durch den Handelsverirag über- 
nonmmenen Verpflichtungen nicht eimgehalten zu haben. 
Staszie weist öfters darauf hin, daß man in Österreich 
den Import aus Polen zu beschränken suche!) Czacki 
wieder beschwert sich in einem an die polnische Regierung 
erslaiteten Bericht über den Handel Polens mit Galizien?) 
daß der Tarif von 1776 durch die österreichische Regierung 
nicht beobachtet werde,3) daß durch den Tarif vom 16. 
September 1784 die österreichischen Zölle auf polnische 
Erzeugnisse 1raktatwidrig erhöht, und daß durch die Er 
richiung von „Conmmereial-Einbruchstellen“ der polnische 
Import erschwert worden sei, während ınan gleichzeitig 
alles mögliche getan habe, um den eigenen Export zu stci- 
gern?) Czacki sicht darin eine Vergewaltigung des feier- 
lich geschlossenen Handelsvertrages,) und will die Schi- 
kanen Österreichs mit der Androhung von Repressalien 
beantworten. 

Diese Anklagen waren jedoch nicht gerechtfertigt, und 
Czacki wurde zu seiner willkürlichen Interpretation des 


!) A. a. 0,» 111, 157, und öfters. 

>) Rapport vom 29. September 1787. (Czartoryskisches Ar- 
ehiv, Krakau, M. 8. Nr. 901, 8. 95 - 99.) 

’) „sfala sig w Iym wszystkim ezeza, «0 Sasiadowi (Austryi) 
pozytköw przynieSe nie moglo.‘ 

%) „Nasz Handel pro Exito a Sasiada pro Consumo neigzony, 
a ich BExito a Nasze Consumo wielee ulatwione. 

5) „ztamanie fak uroczystych ukladöow przcz Cesarzu.‘“ 


llandelsvertrages uflenbar durch übergroßen patriotischen 
Iifer fortgerissen. Von einer Brhöhung der trakiatmäßigen 
Zölle war keine Rede und der Zolltarit von 178-1 hal die 
Trakiaisbestimmungen als inkraft bestehend ausdrücklich 
anerkannt. Nach wie vor war der Einfuhrzoll auf polnische 
Tzenenisse mit kann 4%, bemessen und zwar sowohl in 
Galizien und in den österreichischen ZErbländern, als in 
Umgarm.) Auch der Tarif von 1788 hat daran wiehts geäu- 
dert und noch 1792 wurden die Zölle in derselben Höhe vein- 
gelordert.2) Was sich gegenüber Polen nach 1754 geändert 
hatie, warnicht das Zollniveau, sondern die Zahl der Binluhr- 
verbote, die seit Einführung des neuen Systems ungemein 
vermehrt worden waren. Man kann jedoch darin keines- 
wegs eine Vergewalliigung des Handelsvertrages von 1775 
erblieken. Wie unangenehm und schädlich diese Verbote 
für die Republik und ihren Export nach Österreich auch 
sein mochten, sv war doch Österreich zu ihrer Erlassung 
dureh Art. IV des Vertrages unzweideutig berechtigt.) 

Infolge der geschilderten Zustände entwickelte sich der 
galizische Handel mit Polen normal und, abgeschen von den 
wenigen erwähnten Ausnahmen, ungehindert. Der Umfang 
der Handelsbeziehungen zwischen beiden Staaten ist aus lol- 
genden Zahlen zu erschen. 

Nach den polnischen Zollregistern von 17761) betrug 
der Wert der: 


1) Mit NHofdekret vom 26. Jänner 1786 warde verordnet: 
„Prittens, Republikanisch-polnische Erzeugnisse ... werden nach 
der republikanisch-polnischen Tarifle vom Jahre 1776 in Hungarn 
und Siebenbürgen verzollt, insoweit sie in dieser Tarifle ausdrück- 
lich benennt sind.” Die dort nicht genannten Pirzeugnisse sollten 
gleich anderen ausländischen Waren nach dem allgemeinen neuen 
Tarif „verdreyssigt” werden. (Piller, 1786, 8. 3 

2) Gubernialberieht vom 14. Dezember 1792. (H. K. A. Com- 
merz. Fase. 57, ad 7 ex Decembri 1792). Der de Statt- 
haltereirat Podmanitzky rechnete es 1791 der Wiener Regic- 
rung als „Sünde au, daß der Zolltari£ von 1788 „aliquibus Poloniae 
Praduetis majorem, emiamı MHungarieis favorem, attribuit.“ (ITock- 
Bidermann, Österr Staatsrath, 8. 570), 

>) NS oben S. 17%. 

1) „BSummaryıs Tax wszelkich Towarow Zagranieznych 2 
kraiöw Cesarskich. . . Pro Cohsumo wesziych, iako teZ Polskich 
pro Exito wysziych, 2 Regeströw Celnych wszysikich po Pro- 


Öslerr. Ausfuhr nach Polen: 
3,910.499 N. 
»„  Kinfuhr aus Polen: 


2.260.439 „ (9.041.757 poln, Ciukd.) 
»  Durchfuhr über Polen 
„von der kaiserlichen Wand“  1,620.562 „ == ( 6, 182.249 poln. Gukt.) 


Die Größe der Gesamtausfuhr aus Österreich pro 1776 
ist mir unbekannt. Sie 1äßt sich aber kaum höher als ewwa 
auf etliche 60 Mill. fl. schätzen ;') die Ausfuhr nach Polen 
hätte somit die respektable Größe von 9 bis 10%, der 
Gesamtausfuhr repräsentiert. 

Noch größer war die Bedeutung des polnischen Marktes 
für Galizien. Die Entwicklung des galizischen Handels in 
den Jahren 1778--1787 ist aus [olgendet, wenn auch nur 
spärlichen ‚Ziffern ziemlich klar zu ersehen. 

Im Jahre 1778% betrug die Einfuhr aus Polen nach 
Galizien (bei einer galizischen Gesamteinfulr von ungefähr 
41/7, Mill. 11) 1,508.729 13) Te Ausfuhr nach Polen in 
demselben ‚Jahre ist unbekannt. Da sie die Einluhrsziffer 
stark überstieg,) ist sie wahrscheinlich auf ungefähr 
1,700.000 Il. zu schätzen. Im Jahre 1787 stellen sich die 
bezüglichen Zahlen folgendermaßen :?) 


winsyach komor na Tabelle disinnetim Sort ymeniöw z Roku 
eatego 1776 wyeiagmietych . . wlozony”,  (lürst Czanorıski'sches 
Archiv, Krakau, M. 8. Nr. 1076, Fol. 313.) 

») Eine Ilöhe, die der österr. Handel (ohne Ungarn) mach den 
Verheerungen der Napoleonischen Ära, erst 1830 wieder erreichte, in 
welchem Jahre die Ausfuhr sich mit 65 Mill. A. bezifferte. (Val. 
S. Becher, Handel d, österreich. Monarchie, 1829 bis 1838. 8. 288 T. 

>) Genau: vom 1. Mai 1778 bis 30. April 1779 

IR. A, Commerz. Fase. 57, ad 2 ex Decembri 1779. 

% Die Hofkanzlei stellt pro 1781 das Übergewicht der gali- 
zischen Ausfuhr über die Einfuhr fest und macht die Bemerkung: 
„Dieses acdivum ist gegen Pohl am stärksten und es 
Yolgert sieh daraus der Schluß von selbst, daß das Handelsverstand- 
nis mit der Republik so gut als möglich zu erhalten ses, wenn 
gleich die Artikel der Einfuhr aus Pohlen wit den eigenen une 
anderen erbländischen Erzeugnissen in Konkurrenz stehen”. ıH. 
K. A. Cameralkakta 7. G. ad 609 ex Janturio 1785.) 

5) Merkantiltabellen pro 1787. 4. K. A. M. 3. Nase. 12,222. 
Vgl Grossmann, Nlalistik d. galizischen Aussenhindlels, a. 3. 0. 
Tabelle, S. 280, 


“ 


Die Binfuhr aus Polen . 2.576.207 Hi 

Die Ausfuhr nach Polen 9.659 374 
“ F as ” 
Die Durchiuhr durch Galizien ) 1.032 200 , 
‚032.2 e 


Trotz der sich seit 1784 mehrenden Einfuhrverbote ist 
die Einfuhr aus Polen fast um 71%/, gestiegen und in älın- 
lichem Verhältnisse stieg auch die Ausfuhr. Die letztere 
wäre 1787 noch größer gewesen, wären die Jahre 1787 
und 1786 keine Ilungersjahre gewesen. 

Eine radikale änderung in diesen Beziehungen trat 
erst nach 1792 ein, 

Infolge des Krieges von 1792 und der Schmälerung (es 
polnischen Territoriums dureh die II. Teilung Polens von 
1795, war der Verfall des österreichisch-polnischen Handels- 
verkehres nur selbst.verständlich. 


') und zwar aus Polen dureh Galizien 264.529 1, 
nach 5. 767.071 „ 


Dritter Abschnitt. 


Das Verhältnis zu den Erblanden und zu Ungarn 
1776—1784. 


Erstes Kapitel. 


Der „provisorische“ Zolltarif vom 28. Dezember 1776. 


Das Zustandekommen des Handelsvertrages mit Polen 
vom 15. März 1775 ist auf das Verhälinis Galiziens zu den 
Erblanden nicht ohne Einfluß geblieben. Die nenerwor- 
bene Provinz wurde in letzieren noch inmer als ein freim- 
des, durch eine Zollinie geschiedenes Gebiet behandeli. 
Dies aber zeitigie für Galizien in welfacher Richtung unan- 
genchme Polgen. Erstens landen alle die zahlreichen erb- 
ländischen Prohibitivvorschriften auch aul Galizien Anwen- 
dung, so daß die Iinfuhr vieler salizischer Erzeugnisse 
nach den Erblanden unmöglich war.) Daun aber waren 
auch diejenigen salizischen Waren, deren Einfuhr gestaltet 
war, mit hohen: 20, 30 und mehr prozeniigen Zöllen nelegt. 


) Alva. B. die galizischen ITandelsleute Ptasin ski, Ka- 
niar und Ledeecki 3. 17% eine Sendung von „gezogenen 
Leinwäanden, ordinari Zwillichen und Tischzeugen” nach Prag 
brachten, wurde lieselbe mit der Begründung mit, Beschlag be- 
legt, daß „Galizien md lodomerien derzeit noch und bis elwa 
zur Einführung des neuen Mautsistems allda in Ansehen deren 
von daher in die übrige Erblande eingehenden Erzeugnisse noch 
für die fremde angeschen und behandelt werden.“ Als sich 
die Importeure mil der Unkenntnis der Zollvorschriften entschul- 
digten, erging eine Verordnung der Ilofkanzlei an das bölmische 
Gubernium: es solle „für dieses Mal den Verkauf der eingeführten 
10 Center gegen kntrichtung der in dem neuen Tarife dafür aus- 
gemessenen Gebühr” erlauben, (Note des Iofkanzlers Grafen 
Blümegen an den Präsidenten der Hofkaimmer Cirafen Leopold 
Kollowrat vom 26. Oktober 1776. A.M.JI. VG. 72940 al 73 
ex Decembri 1776, und IL K. A. Commerz fası. 57 al I ex Oc- 
tobri 1776). 


Grünberg, Studien X, 


Durch den Generaltarif von 15. Juli 1775 wurden zwar 
diese Zölle stark ermäßigt. An Stelle der früheren Verbote, 
die durch das Patent von 14. Oktober 1774 beibehaltenen aus- 
genommen,') trat em 2d%iger, für viele Waren ei noch nie- 
driger Konsumzoll.2) Im Vergleich mit" dem früheren Zu- 
stande bedeutete dies auch sichtlich eine ‚für Galizien höchst 
erwünschte Aenderung. Grundsätzlich jedoch blieb 
dessen Verhältnis zu den Brblanden das alte. Man hatte 
«war, wie wir wissen, schon längst die Absicht gehegt, 
Galizien: auf den „deutschen“ Fuß einzurichten, d. I. es 
in das staatliche Zollgebiet einbeziehen wollen. Die dies- 
bezüglichen Beratungen haben indes, wie schon gezeigt 
wurde, zu keinem positiven Resultate gelührt. In Gegen- 
teil haite sich anläßlich des Handelsvertragsabschlusses mit 
Polen allmählich die Ueberzeugung Bahn gebrochen, daß 
Galizien wirtschaftlich zur Republik gravitiere und daß 
es verfrüht sei, dieses ökonomisch noch sehr rückstän- 
dige Land dem Zollgebiet der übrigen, industriell entwickel- 
teren Erbländer anzugliedern. 

Das Ergebnis dieser Brwägung war die wichlige Tat- 
sache, daß der für sämtliche deutsch-böhmischen Län- 
der (mit Ausnahme von Tirol) erlassene Generaltarif vom 
15. Juli 1775, sich aul Galiziennichterstreckteß) 
Nach wie vor blieb dieses von den übrigen Eirblanden zoll- 
politisch getrennt und wurde im Tarif die Erlassung beson- 
derer Vorschriften für Galizien versprochen.!) Damit war 


)a.2.0. 864 

:) Von den anderen Vorteilen dieses wichtigen Werkes sind 
zu erwähnen: die Abschaffung von provinziellen, in jedem Erb- 
land besonders geforderten Transitzöllen, die durch einen einzigen 
staatlichen Transitozoll ersetzt wurden; die Abschaffung verschie- 
dener staatlicher Konsumtionsabgaben, Imposten und Aufschläge 
auf ausländische Waren ($ 7), gleichwie der zwischen den Erb- 
ländern bestehenden Stückmäute, Zölle und aller landesfürst- 
lichen, ständischen, städtischen oder herrschaftlichen Mauten und 
Aufschläge ($ 8). Von großer Bedeutung war auch die Verein- 
fachung der Zollinanipulation. 

>) Die Darstellung Beidtels (Oesterr. Slaatsverwaltung 
J. 145) ientbehrt jeder Grundlage. 

1) „Wie Wir denn auch und durch besondere Verordnungen 
kund machen werden, mit was für Begünstigungen Wir in Zu- 
kunlt die .... gallizischen Brzeugungen ansehen werden.“ a. 
a0. 3. 
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das erste, wenn auch zunächst bloß negative Zugeständnis 
an die Sonderinteressen Galiziens gegeben. 

lin weiterer Versuch, das Verhältnis Galiziens zu den 
Erblanden positiv zu regeln, lıg in der bereits bespro- 
chenen Resolution Kaiser Josels vom 2. September 1775.) 
Er ist jedoch an seiner technischeu Undurehführbarkeit 
gescheitert, und man mußte von neuem die Lösung dieser 
schwierigen Mrase unternehmen; und zwar umso eher, als 
infolge des Handelsvertrages mit Polen die Lage Galiziens 
sich höchst schwierig gestaltet hatte. Während nämlich 
die polnischen Erzeugnisse bloß den (raktatmäßigen Ma- 


ximalzoll von 4°, zu entrichten hatten, waren die galizi- 
schen BErzeuenisse in den Eirblanden mit den Sfach höheren 
Zöllen des Generaltarifs belegt, --- ein Zustand, der auf die 
Dauer unmöglich war. Denn erstens war os prinzipiell 
ungerecht, einen Bestandteil der Monarchie schlinmer als 
das Ausland zu behandeln; sodann aber war diese differen- 
zielle Behandlung zu jener Zeit auch tech nisch ım- 
durchführbar, weil die galizischen Irzeugnisse von den 
polnischen nicht zu unterscheiden waren. 

Diesem Umstände wurde mn dureh das Holkanmmer- 
dekret vom 27. September 1775 Rechnung gelragen. Darnach 
sollte das Verhältnis zwischen Galizien und den Erblanden 
zunächst provisorisch geregelt werden, olme daß ersi 
die Brlassung des allgemeinen Zolltarils abgewarteti würds, 
der die Beziehungen zwischen dieser Provinz zum In- une 
Auslande zu umfassen bestimmt war.) 

Am +4. Mai 1776 fand sodann eine Sitzung des Siaals- 
rates statl,®) um „lediglich mit Rücksicht... aul den mit Re- 
publigue Pohlen neuerlich geschlossenen Commereien Trac- 


) Vgl oben 8. LIHEL. 

"9 Das Gubernium wird in diesem Hofdekret aufgefordert: 
„6°: ganz unversäumt. ein Gutachten über die Verfügungen, welche 
bis dahin intermnaliter und provisorie zur unumgänglichen Be- 
förderung des a. . Dienstes vorzukehren seyn werden (vorzulegen) 
und in denjenigen Fällen wo Gefahr anf dem Verzug haftet, das 
nöllige provisorisch von selbst anzuordnen.“ (H. K. A. Mautwesen 
in Galizien. fasc. TG. ad 312 ex Septembri 1776). 

°) Staatsrätliehes Protokoll in galizischen Einrichtungsange- 
legenheiten vom 4. Mai 1776, (AT K. &, Kameral, Akt, fasc. 7.0. 
Mai-Dezember 1776; auch Commerz fase. 57 ad Lex Junio 1776). 
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tat, diejenige Tauptgrundsälze und Directiv-Re- 
geln an Handen zu lassen, nach welchen das Gubernium 
in der Ausarbeitung der Tariffen und Maut-Kinrichtungen 
sich zu benelimen hat.“ 

Hauptgegenstand der Beratung war, angesichts der Un- 
möglichkeit, den status quo aufrechtzuerhalten!), die Frage: 
„Wie Galizien in Zollsachen gegen die deutschen und Ilun- 
gurischen Erblande fürohin anzuschen, ob nämlich dasselbe 
als ein deutsches, oder als ein hungarisches, oder 
als ein besonderes Erbland zu behandeln sey ?“ 

Die ersie Eventualität wurde neucrdings entschiedenst, 
und zwar unter neuerlicher sorgfältig-geglicderter Wieder- 
holung der alten Argumente abgelehnt. Man wies 
darauf hin) daß der cerbländische Gesferaltarif mit 


!) „Galizien als ein ganz fremdes Land zu behanıllen ist 
ebenso wenig räthlich, weilen man alsdann das reciprocum in Ga- 
lizien gegen die deutsche BErblande ebenfalls festsetzen müsste, wo- 
raus für die letztere ein zu großer Nachtheil entstünde.“ Ganz 
unrichtig ist die Behauptung Beers (Zollpolitik, S. 302), daß 
vereinbart wurde, Galizien wie ein fremdes Land anzusehen. 

2) „So schr die in der neuen Maut-Tariff angenommenen Sätze 
‚ler deutscherbländischen Ilandlung und dem Besten der daselbst 
häufig vorhandenen Fabriken angemessen sind; so wenig scheinen 
dieselbe bey len meisten Artikeln mit der Aufrechterhaltung des 
gallizischen Oeconomie-Landels vereinbarlich zu seyn. Von der 
selbst eigenen Fabrication und Industrie fast gänzlich entblösst, be- 
»tehet der Handel in Galizien derzeit hauptsächlich in dem Commerve 
«’oeconomie mit den benachbarten Pohlen, Russland, der "Türkey 
und Vartarey. Man war von je her beflissen, (liesen für das Land 
vortheillalten Baratto zu erhalten und zu unterstützen und dnrech 
die gute Vorschung des Gubernii ist diese Absicht bis nun erreicht 
worden.‘ 

„Die Schlussfolge ergibt sich von selbsten, daß mit Ein- 
führung der hiesigen“ (d. i. der erbländischen) „Tariff diesem 
Königreich den so vorteilhaften Oeconomie-Handel unter einstens 
eniziehen würde.‘ 

„Die vorzügliche Ursache, wegen welcher in der neuen 'Tarilf 
ein so andere ausländische Waaren, besonders von jener Gattung, 
‚die in denen Erblanden zugleich verfertiget werden pro Consumo 
höher beleget worden sind, beruhet in dene, um denen erbländischen 
Fahriquen eine proportionirte Begünstigung zuzuwenden und ılımen 
«io Concurrenz mit denen Auswärtigen in dem Verschleiß zu eı- 
leichtern. Diese Betrachtung fällt bey Galizien tust 


seinen Einfuhrverboten und bis zu 20%, ansteigenden Zöllen 
wohl den industriell höher entwickelten Erbländern durel- 
aus entspreche, daß er aber für Galizien, wo es an jeder 
Industrie mangle, vorläufig verfrüht erscheine, und daß: 
das Land noch für lange Zeit auf Import angewiesen sei 
Ferner wurden die Gefahren im Gefolge des vom Kaiser 
Josef mil der ‚Resolution vom 2. September 1775 angestrebten 
Kompromisses!) betoni, wonach Galizien zwar in das allec- 
meine Zollgebiet einbezogen, dabei jedoch zu Gunsten des- 
selben die Einfuhrverbote in betreff einiger Waren aus- 
nahmsweise abgeschafft und die Einfuhrzölle auf solche 
ermäßigt werden sollten.) Und dengemäß gelangte die 
Kommission zum einstimmigen Schlusse: „daß die Ver- 
einigung Galliziens mit denen deutschen Erb- 
landen in Zollsachen nicht zu veranlassen 
seye.) 


gänzlich hinweg, nachdem eines "Theils daselbsien die eigene 
Fabrication noch schr unbedeutend ist und dieses Königreich seine 
Manufacturs-Bedürfnisse größtentheils aus anderen Ländern her- 
hollen muß, es auch noch eine längere Zeit und ge- 
nauere Kenntnisse erfordern dürfte, bis die da- 
sige,Industrie sich nach und nach mehr empor 
schwingen wird; anderen 'Theils die in denen übrigen Erh- 
landen errichtete Fabriquen annoch nicht im Stande seyn nebst 
ihren dermaligen Verschleiß auch die Erforderniß für Galizien bey- 
zuschaffen. Es scheinet dahero auch in dieser Rücksicht die all- 
gemeine Tariff auf Galizien nicht anwendbar zu seyn und dieses 
Jand in der Einfuhr der fremden Waare noch derzeit eine mehrere 
Erleichterung zu erfordern.“ 

Y) Vgl oben S. IHM. 

?) „Wollte man aber einige Artikel mit einer ge- 
ringeren Belegung in Galizien einlassen, als sie in der all- 
gemeinen Tariff ausgemessen ist, auch daselbsten Waaren einzu- 
führen erlauben, die in den übrigen Erblanden verbothen sind, 
so würde man — aus dem Grundsatz, vermög welchen alle zwischen 
denen in Zollwesen vereinigten Erblanden vorhin bestandene soge- 
nannte erbländische Mäute bey der neuen Verfassung aufgehoben 
worden — die Erblanden der Gefahr bloslegen mit einer Menge 
{fremder Waaren durch Galizien überhäufet zu werden.“ 

2) Für diesen Entschluß mag auch der Umstand mit ent- 
scheidend gewesen sein, daß man im Falle der Einbeziehung Gal- 
liziens in «das allgemeine Zollgebiet, gezwungen wewesen wäre, 
die längs der ungarischen Grenze laufende und schon durch die 


Dieses Votum war deshalb besonders wichtig, weil es 
den vollständigen Sieg des zwei ‚Jahre zuvor bloß durch 
Wrbna?) verteidigten Standpunktes bedeutete, dem nun 
auch diejenigen zustimmten, die wie Eger, bis dahin zu 
den entschiedensten Verfechtern der Zentralisation gu- 
zählt hatten.?) 

Auch die zweite in Belrachi gezogene Möglichkeit: 
Gwizien dem ungarischen Zollgebiele einzuverleiben, 
lehnte die Kommission ab, weil sie für Galizien noch schäd- 
licher gewesen wäre als die eben besprochene erste. Solange 
nämlich Ungarn gegenüber den Erblanden politisch bevor- 
zugt und dort Adel wie Geistlichkeit zoll- und steuerimmun 
waren, konnte Ungarn von der Wiener Jiegierung keine 
wirtschaftliche Gleichberechtigung erwarten) son- 
«dem mußte vielmehr für die mit großen Steuern überla- 
denen Erbländer und deren industrielle Produktion mur eine 
Kolonie, ein reservierter Absatzmarkt bleiben. Daher wur- 
den denn auch alle ausländischen Waren in Ungarı 
mit einem 30%igen Kinfuhrzoll, also noch höher belegt 
als in den Erblanden. 


Gebirge geschützle, daher wenig kosispielige Zollinie, gegen den, 
Norden Galiziens zu verschieben, wo die gegen Polen offene Grenze 
ein zahlreiches Aufsichtspersonal mit einem Kostenaufwand von 
beiläufig 290.000 fl. erfordert hätte, während an galizischen Zoll- 
einnahmen 1775 bloß 228.000 eingegangen waren. — Ünrichtig 
ist jedoch die Behauptung Beers (Zollpolitik S. 304), daß dabei 
die finanziellen Rücksichten ausschlaggebend gewesen seien. 

) Vgl. oben 8. 09 f. 

>) Bei der Sitzung waren anwesend: Staatsminister Graf 
lWatzfeld, Präsid d. Beo. Deput. Graf Kollowrait, Gou- 
veımeur Galiziens Graf Auersperg; Präsid. d. Hofkammer Graf 
Khevenhüller; Vize-Präs. d. Bco. Deput. Graf Cobenzl; die 
Barone Kresel, Gebler und Löhr; die Hofräte des Staats- 
rates Zach und Haan. Seitens der Holkanzlei waren zugezogen 
die IHofräte Degelmann, Eger und Gruber. 

3 „Allein es scheinet dieser Vorzug‘ (der deutschen Erb- 
länder) „wenigstens in so lang in der Billigkeit gegründet zu 
scyn, als das Königreich Hungarn die allgemeine Staats-Bürden 
nicht in .dem gleichförmigen Verhältnisse mit denen deutschen 
Erblanden mittraget und die hungarische Fabricata den deutsch- 
erbländischen praejudieiren können.“ — Über das Verhältnis zu 
Ungarn vgl. oben 8. 30 besonders 145 f. und Anhang Tl. 


Galizien mit Ungarn vereinigen, hieß denmach auclı 
diese Provinz zur Kolonie der erbländischen Industrie ma- 
chen. Das aber wünschle die Kommission keineswegs. Fand 
sie den erbländischen Generaltarif mit seinen 20%,igen 
Zöllen für Galizien schädlich, so mußte ihr ein Zollsatz von 
30%, umso gefährlicher erscheinen.!) Daneben waren aber 
auch politische Rücksichten für sie maßgebend. Anders 
als Ungarn sei Galizien politisch in das System der 
deufschen Erbläunder eingegliedert. „Man ist 
nach «diesem Principio schrittweise fürgegangen, man hat 
den Adel und die Geistlichkeit zu Entrichtung der Contri- 
bution, der Militär-Beyträgen, der Zoll- und Mauthen, kurz 
aller öffentlichen Abgaben verhalten.“ Durch eine zollpoli- 
tische Vereinigung Galiziens mit Ungarn, würde daher „das 
Systeme in seinem Zusammenhang unterbrochen“ Demn 
konsequenterweise müßte man dann Adel und Geistlichkeit 
in Galizien cbenfalls von Zöllen und in weiterer Folge 
von allen übrigen Steuern und öffentlichen Lasten befreien. 
Das entspreche jedoch keineswegs den Absichten der Regie- 
rung — „und dahero (sei) alle parification zwischen Hun- 
garn und Galizien... sorgfältig zu vermeiden“.? 

Gleich ungünstig fiel schließlich das Urteil über den 
dritten in Erwägung gezogenen Antrag aus. Man befürchtete, 
daß Falls Galizien zwar mit jUngarn zZollunirt, dabei aber doch 
eine Sonderbehandlung erfahren würde, eine Ueberflutung 


ı1) „Dem zweiten Antrag Galizien in Zollsachen mit dem 
Königreich Hungarn zu vereinigen, stellen eben so wesentliche 
Bedenken entgegen, die theils auf das Politicum und theils auf das 
Conmereiale ihren Bezug haben. — In linea Commerciali tretten die 
Betrachtungen em, daß die Zölle in Hungarn Last durchgängig 
auf 30% ausgemessen sind, wohingegen in der deutsch-erblän- 
dischen Tariff angenommene höchste Mautsatz sich nur auf 20% 
belaufet. Hat man den letzteren für Galizien zu hoch .... an- 
gesehen, so ist gewißlich der hungarische Zollsatz mit 30% noch 
weniger anwendhar und dem innerlichen Verkehr Galiziens noch 
abträglicher. “ 

>) Das war auch der (irund, warum Kaiser Josef während 
seiner galizischen Reise von 1773 sich gegen die Ernennung 
des Generals Hadik zum Gouverneur des Landes aussprach. 
Denn dieser sei „noch mit einigen hungarischen prejuges, die hie 
die allerschädlichsten, da sich das ganze Land «danach parifi- 
ziren wollte, in etwas eingenommen.“ (Arneth VII, 419). 


des ungarischen Marktes via Galizien init ausländischen 
Waren!) und eine umso schmerzhaftere Schädigung der Erb- 
lande, als sich diese „durch den Verschleiß Ihrer Kunster- 
zeugnisse einigen Rück lluß derjenigen namlaften Barschaft 
verschaffen, die man alljährlich nach ungarı für die 
lasige Produeia Naturao abzugeben bemüssiget ist.“ 

Mit Rücksicht auf all das, erschien es daher als einzig 
empfehlenswert: Galizien eine, derjenigen Tirols Ähnliche, 
privilegierte Sonderstellung einzuräwnen, um so 
diese Provinz weder von den übrigen Erblanden gänzlich ab- 
zusondern, noch vom Auslande abzuschneiden.?) 

Die Hauptschwierigkeit einer Regelung der Verkehrs- 
heziehungen zwischen Galizien und det Erblanden lag je- 
doch nicht im Prinzip, sondern in dessen praktischer Durch- 


führung. Kür diese wurden nun folgende Direktivregeln 
aufgestellt: 


A. Die Binfuhr erbländischer Waren nach 
Galizien betreffend. Der seit dem Patente vom 
') „Wollte man «lieseim Königreiche hierimmflalls" (in den Zoll- 
sälzen) „und in denen Verbotten der [remder Waren eine Br- 


. “ . .. . ’ 
leichterung zuwenden . so würde in der Ausführung nieht zu 


vermeiden seyn, daß nicht die in Galizien geringer belegte Waaren 
nit der minderen Maut in Hungarn einbrecheten.‘“ Übrigens „würde 
Hungarn zum größten Nachtlheil deren deutsch-erbländischen Fa- 
briquen gar bald das nämliche Benelitjun anverlangen.“ 


?) „Nachdeme man also Galizien weder als ein deutsches, 
noch als ein hungarisches, weder als ein ganz fremdes Land zu 


behandlen glaubet, so erübriget .. . ein anderes nicht, als solches 


in der Mauth-Verfassung und Tariff so wie Tyroll, als ein se- 
rarirtes Erbland anzusehen.‘“... „Es scheinet vielmehr... 
der dritte Vorschlag, nämlich Galizien in der Tarilf- und Maut- 
Einrichtung als ein besonderes Erbland zu behuandlen, 
der matürlichste und denen übrigen Brblanden derzeit ange- 
messenste... Durch welche Maaßregeln die Aufrecht- 
erhaltung des galizischen innerlichen Handels be- 
würket und zugleich denen übrigen Erblanden der behörige Vor- 
ug bei den Verschleil} ihrer Waaren nach Galizien vor Üenen 
Iremden zugewendet werde.‘ Unrichtig ist daher Beers Angabe 
(Zollpolitik S. 302), daß man sich gegen den Antrag entschiei, 
für Galizien als besonderes Trbland einen selbständigen Zolltarif 
festzustellen. 


11. April 1774) für die deutsch-erbländischen, später auch 
für die ungarischen Waren in Galizien festgesetzte Bin- 
luhrzoll von 2! Ra ward in der Regel „mit Ausnahme der- 
jenigen Artikeln, die ihre besondere Belegung haben“, 
auch areiterhin beibehalten. Dasselbe gall auch. für die 
zwar ausländischen, jedoch inden Erblanden gekauften 
Waren, die -- obwohl schon beim Eintriit. in die Krblande 
mit: dem hohen, bis zu 20%, betragenden ausläudischen Zoll 
belegt — num bei jhrem Bintritt in Galizien, neuerlich 217,97, 
erlegen sollten?) Erwägt man nun, daß der Zoll von solchen 
Waren bei direktem Bezug aus dem Auslande nach Galizien 
nur 10%, beitrug) so leuchtet ein, daß iv Ankauf in den 
lörblamden sich nur ausnahmsweise lohnen konnte. 

B. Die Ausfuhr galizischer! Waren nach 
den Erblanden und Ungarn betreffend. Hier 
wurde die Notwendigkeit anerkannt, Galizien mit Polen 
gleichzuhalten, ‘somit alle im polnischen Tarif  auf- 
gezählten Artikel bei ihrer Einfuhr in die deutschen 
und ungarischen Erbländer nur mit 4%, zu bele- 
gen, insoweit nieht bereiis im Generaltaril geringere SÄlze 
festgelegt waren.) 

Was die in dem polnischen Tarif nicht erwähnten Tir- 
zeuenisse anbelangt, so erfuhr Galizien eine weitere Bogün- 
stigung in der Richtung, daß diese Waren bei ihrem Aus- 
tritt aus Galizien in die deutschen ZFrbländer deu 
ungarischen gleichgestellt wurden, somit nur 10%, zahlen 
. 1) Vgl. oben 8. 74. 

?) „Sind diese Waaren, die schon bey ihrer Einfuhr den ganzen 
ausländischen Consumo-Zoll entrichtet haben, als naturalisirt 
anzuschen, somit in ihren weiteren Verkehre nicht härter als selbst 
die erbländische Erzeugnisse zu behandeln, somit. nur 2/0 zu 
belegen.“ 

») Vgl. oben 8. 7. 

3) Sind „dasise lirzeugnisse den polnischen gleichzuhalten, 
folglich... . alle in dem polnischen Tariff enthaltenen Waaren und 
Producten, wenn sie aus Galizien in die deutschen Erblanden 
konmen, hätten hierorts nur 4%ige Consumo-Gebühr zu entrich- 
ten ... theils, weilen es Galizien zu hart fallen würde in der 
diesfälligen Belegung härter als ein [fremdes Land angesehen und 
behandelt zu werden, theils weil es in der Manipulation nicht wohl 
möglich wäre, bey diesen Gattungen, die polnische und galizische 
Erzeugnisse allemal zu unterscheiden.“ 
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sollten.) Gingen sie aber aus Galizien mach Ungarn, 
> sollten sie dort nur die Hälfte des Auslandszolls, d. 1. 
nur 15%/, entrichlen.?) 

In engsten Zusammenhang mit der Frage der gali- 
zischen Ausfuhr nach den Brblanden, stand die noch immer 
unerledigte Frage der erbländischen Kinfuhrverbot.e”) 
Prinzipiell wollte man auch jetzt nichtsadaran ändern, aus- 
genommnen den für Galizien schr wichtigen Artikel: gez0- 
vene Leinwand. Den Anlaß zu dieser Anne gab 
eine Bittschrift der in dem Zatorer Distrikt zu Andrichau 
befindlichen „Tischzeug-Fabrikaten“ vom Herbst. 1776, in 
der sie um Erleichterung ihrer Einfuhr nach den Brblanden 
baten.) Sie bewirkte, daß die Zentralregierung angesichts 
der Henmungen des Exports gegen Danzig durch Preußen, 
das Einfuhrverbot gegen galizische Leinwand in den deut- 
schen und ungarischen Erblanden aufhob und auf diese 
einen bloß 10%, Zoll legte.) 


1) „So viel hingegen die übrigen, m dem polnischen 'Tariie 
nieht enthaltene Galizische Natur- oder Kunst-Erzeugnisse betrift, 
da seyen diese aul die nemliche Art, wie jene die aus IIungam 
in die deutschen Erblande eingeführt werden zu behandeln. “ Die 
Höhe dieses Zollsatzes ergibt sich aus dem Generaltaril von 1775, 
wo im $ 3 bestimmt wird „dass die hungarischen Fahricata und 
Manufacta. ... gegen gehörige Legitimation... nur die Hälfte 
les in der allgemeinen Tarife angeselzlen Consumo-Zolls entrichten 
sollen. 

2) „In den hungarischen Landen wäre ... von den dahin 
konmmenden in dem polnischen Tarif nicht enthaltenen Waaren 
der halbe ausländische Zoll abzunelmnen.“ 

% Vgl. oben S. 209. 

) M. K. A. Comerz. Fase. 57 ad 4 ex Martio 1777. Diese 
Angelegenheit wurde erst einige Monale später, durch den Vortrag 
ıler vereinigten Hofstellen vom 5. Dezember 1776 erledigt (A. M. 
J. v.G. 7/2940 adı 73 cx Decendri 1776), gelangt jedoch wegen 
des Zusammenhanges schon hier zur Darstellung. 

°) „Diese Verbote hätten also wie man des einstimmigen 
Erachtens ist auf die galizische Erzeugnisse noch ferners zu 
wirken... . Da jedoch eme der galizischen llaupterzeugnissen in 
dein Wieliczker Kreise und den Gebürgs-Gegenden gegen Wungarn 
die gezogenen Leinwanden sind und deren sonst über Danzig ge- 
gungener Vertrieb schr gehemmet ist, so könnte deren Einfuhr 
aus Galizien jals eine Ausnahme... gestattet.“ ‚Tauptsächlich wurden 
nur billigere Leinwandgatlungen exportiert, für welche die ILäl£te 
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Weniger wichtig als die genannien Fragen war die 
Regelung des Essito- und Transitozolls. Tn der Regel wurde 
jener, um der Förderung der Ausfuhr willen mit kaunı 
5/,.%/, bestinmmt, mit Ausnahme „ein so anderer roher Pro- 
neten oder zur eigenen Pabrieation nothwendiger Erzeug- 
nisse, die höher zu belegen sind,“ z. B. der für Lein- 
wand- und Glasindustrie so nötigen Pottasche, deren Aus- 
fuhr also, außer nach Polen, erschwert wurde.!) 

Der 'Transitozoll wurde, ebenso wie im Generaltarit, mit 
1°/, festgeseizt; Freilich mit einer wichtigen Abweichung. 
„Aus dem Grundsatz nämlich — wurde ausgelührt -- daß 
man Galizien als cin separiertes ZErbland behandeln 
will, wäre der Transitozoll, welcher sonsten zwischen denen 
im Mautwesen vereinigten Erblanden nur einmal abge- 
nommen wird, von einer durch Galizien und die Erblande 
in ein fremdes Land transitirenden Waren zweymal, d.i. 
in Galizien und bey dem Einbruch in die Brhlande zu ent- 
richten.“ 

Von dem 1/,igen Transitozoll wurde eine einzige Aus- 
nalıme zu Gunsten des galizischen Viehs zugestanden. Da 


der nachstehenden im Generaltarif von 1775 bestimmten Zollsätze 
festgesetzt wurde, u. zw.! 
Vom Werk gebleichter und ungebleichter auch 


Strohsack Schetter und Siegelleinwand . ‚vom Centner 4 N. 
Sack und Zeltzwillich . ». . » 2 2 2 2 2 202. PR 
Geringere Leinwand, Elle im Werte bis 16 kr. Mr 16 
von 16 bis 30 kr. 30 
ss » 30 „ 45 „v. Pfund — „ 36 kr. 
wir LS 48, 


„1fl. und darüber „ 1.36 „ 
ı) „Ein einziger Artikel nemlich die Pottasche leidet einen 
Ausstand dergestalten, daß der darauf bestehende Aufschlag a 1 fl. 
gegen Galizien beyhehalten oder nach Galizien verwendet werden 
könnte, dass wenn von dannen die Pottasche nicht diveete nach 
Polen geführt wird, diesen Gulden daselbst als ein Essito einzu- 
heben wäre, massen in Galizien selbst, wegen Abgang der Wal- 
dungen, keine sonderliche Potaschen Erzeugung vorzuschen.“ (Zit. 
Vortrag vom 5. Dezember 1776. A. M. T. V. G. 772940 ad 73ex 
Decembri 1776). 
> Die polnischen durch Galizien und die Erbländer nach 
dem Auslande trausitierenden Erzeugnisse zahlien dem Handelsver- 
trage gemäß nur einmal den Transitozoll. 


nämlich in den zum Generaltarif von 1775 beigegebenen 
spezialisierten Vichiarifen der Transito [ür das polnische 
Vieh vorteilhafter geregelt worden war, beschloß man nun, 
dieselben Begünstigungen auch dem galizischen Vieh 
zu gewähren und belehrte sämtliche Gefällen-Administra- 
tionen der Monarchie dahin, daß alle tarifarischen Vor- 
schriften über polnisches Vieh auch vom galizischen 
zu gelten hätten!) 

Die Kaiserin genehmigte diese Vorschläge und das gali- 
zische Gubernium wurde in diesem Sinne augewiesen.?) 

Damit. erschien die Sache für den Augenblick erledigt. 
Allein Anhäuger der Zentralisation suchten die Durchfüh- 
rung dieser für Galizien so günstiger Böstimmungen noch 
im letzten Momente durch verschiedene Verschleppungs- 
anfräge zu vereiteh1, da sie dem ausdrücklichen Willen 
der Kaiserin und der Mehrheit ihrer Räte nicht olfen zu 
opponieren wagten. So meinte der Präsident der Hofkamı- 
ner, Graf Kollowrat, daß die Differenzierung der gali- 
zischen Erzeugnisse: jenachdem sie hun polnischen Tarif er- 
wähnt würden oder nichi, Unterschleile sowie Verwhrung 
in der Manipulation und dem Rechnungswesen zeiligen 
müßte, besonders da die galizische Zollregie noch nicht 
genügend geschult sei. Zudem habe diese Unterscheidung 
für Galizien keine Bedeutung.) Und Eger wieder machte 
geltend, das erwähnie Provisorium werde nur die endgillige 
Irledigung des galizischen Zollsystems verzögern.!) 


) Verordnung der Minist. Bco. Deput. vom 28. Dezember 1776. 
(A. M. J.V. G. 2910, ad 73 ex Decembri 1776). Verl. unten 8.288, 

>) Vortrag Ilatzflelds vom 23, DHofdekret vom 24. Mai 
1776. (HH. KR. A. Kam, Akt. Fasc. 7.G. Mai Dezemb. 1776). 

3) „In sich ist dieser Unterschied von keiner sonderlichen 
Erheblichkeit, da Galizien nicht mehr, sondern weniger Er- 
zeugnisse als Polen hat... mithin diesem Erblande kein Nach- 
theil geschiehet.‘““ (Note vom 9, Dezember 1776 an den Präsidenten 
d. Böhm. Oest. Hofkanzlei Grafen Reischach. A. M.J. V.G. 
7,2940 ad 73 ex Decembri 1776). 

2) ,... daß man keine Ursache finde, warum von den 
schon eoncertanter festgesetzten auch a. gn. beangenemten allge- 
meinen (Girundsätzen abgegangen werde und sich in neue, das 
salizische Tarifwesen nur verzögernde Behandlung eingelassen wer- 
den sollte.“ Ebenda. 
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Die Kaiserin ließ sich jedoch nicht. beirren, sondern 
hielt an ihrer Entscheidung fest,}) worauf die IHofkammer u. 
die Ministerial-Banko-Deputation die erforderlichen Verynl- 
nungen an das galizische Guberniun, die ungarische Hol- 
Kammer, das siebenbürgische Thesaurjat, die banatische Lan- 
desadministration und die sämtlichen Bancal-Gefälladnini- 
strationen erließen. Die provisorischen Tarilbestimmungen 
vom 28. Dezember sollten gleichzeitig mit. dem polnischen 
Handelsvertrage, d. i. mit 1. Pebruar 1777 in Wirkung 
freien. 


Durch diese provisorischen Vorschriften -—- vom 28. De- 
zember 1776 — sah Galizien sein Verhältnis zu den genann- 
fen Erblanden in bester Weise geregelt. Tinerseits behieli 
es alle die Vorteile, die ihm aus dem ehgen Verkehre 
mit dem Auslande zuflossen und konnte von dort Waren 
zum mäßigen Zoll von 10%/, beziehen - - ein Privileg, 
das den Erblanden gar nicht zustand. Andererseits blie- 
ben ihm demnoch die erbländischen Märkte  ımge- 
sperrt. Seine Produkte konnten dorthin mit einem 
4%/, Einluhrzoll eingeführt. werden und unterlagen, soweii 
sie diese Begünstigung nicht genossen, statt 20, vespek- 
tive 30% iger, nur einer Belastung von 10, respektive 150,,. 
Viele Artikel, wie z B. frisches Fleisch, Geflügel (Gänse, 


) Resol. v. 27. Dezember anf den Vortrag der Vereinigten 
Höfstellen v. 5. Dezember 1776. (AM. I.VG 7/2940, ad 73 
ex Decembri 1776). „Ich hegmehmige dieses gemeinschaftliche 
Einrathen in allen Stücken. Doch ist ad Zum in Anschen der 
galizischen gezohenen Leinwanden festzusetzen, dass nur jene 
aus Galizien mit der halben Maut hereingehen sollen, welche 
den Beweis mit sich bringen, in Galizien erzeugt werden zu seyn. 
Dann da dergleichen Waaren aus“ (se. preußisch-) „Schlesien ganz 
leicht nach Galizien gelangen können, so würde ohne dieser Vor- 
gicht, dieser verbotenen schlesischen Waare der Weg gebalhnet 
in Meine Erblande mit der halben Maut einzudringen.“ 

Diesem speziellen Wunsche der Kaiserin entsprechend, er- 
zing an dıe Andrichauer Tischzeng-Fabrikanien die Weisung, dass 
man sich Zur Feststelhmg der galizischen Herkımft der Lein- 
wand „mit den blossen Salizischen Essito-Polleten nicht begnügen 
werde, massen auch schlesische per Consumo verzollte Waare 
per essito gehen kann.“ (Note di M.-Kanmer v. 38 März 1777. 
HR A. Commerz fase. 57 ad + ex Martio 1777), 


iönten, llühner etc.), Holz, Mruchtbäume, Gartengewächse 
usw. zahlten schon nach dem Generaliaril nicht einmal 
1%/,. Besondere Erleichterungen galten für das polnische 
Vich. Endlich wurden nun «je erbländischen Märkte der 
größlen galizischen Industrie, der Leinwandweberei,. zu- 
sänglich. 

Zur richtigen Würdigung der Bedeutung dieser Vor- 
schrifien, müssen wir uns die folgenden Tatsachen vor 
Augen halten. Durch Polens Teilung und die Binführung 
des provisorischen (polnischen) Zolltarils vom 17721), war 
Galizien von jenem wirtschaftlichen und sozialen Organis- 
ınus abgeschnitten worden, mit dem es seit Jahrhunderten 
auf das engste verbunden gewesen war. Pie Unterbindung 
der früheren Verkehrswege bedrohte es mit dem Ruin, 
besonders, da im Anfange an deren Stelle keine neuen 
geschaffen wurden und Galizien zwischen Österreich und 
Polen gleichwie in der Luft hing. Durch die Reform des 
polnischen Zolltarifs?) und die Schaffung eines Freihandels- 
platzes in Brody?) dagegen, wurden die unterbundenen Ver- 
kehrsverbindungen mit dem !Auslande und speziell mit. Polen 
aufs neue angebahnt. Der Abschluß des Handelsverirages 
mit Polen) bedeutete eine weitere Besserung in dieser Rich- 
tung. Von einer vollständigen Restituierung der Zustände 
vor der Teilung, konnte allerdings selbstverständlich keine 
Rede sein. Nicht nur deshalb, weil Galizien von der Repu- 
blik durch eine Grenzzollinie abgesondert blieb, sondern 
auch, weil ihm durch die preußischen Zollbedrückungen 
der Weg gegen Danzig gesperrt war. Nun wurde nach 
vorangegangenen Versuchen, durch die Teschener- und die 
Jägerndorfer-Messen eine nähere Verbindung zwischen den 
Erklanden und Galizien. herzustellen?) für dieses der Weg 
nach den Erblanden durch den provisorischen Tarif vom 
28. Dezember 1776 geöffnet. Man wollte Galizien auf dem Bo- 
den der Monarchie eine Kompensation für das bieten, was 
ihm auf dem Boden der Republik entgangen war. Zugleich 
hedenteten aber diese Normen auf dem Gebiete des wirt- 

’) 8. oben I. Abschn. Kap. 1. 

>) S. T. Abschn. Kap. 2, 

3) 8. TI. Abschn. Kap. 3 

4) S. II. Abschn. 

°$) 8. I. Abschn. Kap. 3, $$ 5/6, 


schaftlichen Lebens ein nach außen sichtbares Zeichen jenes 
näheren Verhältnisses zur Monarchie, in das Galizien seit 
1772 politisch getreten war. Erst jetzt waren die ersten 
Schritte getan, das neuerworbene Gebiet iu das staatliche 
Wirtschaftssyst em einzubeziehen, so wie ces vier 
Jahre zuvor in das politische eingezwungen worden 


) „Die Theilung Polens ist durch die Einreihung der be- 
treffenden Länder in drei verschiedene Zollgebiete erst vecht per- 
fect geworden.“ Vgl, Wagner, Art. Zölle, in Bluntschli- 
Braters „Staatswörterbuch“, XL, S. 345, 


Zweites Kapitel. 
Der galizische Zolltarif vom 2. Jänner 1778. 


$ 1. Der erste Entwurf. 

Alle vorerwähnten Zollvorschriften für Galizien hatten 
nur provisorische Geltung. Zwar gehen die Bemühungen, 
den provisorischen Zolltarif von 1773 durch einen endgil- 
tigen zu ersetzen, noch auf das Jahr 1771 zurück. Inrfolg 
hatten sie mdessen nicht. Nur sovielwurde erreicht, daß ınan 
«die im Laufe der Beratungen reif gewordenen Fragen durch 
neue Provisorien au Stelle der alten regelte. Das erste 
wirkliche Zollsysten wurde für Galizien ersi am 2. .Jän- 
ner 1778 geschaflen. 

Um seine Tntstehungsgeschichte zu verfolgen, müs- 
sen wir bis zu jenem Momente zurückgreifen, in dem Kal- 
ser Josef auf den Wunsch des Grafen Wrhna vom 
Mai 1774: man möge im Interesse Galiziens dessen Wirt- 
schaftsorganisation nicht überstürzen, genaue „Nachrichten 
in lacio“ aus dem Lande abverlangte.) Damals arbeitete 
der galizische Mauteinrichtiungs-Kommissär Eder ein un- 
fangreiches Projekt der galizischen Zollverlassung aus, wel- 
ches die Grundlage für die weiteren Beratungen bildete.:) 

Wie alle übrigen Verwaltungsreformen der österreichi- 
schen Regierung in Galizien, ging auch dieses Projekt von 
dem Grundgedanken Jose[s aus: man möge die inneren 
Einrichtungen dieser Provinz möglichst den bereits in Böh- 
wen und Mähren bestehenden anpassen.) lür die folgende 
Darstellung erscheint es daher höchst notwendig die Bedeu- 
tung dieses in der Literatur vielfach mißverstandenen Be- 
erilfes genauer zu erlassen. 

1) Vgl. oben 8. 70. 

2) Zit. Bericht Eders vom 15. Jänner 1775. 

>) Arneth, X, 91. Oft wurde hervorgehoben, Galizien solle 


„auf den erbländischen‘ oder „auf den deutschen Fuss eingerichtet 


werden. Vgl. oben S. 118, 210. ı 


Gewöhnlich erblickte man in solchen Maßnahmen ledie- 
lieh die gegen alle provinziellen und nationalen Verschie- 
denheiten gerichteten Germanisierungs- und Zentralisations- 
besirebungen des Raisers. Und man verwies auch spe- 
ziell auf die bekannte Verordnung Jose[s IT, wonach 
unter Stralfandrohung binnen Jahr und Tax niemand 
in Galiden ınit Ausnahme der Tandleute polnisch 
gekleidet einhergehen sollte) Indessen kann man dureh 
den Hinweis auf ähnliche Verirrungen des aufgeklärten 
Absolutismus mit dem wirklichen Inhalt des theresianisch- 
josephinischen Reformwerkes nicht fertig werden. Was die 
erwähnten Kleidervorschriften betriflt, so beruliten sie ge- 
wiß sehr oft auf sittenpolizeilichen Rücksichten, die uns 
unverständlich und Kleinlich erscheinen ;) vielfach lag ihnen 
jedoch auch ein ernster Gedanke zugrunde. Von germani- 
sutorischen Absichten kann in diesen Fällen schon aus dem 
Grunde keine Rede sein, weil die Kleidervorschrilten viel- 
fach auch für rein deutsche Provinzen erlassen 
wurden.®) Nichts ist unrichliger, als die Formel: Galizien 
auf den „deutschen“ oder „erbländischen“ Fuß einzurichten, 
bloß vom Gesichtspunkte der Zentralisation und Germani- 
sierung aus erfassen zu wollen. Vielnichr hatte diese Formel 
ganz anderen und für Galizien viel tieferen und wichtigeren 
Sinn als die ihr untergeschobenen Zentralisierungsbestre- 
bungen. 


1) Arnetli N, 80; Lozinski a. a 0. 8. 57, 1%, 

:) In einer Verordeung Maria 'Theresias für Oesterreich 
0. d. E. wurde befohlen: es sei die „leichifertige Tracht der Weibs- 
personen“ binnen einen Jahre „ohne Widerrede“ abzustellen und 
den Schneidern und Beamten sowie der Geistlichkeit wurden eimp- 
findliche Strafen „für jede nicht wingekleidete Person“ sowie, wenn 
sio vorschriftswidrig gekleidete Personen trauen, ihre: Kinder 
taufen würden etc, angedroht. Vgl. Helferta. a, 0. S. 26. 

3) Die Kleidervorschriften der josefinischen Zeit waren nur 
ein Gegenstück ähnlicher ständischer Normen früherer Jahrhun- 
derte, in denen durch-leges sumptuariae jedem Stande oft Kleidung, 
Siolf, sogar Farbe genau vorgeschrieben wurden. So unterschied 
man 2 B. in Polen zwischen „Purpurnen“ (Karmazyn, Gross- 
adel) und „Grauröcken” (Szaraczck, Kleinadel). Der galizische 
Adel halte am allerwenigsten das Recht, der josefinischen Vor- 
schrift Vergewaltigung der persönlichen Freiheit vorzuwerfen, da 
er doch selbst — wın nur das „Gesetzbuch“ der Fürstin Jabto- 
nowska für ihre Untertanen iu erwähnen —- seinen Untertanen 
willkürliche Kleidervorschriften machte. (Korzon a. a. OÖ. 1 
365, 11.6.) — Während jedoch die adeligen Vorschriften die Wahrung 
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Gewis war die Einheit des SLantes [ür den Kaiser 
ein Ziel, das er nie aus dem Auge Jieß. Nicht minder aber 
steht lest, daß er den Sonderinteressen (aliziens 
immer Rechmmg irug, sobald sich zeigte, daß in dieser 
hinter den Erblanden wirischaltlich zurück gehliebenen Pro- 
viuz die Voraussetzungen für eine einheitliche Gesetzgebung 
noch fehlten. Wenn daher trotzdem in der Literatur so olt 
von dem rücksichislos gegen Galizien gericheten Zentralis- 
mus gesprochen wird, so erklärt sich das nur dadureh, daß 
man die Interessen und Bedürfnisse des Landes von den- 
jenigen der privilegierten Stände nicht innner scharf 
genug unterschieden hat. Daß der Kaiser den Privilegien 
des sralizischen Adels, wie des Adels übeghaupt, nicht be- 
sonders Ireundlich gegenübersfand, ist eine bekannte 
Sache.!) Aber der Adel ist doch nicht mit Bevölkerung 
überhaupt zu identifizieren ! Indem er — um mit Lozinski 
zu sprechen — an die Bedürfnisse „wenngleich nicht des 
ganzen Landes, doch wenigstens seiner eigenen Klasse“ 
dachte) verlangte er unter Hinweis darauf, dal Galizien 
„ure regii Tlungarisi” ammektiert worden sci, die glei- 
und Befestigung der Standesunterschiede bezweckten, waren die 
josefinischen von dem Gedanken diktiert, jeden Standesunter- 
schied im öffentlichen Lebenzu verwischen. Darum 
entsagte der Kaiser selbst der prunkvollen Pracht der spanischen 
Mleidung und auch bei Hofe wurde die einfache Kleidung einge- 
führl. Den Damen wurde das Tragen von „Apparftemenis-Klei- 
dern“ verboten. (Vgl. Michiels, Politigne autrichienne 8. SHE, 
234; Mitrolanov a. 0. FT. 106). Aus keinem anderen Grunde 
wurde in der erwähnten Kleidervorschrift für Galizien belohlen: 
„(Sellen) alle in k k Diensten vorzustellende Personen als sub 
eonditione sine qua non angehalten werden, die französische 
Kleidung anzunehmen“ (Zit. Instruktion für den Grafen Pergen 
8 6%. Dies schien damals nötig, sollten der Bürger und Bauer 
in den neuen Regierungsorganen die früheren Bedrücker nicht 
wiedererkemnen, da doch der polnische Adel von Staatsdienste nicht 
ausgeschlossen war und tatsächlich im Justizdienst, in der Zoll- 

1) Als nach der Okkupation Graf Pergen mit Vorschlägen 

hervorlrat, die eine gewisse Berücksichligmig der bisherigen 
administration usw. viele Stellen inne hatte. 
Privilegien des Adels bezwecklten und z B. die Geistlichkeit 
und den Adel als Landesstände in corpore zusanımenzurmfen viel, 
war es der Kaiser, der sieh dagegen aussprach, und (die Stener- 
auflesung aus eigener Machtvollkommenheit des Staales olıne Mit- 
wirkung des Adels festlegte. (Arneth, N, 76£.) 

>) 8 Anlang T. 


chen Privilegien mit, den ungarischen Adel!) 
— ein Gedanke, zu dem er immer wieder zurückkehrte:) 
und zu dem auch Maria Theresia anfangs hinneigte,’) bis 
endlich Josef diesem Projekte ein für allemal jegliche 
Hoffnung des Gelingens benahn.?) 

Die Berücksichtigung dieser Wünsche hätfe Galizien 
doppelte Gefahr gebracht. Nicht nur dadurch, daß die 
sanze Last der Sieuern, Zölle und sonstigen öffentlichen 
Abgaben, von denen der Adel.befreit gewesen wäre, umso 
drückender auf die übrigen, wirtschaftlich schwächeren Be- 
völkerungsklassen gelallen wäre; sondern vor allem da- 
durch, daß in diesem Falle Galizien ebensowenig wie Ungarn 
auf die Unterstützung seiner Industrie und seines Handels 
durch die Wiener Regierung hätte rechnen dürfen und cben- 
falls von ihr bloß zu einer Absatzkoloniedererh- 
ländischen Tndustrie verurieilt gewesen 
wäre) 

Das Dilemma: Galizien auf den deutsch-erbländischen 
oder auf den ungarischen Fuß ehizurichten, hat demnach 
mit der Frage des Zeniralismus nichts zu tun und bekonmmi, 
also einen Sinn, dessen Bedeutung für Galizien kaum über- 
schätzt werden kann. Indem man Galizien auf den „deut- 
schen“ Fuß brachte, wurde zwar sein Adel zu den gleichen 
öffentlichen Pflichien und Abgaben wie die anderen Staats- 
bürger herangezogen, aber eben dadurch wurde es in 

'!) Desiderien von 1773. Vgl. Loziiski a. a. 0,8. 17, 

>) Noch im Jahre 177). Arneth X, 9. 

») Ehenda, VIIT., 417. 

4) Ebenda. X, 98. Vgl. auch das Schreiben Josels an Maria 
Theresia, ddo. Lemberg, le 19. Mai 1780, bei Arneth, Correspon- 
denz III. 244. 

») Vgl. oben 8. 80T., 146, 215. Vgl. auch Anhang Tl. - - Diese 
Politik begeznet auch bei Gtabinski (Finanzielle Selbständig- 
keit Galiziens, S. 12) einer scharfen Verurteilung. „Unsere Vor- 
fahren —- setzt dieser auseinander -— vermochten sich mit der 
Prlicht der obligaten, somit ihrem Begriffe der anarchistischen 
Freiheit zuwiderlaufenden Steuerentrichtung nieht zu befreunden. . . 
Man hat in Galizien nach dessen Angliederung an Österreich 
die ungarische Verfassung nicht sowohl aus Rücksicht auf die 
nationale Autonomie gewünscht... . als vielmehr wegen der Grund- 
steuerimmunilät des ungarischen Adels, die auch iler galizische für 
sich erwirken wollte. Diese politische Kurzsichtigkeit 
des Adels hat sich furchtbar gerächt, an ibm sowohl, als am 


dem Schicksal des ganzen Landes überhaupt. . Autonomie, ohne 
daß dafür Opfer gebracht würden, ist möglich.” 


den Bereich der Iarbländer, also jener Länder einbezogen, 
die im Gegensafze zu den ungarischen Provinzen, sich in 
Jlinsicht: auf ihre Industriemteressen der vollen Unter- 
stülzung durch die Regierung erfreuten. Daraus ergab sich 
die äußerst wichtige Folgerung, daß das Problem der In- 
dustrieförderung in Galizien niemals in dem Sinne des Ob? 
sondern nur des Wie? erörtert wurde. 

So auch in dem zitierten Ederschen Blaborat. 

Es beginnt mit der Darstellung des faktischen 
ökonomischen Zustandes im Lande. Galizien habe 
eine passive Handelsbilanz und ‚ihre Erfordernisse fast 
alleinig aus Leipzig, Frankfurt, Breslau und Danzig er- 
Jalten.“) Zwar würden Weizen, Leinwand und etwas grobe 
Tischzcuge nach Danzig und Ungarn abgesetzt. Jedoch 
werde mehr Geld aus- als eingeführt, besonders wegen der 
preußischen Hindernisse auf der Weichsel, und „die Geld- 
masse müsse sich in dem Umlaufe immer mehr und mehr 
vernindern,“) was nach den Lehren des Merkantilisinus 
als unfehlbares Zeichen der Verarmung galt. Es sci „dahero 
auf Mitiel zu denken, dieser Folge einigermassen zu ent- 
weichen.“ Umd «diese Mittel erörtert mun Bader in dem 
Abschvilt seines Blaborats: „Wie der (galizische) 
Nandel emporgebracht werden könne?“ 

Es ist begreiflich, daß hier, wo es sich um ein pres- 
santes Mitkel zur sofortigen IHennmnung des Geldabllusses 
und zur Vermehrung seiner Umlaufsmenge im Lande han- 
delte, die bekannten Maßnahmen merkantilistischer Politik, 
wie Prohibition gegenüber dem Auslande, sowie die Schaf- 
fung einer eigenen Landesindustrie nichts nützen konnten. 
Bie erstere war, wie schon gezeigt wurde, Für Galizien 
«lirekt schädlich, die andere ließ sich überhaupt, besonders 
aber ohne Ausschaltung der fremden Konkurrenz, nicht. 
sofort wid aus dem Nichts hervorzaubern. „Eigene 
Kabriquen im Lande einzuführen, scheinet mir nieht rät- 
lich zu seyn, da solche nurnach langer Zeit zu jener 


) „Mit k. k. Iablanden war sozusagen gar kein Commerce 
unterhalten, ausser denen alleinigen Sensen und Geschineid-Bisen“. 
Aus Ungarn gingen nach Galizien viele Weine, Eisen, Tabak und 
Borstenvich, mit welchen Artikeln zwischen beiden Ländern ein 
Stiehhandel gelührt wurde. 

2) Verl. oben 8, 1839. 


Perfection gelangen würden, in welcher sich schon dermalen 
die erbländischen befinden.“ 

Damit wollte sich Eder nicht gegen die Förderung der 
industriellen Produktion überhaupt, sondern nur gegen die 
staatliche Förderung derjenigen Produktionszweige cr- 
klären, deren Emporbringung hätie zu lange auf sich warten 
lassen. Als ver[rüht. für Galizien erschien ihm nur die Grün- 
dung von „Fabriken“, worunter man damals vorzüglich die 
Großindustrie in [einen Artikeln und Webstoffen ver- 
stand, wie sie in den industriell entwickelieren Ländern 
bestand, im Gegensaize zu den primitiveren Produktions- 
arten und einfacheren Methoden der Verarbeitung von 
Rohstoffen. Eben diese aber waren für Galizien, das auf 
dem Gebiete der Industrie erst die ersten Schritte machen 
sollte, die geeigneteren, weil sie rascher helriedigende Iir- 
folge erhoffen ieß.t) Eder wollte daher 2. B. Kupferhänmer 
ireendwo an der Weichsel gegründet und Kupferschmiede 
angesiedelt wissen, weil die Weichsel die Möglichkeii der 
kleinen Frachtkosien bei Beschaffung des Rohmuaterials, so- 
wie beim Absatz des Feriigproduktes biete.?) Zugleich wollte 


1!) Bei anderer Gelegenheit sprach sich die galizische Hof- 
kanzlei dafür aus, in Galizien keine anderen, als dem Lande 
angemessene Fabriken und Manufakturen anlegen zu lassen, 
die sich olme Zwang und gewaltsame Unterstützung von selbst 
erhalten und folglich Verbotsgesetze entbehren können. (Beer, 
Zollpolitik, S. 302.) Damals herrschte allgemein (die Auffassung, 
daß es keinen guten Erfoig zeitige, wenn man in einem jeden 
Lande alle Gatiungen von Industrie erzwingen wolle; vielmehr 
sei zu wünschen, daß jede Provinz sich auf jene Industrie ver- 
lege, zu der die natürlichen Bedingungen „ob der Lage, ob des 
näheren Materiales und mehrerer Fertigkeit der Arbeit vor anderen‘ 
die beste Gelegenheit darböten. (Iübenda, S. 269, 270). Übrigens 
mußte doch die Förderung von Fabriken in feineren Artikeln 
so lange als verfrüht erscheinen, als es in Galizien an Waren der 
gemeinsten Gallungen mangelte. Diesen letzteren wandte demnach 
die Regierung ihre vorzügliche Aufmerksamkeit zu. (Vgl. das Referat 
Margeliks, unten Schlußbetrachtung, $ 2). Über die Fördermug 
der Leinwand- und Garnweberei S. unten 3. 246. 

.?) „Man könnte in einer Starostey an der Weichsel als 
wohin mittels des Poprat und Dunajes das Schmölnitzer Kupfer 
in Platten geschiffet werden Kann, Kupferhänmer anlegen und 
Kupferschmiede ansiedeln, wodurch dieses Materiale sowohl in diesen 


er dort, wo Bedingungen auch für Fortgeschrittenere Tudu- 
siriezweige vorlägen, wie %. B. bei der Tuchindustrie in 
ala, alle möglichen Ünterstützungsimittel angewendet 
sehen.!) % 

Ber Schwerpunkt der Ederschen Anträge, die dem 
Geldabflusse steuern sollien, lag jedoch naturgemäß nicht 
innerhalb des Produktion sprozessgs, sondern auf 
dem Gebiete des Handels- und der Warenzirkula- 
tion. Durch die Unterstützung des Transithandels mit 
ausländischen Waren sollte für die Landesinwohner Ver- 
dienstgelegenheit geschalfen und Geld ins Land gezo- 
gen werden?) Zu diesem Zwecke solle man den „all 
in grosso" Handelsleuten den bezahlien, Zoll für die einge- 
führten fremden Waren bis zu 10/, zurückersiatten (Rück- 
zoll), sobald sie diese Waren weiter nach dem Auslande aus- 


Ländern als in Pohlen grossen Absatz finden würde, da hierlandes 
das Kupfer durchgebends mit freyer Hand ausgetiefet und das Meiste 
von Danzig in sehr hohem Preyse verarbeitet, eingeführei wird.“ 

) Eder erzählt, dass die Stadt Biala aus lauter Tuchmachern 
bestehe. „Die Fabrieation der Tücher ist eine der besseren, und 
wird die polnische Elle von 1 fl. bis 2 fl. verkaufe.‘ Während 
der Bderschen Reise machte ihm die Bialacr 'Tuchmacherzunft 
„die wehmüligste Vorstellung‘, dass sic bein Ankaufe der Wolle 
in Polen 12% Ausfuhrzoll, sodann in Biala 8% Jinfuhrzoll, somit 
20%o entriehle Auch beim Ankaufe ihrer Wolle in den Eirhlanden, 
n. zw. in Bielitz, müssten die Weber für den Zeuniner 3 Il. be- 
zahlen. Iunelich Klagten sie über die Konkwrrenz der Proussisch- 
Schlesischen Tuchmacher, die bei billigeren Produklionskosten in 
ıler Lage seien, auf den diesseiligen (galizischen) Märkten durch 
woblfeileren Verkauf „ihrer Nahrung‘ Schaden zuzufügen, „ob- 
schon den Bialern der Verkauf auf Preussisch-Schlesischen Jahr- 
märkten keiner Dingen gertattet würde.“ - Die Aulräge Rders 
zur Unterstülzung der Bialaer Tuchindustrie gehen dahin, „dieser 
Bürgerschaft 1% die freye Einfuhr der Wolle (aus Polen) zu ge- 
zlatten; 2° von den in Bieliiz zu bezahlenden 3 {l. von CGenten 
dispensieren, 3° «dargegen fremden Tuchfabricanten (wäre) der 
Besuch diesseitiger Jahrmärkte nur gegen 20% freyzulassen.‘“ (Ab- 
schnitt: „Vorschläge zur Aushilfe der Tuchmacher in Biala.‘‘) 

2) „Um ein mehreres Geld in das Land zu zielen, wird 
unter andern nicht wndienlich seyn: einen oeconomischen 
Iandel mit fremden Waaren so viel möglich in dem Lande einzu- 
führen, wozu Brody und Lemberg vor anderen, als Nieder- 
lags-Oerter zu bestimmen wären,“ 
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fülrien.)) Diese bedeutende Begünstigung, die, wie wir 
wissen, Esıler zu Gunsien Brodys noch 1774 provisorisch 
vorgeschlagen hatte?) sollte nun als ständige Einrichiung 
eingeführt und auch auf Lemberger Grossisien ausgedehnt 
werden. Aber auch sonst, unabhängig von der Begünstigung 
des Großhandels, wünschte Eder die Festsetzung eines 
mäßigen Transitozolls, und zwar Polen gegenüber in der 
bisherigen Höhe von 17,%/,. Für die Moskovitischen Waren 
sollte der Zoll bis zu 19°, für die Mollauischen sogar bis zu 
20/, erhöht werden, Inden die für die Moldau besiimmten 
Leipziger und Frankfurter Waren ihren Zug noiwendig 
dureh Galizien nehmen mußten, daher diese Zolleinnahmen 
für Galizien sicher waren. 

Spezielle Erleichterungen wünschte Bder für den wich- 
tiven Viehtiransit. Der bisherige seit 1775 bestehende 
Siück-Transitzoll per 1 fl. 15 kr. von Ochsen, I fl. von 
Pferden und 12 kr. von Borstenvich, solle nur [ür jene 
Podolischen, Ukrainiscehen und Moldauischen Stücke beibe- 
halfen bleiben, die über Sniatyn, Horodenka, Ilusiatyn md 
die dortigen Gegenden eintreten, „sönach die ganze 
Strecke des Landes nach der Läng durchgeirieben werden.“ 
Dagegen sollte auf allen übrigen kürzeren Streeken (Brady 

Janiszow inkl Iorodfo- Dubienka) der  Durchfuhrzei 
stark ermäßigt werden. (Per Stück Hornvieh auf 30 vesp. 
7. kr.) 

Zur Erleichterung der Ausfuhr wollie Eder den 
Esstozoll in der Iöhe von 5/,.%/, aufrechterhalten. Aus- 
nahmen tral er nur für jene Artikel, deren Ausfuhr durch 
Rücksichten anf die eigene Konsumiion des Landes er- 
schwert werden sollie. (Vieh, Wachs, usw.) 

Weniger günstig waren die Ederschen Vorschläge in 
hetreff des Binfuhrzolles. Eder glaubte, daß die Rin- 
fuhr ausländischer Waren nur insoweit eine Erleichterung 
verdiene, als die letzieren zu weiterer Ausluhr bestimmt 
seien. Dagegen bedürfe die Einfuhr ausländischer Waren 

) Vgl, über den Rückzoll, als typisches Mittel der merkan- 
tWlistischen Wirtschaftspolitik Adam Smith, Reichtum der Völ- 
ker, IV. B. Kap. 1 (Schluß) und Rap. 4. 

>) 8. oben 8. 86. 

3) Verl. Abschnitt? „Die Trunsito-Rezulierung in Anschen des 
Viches.‘ 


zwn Zwecke der galizischen Bigenkonsumtion keine Begün- 
stigung, sondern solle vielmehr gehemmt werden. Er schlug 
daher vor: den Konsumozoll für die jüdischen Händler von 
10 auf 12%/,, für christliche aber von 8 auf 10%/, zu er- 
höhen. Für manche in den Erblanden vielfach produzierten 
und daher speziell geschützien Artikel möge der. Zoll aus- 
nahmsweise bis auf 20%, erhöht werden.!) „Dies würde 
den Erbländern in ihren Manulactis einen beträchtlichen 
Absatz verschallen, wid nachdene all diese Waaren (außer 
Gläser und Spiegeln) der Stempelung unterliegen, so dürfte 
die Schärfe der Patenten und genaue Manipulation ver- 
hindern, daß solche durch Schleichhandel aus der Fremde 
nicht so leicht eingeführt werden.“ 


Unfreundlich endlich und ganz unzeitgemäß war (lie 
Stellungnahme Eders zu den Juden. Zwar wurden den 
Erblanden gegenüber die galizischen Juden in allen Handels- 
bezichungen von vornherein mit den Christen gleichgestellt. 
Alle Ein-, Aus- und Durchfuhrzölle erfuhren "unterschieds- 
los-einheitliche Regelung und es war hier kein Platz für 


1) Ilier gehörten: „Spiegel und Glaswaren, lTülte 
und Majolica. Sie werden der alten Gewohnheit nach meistens 
aus Danzig, Porcelaine aber aus Sachsen eingelühret. Die 
ordinari Tücher (die Elle a 2 fl. und darunter), erzeuget großen 
Theils Pohlen; feinere Leinwath, seidene Strümpfe und Zitze, 
Gradl, Tischzeug, Cotton, Silber- und Goldborten, 
Strickerey, Massiv-Knöpfe, werden größten '"Theils in Leip- 
zig erliandelt.‘“ Von diesen Artikeln heißt es weiter: „Alle diese 
Waaren, deren Preyse und Qualität ich genüglich untersuchet, 
können Ihrer Majt. -Brbländer in der Zahl und Güte, ja im 
gleichen, wo nicht minderen Preis liefern. Da jedoch die hierlän- 
digen Handelsleute die Messen zu Leipzig, Bresslau, Frankfurt und 
Danzig allschon gewohnet sind, sonach allda Bekanntschaften und 
Credit haben, auch bey dieser Gelegenheit mit allen Nothdurften 
auf einmal versehen; so bleibet sehr wenige Hoffnung übrig, dass 
sclbe wegen auf 21/,% bey erbländischen Waaren herabgesetzlen 
Zolle die Erblande zu besuchen und dortige Fabricata an sich zu 
bringen Trachten werden.“ Dies umsoweniger, als „bishero der 
Hundelsmann den Vorteil (habe), dass er bey dem Cours der 
Dukaten bis 6% in fremden Ländern gegen die Erblande gewinnet, 
wodurch ihm die ausländische Maut noch geringer ... zu stehen 
kommet.“ Vgl. Abschnitt: „Die höhere Belegung einiger Waaren 
zu Emporbringung jener, so in Erblanden fabriciret werden.“ 
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Unterscheidungen, deren Ursprung in das tiefe Mittelalter 
hineinreicht, und die die Handelsfreiheit ungünstig beein- 
fußen mußten. Anders aber siand die Sache mit Bezug 
auf den Auslandsverkehr. Hier hat Eder einfach die in der 
Adelsrepublik hergebrachten Unterschiede beibehalten, und 
bemaß also nach wie vor für die Juden sämtliche 
7ölle um 2/, höher als für Nichtjuden.‘) Er begrün- 
dete dies init dem Hinweis aul die Betrügereien der 
Juden, aus denen diese großen Ciewinn. zögen, und weist 
ein anderesinal darauf hin, daß auch in Ungarn die polni- 
schen Juden bei der Ausluhr der Weine „um die Halbscheid 
höher als die Krisien das Dreyssigst zu. bezahlen verhäal- 
ten werden.“ Das wirkliche Motiv der höheren Zollbelastung 
der Juden war jedoch ein ganz anderes; und Eder spricht 
es bei Erörterung der Frage der ungarischen Weine gutız 
offen aus: „.. un den Handel dieses Getränkes von den 
jüdischen länden in Kristliche mach und nach zu üher- 
bringen.“ 

Das Edersche Projekt erlangte keine Geseizeskralt. 
Seine Schwächen erfuhren von höherer Stelle scharfe Kritik 
und in weiterem Verlaufe der Beratungen brachen sieh 
allmählich für Galizien immer günstigere Anschauungen 
Bahn, bis sie einen gänzlichen Sieg davontrugen. 

Vor allen trat mit einer solchen Kritik der Gubernial- 
referent von Guinigji?d hervor. Im wesentlichen ist er 
zwar mit der allgemeinen Tendenz des Ederschen Pro 
jektes eimverstanden. Im Emzelnen will er jedoch ander: 
Mitfel zur Erreichung des beabsichtigten Zweckes ange- 
wandt wissen. Ganz im Sinne Eders erklärt er sich für 
eine ausgiebige Unterstützung der Landesindustrie, beson- 
ders dort, wo schon -—- wie in Bialfa —- größere Ansätze zu 
einer solchen vorhanden seien?) Und ebenso wie Eder 


!) Vgl. den Abschnitt: „Dass Juden im ausländischen Con- 
sumo-Zoll und Wein höher gehalten werden mögen.“ 

2) Gubernialbericht vom 14. Februar 1775. (U. K. A. Kanı.- 
Akt. Fasc. 7, G. Mai Dezember 1776 ad 312 ex Septembri 1776.) 
Vinzenz von Guinigi war durch lange Jahre Referent in zoll- 
und handelspolilischen Fragen und als solcher erwarb er sich 
grosse Erfahrung und lobenswerte Kenntnis der wirtschaftlichen 
Zustände des Landes. 

3)... . dass dies also die einzigen Tuchmanufacturisten in 


richtet er sein Augenmerk hauptsächlich auf die Regelung 
des Warenumlaufes. Von da an aber beginnen beider Wege 
sich zu scheiden. Guinigi meint, die durch Eder bloß 
für den „veconomischen“ engros Handel vorgeschlagene Br- 
leichterung (Rückzoll) genüge nicht. Mah müsse vielmehr 
hestrebi sein, die Ausfuhr zu l[ördern, da „unter den 
hiesigen zum Aktiv-Handel geveigneien Produkten die Pott- 
asche, Iläute, Flachs, anf, Garn, Tabak und gedörrte 
Fische, welche in ganzen doch beträchtlich, nicht zu über- 
gehen“ seien. lWMauptsächlich aber wendet sich Guinigi 
gegen zwei andere wichtige Fehler des Projektes: gegen die 
Kinfuhrzölle für ausländische Waren und gegen die Behand- 
lung der Juden. In ersterer Beziehung indint er, sei die 
vorgeschlagene Erhöhung und überhaupt die Feosisetzung 
eines einheitlichen vom Warenwerte und -Gabtung 
unabhängigen Zollsatzes nicht vatsanı, und er verlangte 
die Einführung eines detaillierten Dilferentialtariles.') Ande- 
rerseits sprach sich Guinigi gegen alle Dilferenzierungen 
auf Gebieten aus, wo sie überflüssig waren, nämlich in Be- 
zug aul die Juden. Waren doch die Sonderzölle lür die 
Juden noch der Ausdruck jenes wmittelalterlichen Geistes, 
der mit der Entwicklung eines freieren Handelsverkehres 
zu Ende des 18. Jahrhunderts nicht vereinbar war. In Gali- 
zien, wo sich der ausländische Handel fast ausschließlich 
in jüdischen Händen befand, bedrohten jene Vorschrifien 
den IHandel überhaupt, ohne daß der Entwurf die Garantie 


diesen Königreiche sind; ihre Tücher aber eben aus dieser drücken- 
den Ursache (8. oben) nicht zu jener Vollkommenheit, guten Qua- 
tät und vorzüglichen Preyse, wie die jenseitigen gelangen mögen; 
so verdienen selbe alle mögliche Rücksicht und wäre selben nach 
Einrathen des von Eder, alle Ihunliche Begünstigung billig anzu- 
gönnen, "als worauf bey Regulirung der Tariffe auch die noth- 
wendige Vorsicht genommen werden wird.“ 

!) „Eine olme Unterschied gleiche Regulier- und Erhöhung 
des Consumo laufet wider alle gute Gommereial-Grundsätze. Wir 
wären der Meynung .. . dass der Consumo-Zoll nach denjeni- 
gen Grundregeln, die man in den übrigen KK. 
Erhblanden bereits mit ganz gutem FÜirfolge aı- 
sehohmen, um so mehr zu bestimmen seye, als dieses vielleicht, 
nur das einzige Mittel seyn kann, die manufacta der erbländischen 
Fabrignen auch in diesem Lande, denen allein an fremde Waaren 
angewöhnten Käufern angenehm, folglich anbringbar zu machen.” 


ER 


geben konnte, daß anstatt der verdrängten jüdischen Ihan- 
delselemente chrisiliche geschaffen werden würten. „In 
dem Handel, führe Guinigi aus, Findet kein Unterschied 
zwisehen Krist und Juden Plaiz, weilen dieses sowohl im 
Ilandel selbsten, als in der Manipulation Verwirrung ver- 
ursachet.“ Die Berrügereien der ‚Juden Könnten solche Aus- 
nahınsvorschrilten nieht rechtlertigen, da „denen Berrü- 
gereien stels wachbare Polizey-Aufsicht begegnen müsse.“ 

Die Ilofkammer!) stellte sich in allen erwähnten 
Fragen auf die Seite des Guberniuns. Sie befürwortete 
tatkräftige Unterstützung der Biafaer Tuchindusirie.2) lür 
den Rückzoll konnte sie sieh zwar nicht begeistern, weil 
er Mißbräuche ermögrliche und auch Klagen der kleineren 
Handelsleuten in Lemberg und Brody zeiiigen könne. Sie 
fand sich aber mit ihm aus Rücksicht für die große Beden- 
tung des Durchluhrhandels für Galizien ab.) Dagegen ver- 
warf sic die Differenzierung des Durchfuhrzolles nach 
Bestimmungsländern, sowie die Erhöhung des Einfuhr- 
zolles’?) und nicht minder alle Ausnahmsbestiimmmungen für 


!) Vortrag vom 12. Jul. 1775. (Zit. Akten.) 

2) „Die Abhilfe der Beschwerde der Bialer Tuchmacher über 
die Belegung der Wolle, wird so weit sie den polnischen 
Essito und den galizischen Consumo betrifft, dureh die Regu- 
lirung beyder Tarife erfolgen.“ (Es sind hier die im polnischen 
ITandelsvertrage vorgeschenen Tarife gemeint). „Was den Essito- 
Impost 23 fl. von Cenien der aus den Teutsch-Erblanden 
(Schlesien) und Ilnngarn ziehenden Wolle anlanget, könnte solcher, 
da ıliese Imposten gegen Galizien bestehen sollen, der Tuchmacher- 
schaft zu Biala auf das von Gubernio zu bestimmende jährliche 
Bedarfs-Quantum sowohl an erbländischen als Inmgarischen Wolle 
nachgelassen und für solches der Bssitozoll auf 5/,3%0, nemlich auf 
7j» kr. von Centen (nach der Schätzung a 30 fl. für Centen) Wolle 
bestimmt werden.” Im Abschnitte über die Tuchindustrie werden 
wir schen, daß die Durchführung dieser Begünstigung tatsächlich 
viel zur Entwick lutig Uieses Industriezweiges in Biata beige- 
tragen hal. 

3) „Wenn jedoch ein beträchtlicher Ilandel mit solchen freim- 
den Waaren in die benachbarte fremde Lande abzusehen wäre, die 
in den Trblanden nicht erzeuget ‚und dureh Schleifwege nicht Teicht 
eingclühret werden könnten; alsdann hätte das Gubernium_ diese 
Gattungen der Waren sanınt den Fürsichten anzuzeigen, deren sich 
bey Ertheilung eines Rückzells .... zu gebrauchen, oder was für 
eine andere Modalität Zu Erhaltung des Oeconomie-Handels von 
Brody festzusetzen wäre.” 

%) „Die höhere Belegung der fremden (für die Eigenkonsum- 


Juden. „Bey der künftigen Gonsumo-Zoll wäre der bis- 
her bestandene Unierschied zwischen gallizischen christ- 
lichen Handelsleuten dann Juden und Fremden, welcher 
gar keine gute Ursache hat, aufzuheben, und die gleiche 
Zoullbarkeit nach den Waaren, nicht abet nach den Per- 
SUNEeN auszumessen “ 

Die Kaiserin schien mit diesen, von einem moder- 
nen Geist getragenen Anträgen eiuverstanden zu sein und 
ordnete unier dem 2. September 1775 die Umarbeitung des 
Entwurfes durch das galizische Gubernium an. Wie schr sie 
den besonderen Zuständen Galiziens Rechnung trug, ergibt 
sich daraus, daß sie das Gubernium ausdrücklich ermäch- 
tigie, die aus Wien erhaltenen Weisungen bloß als Anre- 
gungen, keineswegs aber als bindende Direktiven zu be- 
trachten?) Umsomehr muß es verwundern, daß das 
zur Ausführung dieser kaiserlichen Entschließung ergangene 
Hofkammerdekret vom 27. September 17752) 
sich wede' mit ihr, noch mit den Ausführungen des Hof- 
kammervortrages deckt. Von der beschlossenen Berück- 
sichtigung der besonderen Verhältnisse Galiziens ist m ihm 
keine Rede und vielmehr angeordnet: „daß sölchergestalten 


tion des Landes notwendigen) Waaren in Rücksicht: auf die gleichen 
erbländischen Erzeugnisse, ist dem Gutachten des Gubernii reso- 
lutionsmäßig überlassen... Das Mittel (aber) eine verhältnis- 
mäßige Begünstigung der letzteren mit Erhöhung des fremden Zolls 
ist nicht für rathsam anzuschen, (vielmehr) solche in Ierabselzung 
des erbländischen auf einige Artikel zu suchen seye.‘“ Die Hof- 
kammer wünschte daher, die Ermäßigung des 21/,%igen Kinfuhr- 
zolls für erbländische Waren in Galizien - der zusammen mit dem 
Ausluhrzoll in den Erblanden fast 3% betrug --bis aul 2/,%0 oder 
I kr. vom Gulden. 

1) „Diese Anträge der Kammer sind eingeralbenermmassen an 
das Gubernium zu schicken, nicht zwar als eine Vorschrift um 
solche zu befolgen, sondern damit bey Abfassung der Tarilf die 
diensame Rücksicht darauf genommen oder von dem Gubernio 
soweii es den Gebrauch davon zu machen nicht erachte vor Ver- 
fertigung ler Tariff die Ursachen angezeiget und die weitere 
Wohlmeynung eröffnet werde.“ (H. K. A. Kam. Akt. Nr. 7. G. ad 
312 ex Septembri 1776). Früher schon wurde erwähnt, daß der 
Gencraltaril von 15. Juli 1775 sich aus denselben Rücksichten auf 
Gulizien nicht erstreckte. 8. oben S. 210. 

:) Zit. Akten. 


nach dieser a. h. Resolution das von der Mauiadministration 
verlaßte Systeme ... fast in keinem Stücke mehr 
einige Anwendung Linden köunle)“ und die 
Mantadministration daher „ein ganz nenes dieser a. .h. 
Resolution gemäßes Mautsystem zu entwerfen“ habe (5°). 
Es möge also das Gubernium den neuen erbländj- 
schen Generaltarif vom 15. Juli 1775 für Gali- 
zien adaptieren, ohne jedoch an ihm eine größere 
Aenderung vorzunehmen (12°). Und wenn das Hofkanmer- 
dckret trotzdem die Einfuhr mancher — in den Trblanden 
verbotener oder hochverzollier — Auslandswaren nach Gali- 
zien zu emem ermäßigten Zoll gesiattei, so ist das ein 
innerer Widerspruch, der diese Anordnung ganz unprak- 
tikabel machte. Denn sollte der Generaltaril auf Galizien 
wirklich Anwendung finden, so konnten die gedachten Aus- 
nahmen nur gering, somit für Galizien ohne größere Be- 
deutung sein. Sollien aber diese Ausnahmen für alle jene 
Waren gelten, die für den galizischen ITandel noiwendig 
waren, dann mußten sie die vorausgeseizte Regel selbsi. 
aufheben. Eime Folgerung, die später auch tatsächlich gezo- 
gen wurde. 


$ 2. Der zweite Entwurf. 


Schon am 30. Dezember 1775 legte Eder den abgefor- 
derten neuen Paiwurf vor!) Daß derselbe bloß eine Adap- 
tierung des erbländischen Tarifs sem sollie, kam lormell 
schon darin zımn Ausdruck, daß er nicht systematisch ge- 
ordnet, sondern nur in der Form von losen Anmerkungen 
zu den einzelnen Paragraphen des Generallarifs geschrieben 
ist. Indem Eder sich lormell dem Verlangen der Hhof- 
kammer fügte, wurde er jedoch nieht müde, darauf 
aufmerksam zu machen, daß die Bestinnmungen des General- 
tarils für Galizien angesichis dessen tatsächlicher Zustände 
gefährlich und verderblich wären. Er schlug demnach auch 
so zahlreiche und weilgchende Ausnahmen vor, daß dureh 
sie der erbländische Generaltarif seines prohibitiven Inhal- 
tes gänzlich entleert wurde. 

1) „Gehorsamste Relation ueber die antragende Binführung 


des neuen Erbländischen Mautsystems.“ (1. K. A. Kam, Akt. fasc. 
7. G. ad 328 ex Majo 1776). 


Su sprach er sieh gegen die meisten Ausfuhrver- 
botle von Rohstoflen, wie Felle, lläute, Haasenbälge, 
Horn, Badasche, Asche, Hanf, Glasscherben ete. Aus,!) da 
es in Galizien keine Fabriken gäbe, die dieselben verar- 
beiten würden. Andererseils will er die hohen Zölle für 
ausländische Waren nur dort heibchalten wissen, wo 
sie, wie 2. B. das in Galizien viel gebrunkene englische Bier 
„als ein Voluptwarium anzusehen sind") Für alle anderen 
ausländischen Rohstoffe (Risen, Kupfer, Kutler und 
Rauchwerk, Wachs ete.) sowie für Halb- und Ganz- 
falrikate, (Baumwollzenge, Bänder, Wollenzeuge, Sei- 
denstoffe eic.) -> sie seien nun für den galizischen Transit- 
handel, zur BKigenkonsuntion oder eydlich zur weiteren 
Verarbeitung erforderlich — wünscht Eder tie Binfuhr- 
zölle im Verhältnis zur Unentbehrlichkeit dieser Artikel 
ermäßigt.) Und er deuiet, um seinem Standpunkte zum 


) ,... daß hier kein Stahl fabriciret werde, daß sehr wenige 
und so zu sagen keine Pabriquen hierlandes vorhanden seyen, welche 
alle Pelle, Häute so im Lande erzeiget werden zu verarbeiten im 
Stande wären, und daß es an Handwerkern mw ammoch allzu sehr 
gebreche, welche llaasenbälge, Horn, Badasche und Hanf ver- 
arbeiten würden, da von ersteren dreyen Produeiis hierlandes wenig 
verarbeiter und verbrauchel wird; aneh dahero aus Mangel der 
Meister, von Danzig hergeholet werden müssen, welche großen 
Theils aus diesländigen Hanf verfertiget werden. Glasscherbeu wer- 
den hierlandes weder gesammelt noch ausgeführet.‘“ Das gleiche 
gilt von der Asche, „Ilierlandes wird dieses Material gänzlich ver- 
worlen und niemand denket auf dessen Ausfuhr.” 

2) 7. B. für das englische Bier will Eder den Generalzoll von 
2} kr. per Eimer sogar auf 3 fl. oder 3 kr. per Bouteille erhöhen, 
was erst kaum 5% des Wertes ausgemacht hätte, da die Bouteille 
zu i fl verkauft wurde. 

») Da das Bisen (als rohes-, Gitter-, Stangen-, Rad- und 
Faßreif-, dann als Pflug-Kisen) im Lande selbst wenig produziert 
wird, zo hält Eder den Import des ausländischen für unbedingt 
narwendig: umsornmehr, als „das brauchbare Tumgarische Stab- und 
Sclin-Fisen hier von der ersien land bis aubero auf 12 fl. (pro 
Zeuten) zu stehen kommt.“ Außerdem könnten davon nur die an 
VUngarıı angrenzenden Landesteile Gebrauch machen, während „der 
gegen die Weichsel und Volhynien gelegene Antheil Galiziens” 
wegen Innllegenheit und zu großen Transportkosien auf das un- 
garische Fäisen verzichten muß. Der Mangel an Bisen trage viel 
zur Vernachlässigung der Agrikultur bei, die in ihrer Ientwick- 
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Siege zu verhelfen --- unter Hinweis auf die geographische 
Lage Galiziens -—-- darauf hin, daß Sonderbestimmungen in 


Betreff der Einfuhr von ausländischen Waren nicht nur 


lung dadurch gehemmt würde. Die Einfuhr des polnischen Bisens 
sei daher unerläßlich. „In so lange also die eigene Werke 
die Menge und Güte dieses Materialis nicht liefern werden, durite 
der Binfuhrzoll von ausgeschlagen, alt, gebrochen, dann jenen in 
Gänsen und Plössen nicht minder von Guß- und Hufeisen, dam 
Nägeln, auf den geringsten Satz u. zw. auf ?/,,% in der Binfuhr, 
es seye aus NHungarn oder Pohlen bestimmet werden.“ 

Einen gleich niedrigen Satz verlangt er für das Kupfer, 
bei welcher Gelegenheit er nochmals seinen Antrag (8. oben 8. 22%) 
wiederholt: ‚in der Gegend von Janiszöw Kupferschmiede an(zu)- 
siedeln, und ein Hammerwerk (zu) errichten“, dessen Erzeugnisse 
nach dem Innern des Landes auf dein San, und nach Polen auf der 
Weichsel und dem Poprad versandi würden. 

Für das meist «durch russische Händler zugeführte Futter 
und Rauchwerk, will Eder den bisherigen kaum !/,Yigen; 
Transitozoll beibehalten, da er sich für die Entwicklung dieses 
Handels als sehr nützlich erwiesen habe. „Dieser Handel bestelht 
fast allen in Brodi... Zur Erhaltung dieses Handlungszweiges 
ist es nolhwendig für alles in fremde Länder und ITungarn aus- 
gehendes Pelzwerk den Rückzolll mit Abschlag des Transito zu 
leisten und diese Waare nur als ein Transitogut zu behandeln.‘ 

Um das zu jener Zeit soviel gesuchte Wachs für Galizien 
und die Brbländer zu sichern, soll jeder Zoll bei er Kinfuhr dieses 
Artikels aus der Ukraine, Podolien, Vollynien und der Türkei 
aufgehoben, dagesen seine Ausfuhr nach dem Auslande durch «die 
Erhöhung des Essitozolls von 35/,.% auf 12% verhindert werden. 

Nach demselben Prinzipne behandelt Eder die Binfuhrbewil- 
ligzung von ausländischen Fabrikaten, z.B. Baumwollen- 
zeuge. „Unter anderen derley Zeigen werden einige Hundert 
Tausend Stück Kitay aus Moscau eingeführet, welche in den 
äußerst entlegenen Gränzen (China) aus Baumwolle fabrieiret wer- 
den. Mit diesem Zeige ist die ganze Judenschali sekleidet, da 
solcher von einer ganz besonderen Dauer ist, und die hiesige Elle 
nur auf 15 kr. zu stehen kommt. Dieser Articul Ware würde schwer- 
lich in der Menge durch ein erbländisches Surogatımn erselzei 
werden können, noch weniger aber jenem im Preise und Dauer 
gleich kommen.“ Eder stellt daher den Antrag, die Einfuhr des 
Kıllay zu gestatten, „ihn etwa als ein halb Kotton an(zu)sehen, und 
alls eine nothwendige Waare pr. Plund mit 10 kr. oder wegen der 
allgemeinen Erfordernüss nit der lWalbscheid (d.i. 5 Kr.) (au) 
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in Interesse dieser Provinz allein, sondern zugleich in lem 
der Krbländer selbst gelegen seien.!) 


belegen.“ (Wie sehr durch diesen Antrag das in den Brblanden 
berrschende Zollsystem durchbrochen worden wäre, wird sieh aus 
der folgenden Zusammenstellung ergeben. Setzt man die Kinfuhr 
bloß nit 200.000 Stück Kitlay an, jedes Stück wahrscheinlich a 30 
Bien, diese a 15 kr. gerechnet, so macht dieser einzige, Artikel 
schen eine Summe von J1/, Millionen Gulden aus, die nach dein 
Auslande gingen). — Die Einfuhr von fremden Bändern sei zu 
gestatten, weil in Hinsicht auf Qualität, Preis und Menge „die 
Brbländer in Fabrieirung der Bänder den ausländischen bey’ weılen 
nicht gleich kommen.‘ Andere Artikel werden zwar in den Trb- 
landen in arforderlicher Qualität und Preis, jedoch nieht genügend 
labriziert, so „besonders die Seidenstöfle, halbreiche Zeige 
und Westen, dann Sammet“. Ebenso die Wollunzeuge. 
Alle diese Artikel sind zwar nicht für die eisene Konsumation des 
Landes notwendig. „Sollte es (aber) an (ihrer) hinreichenden 
Nenge ermangeln, oder die Preise gegen den ausländischen größer 
ausfallen, so würde der Broder TIandel ad extra schr Jeiden.“ 

ı) BEder meint, dal im Falle der Anwendung des. Verbots- 
patente: vom 14. Oktober 177.4 oder der probibitiv wirkenden Zölle 
aul Galizien, sten Brblanden die Gefahr drohe, daß die auslän- 
dischen Waren dort über Polen und Galizien eingeschwärzl wür- 
den. „Die listige Judenschaft würde hievon den üblesten Gebrauch 
machen und da die erstaunlich weitschichtige“ (galizisch-polnische) 
„tränzen ohnmöglich dergestalt besetzet werden können, daß die 
Mautgelfälle ihre vollkommene Sicherheit erhielten, 50 stünde viel- 
mehr zu besorgen, daß alle hoch Inpostierten Waaren, worauf die 
Republigue Pohlen einen fast ohnmerklichen Zoll geselzet, über 
Danzig ir Pohlen ein und heimlich in diese Zwey Königreiche 
überführet, sonach zu Schade Ihwer Mail. Aerarii in die übrige 
Krblande frey eingeschleppet würden.“ Diese Gefahr bestünde 
für die Brblande nicht, wenn Galizien eine Sonderstellung zuer- 
kannt wäre und die ausländischen Waren dort zu emem „We- 
nigstens aul die Ilalbscheid”“ ermäßigten Zolle eintreten würden. 
„Die Beysorge daß derley (in Galizien) minder zahlende Waaren 
in die Barblände eingeschleppet werden könnten, ist unendlich 
kleiner als die Gelegenheit solche in Galizien hereinzubringen. Die 
enge (aus Galizien nach den Erblanden [uhrende) Passage bey 
Bielitz kann durch weniges Personale überschen und der (Zoll-) 
Nachtrag abgeheischet werden. Gegen das Königreich Fungarn 
machen die Gebirge und die sowohl dies als jenseils angestellte 
Mautämter wie Aufsichtspersonale dem Schleichhandel große Hin- 
dernisse.“ 
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Das Gubernium und dessen Referent uwinigit) teil- 
ten den Standpunkt. Eders vollkommen. Auch Guinigj 
helonte, „daß man bei dieser hohen (erbländischen) Tarife 
auf den hierländigen occonomischen Tlandel gar nicht mehr 
zu reflectiren Ursache habe und solcher vor vollkommen 
verlohren gehalten werden müsse,“ und forderte daher eben- 
falls weitgchende Ausnahmen vom Tarife. 

Als endlich auch .der Präses der Galizischen Hofkanzlei, 
Graf Wrbna, die Meinung äußerte,:) daß die Ausdehnung 
des in den Erblanden geltenden Zollsystems auf Galizien 
bloß dem Interesse der Erbländer, nicht aber demjenigen 
Galiziens entsprechen würde,3) war das Schicksal des zwei- 
ten Ederschen Intwurfes entschieden. Die erwähnten 
Stimmen mußien in der Kaiserin den Zweilel erwecken, 
ob die unter dem 27. Scptember 1775 anbefohlene Adaptie- 
ung des erbländischen Zollsystens für Galizien geboten 
scı. In März oder April ordnete sie dem auch an, cs solle 
„diese Frage einer nochmaligen Beratung unterzogen 
werden‘®) die am 4. Mai 1776 stattfand und deren Ergeb- 
vis bereits in anderem Zusammenhange mitgeteilt worden 
ist.) Der Staatsrat wies wohl auf die Widersprüche des 
tweilen BEcerschen Imiwurfes hin, sah jedoch ein, daß 
sie nur durch diejenigen im Hol-Dekrete vom 27. September 
1775 hervorgerufen seien. Die Prinzipien des letzteren über 
das Verhältnis wischen Galizien und den Erblanden wurden 

') Gubernialbericht vom 9. Jänner 1776 (HK. A, Kam, Akt. 
Tase. 7. G. ad 328 ex Majo 1776), 

2) „Anmerkungen der Galizischen MNofkanzley über den Be- 
richt des Galizischen Landes Gubernii und des Mauth-Binrich- 
tungs-Commissari von Bder“ vom Fehruar 1776. (Zit, Akten). 

>) „Die Einführung der in den hiesigen Erblanden bestehen- 
den Einfuhr Verbothe freinder Waaren und Ausfuhrverbothe 4 
Waaren und Erzeugnisse in Galizien nicht sowohl Galizien, als die 
übrigen Erblande um Gegenstand habe, Die Absicht. nämlich gehe 
dahin, daß nicht dureh Galizien die verbothenen fremden Waaren 
in die übrige Erblande eingeführet oder die Mm gedachten Erblandeu 
erzeugic eigene (notwendige) Producta ausgeführet werden.“ Seincr 
Meinnng nach sei in Galizien „die Aus- und Durch-fuhr 
begünstigen als die Einfuhr.“ 

’) Staatsräthl, Protok. vom 4. Mai 1776 (IT. N, A. Kam. Akt. 
fase. 7.6. ex Majo 1776). 

?) S. oben Ss. orı. MM. 
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daher einer genauen Prülung unterzogen und nach langen 
Debatien aufeinerganzneuen Grundlage geordnet. 
Man hatte sich endgültig zur zollpolitischen Ausscheidung 
Galiziens aus dem Bereiche der Erbländer und dazu ent- 
schlossen, ihm eine Sonderstellung zuzuweise 
Unter diesen Umständen erschien der zweite Edersche 
Entwurf als gänzlich unpraktikabel.)) So wurde demm zu- 
nächst das oft genannte Hofkammerdekret vom 27. Septem- 
ber 1775 ausdrücklich außer Kralt gesetzt?) In positiver 
Richtung aber sollte die Frage „wie die freinde Waaren in 
Galizien pro Consumo zu belegen?“ seien, so geordnet wer- 
den, daß in Galizien „keine fremde Waare.. in regula ge- 
Yinger als zu 5%, zu belegen“ sei. Die Maximalhöhe wurde 
nicht angegeben. Die Konmmnission salı jedoch die Noiwen- 
digkeit ein, den Binfuhrzoll in Galizien niedriger als ıu 
den Erblanden zu bestimmen und erst beim Bantrite in 
die Erblaude den Zollunterschied nachtragen zu lassen. Die 
konkrete Ausmessung des Zolls wurde dem Guberniun über- 
lassen?) dabei aber die llöchsthöhe des  KEssitozolls 
mil. >/., des Transitzolls mit 1%/, limitiert. Bei dem letzteren 
verlangte die Kommission besondere Brleichterungen Lür 
den westlichen Warenzug, der bisher nach Polen und 
Rußland über Preußen ging, um ihn dadurch aut den 
Wegx über Böhmen und Galizien zu lenken. 


1) „Die meisten dieser Erinnerungen [allen aber von selbsten 
hinweg, weilen der ganze Gubernial-Vorschlag nach jenem Prin- 
eipio eingerichtet ist, vermög welchen man Galizien in dem Zoll- 
wesen init denen deufisch-Brblanden hat vereinigen wollen: nach 
nummehro geänderten JlLauptgrundsatz sind die meiste vorhinnige 
Anträge nicht mehr anwendbar.“ 

2) Mit Hofdekret vom 2-4 Mai 1776: „Wird dem Guberniam er- 
öffnet, daß es... von dem unterm 27. September v. .). wegen Re- 
zulierung des neuen Maut-Systeims für Galizien (erlassenen Dekrete) 
gänzlich abzukommen habe und solches als ein separirtes Parbland 
in Zollsachen angesehen. (Zit. Akt.). 

5) „Ex erfordert ein jeder Artikel eine besondere Überlegung 
und Kenntnisse von dem  innerlichen Handel Galiziens.. . 
Das Gubernium wird beuriheilen im Stand seyn, welche Capi olme 
Abbruch des Oeconomie-Handels einen höheren und welche einer 
minderen Belegung zu unterziehen seyen.‘ 


In dem Sinne dieser, von der Kaiserin genehmigten!) 
Anträge wurde das Gubernium unter dem 24. Maui 1776 ange-' 
wiesen, einen neuen Entwurf auszuarbeiten. Damit hatte «die 
Idee der Sonderstellung Galiziens allen Anivralisierungs- 
tendenzen entgegen den endgültigen Nies davongetrasen. 


S 3. Der dritte Entwurf. 


Der neue Entwinf wurde binnen wenigen Wochen vor- 
gelegt.) Er stellt das Prinzip der zollpolitischen Sonder- 
stellung Galiziens in den Vordergrund. Von Verboten der 
Einfuhr ausländischer vder der Ausfuhr eigener Waren 
oder von einer sonstigen Anwendung des erbländischen 
Tarifs ist keine Rede mehr.3) Viehnehr war der Entwurf 
von der Absicht getragen: „alle jene Vortheile zu suchen, 
welche den demselben (Galizien) so nützlichen als noih- 
wendigen Oeconomie Handel beyzubehalten und 
zu befördern, dagegen aber alle diejenigen Beschwerden, 
welche die Zufuhr derer vor diese Königreiche 
unentbehrlichen Erforde vnissen erschweren 
könnten aus dem Weeg zu räumen und hindanzuschafen 
vermögend sind;"“ daß folglich „vor Galizien kein über- 
triebenes und hohes, dem Verbot selbsten gleichkommen- 
des oder doch so zu sagen ein Surrogalum davon ausına- 
ehendes per Cento von 20, 30, und mehr %, stalt haben 
und statuieret werden könne, gestalten durch derley hohe 
0%), dem Occonomie-Handel last eben so enge Schranken als 


!) In dem Handbillet der Kaiserin an den Praesidenten der 
Banco-Deputalion Grafen Kollowrat, vom 23 Mai 1776, heißt 
ee: „In dem Anschluß (heile Ich der Banco-Deputalion das Pro- 
tocoll über die mit Meinem Staats-Rath obgewesene semeinschafi- 
liche Zusammentrettung in betref des galizischen Tariff- und Maut- 
Wesens samt Meiner hierauf ergangener Resolution mit, welche 
dieselbe zur Nachhaltung zu nelmen und hiernach den hier an- 
wesenden Gubernatorem baldmöglichst zu belehren.“ 

>) Gubernialbericht vom 6. August 1776, Referent von 
Guinigi. (ILKA, Mautwesen in Galizien Nr 74 ad 40 
ex Decembri 1777). 

®) Die Frage der Einfuhrverbote, die bisher durch das Ver- 
botspatent vom I4. Oktober 1774 geregelt war, wurde durch die 
dem Zollpatent vom 2. Januar 1775 beigeschlossene Tabelle F 
und $ 62 des Patentes neu reguliert. Vgl jedoch soL 
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durch die Verbotsgesätze selbslen gesetzet werden würden; 
daß (also) auf Galizien kein höheres %, Platz greifen 
mag, als welches anjetzo mit erprobter Beybehallung des 
Oeconomie-Handels festgesetzet ware und zwar das höch- 
ste & 10%...) 

In die komplizierten Tarifvorschriften sich näher ein- 
zulassen, würde zu weit führen. 
Tendenz kurz anzudeuten, 

Der 10%,ige Normalsatz wurde überall dort herabge- 
setzt, wo die ausländische Zufuhr entweder für die in- 
ländische Konsumtion notwendige Nahrungsmittel 
(Getreide, Mehl, Geflügel, Obst, Früchte usw.)) 


Es wird genügen, Ihre 


oder 


2) Daher wurden alle in den Erblanden hoch impostierten 
Kolonial-Waren wie z. B. Kakao, Schokolade, Kaffee, Zucker etc., 
«die dort nach dem Generaltarif mit 20, 30 und 50% belegt waren, 
in dem Projekte nur mit 10% verzollt und waren außerdem zu 
keinen weiteren, in den Erblunden bestehenden Abgaben wie Inpost 
und Armenleut-Aufschlag herangezogen. Derselbe Salz wurde an- 
dererseils auch für die ausländischen Fabrikate festgesetzt, die 
in den Brblanden produziert waren. „Scheinel uns -- 


wirl moli- 
vierend erklärt - 


das festgeselzte höchste 10% deswegen hinläng- 
lieh zu seyn, weilen alle Brblänlische Mannlacta nur 21/,%0 zu 
bezahlen, inithin zur Gonemrenz wider die Ausländer 7'/.0%% zuvor 
haben.“ 

2) Bine der wenigen Ausnahmen von dieser Regel bildeten 
slio schwedischen WHäringe, die mit einem Zolle von 2 fl. 
12 kr. per Tonne, d. j. je nach den Marktpreisen mit 15 --350 
vom Wert belegt waren. Ihr Verbrauch war in Galizien in den 
Wintermonaten stark une das Zamoscer Inspekloral berichtete: 
„dass die meisten hierländigen Merrschalten und Kdelleute für 
das im heurigen Frühjahr nach Danzig abgeschickte Getreide ge- 
wöhnlichermässen schwetische Häringe zurückerhalten und hievon 
einige Tausend Tonnen in dem Republikanischen Gebiethe an den 
Iifern des Bug und San hart an der galizischen Gränze (deswegen 
abgelegt haben, . ... um sie im Winter über die gefrorenen Flüsse‘ 
nach Galizien einzuschwärzen und dem hohen Zoll des 1778er 
Parifs zu entgehen. (Gubern.-Ber. vom 19. Jänner 1779 1. 
K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7 G. ad 274 ex Martio 1779). 
Ber Grund dieser hohen Verzollung lag darin, dass die Regie- 
rung „die Häriuge als ein volupluarinm“ ansah. Dies mochte 
für die reicheren Erbländer, nicht aber für Galizien zutreffen. 
In dem leizieren, bei dem niedrigen Stande der Agrikultur und 
dem Fehlen der Wechselwirtschaft war es nicht leicht, die 'Tiere 


215 


für die Industrie die wnentbehrliehen Rohstoffe, 
(lisen, Kupfer, Felle, Farbstoffe), oder endlich Artikel 
lieferte, die einen wichligen Gegenstand des Bimmen- 
oder Transil.handels bildeten (Pelze, Wachs cete.). Und 
obwohl nach dem zit. Holdekret vom 214. Mai 1776 
der niedrigste Satz für ausländische Waren nicht we- 
niger als 5% betragen sollte), geht doch der bespro- 
chene Entwurf viel weiter und erscheinen zahlreiche 
Artikel mit Zöllen von 8, 5, 21/,, 2, 5/, und ®/120/, belegt,?) 
wobei der merkantilistischen Tendenz gemäß, die «len aus den 
Verarbeitung der Rolistoffe entspringenden „industriellen“ 
Gewinn dem Lande zu sichern bestrebt war, in der Zollhe- 
legung überall die relative „Spaunung“ zwischen Rohsiofl, 
Halbfabrikat und Endprodukt konsequent durchgeführt er- 
scheint?) 

lindlich wurde die Einfuhr der für den Zwischenhandel 

notwendigen Manüfakturen dadurch erleichtert, daß nach 
dem Antrage der Finanzstellen die zu den Trblanden nicht 
gezählten österreichischen Provinzen für die Einfuhr ihrer 
Manufakturen „nur die Hällte des für Galizien bemessenen 
ausländischen Einfuhrzolls“, somit nur 5%, entrichten 
sollten.") 
im Winter, wo das (iras selten war, zu erhalten.  NSoweit dies 
Vieh nicht exportiert wurde, wurde es beim Begimm der kalten 
Witterung geschlachtet, und eingesalzen; und mehrere Monate hin- 
durch aß selbst der reichere Edelmann fast gar kein frisches 
Fleisch, ausgenonnnen Wild und Fische, oder eben Häringe, welche 
deshalb jeine wichtige Rolle spielten. (Über ähnliche Zustände 
in England noch zu Ende des 17. Ihdts. Vgl. Macaulays Gesch. 
von England. WI. Kap. „Zustand des Ackerbaues“). Mit Hof- 
dekret vom 25. März 1779 wurde zwar der Zoll auf Häringe 
auf 1 fl. herabgesetzt. (zit. Akt.), aber auch damit war der Sache 
noch nicht gedient. 

1!) Vgl. oben 8. 242. 

2) Vgl. Anhang IM. 

) So 2. B. „Nachdeme Galizien wegen der grossen Ent- 
legenheit in allen 'Theilen unmöglich mit Erbländischen Riseu 
wird versehen werden können, dieses Materiale dagegen als ganz 
unentbehrlich angeschen werden muss, so haben wir... die ersten 
3 ordinari Gatlungen des fremden Eisens & 2%, (die übrigen 
von gearbeitetem Bisen ü 5% und nur das Feinere Eisen- 
seschmeide ä 10% in der Tarif angesetzt.“ 

!) Resol. vom 27. September 1777: „In Ansehung der May- 
ländischen, Manluanischen, Toscanischen und Tyroler Waaren hit 
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kEinhöherer als der Norwalsatz ward umgekehrt nur 
dlort. eingeführt, wo dies aus Rücksicht auf den Schut 
der galizischen Industrie, z B. der Leinwandindustric, not- 
wendig war. Dadurch wurden zwar Schytzzölle, aber nicht 
im Interesse der Inbländer, sondern ausschließlich in dem 
Galiziens Sestgesetzt.t) 

Es leuchtet ohne Weiteres ein, daß alle diese auslän- 
dischen, in Galizien niedrig verzollten Artikel, bei ihrem 
Fintritt. m die BErblande „den Nachtrag samt den Imposten 
abstatten“ mußien, während die dort verbotenen, aus Gali- 
zien überhaupt nicht über die Zwischenzollinie eingelassen 
wurden.) 

Was die Aus[uhr betrifft, so veflolgte der Iintwurf 
dieselben Ziele, wie bei der Regulierung der Einfuhr. Außer 
der Ausfuhrerleichierung für den Handel (/,"/iger Aus- 
luhrzoll) war ein besonderer Tarifschutz für die Industrie 
nicht nötig, weil eine solche im Dande nicht existierte! 
Räher waren in Galizien alle Rohstoff- Ausfuhrverbote oder 
-Brschwerungen in der Regel überflüssig’) Soweit jedoch 


es bey dem Einrathen der Pinanz-Stellen zu verbleiben; und auf 
gleiche Art. wird es auch nit Niederländischen Waaren zu halten 
seyn.” Vgl. damit $ 4 des Zollpatentes vom 2. Jänner 1778. 

) „Nur in jenen ganz besonderen Fällen, wenn sich neinlich 
Feilzchaften fSindeten, «deren Einfuhr der hierländigen Industrie 
nachtheilig, (haben wir) den Binfulhrzoil mit 12% angesetzet.‘“ 
So wurden z.B. die tlrei ersten feineren Leinwandsorten, 
die in Galizien nicht produziert waren, bloss mit 10% belegt. „Die 
übrigen vier Gattungen aus der noch besonderen Ursache mit 1200 
beleget, weilen hierlanden ein Überfluß an derley Leinwand-Gat- 
tungen zum Handel ad extra fabriciret wird.‘ (Dritter Jintwurf.) 
Alnlich einige andere Artikel. „Wenn 4 B. das aus fremden 
Ländern einzuführende gebleichte, sowohl Werch, als Flachsene 
Garn, vermöge der Zollorduung vom J. 1778 etwas höher ange- 
selzel ware, so wurde durch diese Anstalt auf den nützlichen 
lindzweck abgezielt, damit künftig derley Waaren nicht mehr 
ausser Landes, sondern iin Lande selbst möchten appretirel weruen.“ 
(Note d. Hofkanzlei an d. Hofkammer vom 23. Dezember 1780. 
11. K. A. Mautwesen in Galiz. Fasc. Nr. 7 ad 190 ex Januario 1781). 

2) Vgl. 88 61 und 62 des Zollpatentes vom 2. Jänner 1778. 

3) „Iı der Ausfuhr haben wir alle in der erbländischen 
Tarif zu Gunsten deren Fabriquen höher belegte Artikeln in- 
distinete auf %/,,% von darumen gesetzet, weilen wir allhier keine 
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ausnalimsweise eine Industrie bestand (Bialaer Tuchindu- 
strie, Leinwandindustrie), wird Ihr jegliche Hille zur Ver- 
billigung des Rohstolfes zugesichert, sowohl durch spe- 
zielle Zollerleichterungen für die Wolleinfulhr,!) wie auch 
durch Erschwerung der Ausfuhr von Garn, Flachs, Hanf, 
110122) und sogar durch Verbote der notwendigen Roh- 
stoffe3) Außerdem will das Gubernium Ausfuhrerleichte- 
rung und Absatzsichering für fertige Produkte!) gewäh- 
ren, namentlich für die wichügste Landesproduktion, für 
die Leinwand; und zwar nicht mur durch Niedvighaliung 
des Ausfultzolls in Galizien, sondern auch durch  Er- 


solche eine derley Begünstigung verdienende Fabriquen haben; auch 
wenn das rohe ‚Materiale hierlanden höher beleget würde, die 
Ein- resp. Ausfuhr gegen die übrige Erblanden widerrechtlich 
erschwerel, werden müsste. 
1) Vgl. oben 8. 230, 234 F. 
?) Folgende Artikel wurden bei der Ausfuhr höher als mit 
#/,20%0 belegt.: 
Garn ungebleichtes, Tlächsenes Webergarn, dio Wer- 
kenes, dio Fanfenes, gebleichtes [lächsenes und wer- 
kenes, Müscherl-Farbmaterial, Vitriolöl, Schmelzglas ıe- 
nieines (für Goldarbeiter). 
Bienenkeulen oder Wachskoth, Bauholz als Breiter, 
Schindeln, Pfosten, Schiffbauholz, Mastbäume, Brennholz 
aller Gattungen, Kohlen. 

a 10%  Flachs, voher, gehechelter und Werk, Hanf, roher, ge- 
hechelter und Werk. 

3) Verboten wurde die Ausfuhr von verschiedenen Gattungen 
der Asche, Hasenhaaren, Haderlumpen, ungearbeitcte Ilasenbälge, 
Pagament und Salniter. (Vgl. darüber unten S. 251.) 

4) Das Guberniun stellt eine Spezifikation derjenigen Artikel 
auf, die bei der Ausfuhr „vor Galizien eine besondere Rücksicht 
verdienen“; und zwar besonders im Verkehr mit Ungarn: 

„»F. Futterwerk vanlıes als: Fuchs-Bälge, Königl. dto.; 
ll. Tläute rohe als: Ochsen-Häute, Küh dto., Ziegen ı(lto.; 
X. Kalbfelle; 
I. Leinwand: Plachsene, Werkene, Hanlene; 
V Vieh als: Pferde, Ochsen, Kälber, Schafe, Borstenvieh. 
7.  Zwirn und Gespinnst.“ 
(„Auszug Werjenigen Feilschaften, welche bishero aus den 


Königreichen Galizien und Lodomerien nach Hungarn anı meisten 
exsiliren‘.) 
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mößigung des Einluhrzolls in Ungarn. Das Gubernnunm ver- 
langte also: „daß in Absicht auf die grobe Leinwand, die 
in Galizien ein sehr anschnliches industrial Produkt aus- 
machet, solin zur Exportation viellältig erzeuget wird... 
die hungarische Tarif so nieder als immer möglich 
gesetzel werden möchte, weilen ohnehin derselben Aus- 
fuhr gegen Danzig durch die Preußische Zölle ungemein 
erschweret worden.“ 

Was endlich den Transitzoll betrifft, so wurde er 
in derselben Höhe wie in den Erblanden, d. i. mit 19/, an- 
gesetzt. Für den Fall, daß das Transitogut nicht nur Ga: 
lizien, sondern auch die Erblande passierte, wurde in Kon- 
sequenz der Sonderstellung Galiziens — der Zoll zweimal 
erhoben.?) Auch in dieser llöhe war er-noch niedrig genug 
und nicht drückend, besonders da von den polnischen 
Waren, die den größten Teil des Trausiiverkehres aus- 
machten, der Zoll traktatmäßig nur einmal erhoben 
wurde,2) andererseits wieder die bisher geforderten zZahl- 
reichen kleineren Nebenanflagen aufgehoben wurden und 
somit die genannte kleine Erhöhung eigentlich bloß eine 
Vereinfachung in der Zollbelegung darstellte.) 

In Wien fand das Gubernialprojekt zunächst keine gute 

Aufnahme. Am 23. November 1776 trat zuerst Hofrat De - 
selmann, emmge Monate später die Bölmmisch-Oester- 
reichische Hofkanzlei und besonders Hofrat Eger mit einer 
scharfen Kritik hervor, Der letztere bestand speziell auf 
Kestlerung eines 20%yigen Einfuhrzolles.t) Die Kaiserin 
) Vgl $ 7L des Zollpatentes vom 2. Jänner 1778. 
2) $S 72. Ebenda. Mit lWofkanmmerdekret vom 30. Mar 1781 
wurde eine ebensolche Begünstigung auch den russischen Kauf- 
jeuten zugestanden, um sie zwn "Transilozuge über Galizien zu 
bewegen. (A. M. J. V. G. 7/2940 ad 26 ex Junio 1781). 

>) „Zu mehrerer Brleichterung des Commercialzuges innen 
der heeden Königreichen Galizien und Lodomerien haben lle vorhin: 
üblich gewesene Nebenabgaben als Vecturisation, Pohör, Accidens, 
Bpistomiale ete. so wie alle Privat-Brücken- und Damm-Mäute 
gänzlich aufzuhören.“ (8 7 zit. Patentes). 

1) „Anmerkungen der Böhm.-Österr. lofkanzley dio. 7. März 
1777 (H. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7 Gi, ad 132 
ex 1777); Vortrag d. Hofkauzlei, Hofkammer und Banco-Depu- 


tation vom 5. Dezember 1776 (A. M. I. V, G. 772940 ad 73 ex 
Decembri 1776). 


re 


wollte jedoch diese wichtige Frage in Abwesenheit des 
galizischen Gouverneurs nicht entscheiden. Vorläufig be- 
eilte man sich bloß mit der Bestimmung des Transit- 
zells, nachdem sich herausgestellt hatte, daß durch den 
seit dem 1. Februar 1777 ins Leben gelretenen polnischen: 
llandelsvertrag, die galizischen Einnahmen cinen ernsten 
Abbruch erleiden würden. Hofkanzlei und Hofkammer 
wünschten!) daher rascheste Einführung des erbländischen 
Transito-Tarifs von 1°/, (anstatt des bisherigen 1/,0/,), da 
„dadurch der zu besorgende Abgang doch zum Theil wieder 
eingebracht werden könnte,“ und die Kaiserin stimmte 
dem zu.) 

Als dann im Merbste 1777 der Gouverneur Graf 
Anersperg in Wien eintral, wurde [ür den 3. September 
eine Sitzung der vereinigten Holstellen einberufen, um über 
den galizischen Tarifeniwurf endgültig zu entscheiden.3) 

Hljebei sprach sich die Mehrheit der Räie, was den Eiu- 
fuhrzoll auf ausländische Waren aunlangte, entgegen den 
Anträgen der Hofkanzlei, sowohl für den Normalsatz des 
Gulernialentwurfes, als auch für die Ausnahmen von dem- 
selben aus.!) Dagegen widersprach sieden vorgeschlagenen 


») Vortrag 4. 1lofkanzlei und Tlofkammer vom 26. ‚Juni, 
Resol. vom 3. Juli 1777. (A. M, IV G Y2340 ad 79 ex 
Julio 1777). 

2) „Im übrigen mag eingerathenermassen der erbländische 
(Traneito-)Tarif von nıın an in Galizien eingeführet werden.” Durch 
Hofdekret vom 31. Juli 1777 wurde dieser Verordnung die solor- 
tige Gesetzeskraft zuerkannt. (Zit. Akten). 

3) „Protocollum Commmissionis habitae die 3. Septembris 1777 suly 
Praesidio Com. A Kollowrat‘ Anwesend waren: der Gubernator 
Galiziens Graf Auersperg, Hofkammer-Präsid. Graf Kheven- 
hüller, Vizepräsid. Graf Cobenzli, Hofkanzleihofräte Graf 
Zichy, Freiherr Degelmann, v. Eger, Zach. (H. K A. 
Mautwesen in Galizien. Nr. 7 G. ad 40 ex Decembri 1777). 

3) So 2. B. war die Kommission mit dem I2%igen Zoll auf 
srobe Leinwand zufrieden: „Worüber dem Gubernium der Bey- 
fall nicht versaget werden konnte, da dergleichen Leinwanden 
häufig in Galizien und sonderlich in dem Wieliezkaer Kreise erzeuget. 
werden.“ Ebenso war die Kommission damit einverstanden, dass 
„tie fremde Bisengallungen nach Unterschied als solche mehr 
ülder weniger ausgearbeitet sind 2, 5 und 10% zu zuhlen haben.‘ 
Die Bedenken der Tofkanzlei, Galizien „würde durch preussisches 
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Zolle auf erbländische Waren. „Die Waupt- Manufacten 
der Erblande — wurde ausgeführt — crlordern noch eine 
mehrere Erleichterung in Galizien, als ilmen der angetra- 
gene galizische Satz von 23/,%/, darbietet, der mit dem in 
den Erblanden zu entrichtenden Essito nicht viel weniger als 
3%;, ausmachet.“ Und die Kommission beantragt einstim- 
mig einen Natz von /,.%, auf die, in einer besonderen 
Konsignation angeführten, erbländischen Haupimanulakta. 
Bei dieser Gelegenheit fand ein sehr interessanter Mei- 
nungsaustausch statt, der nochmals aul das Verhälinis der: 
Wiener Regierung zur galizischen Industrie ein sehr gün- 
stiges Licht wirft. Es handelte sich um die RFestselzung des 
infubrzolles auf jene Anslandswaren, die schon nach dent 
erbländischen Generaltarif sehrniedrig, und zwar mit weniger 
als 217.%/, belegt waren. „Dies betrifft —- heißt es im Pro- 
tokoll verschiedene rohe fremde Material-Waaren oder 
sogenannte Materias primas [ür Fabricanien, Ma- 
unflacturisten und Handwerker“ Der Gubernial- 
entwurf beantragte für diese Artikel den niedrigsien Salz 
von 5/,2%o- Die Hofstellen dagegen waren geteilter Mei- 
nung. „Von Seite der Böhnisch-Oesterr. llofkanzley (wahr- 
scheinlich Eger), mit welcher sich auch der Ilolrath v. 
Begelmann vereinbarte, wurde aul eine Aulgabe von 
50%, bestanden, mit dem Beysatze, daß auch sodann die Ein- 
fuhr der rohen Materialien in Galizien gegen die vorhinnige 
Belerung zu 10%, sich noch merklich erleichtert fände.“ 
Dieser Antrag wurde damit motiviert, daß vorläulig eine 


wktive staatliche Unterstülzung oder Gründung von 


!isen überflutet werden, wollte die Kommission nicht gelien lassen: 
„Das aus Preussisch- Schlesien etwa einbrechen mögentde Eisen ist 
ER egen nicht zu scheuen, weil das in dem Wieliczker Kreise 
dieser preussischen Gegend ganz nahe liegende No vitarg nicht 
nur genügsames, sondern auch minder kostbares eigenes Eisen 
für diesen Bezirk verschaffet, sohin das preußische Bisen von 
selbsten zurückhalten werde; auch das ausländische Risen, welches 
in den gegen Podolien gränzenden "Theilen Galizienx mangeln will, 
zur Unterstützung des Landmannes und Feldbauer auf len: vom 
Gubernio entworfenen Sätzen von 2, 5, 10% allerdings beruhen 
könne, um so mehr, als es bey dem aus der Republique ein- 


führenden Eisen auf 4% bemessenen Satz sein Verbleiben haben 
muss.‘ 
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Fabriken in Galizien noch verfrüht sei.!) „Die Majora aber 
gingen dahin, daß obgleich noch“ (von Seite des Staates) 
„an keine eigentliche Pabriquen in Galizien gedacht wird, 
jedennoch der einzelne Kabricant, der Nanufactürist und 
Handwerker alle Begünstigung und Rücksicht verdiene, so- 
fort demselben die Beyschaflung der nöthigen rohen Ma- 
terialien bey dem ohnehin schr weiten und kostbaren 
Transport durch die Maut nicht erschweret werden könne; 
aus dieser Betrachtung also und da die meiste der näm- 
lichea Artikel auch in die deutsche Erblande mit dem 
nämlichen geringsten Mautsalze eingelassen werden, der 
Consumo-Zoll eröfierten rohen Material-Waaren auch aus 
fremden Ländern nicht höher als zu 5/,.%, zu nehmen 
wäre. 


“2 

Ebenso stimmte die Kommission in der Frage der Re- 
gelung der Ausfuhr dem Gubernialentwurf zu, wider- 
strebte aber entschieden solchen Ausfuhrerschwerungen von 
Rohstoffen, die bloß im Interesse der Krhblande und keines- 
wegs in dem Galiziens gelegen wären, wie 2. B. gegen 
die Ausfuhrerschwerung von Poötiasche: „Da solche eine 
unmittelbare Zugabe zu dem ausführenden Getreid ausma- 
chen solle, müßte der Ausfuhr um den Geireid-Mandel nicht 
zu hemmen, mit dem Essitozollsatz der %,,%/, zugestanden ' 
werden.‘®) 


!) Sonnenfels lehrte (1771): „Maumfakturen auf Rechnung 
Jdes Landesfürsten sind nie anzurathen.“ (52. Lehrsatz aus den 
politischen Wissenschaften). Vgl auch Pfibram, a. a. O0. S. 201. 

®2) Als man 1780 infolge der Beekhen’schen Vorschläge 
an die Beschleunigung der Industrieentwicklung in Galizien dachte, 
„habe man bey dieser Böhm.-Österreichischen Hofkanzley in Über- 
legung genommen, ob zu besserer Belebung der dem 
Königreich Galizien angemessenen Manufacturen 
die Einfuhr der. rohen Materialien nicht etwa noch mehr zu er- 
leichtern® wäre; man gieng hierbei ins Detail der Tariffe ein und 
schloss mit der Erinnerung, dass „man solche ohnehin bereits der- 
inalen mit einem so geringen Einfuhrs-Zoll beleget fünde, dass 
hierinu "lem möglichen Wunsche der Fabricanten bereits zuvor- 
gekomnien zu seyn scheine.“ (Note d. Bölm.-Öst. Kanzlei an 
die WHofkammer vom 23. Dezember 1780. II. K. A. Mautwesen 
ın Galiz. Fasc. Nr. 7 ad 190 ex Januario 1781). 

3) Die Potlasche wurde nämlich auf der Weichsel zusammen 


Tı «dem Berichte, mit dem Cobenz] der Kaiserin das 
Kommnissionsproflokoll vorlegte, forderte er den 5/,.%/, Päin- 
[uhrzoll für sämtliche erbländische Manufakturartikel.') 
Die Kaiserin entschied auch in diesem Sinne und ge- 
nehmigte im Übrigen alle Kommissionsauträge:) Damit war 
die Frage des galizischen Zolllaniis entgillig gelöst. Nach- 
dem das Waborat nachträglich einige unwesentliche Ände- 
rungen erfahren hatte, erhielt das Gubernium den Befehl, es 
ins Polnische zu übersetzen.) Das am 2. Januar 1778 publi- 
zierte neue Zollgeselz, trat am 1. Maid. J. in Kraft: 


8 4 Die Bedeutung des Patentes vom 2. Jänner 1778 und 
sein Verhältnis zum „provisorischen“ Tarit vom 28. Dezem- 
ber 1776. - 


Wie die bisher geschilderien zollpolilischen Regierungs- 
maßnahmen überhaupt, so ist auch dieses Geselz von dop- 


mit Cietreide gegen Danzig verführt, wodurch sie zu Verminderung 
der relativen Frachtkosten und Inföljee dessen zur Aufrechterhal- 
tung der durch preussische Zölle erschwerten Getreideausfuhr viel 
beitrug. 

?) Vortrag vom 15. September 1777 (H.K. A. Mautwesen in Gru- 
lizien Nr. 7 G. ad 40 ex Decenmbri 1777). . „Nachdeme ich keine 
Ursache sehe, warum die in der lien enthaltene Gegen- 
ständo mehr als andere zB. Gotton-Tücher, Strick waaren el. 
zu begünstigen wären, sondern vielmehr glaube, daß alle Mittel 
anzuwenden sind, um den erbländischen Manufacturen len Ver- 
schleiß in Galizien zu erleichtern. Mit welcher Meynung sich 
auch der Herr Gouverneur Graf Auersperg vereimiget; und 
nur den einzigen Artikel der Leinwand ausniimnl, welchen 
er bey dem Belag von 2!/,% zu belassen wünschel, weil Ga- 
lizien selbst damit handlet.‘ 

?) Resol. vom 27. September 1777. „Der Consimmno-Zoll nit 
5/2 %o ist nicht nur für die in der zweyten Beylage bemerkte 
Artikel, sondern überhaupt für alle aus den Brblanden kon- 
mende ‘Fabricala und Manufacta lestzusetzen..... Wegen der Be- 
günstigung der in Galizien einzuführenden materiarum primarımı 
beguchmige das Binrathen der mehreren Stimmen. In dl-übrigem 
hat es bei dem gemeinschaftlichen Binratben zu verbleiben.“ (Zit. 
Akten.). "IToldekret an das galiz. Gubern. v. 5. Dezember 1777 
(Ebenda). 

>) Sitzungsprotokoll der 1lofkommission vom 13. November 
Iloflekret vom 6. Dezember 1777, (A. M. I. V. GC Y2310 ad IH 
ex Decembri 1777). 


pelter Bedeutung für Galizien. Durch die Krleichterung der 
Kinfuhr ausländischer Waren wurde der vorteilhafte Ocko- 
nomie- und Transithandel Galiziens aufrecht erhalten. 
Daun aber war jede Imnporterleichterung auch von einer 
sofortigen Erleiehterung der Ausfuhr begleitet, da 
der gulizische IHlandel großenteils in buchstäblichem Sinne 
Tausch-(Baratto-J)handel war!) 


In lormeller Hinsicht endlich bedeutet das Geselz 
vom 2. Jänner insoweit einen für den Handel wichtigen lort- 
schritt, als es eine Zusanmnenfassende Kodifizierung aller 
(rüber nur gelegentlich erlassenen Vorschriften, Verord- 
ungen wid Instruktionen darstellte. Alle diese Älteren Nor- 
men sollten mit 1. Mai 1778 außer Kraft Ireten,?) diejenigen 
selhstverständlich ausgenommen, die durch Verträge) mit 
fremden Mächten, wie Polen und die Türkei, garantiert 
waren. 


Nun unterliegt cs jedoch keinem Zweifel, daß dem aus- 
drücklichen Wortlaut des Gescizes zuwider, der „provi- 
sorische“ Zolliarif vom 28. Dezember 1776 durchaus nieht 
aulgchoben wurde, sondern vielmehr ein Komplemen- 
tärgesetz des Tarifs von 1778 bildete. Dies er- 
klärt sich l[ormell damit, daß der provisorische Tarif von 
1776 im eigentlichen Sinne kein „in Galizien bestanulener, 


'!) „In dem Mauttarife lür Galizien ex 1778 werden die aus- 
ländischen Prachtwaren nur mit 10 % Consumo belegt, weil eben 
diese von Leipzig, Danzig vder anderen Gegenden meistens 
durch Baraftirungen beziehenden Waren dem Lande Gali- 
zen Ausweg seiner überflüssigen Produkten 


ver- 
schaffen, 


zugleich aber auch demselben den wichtigen und dem 
Staat keineswegs gleichgiltigen Vortheil des mit bestem Erfolge 
damit treibenden Oeconsamie-Handel zuwenden.“ (Staats- 
vitl. Protok. in galizischen Mautsachen vom 11. Mai 1781. 
A. M. J. TU. AU Fase. 320 ad 104 ex Majo 1781). 

2) „Es hat also von dieser Zeil an von allen älteren in 
Galizien bestandenen Consumo-, Bssilo- und Transito-Zöllen, Zoll- 
Verordnungen, Patenten, Privilegien, Ausnahmen oder Unterscheido 
in der Verzellung gänzlich abzukommen‘“ (8 2). Damit wur- 
den auch alle mitlelalterlichen Ausnahmebeslimmungen zu un- 
sunsten der Juden auch im Außenhandel abgeschafft 
und gleiches echt geschaffen. 8. oben 8: 233, 2306. 


>) Vgl SS 2 u 6 des Zollpatentes vom 2. ‚Jänner 1778. 


““ 


sondern viehnehr ein „erbländischer” war, indem er einen 
49/, resp. 10%/, und 15%igen Einfuhrzoll für alle aus Gi- 
lizien in die Erblande und Ungarn eingeführten Waren 
normiierte, Wichtiger aber waren für die Beibehaltung des 
Parils von 1776 die meritorischen Gründe. Das Hof- 
kammerdekret vom 27. September 1775, welches einen Ein- 
fuhrzoll auf die aus Galizien in die Erblande importierten 
Waren vorgesehen halte, spruch von einem bloß „provi- 
sorischen" Tarif!) weil es gleichzeitig die Adaptierung des 
erblämlischen Generaltarifs für Galizien forderte.) Bei der 
damals beabsichtigten Einbeziehung Galiziens in das Zoll- 
gebiel. der BErbländer konnte natürlich von emem erblän- 
‚dischen Zoll auf galizische Waren keine Rede sein, und 
somit sollte der Tarif vom 28. Dezember 1776 tatsächlich 
nur bis zur Erlassung des adaptierten Tarifs provisorisch 
gelten. Dafaber — wie wir wissen — ‚die Zolleinigung unter- 
blieb und somit das Zollpatent vom 2. Jänner 1778 an der 
zollpolitischen Sonderstellung Galiziens nichts änderte, so war 
‚die gesetzliche Regulierung des Imports galizischer Waren 
nach den Erblanden nach wie vor eine Notwendigkeit. 0 
hlieb es demm auch hiefür bei der Bestimmung des 4/gen 
Konsumo, d.h. des gleichen Satzes wie für polnische Waren, 
von denen die galizischen schwer zu unterscheiden waren. 
Iherin hat sich seit 1776 nichts geändert. Denn solange der 
Handelsverirag mit Polen in Kraft stand, war die öster- 
reichische Regierung ihrer Bewegungsfreiheit beraubt. Nur 
Fines vermochte sie: «len Binfuhrzoll dort herabselzen, 
wo er -— wie zum Beispiel für Leinwand — in den Erblan- 
den mehr als 4%, beitrug. Das tat sie auch wirklich. 
War die Leinwandeinfuhr in die Erblande anfangs ver- 
boten und ılann nur gegen einen 20%,° Zoll gestattet, 
so wurde der letztere durch den Tarif vom 28. De- 
zember 1776 auf 10%/, := 8 fl. per Zentner raluziert?) Nun 
wurde der Zoll für diese größte Industrie Galiziens mit ah. 
Resolution vom 29. Oktober 1779 auf 4%/, ermäßigt.') Im 
Dezember 1780 war «die lWNofkanzlei bereit, ähnliche Zoll- 
ermäßigung auch zu Gunsten anderer galizischer Brzeug- 

ı) S. oben 8. 21 E 

>) 8. oben S 337E. 

») 8. oben S 218F. 

) Ve Anhang: IV. 


nisse zu gewähren und verlangte vom Gubernium „Vor- 
schläge zur Modifikation der Zölle, so wie es wirklich schon 
im vergangenen Jahr in Absicht auf die Einluhr der gali- 
zischen Tischzeuge in die übrigen Erbländer geschehen.“!) 
Eudlich wurde iin Februar 1781 der Zoll auf galizische Pro- 
«dukte in der österreichischen Lombardei?) und den Nieder- 
landen bis auf 1:/,%/, ermäßigt. 

Daß die dargestellten Maßnahmen einen äußerst ratio- 
nellen und konsequent durchdachten Schutz der galizischen 
Handels- und Industrieinteressen bedeuteten, ist ohne wei- 
teres klar. Die zollpolitische Sonderstellung, die Galizien 
anfangs nur provisorisch Zugedacht war, wurde durch das 
Patent vom 2. Jänner 1778 auch für die Zukunft festgelegt.) 
Freilich, Neues bietet dasselbe nur in geringem Maße. Es 
stellt sich vielmehr bloß als Vertiefung und Erweiterung 
jener Grundsätze und praktischen Maßregeln dar, die die 
österreichische Regierung gleich nach der Besitzergreifung 
des Landes in Anwendung gebracht hatte. Däs Zollpatent 
von 1778, das bis 1785 die Grundlage der galizischen Han- 
«lelsbeziehungen nach außen bildete, wurde daher sogar vom 
Gralen Brigido mit Begeisterung gelobt, obwohl dieser 
sonst als entschiedener Verteidiger adeliger Interessen 
der Industrie- und Handels-Förderung nicht besonders zu- 
geneigt war. So rülunte Brigido die guten Wirkungen der 
salizischen 'Transitzölle, die den Durchzug Leipziger und 
) „ad Gum. Mat das Gubernium nach den ihm yanz wohl 
schon ınitgegebenen Verfügungen seiner Zeit noch die Mittel 
näher au Hand zu lassen, die zu nützlicher Beförde- 
rung der rural Industrie und des Manufaecturen- 
Standes am sichersten führen mögen.“ (Note der 
Hofkanzlei an die Ifofkammer vom 23. Dezember 1780. IH. KR. A. 
Mautwesen in Galiz. FTasc. Nr. 7 ad 190 ex Januario 1781.) 

2) „Dass für die in das Mayländische und Mantuanische 
gelührte gallizische Waaren und Producten die Abnahme des aus- 
wärligen Einluhrs-Zolls von dem vorher bestandenen 21/,% auf 
die Hiellte bestimmet worden.‘ (Verordng. d. Mayländ. Guber, 
von 24. Februar 1781, IL K. A. Fase. Commerz 57 ad 4 ex 
Februario 1781). 

5) Umrichtig ist daher, die Behauptung Blodigs (Oescır. 
Zoll- und Stasatsmonopolsordnung, S. XVII), daß durch obiges 
Patent in Galizien „dieselbe Zollverfassung, wie sie in den deuisch- 
österreichischen Kronländern bestand, auch dort eingeführt wurde‘. 


anderer fremder Waren durch Galizien begünstiglen. Nicht 
minder rühmend gedenkt er der Regelung des Kssito- md 
Konsumvzolls und betont, daß man „bei der Verfassung des 
Maut Patentes und Tarifs für Galizien von 1778... haupt- 
sächlich auf die... durch die Natur selbst. gemachte Ver- 
bindung des galizischen Handels ‚mit Polen Rücksicht ge- 
nommen und eben deswegen diese Proviz nach ganz andern 
Maut-Pırmeipiis, alsandere BKrbländer behandelt (habe). Diese 
Verfassung (habe) die vorteilhaftesten Wirkungen auf das 
hiesige Commerce (gehabt) und die Folgen der Binschzän- 
kung oder Erschwerung des Danziger Handels doch immer 
weniger fühlbar" gemacht.!) 


$ 5. Die Zollverwaltung und ihre Kosten. Die Zolleinkünfte 

von 1781 bis 1784. Zollmanipulation und Zollerleichternn- 

gen. Amtssprache. — Nachtragsbestimmungen über den 
Transitozoll auf acht kurzen Strecken. 


Mit dem neuen Zollsystem sollte zugleich (lie provj- 
sorisch beibehaltene polnische — Zollverwaltung reorganisiert 
und an Stelle der drei Intendanfturen eine Zentralverwaliung 
in BKemberg eingeführt werden. Eine andere Schwierigkeit 
Jag in der ungeheueren Ausdehnung der galizischen Grenzen. 
In seinem TI. Tarifentwurf vom 30. Dezember 1775 macht 
Bder daran! aufmerksam, daß eine Besetzung der 24 Mei- 
len langen galizischen Grenze?) nach Art des böhmischen 
Kordons ein Aufsichtspersonal von 4061 Beamten mit einem 
Kostenaulwande von 206.604 £l., ferner an Kosten der Zen- 
iral-Zolladininistration und an Quartiergeld 83.025 I, zusam- 
men also 290.229 fl. erfordern würde, während die Zollein- 
künfte bloß 228.028 fl. betrügen, so daß für das Ärar ein De- 
fizit von 62.200 El. resultieren müßte?) Man sah sich daher 

!) Bericht des Guberniums vom 27. Dezember 1755. (A. M.J. 
VEI22ME ad 12 ex Februario 1786.) Treilich schrieb ches 
Brigido erst 1785, als es sich darmn handelte, die josefinisehen 
Refermgesetze zu vereileln 

2) Gegen Polen 101, gegen die türkische Moldau 37, gegen 
die Bukowina, Siehenbürgen und Ungarn 106 Meilen. 

3) Die Wöho dieses Voranschlages war nicht bloß durch 
zahlreiches Personal, sondern auch durch hohe DBesoldungen der 
oberen Beamten verursacht. Eder rechtfertigt dies damit, „weil 


SC@WUngen zu einem anderen Projekt. zu greifen, dessen Ko- 
Sten auf 112.828 II. 30 kr. bereehnet waren!) Nach Vor- 
nahme einiger Krsparungen reduzierten sich die Kosten des 
aus 380 Personen bestehenden Personals mit Ende Oktober 
1773 auf 101.344 01. (== 91.242 fl. an Besoldung’ und 10.34 fl. 
an Quartiergelder).:) Sie stiegen dann um ein Geringes, als 
unter Josef IL, zenanere Überwachung der Grenzen gefor- 
dert wurde. Im I. Quartal 1782 bezifferte sich die Auslage 


in diesem Lande man von allen Verwandten verlassen, alle 
Meublen und viele Victualien um das dreyfache Geld sich bei- 
schaffen‘ müsse, 

) Die Kosten der mit 1. Mai 1778 eingeführten Zollver- 
waltung waren berechnet auf: 


Besoldung Quartiergelil 
A, Aentralleitung. 
1. 1 Maut-Administrator (v. Eder) 3.000 II. 750. 
ad Personam ,., 600 
l.er Assessor 1.200 300 „ 
2.er 1.100 250 
dor „ sr 1.000 200 
l.er Actuarius , . 700 200 „ 
ad Personanı 100 
2,or Actuarius, . 500 125 
Protokollist . . . 400 125 
al Personam 10 „ 
8.700 I. 1.040 11. 
IT. Administrationskanzlei u. Registratur 3.250 757 
II. Rechnungs - Konfektion, Administra- 
tionshanptkassa, Inspektoratiimter 14.660 2.055 „ 
26.610 Il, 4.792 fl. 
B. Legstädte: 
emberg 2 oo oo. B.TIH 655 
Brodi. 2.2.2222... 1.326 755 5 
Jaroslau 2. oo oo I.) 700 7 5 
G. WMaupt-Bintritts- trenzämter 
(( ‚ommereial-Binbruchstationen) Er 12.950 „ 1.685 
D. Zollämter pro Uommercio ne- 
cessario 53.530 „ 2961 
101.900 fl. 10.923 fl. 


also: 112,828 1. (Status der k. k. Maut-Gefällen Administratian 
der Königreiche Galizien und Lodamerien wie des dahin unter- 
gcoräneten Persanalis. IL K. A. Mautwesen in Galizien Nr, 7.0. 
ad 4 ex Decembri 1777.) 

”) „Status Personarum et Salariorum der k. k. Mautgefällen 
Administration in Galizien und Lodomerien samt dem mit dem 
neuen Systeme a 1. May 1778 dahin untergeordneten Personali, 
dio. 2. November 1778* (H. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7. G, 
ad 353 ex Martiv 1779, Besoldung). 


für Zolleinvichtumg mit 32.227 [1., somit jährlich beiläulig 
mit 125.000 fl., während die Zolleinktinfto für dasselbe Quar- 
tal sich auf 68.924 fl. stellten. Die Hofkammer gab damals 
ihrer Unzufriedenheit Ausdruck „daß die Regie oder Ver- 
waltungskösten noch immer gegen 50%/, belragen“ (richtig: 
469/,). Mit Hofkammerdekret vom 11. September 1783 wurde 
daher dem Gubernium eine sparsamere Gebarung aulgelra- 
gen.') Tatsächlich wurden "daraufhin die 


Zolleinnahmen pro 1783 mit 315.859 fl. 
die Ausgaben mit 131,207 11, 
die Nettoeinnahmen also mit 184.652 fl. 


praeliminiert, somit die Regjekosten aul 41%/, der Brutto- 
elimahmen reduziert.) 


Was die Höhe der Zollein ann betrifft, so sind 
aus den ersten 2'/, Jahren nach Einführung des neuen 
Z,ölltarifs keine genauen Ziffern erhalten. Für die Militär- 
Jahre 1781—84 betrugen sie im Einzelnen: 


17819) 325.352 fl. 1783) 315.859 
17823) 290.822 „ 17845) 181.810 


DALE K. A. Kameral. Akt. 7G, ad 272 ex Scptembri 1783. 
> W. K. A. Staalsvoranschlag pro 1783. Fasce. 227. D. Lit, P, 
3) „Summarischer Auszug über die K Kk. Zollgefällen der 
Königreiche Galizien und Lodomerien mit dem Bukowiner Distrikt.“ 


Zollerträgnis : pro 1781 pro 1782 
An Gonsumo, ausländisch . 191.702 N. 181.010 2 
% erbländisch . 15.869 „ 17.733 , 
Yssito in fremde Länder 20141 „ 17.219} A 
m in Törbländer 20.284 „, 17.150 „ 
Transito .... 37.758 „ 29.200 „ 
Nebeneinnahmen als: 
Gewölbgebühr . . . 455 „ 406 „ 
Waggebühr 9.995 „, 9519 „ 
Zettelgelder . . . . 2.885 „ 2.7163 „ 
Ueber ‚fuhrserträgnis 4847 3991 „ 
Bräckenmaut . . . . 1.502 „ 2.102 „ 
Kontraband und Strafen 16.979 „ 23739 „ 
Sımnma. 325.352 IL, 290.832 N. 


(IT. K. A. Kam. Akt, 7G. ad 355 ex Juny 1783.) 

1) Nach dem zit, Staatsvoranschlag pro 1783 betrugen die 
Zollenmahmen in der Gesamimonarchie 8.525,054 fl.  (metto 
6.768.996 1), in der diesseitigen Reichshälfte allein 3.952,212 fi. 
brutto. 1 entfielen somit aul' Galizien fast 8% des Zollertrages. 

HM. K. A. Staatsvoranschlag pro 1784, Fasc, 227. D. Lit. K. 
Es sind dies bloß Reineinnahmen. 


Abgeschen von dem Umfange des Handelsverkehres über- 
haupt, hing die llöhe der Zolleingänge davon ab, ob z. B. 
der Tinport aus dem Auslande oder aus den KBrblanden 
stattfand, da im letzteren Falle der Zoll bloß 5/,.0/,, im ersie- 
ren dagegen durchschnittlich etwa 7%, betrug. Den Ver- 
such einer Berechnung des Umfanges des galizischen Wa- 
renverkehrs aus «len eben angeführten Zilfern findet der 
Leser im Schlußkapitel. 

Noch ist in Kürze der Organisation der Zollämmter un 
der Zollmanipulation zu gedenken. Auch dieser letz- 
toren lag die gleiche Absicht zu Grunde wie dem Grund- 
gedauken des Zollpatentes selbst. Die Ausluhr sollte mög- 
lichst, gefördert, der Import genau überwacht, nötigenfalls 
selbst gehemmt werden. Daher stand es [rei, „die Ausfuhr 
der galizischen Frzeugungen über alle Wege geschehen 
(zu ass). wo cin Zollamt bestellt“ war.) Anders die Ein- 
fuhr. Durch die einfachen Zolämter (Ämter pro Commercio 
necessario) wurden nur die notwendigsten Nahrungsmittel 
und Rohstoffe, und zwar im Kleinverkehr eingelassen.) 
Alle anderen Waren dagegen, wie Fabrikate, Kolonialwaren 
und Droguen konnten nur durch die „Commercial- 
Einbruchstativnen“ eintreten?) und dann an eine der 
3 (später 4) „Legstädte" zur Verzollung angewiesen wer- 
den. Dies brachte gewiß manche Unannehmlichkeiten für 
den Kaufmann mit sich. Zu jener Zeit war jedoch der 
Handel in anderen Staaten viel größeren Beschränkungen 
unterworfen?) Von eimer feindlichen Absicht gegenüber 

) $ 11 des Zollpatentes. 

:)$ 8 „Wir erlauben also, dass ınan bey jedem Zoll- 
amle in Unsere galizische Lande mit Feldfrüchten, mit frischem 
Pleisch und Fischen, mit. Flügelwerk, Wildprät, Bier u. anderen 
geringen Victualien, mit Vieh in wenigen Stücken, ınit Kohlen, 
Holz md Baumaterialien, init rohen u. gesponnenen Flachs, Manf 
und Seide, dann mit Holz- und Wafner waare, wie auch mit "Wolle, 
Wollengespunst, Lederhäuten, fremden Wein und Brantwein (in 
kleiner Quantität) are könne.“ WVebrigens war das im 
Grenzverkehre zur Weide getriebene Vich gäuzlich zollfrei. 
(Kbenda $ 27.) 

») Kbenda $ 0. 

) Man denke nur an die drückenden Vorse hriften, durch 


welche der Wollhandel in England gebunden war! (Ya Adam 
Smith, a a. 0. IV. Buch. 8 Kap.) 


Galizien kann hier aus dem Grunde schon nicht die Rede 
sein, weil«liese Vorschrift nicht die galizischeu, sondern wus- 
indische und erbländische Waren betraf.) 


Von besonderen Manipulationserleichlerungen sci hier 
nur die Zollkreditierung und der Verkauf „aul Losung“ 
erwähnt. Die erstere wurde zwar in Galizien als „hier- 
lauden sehr bedenklich“ verboten, „weilen sich der Handel 
fast größtenteils in Handen der Juden befindet“, sowie „weil 
die Zollbelegung, mithin der Zollbetrag im Galizien ungleich 
minder, alsin den deutschen Erblanden“ sci. Man gestatteie 
jedoch Kaufleuten, (die mit größeren, für den Handel notwen- 
«ligen Warenmengen nach Galizien kamen und keine „ge- 
nugsamen Geldmittel zur Entrichtung des Zolls“ mitbrach- 
ten, die Zollabstattung erst nach wirklich vollzogenem 
Verkaufe?) Demgemäß wurde der Wandel „auf Losung“ 


)) „Zu Tegstädten wollen Wir derzeit die Hauptstadt Lem - 
g, dann Brody, und Jardslaw bestimmen. Alles was 
in beträchtlicher Menge aus fremden oder Unseren übri- 
gen Erblanden herein kommt, Kann als nur an eine 
dieser hegslädte, nach Wahl des Wigenthümers, oder kührers zur 
vollständigen Amtsverhandlung und Verzöllung angewiesen wei- 
den.“ (Zit. Pat. $ 40.) Zur Legstadt wurde nachträglieh über 
Anirag Bders vom 6. Juni 1778 auch Podgerze erhoben: 
„aul Bitten des gesammten und achlungswürdigen Handelsstandes, 
zu Podgsrze, dann des wahrgenommenen Unistandes, daß sich 
die Nandels-Geschäfte daselbsten ansehnlich vermehren.“ (Guber- 
nidbcricht Guinigis vom 5. Juli, Mofdekret vom 5. Novem- 
ber 1778: II. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7G. ul da ex 
Novembhri 1778). Das Lemberger Guberninm hat anfangs bloß 
zwei Legstädte in Antrag gebracht. Erst in Wien wies man 
darauf hin, daß diese Zahl zu geriug sei, die Kaufleule zu Um- 
wegen zwingen und große Kosten verursachen werde. (Staats- 
rätl Protok. vom 4. Mai 1776, IL K. A. Kam. Akt, Nr. 7, 
Mai-- Dezember 1770). 

2) „In diesem Falle wird auch im Banate und in anderen 
Erblanden, wo die Geld-Circeulation nicht so häufig 
ist, dem; Eigenthümer gestattet, nach geschehener Visitalion einen 
oder mehrere "Theile der Waare unter Zollamtlicher Obsicht zu 
verkaufen und damit so lange Fortzulahren, bis a zu Bntrich- 
tung der ganzen Gebühr dadurch in Stand gesetzet wird“. (Protoe. 
Commiss. v. B. September 1777. WM. K. A. Mautwesen in Galizien 
7.0. al -10 ex Decenmbri 1777.) 


berg 
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(jedoch bloß zwischen Galizien und den deutsch-ungarischen 
Erblanden und umgekehrt mit Ausschluß des Auslandes) 
Jergestalt erlaubt, daß von der auf Losung expedierten 
Ware in dem Bestimmungslande der Zoll „uur in so weit 
abzustaiten seyn werde, als solche daselbst verschließen 
worden.) 

Die Amtssprache endlich war bis zur Reform von 
1778 keine einheitliche. Die Expeditionen geschahen pol- 
nisch, lateinisch und deutsch, wodurch manmnmielache Un- 
ordnungen hervorgerufen wurden. Um diesen zu steuern, 
sprachen sich gleichermassen alle unteren, wie die oberen 
Behörden für die Einführung der deutschen Amtssprache 
aus, die denn auch mit allerhöchster Resolution vom 27. 
März 1778 erfolgte. Höchst interessant ist jedoch die Tat- 
sache, daß gerade Josef IL es war, der sich — diesmal 
freilich ohne Brfolg — mit sroßer Energie gegen die lin- 
führung der deutschen und für Beibehaltung der polnischen 
resp. lateinischen Sprache erklärte !2) 


Um auf das Patent von 2. Jänner nicht nochmals zu- 
rückkommen zu müssen, scien hier noch die Nuachtrags- 
besiimmungen in betreff des Transitozolls erwähnt. Die 
Vorschriften über den letzteren wurden unter Kaiser Josef 
und auf dessen Initiative verbessert, um besonders die rus- 
sischen Kaufleute zur Wahl der galizischen Handelsstraße 
anzueifern.d) Droiz der Gelahr mannigfacher Schwärzungen 
wurden die Vorschriften über die Visitation der Transito- 
süter gemildert und strengere Kontrolle nur dort angeord- 
net, wo der Verdacht der Schwärzung oder dek Betruges be- 
stand. Außerdem sollie der Transitozoll für diejenigen 
Güter, die Galizien nur auf kurzen Strecken von 2 bis 3 
Meilen passierten, von 1.auf °/12°/, ermäßigt werden — eine 
Irleichterung, die in den Erblanden unbekannt war.) Mit 
Hofkammerdekret vom 30. Mai 1781 wurde dem Gubernium 
aufgetragen, diejenigen kurzen Strecken namlaft zu machen, 
denen diese Begünstigung zuzugestchen sei. Am 27. März 1782 
ı) $ 58. des Zollpatentes, 

°) Vgl. ‘Anhang. V, 

®) S. oben S, 248, Anm. 2, 

*) V. stautsrätl. Protok. in galiz. Mautsächen vom 11. May 
1781. (AM. I. 1 A,/6, Fasc, 320 ad 104 ex Majo 1781.). 
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brachte sodann das Gubernium die nachstehenden acht 
Streeken in Vorschlag: 1. den Weg für die Zipser Unter- 
ianen in das Arvenser Komitat, der eine kurze Strecke über 
galizisches Gebiet ging. (Ungarischer Transito); 2%. den 
Weg aus Jablunka in Schlesien, deu die schlesischen Weber 
benützten, um über Galizien nach Ungarn zu gelangen. 
(Schlesischer Trahsito); 3. die drei Meilen lange Strecke, die 
aus Preußen über O$wiecim bis Biala nach Schlesien führte; 
4. den Weg, auf dem der russische Transito über Ilorodlo, 
Grödek, Macze, Busno, Krylöw ein- und bei Uchanie austrat; 
5. die Strecke von Sokal bis Stojanöw, durch die Gegend von 
Melatyn und Dreskapol (für polnische Waren); 6. die 
Strecke Podkamieh—Brody; 7. die Strecke über Pod.wo- 
loczyska, Orzechowce und Tarnaruda; 8. die aus der Moldau 
in die Türkei führende Strecke über Zoren und Bojan. 

Auf Antrag der vereinigten Hofkannner und Hof- 
kanzlei!) hatte der Kaiser mit Resolution vom 51. Mai 1782 
diese Vorschläge genehmigt und darüber hinaus aus 
eigener Initiative auch die Wegmaut auf die Hälfte 
herabgeseizt.?) 


ı) Vortag vom 12. Mai 1782: Ref. Degelmann (H.KW.A. 
Kameral Akt. 7G. ad 33 ex Junio 1782). 

2) „Ist bloss allein der Nachlass der halben Weeg-Maut 
auf alle kleine Transito-Strecken durch Galizien zu erweitern, 
nachdeme der Durchfuhrzoll sich bereits auf !/ % herabgesetzet 
findet.“ (Zi. Akten.) 

Wenn Tokarz (a. a. O. 8. 263) Lroizdem Tränen über das 
Los der galizischen Bauern vergießt, weil sich ihr Fuhrlahn- 
verdienst angeblich „infolge der österreichischen 
Transitzölle‘“ verminderte, wenn er dann die Folgen dieser 
Zölle in schwärzesten Farben malt und diesbezüglich auf bessere 
Verhältnisse in Polen hindeutet, indem diese Zölle „eine ansehn- 
liche Verminderung des galizischen Transitverkehres herbeiführ- 
ten“, der „mun gänzlich über die Republik ging und Galizien 
sorgfältig gemieden hat“ - s» liefert er damit selbst Jen besten 
Beweis, daß ihm weder die so zahlreichen, von ınir zitierten 
Normen, noch auch nur die bei Piller abgedruckien Transit- 
bestimmungen des Zollpatentes von 2. Jänner 1778 bekannt waren. 
Und gleich unbegründet ist seine weitere Behauptung, daß die 
österreichischen Wransitzölle den Vichhandel stark vermindert 
haben. (a. a. ©. S. 253). Die Zahlen werden das Gegenteil be- 
weisen und wir werden noch sehen, welche Sorge Jdie Regierung 


S 6. Vieh-, Getreide- und Viktualien-Ausfuhr. Das Patent 
von 28. März 1778.) 


Daß die Produzenten eines Landes mitten in auswär- 
tigen Kriegen blühende Geschäfte machen können, ist eine 
längst bekannte Wahrheit. So war es auch während des 
Bayerischen Erblolgekrieges 1778/79, als in Galizien (Tar- 
nowerkreis), Böhmen, Mähren und Schlesien große Truppen- 
massen zZusammengezogen wurden, deren Trnährung den 
galizischen Produzenten sichere Absatzmöglichkeiten eröfl- 
nete, und zwar umso ınehr, als durch das genannte Patent 
für die Ausfuhr von Vieh, Getreide und sonstigen Agrar- 
produkten überhaupt die weitgehendsten Begünstigungen 
zugestanden wurden.?) Zwar hatten diese letzteren natur- 


gerade ur (den Viehhandel zeigte. (Vgl. unten S. 2SOFE., besonders 
S. 288). Mreilich scheint Tokarz zu glauben, daß für 
die Wirtschaftsgeschichte MTarifstudien überflüssig seien und 
sich durch patriotische Phrasen ersetzen lassen. 

Y) Piller 1778. 8. 168ff., und das Averlissement vom 12. 
April 1778, ebenda S. 70. 

>) a) Gegen die von den Behörden kostenfrei zu erteiiende 
Pässe für das Hornvieh war es erlaubt, dasselbe für die Armee 
ganz [rei „nicht nur von allen Landeslürstlichen Mäu- 
ten, Aufschlägen, Dreyssigst- und anderen Abgaben, sondern auch 
von Ständischen Giebigkeiten und Privat-Mäuten, dann den 
Weeg-Schranken- und Brücken-Geldern“ zu treiben. 

b) Dagegen sollte das übrige Vieh und die Viehprodukte als: 
„Sechaaf- und Schweinviel, Speck, geräuchert und 
gesalzenes Fleisch‘, endlich 

c) „alle Getreidgattungen, undGrieslwerk, Mehl, 
Gries, Brod, Heu, Stroh, grüne Waar, gedörrtes Obst, 
Schmalz, Butter und Käß, wie dann auch Brand- 
wein, Essig und Wein“ ohne Paß oder sonstige besonders 
Erlaubnis mit der Begünstigung ausgeführt werden, „daß sie von 
allen Landständischen, wie auch anderen Privat-Herrschaft- 
lichen und (dergleichen Mäuten und Abgaben gänzlich be- 
froyet seyen, und dafür nichts zu entrichten; auch sollen die 
leer zurückgehenden Kuhren obiger Weegmautbegünstigung sien zu 
erfreuen haben.“ ,„Was jedoch die Landesfürstliche Zölie, 
Mäute, Aufschläge, Dressigstgebühren, dann Landesfürstliche Weeg- 
Schranken- und Bruck-Mäute‘“ anbelangt, so sollte von allen die- 
sen Artikeln bloß ?/, aller genannten Abgaben gefordert werden. 
(Piller 1778, S. 168, 70.) 
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gemäß nur einen außerordentlichen, vorübergehenden Cha- 
yakter und galten bloß für die Dauer von 14 Monaten.) 
Sie waren indessen nicht ohne größere Bedeutung zu dei 
Zeit, als der galizische Weichselexport durch die preußi- 
schen Zölle stark gelitten hatte und die hohen Vieh- und 
Getreidepreise während der Kriegszeit die Kosten sogar von 
weiteren Transporten gegenden Westen zu decken ver- 
mochten. 


1) Bis Ende Mai 1779 (H. K. A. Mautwesen in Galizi ; 
G. ad 100 ex Majo 1779). sen in Galizien Nr. 7 


Drittes Kapitel. 


Der Kampf um die Brodyer Privilegien. 1778—1779. 


S 1. Die Aufhebung der Sonderstellung Brodys. 


Nur in einem einzigen Punkte bedeutete der Zolltarif 
vom 2. Jänner 1778 eime entschiedene Verschlinmerung 
vegen früher. Da der Tarif die Interessen des ganzen 
Landes in hohem Maße berücksichtigt hatte, war die 
Landesstelle und ihr Referent Guinigi der Meinung, dafs 
ein besonderer Schutz des Brodyer Handels umso über- 
Nüssiger sei, als die Lemberger Kaufleute mit Neid zu- 
sahen, wie Brody den größten Teil des galizischen Handels 
an sich gerissen hatte.!) 

So hatte dem Guinigi die Aufhebung ‘der Brodyer 
Privilegien mit «ler nicht gerade geistreichen Motivierung 
beantragt, „daß wenn (dadurch) der Broder Handel leiden 
sollte, man die Verfassung in einem halben Jahre wieder 
umändern könne.) Es sollte also fürderhin an Stelle des 


1) 1776 schrieb Eder: „Der Brodyer Handel wäre bekann- 
termaßen so groß, daß solcher mehreres als der übrige galizische 
Mandel beträge.‘“ (Gubernialbericht vom 6. August 1776. Dritter 
Entwurf a. a. O0.) Vgl. unten S. 272, Note 4. 

2) Kommissionsprotokoll vom 3. September 1777. (H. K. A. 
Mautwesen in Galizien Nr. 7. G. ad 40 ex Decembri 1777.) Weiter 
heißt es dort, daß „Brodi ... pro futuro nicht anders als alle andere 
tractiret werden könnte und sollte, indeme ansonsten Brodi zu viel 
Vortleil gegen die ganze übrige hierländige Hundelschaft einge- 
standen, mithin der Mandel aller übrigen unterdrucket werden 


Travsitozolles von kaum 1% der allgemein-galizische Ein- 
fuhrzoll treten und dem Grundsatze: lex retro non agit, ent- 
gegen, wollte Guinigi sogar bereits lagernde Vorräte 
mis demselben Zoll belegt wissen.') Bine Rücksichtslosig- 
keit, die umso drückender und wngerechter war, als nach 
Angabe der Brodyer Handelsleute viele dieser Vorräte noch 
vor 1773 bezogen waren und somit schon einmal einen 
Kinfuhrzoll in der damaligen Höhe von 10% entrichteten. 
Prinzipiell waren die Hofstellen mit Rücksicht auf die 
sroße Wichtigkeit des Brodyer Handelsplatzes ganz anderer 
Meimung und glaubten, daß das beneficium fransilus für 
Brody notwendig sei, wenn ‚diese Stadl den Transito- 
handel an sich ziehen solle, wozu sie die besten natürlichen 
Bedingungen besitze?) Trotzdem stimmten sie der vorge- 
schlagenen Rassierung der Brodyer Privilegien bei. 


würde. Und da sie gleiche Unterthanen sind, so scheinet es auch 
billig, daß sie gleiche Vortheile und Beschwerdo fühlen, zumalen 
wohl vorzusehen, daß so wohl als in Brodi (dureh die Aufhebung 
der Privilegien) die Abnalıne zu beförchten, eben so wohl in an- 
dern Städten die Aufnahme des Comnnercii anzuhoffen seye.“ 

) „Weillen aber die Wandels-Judenschaft doch einiger Rück- 
sieht würdig ist und cs derselben in der That zu hart fallen 
müßte, wenn sie zur Bezahlung einer solchen Gebühr a retro her 
verhalten werden sollte, die ab aerario dermalen nach Billigkeit 
nicht wohl gefordert werden kann, so glauben wir, «daß sich ... 
niit Bezahlung der Tlelfte Maut von dem beschriebenen Varrath 
zu begnügen” sei. (Dritter Intwurf.) 

>) „Hierorts scheine in der That bedenklich etwas vielleicht 
zu frühzeitiges gegen die derinalige Verfassung des Handels in 
Brodi zu wagen, welcher sich nach einer mißlungenen Probe 
nicht so leicht wieder herstellen lassen dörfte. Die Lage van 
Brodi in der Nachbarschaft dreyer fremder Gränzen scheinet zu 
denn Oeconemie Handel in ganz Galizien die bequemsie zu seyn. 
Der Handel der Caravanen, die ihren Rückzug auf das immer 
wmöglichste zu beschleunigen trachten, scheinet hiernächst jene 
Genauigkeit nicht zu leiden, die bey der Gonsumo Verzollungs- 
Manipulation erforderlich ist. Um den wichtigen Broder O&econ9- 
mie-Handel, der in andere Wege der k. k. Staaten ungemeinen 
Nutzen verschaffen kann nicht aus Handen und an die nächst 
gelegene Republikanische Ortschaften übergehen zu lassen, wäre 
man verleitet worden entweder für die Beybehaltung des Tran- 
sito-Zolles zu Brodi oder noch viel mehr für die Erklärung der 
Stadt Brodi zu einem freyen lWandelsplatz nach dem Bey- 
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Dieser anscheinend Fast unlösbare Widerspruch erklärt 
sich indessen sehr einfach. Zur Durchsetzung seiner Anträge 
in Wien, wußte sich das Gubernium der kleinen Brodyer 
Krämer als eines wirksamen Instruments zu bedienen. War 
duch „der kleine Mann“ seit jeher der geborene Feind des 
größeren Kapitalisten und des Engrossisten. Neidisch sah 
er die Wohlhabenheit des Grosshändlers, während er bei aller 
Mühe und Plage kaum sein Leben fristete. So schenkte er 
denn ohne Weiteres den Versprechen Glauben, als man 
ihın versicherie, mit dem Fall der Großen werde auch für 
den „Mittelmann“ eine bessere Stunde schlagen. In einer 
vom Grafen Auersperg der Zentralregierung übermit- 
telten, von 83 „Kauf- und Handelsleuten jüdischer Nation“ 
gefertigten!) Petition, versicherten die letzteren, daß die 
Brodyer Privilegien ihnen nicht nur nicht vorteilhaft, son- 
«lern sogar direki schädlich seien, und verlangten die Erset- 
zung des niedrigen Transitozolls durch „einen leidentlichen 
Cousumozol.“ Unter solchen Umständen blieb den Hof- 
stellen nichts anderes übrig, als dem Verlangen der Juden 
selbst und des Guberniums nachzugeben.?) Bin Entschluß, 


spiel Triest und Fiume.. einzurathen.“ (I, KW. A. Kommiss.- 
P’rotok. vom 3. September 1777. a. a. O.) 

, 5 „Unterthänigst fußfälligstens Bitten von uns MKaul- und 
ITandelsleuten aus Brody“, dto Brody 2U. July 1777. „Der Transito- 
Zoll, — wird da ausgeführt — der anfänglich aus denen besten 
Absichten zur Belörderung unseres Gewerbes eingelühret wurde, 
verursachet nun, daß unsere Handlung zurückschlaget, welches 
wir zuvor nicht einsahen.‘“ Diese Behauptung mit irgend welchem 
Beweise zu unterstützen waren sie nicht im Stande. Als einziges 
Motiv ihres Schrittes ist der Neid gegen die Reichen anzusehen, 
was aus ihren eigenen Worten ziemlich klar zu ersehen ist. „Und 
ob gleich — versichern sie weiter — etwelche größere Kauf- 
leute einige Verringerung leiden (werden) und sich dahero hier 
auch nicht unterfertiget haben, wird doch die ganze übrige Ge- 
meinde und besonders der schmachtende Mittelmann um 
so mehr emporgebracht‘“. Gezeichnet Juda Leibel, Sohn des Ra- 
biners von Wisznice u. a. (H. K. A. Mautwesen in Galizien 
Nr. 7.G. ad 40 ex Decembri 1777.) 

2) „In Rücksicht dieses eigenen Verlangens fast der 
gesammten Broder llandelslente und über geflissentlich varge- 
nommene Besuchung der Stadt Brodi, auch indagirte Localitaets- 
Umstände, glaubet gedachter Gouverneur nichts anderes und nichts 


der damit motiviert wurde, daß doch die ganze Frage von 
Lokalumständen abhänge, die sie nicht kannten. Die Kai- 
serin stimmte dem mit Resolution vom 27. September 1.777 
zu. Das Zollpatent vom 2. Jänner 1778 annullierte daher!) 
= früheren Sondervorschriften für Brody „tergestalten, 
aß auch in der Stadt -Brody alle dahin gelangende m 

dannen essitirende, oder Be Brody a ie 
Güter und Feilschaften nicht auders, als nach der ge- 
geunwärtigen Zollordnung und angehängten Tarilen 
gemäß der die beede Königreiche Galizien und Locdo- 
merien betreffenden. Ein, Aus- oder Durchfuhr werden 
behandelt werden.“ Zwar blieben auch fernerhin für die 
Großhändler manche Erleichterungen erhalten.) Dieselben 
waren aber weder praktisch noch genügend. Dem Brodyer 
Handel drohte gänzlicher Ruin und die Regierung sah sieh 
bald gezwungen, die alten Privilegien wieder herzustellen 
und Brody sogar von neuem als Freistadt zu erklären. j 


$ 2. Wiederverleihung der alten Privilegien. 
Begreiflicherweise protestierten die Brodyer Groß- 
händler gegen die sie so hart treffende Reform. In eimer 
Vorstellung vom April 1778 weisen sie darauf hin, dab 
die Zollausschließung von Brody dem galizischen Handel un- 
möglich schaden konnte, da doch Brody, das an der Äußer- 


besseres anrathen zu können, als Brodi für eine Zoll-Legstadt 
zu deelariren und den dortigen ganzen Handel und Wandel im Zoll- 
wesen auf den nemlichen Fuß, wie es bey jeier anderen Legstadt 
üblich ist, behandeln zu lassen“. Doch sollten die Vorräte schonend 
verzollt werden. Die Kommission wünschte sie bloß mit 1/, des 
neuen Einfuhrzolls zu belegen, den Handelsleuten Zahlungsfristen 
zu gewähren, die Vorräte endliel auf Grund freiwilliger Yas- 
sionen der Juden selbst festzustellen und mit Visitirungen nur 
dort vorzugehen wo über alle Wahrscheinlichkeit falsch fatiert 
würde. (Zit. Akten.) 

1) 8 1 des Patentes. 

2) Vgl. $ 57 des Zollpat., nach dem „jedem wohl bekannten 
und sichern Handelsmann gestattet (war) an eine hegstadt Fremde 
Waaren auf Spekulation anweisen zu lassen, und selbe alldart 
zu depositiren“. Ging die Ware weiter naclı dem Auslande, x. 
wurde von derselben nicht der 10 % Gonsumo- sondern bloß der 
1.% Transito-Zoll abgenommen. Selbstverständlich komnten die 
Waren nicht ausgepackt werden. 


sten Ostgrenze läge, seinen Handel Jast ausschließlich mit 
der Türkei, Rußland, Polen und Lithauen treibe, während 
der Handel nach Galizien durch den 10%, Einfuhrzoll 
erschwert sei. Auch schade die Ausschließung keineswegs 
den Kleinhändlern. Bei der Verknüpfung der gegenseitigen 
Interessen bedrohe vielmehr der Fall der Großhändler den 
ganzen Handel mit Ruin, somit auch die Kleinhändler, 
Handwerker, Schankwirte und Landwirte der Umgehung. 
Schließlich werde auch das Aerar geschädigt.!) Die Begün- 
siigung, die Spekulationswaren in Öffentlichen Niederlagen 
deponieren zu dürfen?) sei Tür den Brodyer Großhandel 
belanglos, „da der Geschmack der fremden Käufer dadurch 
nicht befriediget werden kann, wenn die Waaren in Colli 
gepacket in den k. k. Niederlagen liegen.“ Sie flehen also 
un Abhilfe „für unsere Vaterstadt um dem bedrohten Ver- 
fall des Handels und dem Umsturz der ganzen Stadt vorzu- 
beugen.“ Und in einer weiteren Vorstellung. beriefen sie 
sich auf die großen Zolleinkünfte, die der Staat aus ihrem 
Handel nicht nur in Brody, sondern in allen Grenzstationen 
Galiziens ziehe und drohten sogar, wenn ihre Wünsche nicht 
berücksichtigt würden, dem Ruf der polnischen Schatz- 


!) „Wenn man den hiesigen ITandel bloß auf seine Oberfläche 
betrachtet hat es das Anselıen, daß bey der alten Zollverfassung 
die Großhändler allein gewonnen, bey der neuon hingesen 
alle Handelsleute überhaupt in eine nähere Gleichheit ge- 
setzeb und der ganzen Broder Stadt mehr aufgcholfen worden. 
Allein! Wenn man das Innere des Handels und die enge Ver- 
bindung aller hiesigen Handelsleuten genau kemct, 
so ist es offenbar, daß der Fall der einen den Umsturz der an- 
deren notwendig nach sich ziche. Selbst jene von dem kleineren 
ifandels Stand, welche vorhin die Einfuhrs-Verzsllung zu wün- 
schen schienen, schen nun bey Erscheinung des neuen Zoll-Patentes 
die Thorheit ihrer Wünsche ein. Die meisten Kleinhändler schüssen 
ihre geringe Capitalien zusammen, gehen damit nach Leipzig und 
Frankfurt und erhalten über die baare Befriedigung drey "Theile 
auf Credit. Sollte nun der Credit der größeren fallen, so 
gehet jener der kleineren notwendig ganz zu Grunde.“ (,Unter- 
thänig gehorsamsies Bitten von dem gesammien Iandelsstande 
zu Brody, dto Brody den 14. April 1778. Folgen hebräische 
Unterschriften. - CT. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7. G. ad 
153 ex Augusto 1778.) 

”) 8. oben 8, 208, Anm. 2.) 
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konmmission folgen und sich jenseils des Kordons ansiedeln 
zu wollen.!) 

Mittlerweile schrilt das Gubernium an die Ausführung 
(les Zolpatentes vom 2. Jänner 1778, das mit 1. Maid. J. 
ins Leben treten sollte. Ende April kam Eder nach Brody, 
um die Fassionierung der Warenvorräte zu überwachen, 
Die Brodyer Tudenschaft war aber bemüht, sie zu ver- 
schleppen. Die Gemeinde erliob Vorstellungen.) daß die 
Fassionen sich schwer bewerkstelligen ließen, Ya gerade im 
Mai „der große Markt des ganzen Jahres“ stattfinde; fer- 
ner aber erfordere die Fassion solcher Artikel wie Gewürz- 
Schnitt- und Nürnberger Waren wenigstens 3 bis 4 Wochen, 
sonst müßten sie inzwischen ihre Laden sperren, um die 
Fassionen zu verlassen. In einer weiteren Vorstellung er- 
klärten sie sich absolut außer Stande, das Gesetz AUSZU- 
führen, da es an hinreichenden Depositorien für die Vorräte 
mangele — ein Hindernis, das nach Eders Meinung „eine 
Rücksicht verdiente.“ Unter dem Drucke dieser Vorstel- 
Ringen verlängerte denn auch dieser nicht nur die Frist zur 
Fassionierung bis zum 1. Juni 1778, sondern kritisierte auch 
in einem Bericht an das Gubernium in scharfer Weise die 
angeordnete Maßregel, die ebenso für den Brodyer Handel 
schädlich, wie an sich unpraktikabel sei. Wolle man, daß 
„alle jene Vorzüge, welche diesem auswärtigen Handel, wo- 
von so viele galizische Inwohner leben und in Contributions- 
Stand gesetzet worden, auch ins künftige erhalten, und das 
se} höchst w ünschenswert, so 1nüsse man Brody nach wie vor 
eine privilegierte Stellung einräumen. Und zwar indem Sinne, 
7 „Gehorsamste Bitte von dem gesammten Broder Handels- 
Judenstand‘“ dto. Brody d. 12 Juny 1778, Folgen 46 Unterschril- 
ten. (H. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7. G. ad 195 ex Augusto 
1778.) — Mit dem erwähnten Ruf der polnischen Schatzkommission 
ist wahrscheinlich das bei Korzon (a a. O0. IT 153) zitierte 
Projekt gemeint: bei allen polnischen Grenzämlern zu 
Dubno, Woluezyska, Beresteczko, Rudziwittow, Cudnöw, Bar wid 
Niemiröw Warennielerlagen (Depositoria) zu errichten. Vgl. „Vor- 
schlag, wodurch der Handel von Brodi abgewendet und zum 
Nutzen des polnischen Landes übertragen werden könnte.“ (Eben- 
da.) 

°) Relaion Eders vom 14. Mai 1778 (M. S. der Akademie 
der Wissenschaften in Krakau Nr. 811. Heft 2, Auch I. K, A, 
Mautwesen in Galizien Nr. 7.G. ad 183 ex Augusto 1778.) 
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daß alle für den ausländischen Handel bestinnnlen 
Waren «lort gegen Bezahlung des bloßen Transitozolles ein- 
treten und weiter zollflrei austreten,!) die für den Konsum 
der Stadtbewohner bestimmten dagegen mit dem gewöhn- 
lichen Binfuhrzoll, resp. einem entsprechenden Äquivalent 
für denselben belegt werden sollten,?) da kein Grund vor- 
handen sei, die Brodyer Stadtbewohner günstiger als „au- 
dere Galicier“ zu behandeln. Die Kosten des Ausschlies- 
sungskordons würden das Ärar nicht belasten, „da sich die 
Broder Handelsleute olme Anstand fügen (würden), solche 
insbesondere zu vergüten.“ „Diese Begünstigungen (wür- 
den) den auswärtigen Handel erhalten und das Vermögen 
der Stadt Brodi durch fremdes Geld vermehren.” Sie seien 
„ohne Nachtheil der Innländischen Negotianten ..’) und 
(würden) die ganze Gegend in bessere Umstände versetzen", 


1) „So wäre des olmvorgreiflichen Erachtens, daß mm den 
Broder Handel zu erhalten und vermehren das alleinige Mittel zu 
wählen wäre, daß Brodi von Galizien commercialiter gänzlich 
ausgeschlossen, die :für Brodi angesagte Üütter dahin zur ge- 
nauesten Revision angewiesen, von allen Feilschaften allda der 
Transitozoll abgenolmen, «von denen nacher Galizien rückführen- 
den Güttern aber naclı Abschlag des bezahlten Trausito der Coan- 
sumo abgenammen;. alle in Polen austretende Gütler aber zu Er- 
leichterung des Handels frey hinausgelassen.“ 

2) „Könnte ein Pauschquantum für die selbst consumirende 
Galanterie- Schnitt- Rauch- dann Krämerey und Specerey-Waaren 
accordiret werden.” Diese Summe sollte durch die Gemeinde selbst 
auf die Stadtbewohner aufgeteilt werden. 

3) Eder erklärt die Klagen der galizischen, besonders (der 
Lemberger Kaufleute über die Konkurrenz des Brodyer Handels 
für unbegründet. Denn die Leipziger, Frankfurter etc. Waren hätlen 
nach Brody einen weit längeren Weg als nach den westlicher ge- 
legenen Städten, wodurch „die Rzeschower, Jaroslauer und Len- 
berger Handelsleuie derley Waaren wegen minderen Frachtlohn 
für das Land selbsten immer wohlfeiler haben und veräußern 
können.‘ Diese holen Frachtkosten würden sich noch höher stellen, 
wollte man die genannten Waaren aus Brody nach Galizien zu- 
rückbefördern. Berücksichtige man noch den 10%sigen Consumo- 
zoll, so „folget von selbsten, daß der Handel niemalen oder gar 
seclien zurück in das Land, sondern Inmer an die vorwärts 
liegende pohlnischen Gegenden als Podolien, Volhinien, Likraine, 
Moldau, Wäallachey wıd einen Theil Rußland dann Litthauen gehe, 
folglich, daß die Stadt Brodi gleichsam die Niederlage für diese 


auch für das Ärur „die augenchnsten Folgen“ zeitigen. 
Andernfalls würde der Brodyer Handel unfehlbar zu Gun- 
sten des republikanischen und durch dessen Kunkurrenz ru- 
iniert werden.) 

Diese Aulfassung stieß allerdings’im Schoße der Lan- 
(lesstelle auf Widerspruch. Zwar kounte diese die Richtig- 
keit der von den Juden und Eder angeführten Tatsachen 
nicht. bestreiten. Sie elaubte jedoch, daß es genüge, statt der 
— technisch angeblich undurchführbaren —- zullpolitischen 
Ausschließung der ganzen Stadt, bloß die eines für die 
Großhändler bestimmten und dureh Bretter von der 
übrigen Stadt abgesonderten Viertels zu verfügen. Die in die- 
sem Viertel wehnenden Kleinhändler sollten zwangsweise 
enteignet und nach emer 5%, Schätzüng mit Schuldbriefen 
durch den Staat entschädigt werden.?) Die Hofstellen da- 
gegen?) stellten sich ganz auf die Seite Riders. Die mit Pa- 
tent vom 2. Jänner eingeführten Zölle Für Brody seien 
zweckwidrig,)) und das von der Landesstelle gewiesene 
„Abhülfs-Mittel übler als das bel selbsi.“%) Ts könne 


Provinzen worden seyg,“ deshalb „auch der Absatz von Broder 
Waaren in Galizien kaum das Acht! ausmachet,“ 

h „An diesem oeconomischen Handel, wodurch (lie Stadt Brodi 

sich so weit erhoben und ihren Reichtum aus dem Republikmischen 
bezchen, ist so mehr gelegen als die mindeste Aullage solehen 
unwürksam machet: mit (denen polnischen Raaten (Raizen) weiters zu 
unterhalten und die Republique alle Kräften anwendet solchen 
hinwegzuziehen, wie dann in der Gegend von 1 Meile besanders 
zu Rudziwittöw und Beresteezko eine große Anzuhl der bequemsten 
Gewölber erbauet worden um der Breder Judenschäft alle Be- 
quamlichkeit zu Niederlagen in Voraus zu verschaffen.“ 

) Gubernialbericht (Ref. Guigini) vom 30. Mai 1778. (IE. KW. A. 
Mautwesen in Galizien Nr. 7. G. ad 100 ex Junio und 183 
ex Augusio 1778.) 

») Vortrag der Hofkammer und Ilofkanzlei vom 25. Juni 1778. 
(Zit. Akten ad 183 ex Augusto 1778), 

») „Die Verconsumirung aller nach  Brodi selangenden 
Waaren würde den Mandel ad extra gänzlich beheben unel dadurch 
«das Königreich Galizien von der Girelation mehrerer Mil- 
lionon Geldes und den Durchzug ausländischer Waaren be- 
rauben.‘“ 

>) „Weisen sieh bei diesem Vorschlage so viele Hindernisse, 
dal cs scheine, es würde schwerlich ohne Bekränkung des ilandels 


also „nichts diensames gefunden werden, als wenn 
Brody von Galizien commereialiter ausgeschlossen und wie 
Priest und Riume behandelt würde, ... olingeachtet, daß 
vielleicht ein mehreres Aufsichtspersonale erforderlich md 
‚der Zoll des eigenen Gonsumo von Brody entgienge.“ Daß 
ıliese Ausschließung möglich sei, beweise ja auch das Bei- 
spiel der genainten küstenländischen Städte; und sie wäre 
auch schon früher ausgesprochen worden,!) „wenn nicht 
ıdie Erklärung des Broder Handels Standes die diesseitiee 
Gesinnungen geändert hätte.“ 

Die Kaiserin enischied auch zu Gunsten Brodys.?) Es 
brauchte jedoch noch ein volles Jahr, bis die Ederschen 
Anträge in Kraft traien.’) Damit wurde 8 1 ües Zollpatentes 
vom 2. Jänner 1778 insoweit er sich auf Brody bezog, dero- 
giert.‘) 


wıd ohne ohnzählige Klagen von Seite des Broder Handelsstandes 
zu erregen in würkliche Erfüllung gebracht werden können... 
Nicht zu geschweigen, daß dieser Vorschlag in Bezug auf die 
Eigenthümer der Gewölber einen so gehässigen Zwang in sich 
fasset, welcher bei einer nicht längst wieder eroberten Nation den 
tratirigsten Eindruck inachen würde.“ 

1) 8. oben 8. 266. 

») Ah. Resol. vom 21. August 1778: „Bey den von dev Kan- 
mer angeführten Umständen und Gründen ist für dermalen ein- 
geratbenermaßen die Stadt Bredi in dem Mautwesen von Galizien 
abzusöndern und so wie ein Porto [ranco zu behandeln; anbey 
aber wird eine genaue Obsorge zu tragen seyn, damit die nach 
Brodi per Transiio angegebene Waaren nicht in dem Lande abge- 
setzet und daselbst ohne Entrichtung einiger Maut consummiret 
werden mögen. Obgleich übrigens der Antrag der Brodier Ilan- 
dels Leute das solehergesialten erforderliche Maut-Personale be- 
sollen zu wollen nicht angenommen werden mag, so kann gleich- 
wohl der Versuch gemachet werden, durch ein sülliches Einver- 
siändnis diese Handels Leute dahin zu vermögen, daß selbe etwa 
den Betrag der Besoldungen des Maut Personalis als ein Pausch- 
“mantınn für die Maut entrichten sollen, wornach also die Namı- 
ner das Nöthige zu veranlassen haben wird.“ 

»%) Patent vom 21. August 1779, Piller, 1779, 8. 5Off. 

% Nur der Geselzeswortlaut, nicht dessen Ausführung. Denn 
Taktisch „ist das Patent vom 2. Jänner 1778 von der Maut Ad- 
wministration relative auf die Stadt Brodi niemals in Brfüllung 
gesetzet und andurch dem Zollgefälle ein beträchtlicher Intzang 
von vielen Tausend Gulden verursachet worden.“ Eder hatte nänı- 
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8 3. Das Patent vom 21. August 1779. Nachtragsbestim- 
mungen über die Erweiterung des Brodyer Freigebietes und 
über, die Tarnopoler Jahrmiärkte. 


Brody samt 18 Dörfern der Umgebung mit einer Ge- 
samtbevölkerung Von yirka 17.000 Seelen‘) war Vol da an 
durch einen neun Meilen langen Kordon von Galizien abge- 
grenzt; jede Ware, die aus Galizien nach Brody oder von 
dort nach Galizien geführt wurde, mußte die in Galizien 
für das Ausland festgesetzten AuS-, FCSp- Tinfulrzölle 
entrichten (88 4, 6, 15 «les Patentes von 1779). Die Vorteile 
der Ausschließung bestanden für Brody darin, daß alle 
Waren und Produkte, die aus dem Auslande nach Brody 
kamen oder von Brody dorthin transporfiert wurden, ohne 
Galizien zu berühren (also Waren aus dem Osten, Polen, 
Rußland und der Türkei), in Brody sowohl bei der Bin- als 
hei der Ausfuhr vollkommene Zollfreiheit genosselt 
($H. Jene aber, die nach oder von Brody durch Galizien 
(also nach oder aus dem Westen) gingen, zahlten iu Gali- 
zien bloß den niedrigen Pransitozoll (SS t und 2). 

Diese Begüustigungen kamen dem Brodyer Eugvos- 
handel zugute. Andere Vorschriften nahmen die kleinen 


er 
lich die Frage eigenmächlig ZU Gunsten der Brodyer Handels- 
leute entschieden, was man in Wien erst 3 Jahre später bei 
elegenheit der Kontrolle der Brodyer Zollreehnungen entdeckte. 
(Nele des Grafen Karl von Zingendorf vom 21. Dezember 178% 
„wegen der von der galizischen Maut Adwinistrabion der Stadt 
Brody von 1. Mai 1778 bis 1 November 1774 milhin durch, 
17 Monate olme ausdrückliche al. Entschließung eigenmächtig 
eingeräumten Zellbegünstigung“. MH. K A. Kam.-Aclu fasc. 7.6. 
ad 1. ex Januario 1783; Vortrag der Hofkanzlei vom 16., Resoiution 
Josefs vom 28. Jänner 1778, zit. Akten. — Bericht von Sehännuers 
vom 7. ‘August 1784. H. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7. 0, 
ad 169 ex Januario 1785, Beilage 8.) 

%) Nach der Militärkonskription von 1778 zählle Brody 
Kinwohner: 


Männliches Geschlecht. 957 Ghristen 4.376 Juden 
Weibliches 1.003 1.191 
3.020 Christen 8.567 Juden 
Summa. 10.887 


Der Rest verteille sich anf die Dorfbevölkerung (IL. KA. Maul-: 
wesen in Galizien N. 7.G. ad 109 ex Tamwmario 1785. Beilage 7.) 


Iandwerker und Produzenten, endlich auch die Konsu- 
menten überhaupt in Schutz. Die — in Bezug auf den Groß- 
handel ganz begreifliche — Vorschrift nämlich, daß alle 
aus Brody in Galizien selbst verführten Waren einen 
10%igen Einfuhrzoll unterlagen, wäre für «die Brodyer Haud- 
werker, die ihre eigenen Erzeugnisse aul den umliegen- 
den galizischen Jahrmärkten verkauften, verhängnisvoll ge- 
worden. Ihren Interessen diente daher die Ausnalimebe- 
stimmung, daß „die Broder Fabricala .... wem 
sie dafür wirklich erkennet würden,“ iu Galizien und in 
den Erblanden mit einen bloß 4%igen. Binfuhrzoll belastet 
wurden.!) Andererseits wurden die Brodyer als Konsu- 
nenien dadurch geschützt, daß alle nicht engros gchan- 
delten, sondern bloß „zum täglichen Verkehr nach Brody“ 
bestiimmten galizischen Artikel von dem galizischen Aus- 
fuhrzoll befreit wurden, sobald dieser von diesen „Vietualien 
und sonstigen geringeren Feilschaften ..... minder als einen 
halben Kreutzer“ betrug, d.h. der Warenwert 211. nicht 
überstieg. Zur Erleichterung der Expedition solcher Ar- 
tikel wurde sogar ein besonderes Grenzzollanıt in Galizien 
(Ponikwiza) errichtet.?) 


ı) $ 7. Daher „sollen jene (Waren), welche in Brody 
selbst fabrieiret werden und einer Stemplung fähig sind, nit 
einem eigenen inländischen Stempel bezeichnet und nach dem Bey- 
spiele von Triest als erbländische in Galizien und die übrigen 
k. k. Erbländer eingeführet werden können. ... Dieser Aniras 
sieht auf die Vortheile der Zukunft ab; denn obgleich 
die eigenen Broder Jabricata noch 'izt nicht beträchtlich sind, 
so können sie durch größere Belebung der Handlung, Vermehrung 
der Künste und Gewerbe und Ermunterung der Industrie mit der 
Zeit in Vollkommenheit und Menge erwachsen.“ (Bericht Gubernä 
vom 9. Jänner 179. IL. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 7.C. 
ad 149 ex Majo 1779.) 


:) $ 9. Auch das Zugvich wurde auf dem Wege nach und 
von Brody von der Wegmauth befreit. ($ 10.) Im Jahre 1780 
wollto Kaiser Josef 11. während semer galizischen Reise wei- 
tere Wrleichteruug für die Ausfuhr galizischer Produkte nach. Brady 
schaffen. Tor verlangte nännlich die Befreiung vom Essilozoll auch 
größerer Victualiensendungen, sobald sie für die eigene Konsun- 
tion der Stadt bestimmt waren. Graf Kollowrat wies damals auf 
die technische Undurehführbarkeit einer solchen Maßnaline hin; 
„Ist nicht möglich eine Manipulation ausfindig zu machen, welche 
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So vereinigte «las Patent vom 21. August 177) die Inter- 
essen des Großhandels mit den Lokalbedürfinissen. Pür 
Brody eröffnete sich eine glänzende Zukunft. Der Groß- 
handel sollie für die Stadt auch ferner erhalten bleiben, 
sollte [remdes Geld für alle seine Bewohner in die Stadt 
zichen und die mit dem Handel verbundenen Gewerbe be- 
leben. Vor allem aber war für Brody die Möglichkeit ge- 
geben, en Industiriezentrum zu werden. Alle Roh- 
stoffe sowie Nahrungsmittel kamen sowohl aus 
Galizien wie aus dem Osten ganz zollfrei nach Brody. Die 
fertigen Fabrikate konnten nach KEntrich- 
tung des geringen Einfuhrzolls von #/, nicht 
bloß in Galizien, sondern im ganzen Staate 
abgesetzt werden und brauchten die ausländische Kon- 
kurrenz, die mit hohen Zöllen und großen Frachtkosten 
belasiet war, nicht zu [ürchtien.!) War auch der Gedanke, 
mit Brodyer Kabrikaten die Erbländer zu verschen, gewagt, 
so Jag doch der Gedanke nahe, wenigsiens den galizischen 
Markt zu beherrschen. Die Tarifpolitik der Regierung hat 
diese Möglichkeit für Brody geschaffen. Das Weitere hing 
nun von «der Energie, der Unternehmungslust und der Ini- 
iiative der Einzelnen ab. 

Kein Wunder, daß der Brodyer landelsstand voll 
Freude über den errungenen Sieg in cinem „unterthänigsten 
Promemoria“ seinen „Bimpfindungen des reinsten Dauks für 
die unschätzbare Gnade“ Ausdruck gab.’ Die christlichen, 


die in Brody per consumo verbleibende von den weitergehenden 
Feilschafien unterschiede“. (Note Josefs vom 18. Mai 1780. 3 18. 
AM. J. TLA/ 6 Tase. 320 ad I ex Septembri 1780, Note Kollowrats 
vom 23. Juni, ebenda ad 45 ex Decembri 1780. $ 4.) 

ı) Als die Brodyer Rothgärber und Seifensieder darüber klag- 
ten, daß die galizischen Zollbehörden dem Gesetze zuwider einen 
10% Einfuhrzoll forderten, wurden diese Vorstellungen sowohl 
durch die Laudesstelle, als auch die Wofkanzlei (Refer. Margelik). 
berücksichtigt und die Mißhränche abgestellt. (A. M. 3. VG, 
72911 ad 27 ex Martio 1781.) 

2) Promemoria dio Brody 19. September 1779. (CH. KR. A. 
Manttwesen Iı Galizien Nr. 7. G. ad 149 ex Majo 1770.) Nieht 
wur die jüdischen sondern auch die christlichen Großhändler tra- 
ten mit solcher Danksagung auf; uw zw. wie es scheint, sämt- 
liche christliche Großhandler als: Johann Heinrich Klugs 
seel. Söhne, M. Prantz Laskiewilz Cossa & Comp, per 


sowohl als auch wiw die jüdischen Handelsleute erklärten 
ihre Bereitwilligkeit, „die Bezahlung der Besoldung des 
hiesigen Maut-Personalis zu übernelmnen,“ unter der Bedin- 
sung, daß ihnen „Vorbehalten bleibe den Fundum zu die- 
ser Zahlung selbst auslindig zu machen, zu bestimmen und 
ZU repartiren.“ Charakteristisch für den Geist der Verwal- 
fung jener Zeit ist die Tatsache, daß dieses Anerbieien 
nicht ANgemminen wurde. Brody sollte keineswegs die 
ganze Besoldung decken, sondern bloß den durch die Relorm 
von 1779 verursachten Kostenzuwachs.:) 

Zum Schlusse soll noch die Erweiterung des 
Brodyer Ausschließu ngskordons erwähnt wer- 
den, die mit Iofdekret vom 15. März 1781 angeordnet 
wurde. Die kopographische Lage von Brod Y war eine solche, 
daßnmur ein freier Weg zur polnischen Grenzstation Rad 4i- 
wiHöw führte. Das polnische Zollamt. nützte diese Zwangs- 
lage der Brodyer Handelsleute aus, behandelte sie mil 
äAußerster Strenge und nicht selten mußten sie während der 
Jahrmarktzeit 4 bis 5 Tage auf Zollrevision warten, ohne 
ii den Wirtshäusern genügende Unterkunft zu finden. Sie 
empfanden diese Schikanen so wnerträglich, daß sie lieber 
von Biody über Lesuiöw austraten, obwohl sie dort len 
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k. k. Privil, Nadibu rger Fa) "iks-Niederlage Garl Josef 
Hofmann Kakior, Einanuel Hochstette Y,J.J. Boesner Gleich- 
zeitig weisen sie darauf hin, daß die zollpolitische Ausschließung 
Brodys noch nicht vollkommen sei, weil der Handel zwar von 
der Zollrevision nicht aber von der Revision der Tabak-Pachtung 
befreit sei. Sie verlangen also auch diese Befreiung wie „die Aus- 
schließung von allen künftig entstehenden Pachtungen dieser Art,“ 

!) Im Vortrage der Hofkammer und Hofkanzlei vom 9. 
April 1779 heißt es: „Die Erklärung des Handelsstandes scheinet 

mehr als die ah. Entschließung mit sich brachte zu erfüllen 
indem der Sinn der h. Resolution bey Abfordermig eines Pausch- 
Quanti für die innerliche Zollfreyheit nur dahin gerichtet gewesen 
seyn därfte, um das bey dieser neuen Einrichtung erforderliche 
mehrere Personale bezahlen zu können, keineswegs aber den 
Sätzen Salarial-Stand der Legstadt Brody dem dasigen ILan- 
delsstand aufzubürden“. Da die Besoldungskosten nach der Re- 
form 6.017 fl; vor derselben 4.900 fl betrugen, so wurde das 
Pauschquantum samt 60% Verzinsung von den auf die neu zu 
erbauende Aerarialgebäude nöthigen Kapitalien mit 1.500 fl. fixiert. 
(Hofdekret vom li. Mai 1779. zit, Akten.) 


Transitozoll erlegen mußten. Angesichts dessen trat Eder 
nit dem Antrage hervor, auch Lesniöw in den Brodyer Kor- 
slon einzubeziehen und somit einen zweiten freien Aus- 
gang zu schaffen!) „Hätten sie — führt cr aus — die 
Wahl des Austriites, so würde sich der Diensteifer deren 
republicanischen Zollbeamten vermindern, da in Pohlen, das 
denen Zollbeamten ausgemessene accidens nach der Lröße 
tes Zolls schr beträchtlich wäre, folglich jeder Beamte um 
das aceidens in größerer Maaß genüssen zu können, die Tra- 
ficanten anzuwerben und durch geringe Abnahme und 
leichte Revision wie minderen Aufenthalt der >artheyen 
selbe an sich zu ziehen pflege.“ Mit dem genannten Hof- 
«ekret wurden diese Anträge genehmigt. 

Endlich stehen im Zusammenhange mit der Aus- 
schließung von Brody die Bestimmungen zur Begünstigung 
der großen Tarnopoler Jahrmärkte, wo meistens 
podolische Edelleute zum Einkaufe erschienen. Diese Jahr- 
märkte waren von alters her durch die Brodycr Handels- 
leute unterhalten, denen es sich nun wegen des 10%,igen 
Einfuhrzolles nicht mehr lohnte, Tarnopol zu besuchen. In- 
folgedessen richtete Iinde Oktober 1781 der Possessor Tar- 
mopols Sewer Potocki an die Regierung eine „Bitte vor 
alle Inwohner zu Tarnopol, (ihnen) diese Gnade zu bezeigen, 
dab bey ihnen auf den Jahrmarkt, der win ganzes Monat lang 
währet, allen Kaufleuten von Brody zu erscheinen erlaubet 
würde“ mit dem weiteren Ansuchen, daß sie den Konsumo- 
zoll nur von den wirklich verkauften Waren zu erlegen hät- 
ien; „was aber die Waaren, die nicht verkauft werden und 
wieder zurückgeführet werden sollen, anlangt, erbittet man 
sich nur ein gehöriges Transito auszuzahlen zu. därfen.“ 
Zwar wurde ein solcher Handel auf Losung mit aus- 
ländischen Waren durch $ 58 des galizischen Zolltarifs 
vom 2. Jänner 1778 verboten. Das Gubernium meinte jedoch 
(Bericht vom 16. November 1781), dies hätte nur auf die 
Ausländer Bezug, wäre jedoch den Brodyer Handelsleuten 
zu erlauben, weil sie „obgleich commercialiter ausgeschlos- 
sch, dlennoch E. M. Unterthanen sind, die von dem Rechte 
auf alle diesländige Commercial-Vortheile anzusprechen .. 

1) „Relation des Mauth-Administrators von Eder, die Er- 
weiierung des Broder Cordons betreffend“. Lemberg den 20. März 
1780. (A. M. I. VG. 7/2941 ad 27 ex Martio 1781.) 
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nicht ausgeschlossen seyn sollen.“ Über einen sleichlau- 
tenden Vortrag der Holkammer vom 10. Jänner 1782, resol- 
vierte der Kaiser zustimmend (15. Jänner): „Die Prob von 
letzteren Märkten bestättiget, daß theoretische Rathstisch- 
Sätze nicht auf den II andel, besonders Fremder wirken. Des 
Gubermii Vorschlag ist simplieiter zu begnelimigen.“ı) 


)H K. A. Kan. Akt. 7.G. ad 27%2 ex Februario 1782, 
Hoftekret an das Gubernium vom 17. Jänner 1789, 


Vgl. auch 
Commerz. fase, 57 ad 5 ex Januarıo 1782, 


Viertes Kapitel. 


Viehexportpolitik und Organisation des Viehhandels 
1772—1790. 


Tu ummittelbarem Anschlu Banden Zolllarif vom 2. Jän- 
ner 1778 wurde der galizische Viehtarif von gleichen Vuxe 
erlassen. Er ist indessen bloß ein Schlußstein dr theru- 
sinnischen Viehexportpolitik in Galizien, zu deren Verständ- 
nis die Darstellung ihrer Vorgeschichte notwendig erscheint 

Ks ist Klar, daß für ein Agrarland wie Galizien das Vieh 
neben dem Getreide der wichtigste Esportartikel sein 
mußte. Während aber nach der Teilung Polens die Getreide- 
wusfuhr nach Danzig durch die preußischen Weichselzölle 
in Sioekung geriet, richtete sich der galizische Viehexport 
seit jeher nicht gegen Norden sondern gegen Westen und 
blieb so von «der Zollpolitik des Berliner Kabinettes unab- 
hängig. Während der Handels- und Produktionskrisis In die 
das Land durch die preußischen Zölle geraten war, erschie- 
nen der Vichexport und Viehhandel überhaupt vor allem 
geeignet, hremdes Geld ins Land zu bringen, was doch bemn 
merkantilistischen Charakter der österreichischen Wirt- 
schaftspolitik in Galizien derselben als die nächste und 
wichtigste Aufgabe erscheinen mußte.) Ein anderer Grund 
‚ler besonderen Regierungsfürsorge für diesen Handelszweig 
war die wachsende Bedeutung des galizisch-polnischen 
Viehs für die Konsumtion der westlichen Länder ter 


2) S. oben 8. 280. Vgl. über den Standpunkt der Reste- 


rung in. «lieser Frage die oben 8. 36f. zil. Instruktion für den 
Hofrat Kozian. 


österreichischen Monarchie) die durch die Konkurrenz 
der deutschen Slaaten, wie Sachsen und Preußen, nur noch 
gesteigert wurde. Die Nachlrage nach diesem Artikel war 
zu jener Zeit merklich gewachsen. Diese Tatsache ist auf 
die steigende Auflösung der Verbindung zwischen gewerb- 
licher Produktion und landwivtschaftlicher Selbstversorgung 
zurückzuführen, die sich vor allem in der Zunahme der 
rein städtischen Bevölkerung kundgab. Wien, das 1771 
eine Zivilbevölkerung von 196.221 Seelen zählie, weist sechs 
Jahre später 204.188 Iinwohner aufz) 1781 führt lie 1hof- 
kanzlei die damalige Teuerung auf die Steigermg der Be- 
völkerungszahl Wiens zurück. 2) Noch größer gestaltete sich 
dieselbe wahrscheinlich in den böhmischen Indusirie- 
zentren.') 

Unter solchen Umständen konnte die eigene Viehpro- 
duktion der westlichen Erbländer den Bedarf nicht decken 
und der Viehmangel war für diese Provinzen besonders 
in den größeren Städten schon damals eine ernste Gefahr, 
gegen welche die Regierung sich immer wieder wenden 
mußte.) Freilich waren die angewandten Mittel — wem 


) Vel. oben S. 111. 

?) „Cet accroissement est dü en grande partie A Tindustrie, 
qui y Tait journellement des progr&s sensibles. Les Manulac- 
tures de toute espece s’y multiplient.‘“ (De Bretenil bei: Groß- 
mann, Wiener Volkszählung, a. a. O. 8. 57.) Sonnenfels (Von 
der "Theurung 8. 6, 21,75.) klagt über den Zug nach den Groß- 
städten: „Diese UVeberfüllung ist die Ursache ihrer 'Theurung.‘ 

») Vgl. Pfibram, a. a0. 8 451. 

2) Im Zusammenhange damit stand die Ausbreitung des Ge- 
treidebaues auf Kosten der Wiesenkultur. „In Böhmen -— versicherte 
1785 Schweigshofer (a.a.0. 8. 11) — verdrängt der Getreideban 
den Wiesenwachs, daher ist die Rindviehzucht für die Bedürfnisse 
des Landes nicht hinreichend .... Ein älinliches Verhältnis hat 
es mit Mähren.“ Trrig ist die Ansicht Prfibrams (aa. O. 8. 462), 
daß der Viehmangel im Jahre 1782 nur vorübergehenden Ur- 
sachen, als Mißwachs des Futers ete., zuzuschreiben gewesen sei. 

>») 1774 klagte Graf Wrbna, daß Wien seit einigen Jah- 
ren Mangel au Rindvich leide. (Vgl. Beer, Österr. Handelspolitik. 
8. 16; Vgl. auch Sonnenfels, Von der Theuerung. S. 46.) 
Um dieselbe Zeit entsandte die Regierung den Niederösterreichischen 
Sekretär Matt zur Untersuchung der preußisch-schlesischen Vich- 
märkte. (Graf Choteks Referat von 1776, wie unten.) 


wir auch von den für jene Zeit undurchführbaren Dezen- 
tralisationsvorschlägen Sonnenfels abschen!) — nicht 
immer die richtigsten. Nicht selten wendete sich die Regie- 
rung in Ihrem Unwillen über die hohen Pleischpreise in 
erster Reihe gegen die fleischer: 80 2. B. 1771?) und ähnlich 
1782. Als damals sich in mehreren Städfen Fleischmangel 
fühlbar machte, drohte Josef IL, den Fleischern mit der 
Aufhebung ihrer Zünftigkeit,?) da er in der freien Flejsch- 
yafuhr das Mittel sah, Mangel und Teuerung ZU verhüten. 
Derartige Repressionsmittel vermochten jedoch höchstens 
lie Mißbräuche der Fleischer, keineswegs aber den Vich- 
mangel selbst aus der Welt zu schaffen. Im allgemeinen 
aber fehlte es der Verwaltung ander richtigen Einsicht nicht. 
Sie wollie der ganzen Angelegenheit auf den Grund kommen 
und erstrebte eine Erleichterung der Zufuhr galizisch- 
polnischen Viehs. Hierauf eben beruhte die Bedeutung 
Galiziens für die Erblande als eines Vieh exportierenden 
Landes. 

Aber wie auf dem Gebiete der ‚Produktion, 50 waren 
auch in Betreff der Konsumtion die Erblande durch die 
preußische Konkurrenz bedroht. Der Inport von sächsi- 
schen und (preußisch-)schlesischen Industrieerzeugwissen 
nach Galizien und Polen wurde nicht mit Geld, sondern 
eroßenteils mil Yich und Rohstoffen beglichen. Dieser Um- 
stand zwang denn auch die galizischen Händler, ihren Vich- 
export nach Preußen umd Sachsen zu lenken, was der 
Sfantsrat als schr bedenklich „für den erbländischen Kon- 
sum“ bezeichnete.) In Brieg wurden seil langer Zeit 
große Viehmärkte abgehalten. Seit dem 16. Jahrhundert 
wurden große Vichmengen besonders aus Polen, der Moldau 
und Bessarabien über das Krakauer Zollamt gegen Schlesien 
getrieben.) In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 


, Da „die Veberladung an Einwohnern allein die Ursache 
der Theurung in Hauptstädten ist‘ — „50 müsse INan sich an- 
gelegen seyn lassen, diese Bevölkerung in der Stadt selbst zu 
vermindern,“ Sonnenfels, Von der 'Theuerung, 8. 75, 7%. 

») Vgl. Pfibram, a. u. 0.8. 453. 

>) Vgl. Kopetz, a 4 0.1.21; Pfibram, a..a. OÖ, S, 16518, 

ı) 8. oben 8. 117. 

») Vgl. Szelagowski, Geld und d. Preisrevolution j. 16. u. 
47. Jhat. in Polen. 8. 147, 


285 


war die Nachlvage nach diesem Artikel noch gestiegen. 
Vor Polens Teilung wuchs erheblich «der Handel Preußisch - 
Schlesiens mit podolischem, armenischem, kosakischem, 
ukrainischem und moldauischem Horn- und Schwarzvieh, 
wie auch mit Pferden, die zum Teil nach Brandenburg, Sach- 
sen und Böhmen weiter verkauft wurden.!) Mit dem stei- 
genden Bedarf begnügten sich die Brieger Händler nicht 
mehr damit, det Zutrieb des polnischen Viehs abzuwarten, 
Sie kamen vielmehr selbst nach Polen und Galizien und 
waren auf den Krakauer — an jedem Dienstag und Freitag 
stattfindenden — Wochenmärkten immer zu sehen. Auch 
sonst kauften sie das Vich m Märkien und Dörfern auf.) 
Es ist daher begreiflich, daß Zwischen Österreich und 
Preußer ein Kampf um diesen wichtigen Artikel entstehen 
mußte. 

Bald nach dem Verlust Schlesiens „suchte man einen 
Theil dieses Handels in das übrig bleibende österreichische 
Schlesien zu ziehen ... und die Vortlieile, welche bisnun 
die Preußisch-Schlesischen Märkte genießen, den Erblanden 
zuzuwenden.“3) Schon 1750 wurde die Vichausfuhr aus den 
österreichischen Ländern erschwert?) während anderseits 
Alles geschah, um den Viehzutrieb nach Österreich zu si- 
chern. „Es wurden in Bielitz anno 1753 eigene Märkte 
errichtet und mit besonderen Begünstigungen verschen; das 
Acrarium unterstützte durch Vorschüsse und eigenen Bin- 
kaul dieses Geschäft.) Außerdem wurde den polnischen, 


l) Fechner.a. a. 0.S. 507. — In einem Referate über die 
„Geschichte der schlesischen Viehmärkte‘“ nennt Graf Chotek 
als Viehmärkte außer Brieg noch Breslau, Schweidnitz und Nanıs- 
lan. „In der Zahl der Käufer befinden sich nicht nur die Schlesier, 
Böhmen, Lausitzer, Sachsen, sondern auch Brandenburger und 
aus vielen Gegenden des römischen Reichs besonders Nürnberger 
Handelsleute.” (A. M. J. IV. E. 7/1744. ad 9 ex Aprili 1782,) 

2 Aus dem Protokoll d. Krakauer Kaufmännischen Kon- 
gregation. Memorial über die Viehmärkte vom 8. März 1787 (ab- 
gedruckt bei Kutrzeha und PtaSnik.a. a. O. 8. 176.) 

3) Choteks Referat über die Geschichte der schlesischen 
Viehmärkie. (a. a. O0.) 

%) Die preußischen Händler in Mähren mußten von jedem 
Stück inländischen Vichs 30 kr. und vom polnischen 45 kr. ent- 
richten. (Feehner a. a. O. $, 231.) 

5) Choteks Referat a. a. O0. 
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österreichischen, ja selbst den preußischen Viehhändlern, 
wenn sie statt nach Preußen nach Mähren gingen, die Hälfie 
des Durchfuhr- und Ausfuhrzolls erlassen.) Allein die pri- 
vilegierten Märkte zu Bielitz, Troppau und Olmütz gerie- 
ten in Verlallen. Denn infolge der schlechfen Organisation 
mangelte es an Käufern und zur Zeit der Annexion Gali- 
ziens befand sich zweifellos Preußen in dieser Beziehung 
in enischiedenem Übergewicht. 

Der Kampf war jedoch nicht beendet. Bald nach der 
Besetzung Galiziens belegten die österreichischen Militär- 
behörden (1772) den Viehexport nach Preußen mit einem 
Zoll, und am 23. Jänner 1773 wurde provisorisch der Aus- 
tricb galizischen und ungarischen Viechs nach dem Reich 
und nach Preußisch-Schlesien sogar ganz”verboten, so daß 
in Ober-Schlesien der Mangel an Schlachtvieh sich fühlbar 
machte?) Andererseits war die Regierung mit allen Mittehı 
bestrebt, den Zug des galizischen Viehs nach den Erblanden 
und besonders nach Wien zu lenken und ihm hier manche 
Begünstigungen, sogar vor dem ungarischen Vich zu gewäh- 
ren.?) Demselben Zwecke dienten die galizischen Viehzölle. 
Die Kinfuhr aller Viech- und Pferdegattiungen „zur eigv- 
nen Irforderniss“ war seit 1772 in Galizien zolllvei. Der 
Zoll von 45 kr. für die podolischen, moldauer, ukrainer, 
volhytnischen, moskovitischen und kosakischen Ochsen 
wurde erst 1775 auf Antrag Eders eingelührt, nachdem 
sich manche Mißbräuche herausgestellt hatten.) Der Bin- 
fuhrzoll auf polnische Zugochsen sollte jedoch une ID kr. 

 Fecehner.a.a. OÖ. 8 230, 

2) Ebenda 8. 466, 470. 

% Als 1774, während der Beratungen über den allgemeimen 
Zolltarif, einige Stimmen die Begünstigung des Tintriebes v.m 
ungarischen Viel! nach Böhmen befürworteten, sprach sich der 
Praesident der galizischen Hofkanzlei Graf Wrbna entschieden 
dagegen aus: Warum „den ungarischen Ochsen favorisiren?“ (Vgl. 
Beer, Handelspolitik, S. 16.) Die Begünstigung des ungarischen 
Viehs hätte den Zutrieb des galizischen- nach den Sudetenländern 
unmöglich gemacht, besonders da das letztere minderer Qualität 
war. 

4) Um den Transitzoll von 1 fl. 15 kr. zu vermeiden, wurde 
das Vieh angeblich für den inneren Konsum eingeführt, dann 
aber als galizisches mit dem geringen Ausfuhrzoll von + 90 
d. L bloß 5 kr. ausgeführt, 


betragen, „da solche von geringer Sorte und dem Lande 
nothwendig sind.“ Der Ausfuhrzoll wurde durch die 
Reforn vom 26. März 1774 auf das Minimum von 5/,.%/, redu- 
ziert,)) was die Ausluhr so steigerte, daß Iäder hieraus 
sogar [lür Galizien selbst Vichmangel befürchtete.) Tnd- 
lich wurde der Transitzoll, besonders auf kürzeren 
Sirecken, stark ermäßigt.) Vor allem aber sollte der beab- 
sichligte Zweck «durch eine bessere Organisation des 
Viehhandels emeicht werden. 

Iın Oktober 1774 wies Eder darauf hin, „daß um den 
vormals üblichen Durchzug des Viches durch Galizien wie- 
der einzuleiten und die durch diese Zeit in dem Preußisch- 
Schlesien angewachsene Viehmärkte wieder abnehmen zu ma- 
chen, das einzige und beste Mittel darine bestünde, wenn 
in denen Siädten OSwiecim und Zaio r öffentliche 
Viehmärkie errichtet und jedesmal um drei Wochen 
früher als die zu Breslau gehalten wärden.‘“4) Und die gali- 
zische Holkanzlei schloß sich diesen Anträgen vollinhalt- 
lich an,) die denn auch die prinzipielle Zustimmung der 
Kaiserin fanden.s) 


!) D. h auf: 5 kr. per Stück Hornvich und U'/, per Stück 
Borstenvieh. 

2) Vgl. öben S. 60. 

°’) Vgl. oben 8. 62 und unten S. 26L£. 

1) Relation vom 14. Oktober 1774 (A.M. I. IV. ER 771744 
al 147 ex Januario 1775.) 

5) „Es wären diese Viehmärkte zu OsSwieeim und Zutor 
alsogleich zu errichten. ls wäre von Seile des Guberniums und 
der Kreisämter auf die Fütterung und Unterkommen des Vieles 
und der Menschen und daß beides in leidlichen Preisen verschäffet 
werde (lie sorgfältigste .Obsorge zu tragen.“ (Vortrag vom 5. 
Januar 1775. Zit. Akt.) 

°) Ah. Resol. vom 13, Januar 1775 (zit. Akten): „Ich be- 
smehmige das Einrathen, daß die Viehmärkte in: Galizien zu OÖs- 
wieeim und Zator angeleget werden mögen, wie auch was we- 
sen Gonsumo- und Prausiiozolles respeelu des eintreibenden Viehes 
Provisorie angetragen wird. Bey der weiters vorzunehmen nö- 
thigen Ueberlegung les ganzen Geschäftes wird Mir das gemein- 
schaftliche Haupt-Gwlachten abzustatten und der Entwurf des zu 
publiciren kommenden Patentes einzureichen seyn,“ - Hofdekret 
an d. galiz. Gubernium vom 21. Jänner 1775, (Ebenda.) 


get Delu: 

Die Detailvorschläge zur Durchführung er geplanten 
Maßnahmen rühren von Eger her!) Aus dem Gedanken von 
der Notwendigkeit. des galizischen Vishes für die Versorgung 
der westlichen Teile der Monarchie heraus) forderte auch 
Eger vormehmlich „die Anlegung einiger Vichmärkte 
zu Oswiecim und Zator“. Binen gänzlichen Abbruch der 
alten Handelsbeziehungen zu Preußen hielt er allerdings 
für unmöglich. Doch lasse sich, meinte er, durch die OSwie- 
eimer Viehmärkte soviel erreichen, daß „die nach Brieg zu 
kommen gewohnte Abkäufer Ursache hälten, sich zu dem 
Einkaufe herwärts zu wenden.“ Dadurch werde wenigstens 
der Zutricb der Rimanenz für die Erblande gesichert. Wenn 
sich «die Bielitzer Viehmärkte seinerzeit nicht gehalten hät- 
ten, so sei die Ursache hiefür in ihrer schlechten Organısa- 
tion zu suchen. Das galizische Vieh gehe nach Preußen, 
weil es dort gegen QIndustrieartikel ausgetauscht werde. 
Wolle man es in die. Erblande ziehen, so müsse man zu 
demselben Mittel greifen und die Viechmärkte in Zusainnen- 
hang mit den Teschener Messen bringen.) Außerdem emp- 
fehle es sich, den Vichzutrieb durch vernünftige Tarife 
zu begünstigen, d.h. den Stückzoll durch einen nach Qua- 
lität, Gewicht!) ml Tntfernung des Exportgebietes abee- 


») Bericht vom 9. Mai 1775. (A. M. J. VG. 1/2920 ul "188 
ex Junio 1775.) 

:) „Es ist um so minder zu zweifeln, daß Bölmmen durch 
div eigene Landes Brzeugung und die hungarische Aushilfe nicht 
hinreichend versehen werden können; mithin auch des polnischen 
oder galizischen Vieches bedärfe. . . So folgert sich auch. . . die 
Nothwendigkeit der Begünstigung des polnischen und galizischen 
Viehes . . und dessen ITandels in diese Länder vor dem Iimngarı- 
schen dahin gehenden Viche.“ 

%) „Da bey dem innländischen Verkehr fremder Produkten 
vorzüglich der Verschleis der eigenen Erzeugnisse unlereinst zu 
begünstigen, folglich den Baratlo-Handel zu erleichtern nöthig ist, 
so scheinet keine bequemere Gelegenheit zu dieser Absicht als 
die polnisch- und galizische Viehmärkte ınit den Teschner Messen 
so enge äls möglich zu verbinden.“ 

2) „line solche Begünstigung könnte vorzüglich darmı- 
nen bestechen, dab nach der Güte um Schwere der 
hungarischen und polnischen Art auch die Zoll- und 
andere Abgaben in einen billigen Vergleich gesetzel, folglich 
die Belegung nur nach ihrer wahren Eigenschaft bestimmet wer- 
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stuften zu erseizen.!) — Alles wohl durchdachte Vorschlüge, 
die besonders sceignet waren den Vichexport. Galiziens zu 
steigern. 

Nachdem hierüber auch noch die interessierten Länder- 
stellen sowie die Salizischen Viehhändler, speziell die Bog- 
Aanowiczer Kompagnie in Stanislau einvernommen wor- 
«den waren, war im Dezember 1775 alles Au eier gemein- 
samen Beratung der Hofstellen vorbereitet, „als alles plöz- 
lich in das Stecken serieth.?2) Das will num keineswegs be- 
sagen, daß Egers Vorschläge damit in den Papierkorb fielen. 
Sie übten vielmehr entscheidenden Einflnß sowohl auf die 
„Vieh-Tavife für Böhmen, Mähren, Schlesien, Österreich ob 
der Enns, dann die innerösterreichischen Länder“ vom 15. Juli 
1775, als auch auf den Konventionaltarif mit Polen vom 
1. Oktober 1776, in denen der Stück- durch den Gewichtszull 
erseizt undauchder Polnische Viechexport, resp. 
Durchtrieb durch Galizienin weitestem Maße 
dilferenziell und sogar vor dem ungarischen 
und kroatischen ‚begünsti &L erscheimt.) Allerdings 


den möchte. ... In der heutigen Zoll-Tarif-Schätzune ist der 
Kapitalswerth für den hungarischen so wie für den palnischen 
oder galizischen Ochsen gleich bestimmt... Es gibt Gedach) 
die Erfahrung, daß ein hungarischer Ochs mit einem polnischen 
von einerley Art in Anschung der Güte und Bigenschaft, auf 
keine Weise in Vergleich 8°208en, folglich auch die männliche 
Zoll- und andere Abgaben für beyde nicht sleich bestimmet 
werden können... . da bekamnterdinge der polnische Ochs weder 
an Gewichte, weder an der Konsistenz (des Pleisches noch der 
Menge und Güte des Tnschlicht dem hungarischen durch keine Klasse 
beykomnit, sondern der mittelmäßige hungarische Ochs den pol- 
nischen besserer Gattung schon im Werthe übersteigt.“ 

) ,...als diese Begünstigung, wenn anders die Viehmärkte 
beträchtlich werden sollen, den ohnehin entferntern, folglich des- 
wegen mehrere Kosten tragenden, mithin durch Brleichterung her- 
beiziehenden Repnblikanischen, Ukrainischen, Moldauischen und 
Armenischen Viehhändler betreffen würde.“ 

°) Zit. Referat Choteks von 1778. 

») Eine Darstellung der komplizierten Bestummungen der Vieh- 
tarife für Böhmen, Schlesien ete. ist an dieser Stelle unmöglich. Ihre 
Tendenz war, den direkten Zutrieb des Salizisch-polnischen 
Viehes in die Erblande zu begünstigen, aber auch den weiteren 
Austrieh nach dem Auslande nicht unmöglich zu machen, da sonst 
die polnischen Vichhändler kaum zu bewegen gewesen wären, nach 
den Erblanden zu kommen. 


to 
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kamen vorläufig diese Vorteile bloß dem polnischen 
Vieh zu gute. Aber schon durch den „provisorischen“ Zoll- 
tarıl für Galizien vom 28. Dezember 1776 wurden sie auch 
auf das galizische Vich ausgedehnt!) und so [für das 
letztere die besten Bedingungen für den "Export nach den 
Frblanden geschaflen. Eine weitere Begünstigung des gali- 
zischen Vichhandels erfolgie endlich durch den Vichtarif 
von 2. Jänner 1778, der die Aus- und Durcehtrieb- 
sätze in Galizien selbst schr niedrig besiimmte.?) 

An sich schon ist die große Bedeutung der Zollerleich- 
terungen zugunsten des galizischen Vichhandels klar. Ihre 
volle Tragweite werden uns aber erst die Ziffern über den 
Umfang des Vichtriebes aus und durch Galizien nach den 
Erblanden kennen lehren. Vorläufig mößfe die summarische 
Angabe genügen, daß nach den offiziellen Zolltabellen im 
Jahre 1785 nach den Erblanden bloß aus Galizien 150.901 
Stück im Werte von 939.085 fl. ausgelührt wurden. Diese 
Zublen müssen um ein Viertel erhöht werden, wenn man 
auch das durch Galizien durchgetriebene Vich mitrechnen 
wil. Für das Jahr 1787 weisen die galizischen Zoll- 
tabellen eine Ausfuhr von 200.759 Stück im Werte von 
1.157.693 fl. aus, wozu noch 24.037 durchgetiriebene Stück 
in Werte von 374425 fl. hinzukommen. Im folgenden 
Jahre ist die Viehausfuhr infolge der großen Armeelielerun- 
gen während des türkischen Krieges noch gestiegen. 

Die Bedeutung der Viehtarife von 1775 und 1778 war 
umso größer, als sie (von kleineren Änderungen abgeschen) 


bis zur Zollordnung vom 1788 in Kraft 


blie- 
ben. 


Denn die Zollvreform von 1784, die den Generaltarif 
von 1775 mit seinen Binnenzöllen abschaffte und ein ein- 
heitliches Zollgebiet schul, bezog sich gerade auf das 
Vieh nicht,d) und die zwischen den einzelnen Erbländern 
bestehenden Vieh-Binnenzölle wurden erst durch $ 8 des 
Yarifs vom 2. Jänner 1788 amnulliert. 

Die Regierung begnügte sich aber mit diesen, noch 
durch jene vom 28. März 1778°) ergäuzten Tarifbestininun- 

1) S. oben 8. 220. 

2) Vieh-Tarif-Entwurf. H. K. A. Mautwesen in Galizien Nr. 
7.G. ad 40 ex Decembri 1777. 

3) Vgl. unten V. Absehn. Kap. 1, 82. 

°) 8. oben 8. 203. 
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gen nicht. Vielmehr nahm .Chotek 1778 den Gedanken 
einer Errichtung von Viehmärkten in Galizien, also eines 
organisatorischen Eingriffes in den Viehhandel, von Neuem 
auf. Diese Tatsache bildet einen Beweis der tieferen Ein- 
sich& der Verwaltung jener Epoche in die wirtschaftlichen 
Prozesse. Mußie ja die Errichtung solcher Viehmärkte 
Galizien die Absatzmärkte näher rücken und mit der bes- 
seren Organisation des Vichzutriebes den galizischen 
Viehhändlern auch die Möglichkeit bieten, 
auf die Preisbildung einzuwirken, die bis dahin 
ausschlielich von ausländischen Kaufleuten abhing.!) 

Die Ursache des seinerzeitigen Eingehens der Bielitzer 
Vichmärkte erblickt Chotek in ihrer Isoliertheit. Eben 
«deshalb wünscht er: man solle nun sich nicht auf verein- 
zelte Märkte zu OSwiecim und Zator beschränken, sondern 
eine Keite von zusammenhängenden Märkten 
in Galizien, Schlesien, Mähren und Böhmen errichten, da- 
mit das unverkaulte Vich von einem auf den andern ge- 
trieben und ihm der Absatz garantiert werden könne. Zu 
OSwiecim allein würde em solcher Viehmarkt eher schäd- 
lich sein, da diese ‚Stadt unweit von der preußisch-schle- 
sischen Grenze liege, daher alle Begünstigungen der O$- 
wigeimer Märkte ausschließlich Preußen zugute kämen.:) 

Zunächst blieben jedoch auch diese Anregungen Cho- 
teoks unbeuchtet, bis endlich die Angelegenheit unter 
Josef IL. mit, de Breichtung von fünf Märkten zu 
OSwigeim um Zator erledigt wurde®), an die sich damn 
andere anschlossen und zwar in Schlesien zu Bielitz, 
‚Teschen und Troppau; in Mähren zu Mährisch-Ostrau 

) Einige Jahre nach Errichtung der galizischen Viehmärkte 
verlangten die Krakaucr Mändler von der polnischen Regierung 
die Gründung ebensolcher Märkte in Krakau, u. zw. im Hinblick 
Auraul, daß sie auf den Brieger Märkten jeden Preis, der ihnen 
geboten werde, anzunelimmen gezwungen seien, um mit ihrem Vieh 
nicht wıverriehteter Dinge und mit großen Unkosten zurückkehren 


zu müssen. (Protokoll d. Krakauer Kaufleute von 1787 bei 
Kutrzeba nd Ptasnik, a. a. O. 8. 176.) 


*) Referat über die Geschichte d. schlesischen Viehimärkite, a. a. O. 
®) Hofdekret an sämtliche Länderstellen vom 28. April 1781, 
HM. RW. A, Commerz. fasc. 57 ad 4 ex Aprili 1781. Das be 


tref[ende Patent wurde in Lemberg erst am 26. März 1782 publi- 
ziert, Piller S. 31.) 
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und Olwidz; in Böhmen zu 'Königgrätz, Nimburg nnd 
Prag.') Endlich wurden auf Verlangen der armenischen 
Hauptvichhändler?) in Galizien die Viehmärkte in Dom- 


browa bewilligt?) deren Aufgabe -— im Gegensatz zu den 
früher genannten war, den galizischen Bedarf zu 


decken?) 

Zur Neranziehung der Händler wurden allen diesen 
Viehmärkten nach dem Muster der Teschener Meßprivi- 
legien bedeutende Begünstigungen zugesichert) und die auch 
bisdahin nicht geringen Zollbegünstigungen erweitert. 

‚ Der Relerent der Holkanzlei, Graf Chotek maeclıte 
nämlich darauf aufmerksan, daß von dem ausländischen 
Vieh eigentlich bloß das polnische bei der Einfuhr begün- 
stigt werde. „Das Wort polnisches Vieh — führt cr aus — 
sehließet von dieser Begünstigung alles Ukrainisches, Cosa- 
kisches, Moldauisches und Wallachisches aus.“ Er bean- 
tragt also: alles fremde, auf die galizischen Märkte auf- 
getriebene Vieh dem polnischen gleichzustellen und außer- 
dem den bisherigen Transitozoll von Ochsen — sobald das 
Vieh nach dem Anuslande ginge -— von 11.15 kr. auf 12 kr. 


) Vgl. Piller, 1782. 8. 41. 

?) „Kupey Miasia Stanislawowa Nacij Ormianskiey bydiem 
handluigey.‘“ Deodar Bogdanowiez, Michacl Bogdanowiez, GrZzegorz 
Kraeezunowiecz, Jakub Antoniewiez cum religuis. Dem Gubernial- 
bericht vom 28. Februar 1783 beigeschlossen. (A. M. J. IV. E 
71711 ad 70 ex Martio 1783). An anderer Stelle wird noch als 
Viehgreßhändler der k. K. llofagent in Stanislau, Nikorowiez, erwähnt. 

3) Ilofdekret vom 27. März 1788. 

) ,„ daß sie... für den erbländischen Viehhandel der 
entfernten Lage wegen keinen Vortheil und höchstens für die innere 
galizische Conswnlion einigen wahrnehmen lassen.“ (Zit. Gu- 
bernialbericht, Reler, Guinigi).. 

9 So würden in OSwiecim und Zator eigene Marktgerichte 
aufgestellt. Während der Marktzeit konnten Schulden weder 
geklagt, noch eingetrieben werden; es wurde anf den Märkten und 
unterwegs für wohlfeile Fütterung wie auch für gules Unter- 
Komimon der Menschen gesorgt. In ganz Galizien und Schlesien 
wurde das zu diesen Märkten getriebene Vieh von allen Weg- und 
Brückenmauten wd anderen Privatabgaben, endlich 
an den Marktorien vom Standgelde vollkommen befreit; die 
Triebstraßen sollten verbessert und 


ausgebreitet 
werden. 


herabzusetzen. Ginge es nach den Erblanden, so sollte es 
sogar vom Transitozoll [rei sein. Soweit es endlich für den 
galizischen Konsum bestimmt sei, solle es an Konsumogebühr 
auf dem Jahrmarkte 11. 36 kr. zuhlen, dagegen die 
Rimanenz bei ihrem weiteren Austriebe nach Preußisch- 
Schlesien mit keinem Essitozoll belegt werden, da 
sonst die Händler die OSwieimer Märkte meiden würden.!) 

Der Kaiser genehmigte nicht nur diese Anträge, 
sondern verordnete auch noch darüber hinaus aus 
eigener Initiative, daß der Konsumozoll erst von dent 
wirklich verkauften Vieh, also nicht auf den Jahrmärkten, 
sondern erst am Verbrauchsorte abgefordert werden dürfe?), 
um so «diese Abgabe vom Vicehhändler auf den Fleischer, 
resp. den letzten Konsumenten zu überwälzen. 

Weitere Zollbegünstigungen für das galizische Vieh bei 
der Ausfuhr nach Mähren und Schlesien folgten anı 6. Mai 
17833) und 1788, wodurch die auf die Wiener Märkte 
getriebenen Ochsen in den Erblanden sowohl vom Tran- 
sito- wie vom Konsumozoll gänzlich befreit wurden.’ 


!) Vortrag der Vereinigt. Hofkammer u. HWolkanzlei vom 
25. Jänner 1781. (A. M. J. IV E. 7/1744 ad 94 ex Aprili 1782.) 

3 Al. Resohttion vom 12. Februar 1781. „Ich begnelmige 
nichö nur diese ganz wohl entworfene Maaßregeln, sondern finde 
Mich über dieß entschlossen zu desto ergiebigerer Beförderung 
dieses lTandels den Zollbezug von dem einführenden Vich in Ga- 
lizien gänzlich nachzulassen. In dessen Folge ist für dermalen fest- 
zuselzen, daß von allem auf die galizische Märkte auch mit Ein- 
begrif dessen, der etwa in Ober-Schlesien errichtei werden sollte, 
zu treibenden Vieh, es möge in loco verkaufet oder von dannen 
weiter getrieben werden gar kein Zoll oder Auflage abge- 
nommen: sondern wenn das auf diesem Markt in Galizien oder 
Schlesien pro Consumo erkaufte Vieh in die Städte oder Ort- 
schaften dieses Landes getrieben wird, erst dorl der gewöhn- 
liche Conswnozoll entrichtet werden solle. In den übrigen Erb- 
landen wird das Consumo wie sonsten abzunehmen, auch gewöhn- 
lichertmassen der Transito und Essito Zu entrichten seyn.“ (Zit. 
Akt. Vgl. Piller 1782. 8. 31). 

Auf einen weiteren Vortrag in dieser Angelegenheit vom 4. 
März 1782 resolvierte der Kaiser am 12. d.M.: „... Nur ist den 
Maut-Änmtern aufzutragen, daß keine unnütze Chicanen gemacht. 
werden, wodurch die gute Absicht vereitelt werden könnte.“ (Zit. 
Akten.) 

3) Patentensammlung (A. M. I.) 

3) Mofdekret vom 21. April 1788 (Piller, 8. 05). 


10# 


Noch in anderer wichtiger Ilinsicht zeigte «ie Re- 
gierung ihre ‚Fürsorge für diesen Tlandelszweig. Die Schwie- 
vigkeit der Fütterung des Vichs zur Winterszeit ' wurde 
schon erwähnt.!) Das vortreflliche Winterfutter, die weiße 
Rübe, zu verwenden, war nicht gebräuchlich. Der Regie- 
rung gelang es nun, dem Mangel an genügenden Weiden da- 
durch abzuhelfen, daß sie durch Vermittlung der Pforte 
den Moldauischen Woywoden Alexander zur Brlassung 
einer Deklaration?) zu bewegen wußte, in der er den arme- 
nischen Kaufleuten, somit den größten Vichhändlern aus 
Galizien, bequeme Bedingungen für die Pachtung von Län- 
iereien und Weiden zur Überwinterung des Viehs sowie 
beim Ankauf der Ochsen, Tlerde, Schweine, Schafe etc. 
garantierte.) 


AN diese Bemühungen der Verwaltung haben indessen 
«lie enorme Fleischteuerung, besonders in Wien, nicht zu 
beheben vermocht. Die Ursache hierfür Jag vor allem in 
‚der rapid steigenden Nachfrage nach Viel.  Wur- 
‚den doch in Wien allem 1787 46.213 Stück Schlacht- 
wchsen, 1800 58.398 Stück Schlachtuchsen konsumiert.) 
Um der Not abzuhellen, wurde daher, Ende 17090 «die Rin- 
fuhr von trockenen und gesalzenen Fischen nach den Erb- 
lauden freigegeben) Im Sommer darauf folgten weitere 
Begeünstigungen behufs Versorgung Wiens mit Schlacht- 
schsen®) Trotzdem blieb die Mleischnol sehr  fühlbar. 
Der Kleischmangel war vor allem dadurch verursacht, daß 
ie galizische Vichproduktion dank der Beschränklheit und 


Y) Vgl: oben 8. 244, Anmerk. 2. 

2) ddo. Jassy, 9. März 1761. Vgl. Neumann, Reeneil T. 337. 

®) Im Text konnte ieh, ohne Vollständigkeit zu beanspruchen, 
nur die wichtigsten zollpolitischen Maßnahmen der Regierung auf 
dem Gebiete der Viehexportpolitik anführen. Aber immerhin zeigen 
auch sie schon die Stetigkeit in der Fürsorge der Regierung 
für diesen JIandelszweig während der ganzen Untersuchungsepoche, 
Dem widerspricht nicht die Erlassung von Ausfuhrverbolen wäh- 
rend der Ilungersnot in Galizien. (Vgl. Piller, 1787. 8. 22D. 

4) Vgl Bisinger, Gencral-Statistik Österreichs. S. 141. 

5) Verordnung vom 22. Dezember 1790. Vgl. Fechner a. 
a.0. 8. 5382; Piller, 1790, S. 89, 

6% Verordnung von 4. Juli 1791. Vgl. Piller, 191. 8. 49. 


Finsichislosigkeil. des damaligen galizischen Adels mit der 
steigenden Nachfrage der Trbländer nicht gleichen Schritt 
halien konnte. Die Regierung hoffte durch ihre Vichexport- 
politik, die einen sicheren und günstigen Absatz bot, und 
die Viehproduklion von jedem Risiko befreite, die gali- 
zischen Güterbesitzer umso mehr zu «diesem ‚Zweige der 
Landwirtschaft anzuöilern, als sie gerade damals durch 
die seit längerer Zeit sinkenden Getreidepreise!) ferner 
durch die preußischen Weichselzölle und nicht zuletzt auch 
durch die theresianisch-josefinischen Agrarrelormen in kri- 
tische Lage geraten waren. Als man im Dezember 1780 
in Staatsrate nach Mitteln zur Hebung der Landwirtschaft 
suchte, da war es Fürst Kaunitz, der mit scharlenm 
Blicke die Notwendigkeit für die galizischen Grundbesitzer 
erkannte, die landwirtschaftliche Kultur den geänderten 
Verhäliuissen anzupassen und sich auf neue Produktions- 
„weige zu verlegen.?) 

Die Geschichte bietet mehrere Beispiele solcher Ände- 
rungen. In Anlange des 16. Jahrhunderts verwendete man 
in Prankreich bei schlechten Getreidepreiscn, wenn «ie 
Anbaukosten nicht gedeckt wurden, den Kornboden zum 
Weinbau.) Um die Mitte des 17. Jahrhunderts klagt Col- 
bert über eine gleichartige Entwicklung als über eine 


!) Vgl. Ad. Smith, a. a. O. IV. Buch, Kap. 5. Smith moti- 
viert "das stufenweise Sinken des Getreidepreises während des 
18. Ihdis. nicht nur in England und Frankreich sondern auf allen 
Handelsplätzen Europas mit dem unvermerkten Steigen des wahren 
Weries des Silber's. 

2) „Sollte nicht möglich seyn, für den Verschleiß einiger 
salizischen Natural-Produkten einen zureichenden Ausweg zu 
linden, so bleibt nichts anderes übrig, als daß durch vernünftige 
Anstalten des Gubernii die dortige Cultur auf andere 
und solche Gegenstände gerichtet werde, welche man 
in Pollen, in den Erblanden, oder sonsten an Mann bringen 
kann, ohne in die Preußische Bedrückungen zu verfallen.‘ (Staats- 
rats-Akten ex 1781 Nr. 7). Auch Kaiser Josef meint in seinem 
bekannten Schreiben an den Grafen Kollowrat vom 24. Noveniher 
1785, daß „die Erde nicht blos Wein und Getreide“ erzeugen, 
sondern auch „zum Besten der Viehzucht“ genutzt werden solle. 
(Vgl. Zanetti, bei Grellmann IM. 464). 

3) Die Regierung sah sich sogar gezwungen, dem ent.gegen- 
zutreten und unter dem 4. Februar 1567 zu verordnen: „Que 


„ardeur irreflechie.!) Die agrarische Revolution im lung- 
laud um die Mitte des 15. Jahrhunderts ist bekannt. Nach- 
dem der Ackerbau unrentabel geworden war, wurde das 
Ackerland in Schafweiden verwandelt.?) 

In Galizien hätte die Verbesserung und Vermehrung 
der Viehzucht, bei der übrigens der Gutsherr die Neben- 
produkte seiner Branntweinbremmer eien hätle verwerten 
können, eine wichtige Einnahmequelle für die Cirundbe- 
sitzer und daher eine Rettung aus der kritischen Lage be- 
deuten können. Die Kreishauptleute wirkten denn auch 
in diesem Sinne aufklärend. Allein Tokarz) stellt auf 
Grund der Margelik’schen Reiserelation (1783) fest, daß 
„obwohl das Vieh damals ein schr gesuchte: Handelsar tikel 
war", die Kreishauptleute „den del von der wichtigen 
Rolle der Viehzucht für die Wirtschaft bei einer besseren 
Wiesenkultur und beim Anbau von Futterkräutern nicht 
überzeugen konnten ... Vom Mästeı des Viehs für den 
Markt war äußerst selten auch iu denjenigen Herrschaften 
zu hören, welche über größere Wiesen verfügten... Sogar 
in den Kreisen, wo sich größere Wiesen befanden, verkauf- 
ten die Dominien das Putlter au die Truppen oder verpach- 
ıeten die Weiden den Viehbändlern ohne eine größere 
Anzahl von Hornvich selbst halten zu wol- 
len.“ Und, fügt Tokarz hinzu, „es sollte scheinen, daß iu 
‚lieser Periode einer teilweisen Verminderwng der Getreide- 
ausfuhr, für den Großgrundbesitz sich von selbst die Not- 
wendigkeit ergeben hätte, den Weizen- und Roggenanbau 
za vermindern, dagegen denjenigen von Futter kräutern und 
somit auch die Viehzucht zu vermehren. Dazu drängte auch 
die Änderung der Untertansverhältnisse ... 0 beurteilten 
die Kreishauptleute die Lage. Der Adel (jedoch) 
wollte nieht oder war nicht imstande, sich 


soient toujours les deux tiers des terres pour le moins tenus en 
blairie, et que ce qui est propre el commode pour priurie, NO 
soit appligu: & vignoble“ Araskh aniantz, Französische Ge- 
treidehandelspolitik. 8. 47. 

) Vgl. Clement, Histoire de Golbert fr, 221. 

>») Vgl. Ochenkowski, Englands wirtschaftliche Entwick- 
lung. 8. 21, ff, Ashley, Hist. et Doctrines cconom. de 
l’Angleterre II. 328, 338. 

>) Tokarz, a. a. O. 8. 322f 


diesen neuen Verhältnissen anzupassen. Man 
suchte vielmehr die Rettung darin, das Getreide zu Brani- 
wein zu brennen.“ 

Unter solchen Umständen konnte ein trauriges Ergeb- 
nis nicht ausbleiben. Da der Getreideexport, der durch zwei 
Jahrhunderte die wichtigste Geldquelle des Landes gewesen 
war, schon um die Mitte des 18. Jahrhunderts stark nieder- 
ging und sodamı während und nach der Teilung Polens 
noch mehr dahinsiechte, wurde die Branntweinbrennerei zur 
einzigen „Industrie“ des galizischen Adels, die für seinen 
engen Gesichtskreis eben noch zugänglich und für ihn in 
seiner geistigen Verarmung verständlich war.!) So kam 
es dem, daß der Schmaps, das einzige RettungsmitteR) 


!)Korzon erklärt ebenfalls den traurigen Zustand der Land- 
wirtschaft in Polen, diesem typischen Agrarlande zu jener Zeit, 
durch die Tatsache, „daß die große Masse des Adels durch den 
niedrigen Bildungsgrad sich kennzeichnete, au der alten Routine fest- 
hielt und vor jeder Reform, Verbesserung oder Neuerung Furcht 


hatte, weil sie dieselben -- wenn sie durch Zufall davon Kennt- 
niss erhielt — zu verstehen unfähig war.“ (a.a. 0 L 349). 


Freilich lieben es die Verteidiger der Legende, darauf hinzu- 
weisen, daß in den galizischen Ständen auch der gebildete und 
fortschrittliche Exkanzler Graf Zamoyski Sitz und Stimme 
hatte. Es wäre indes wirklich traurig gewesen, wenn eine große 
Nation auch in «den Perioden ihres tiefsten geistigen und ma- 
teriellen Verfalles nicht einmal einzelne hervorragende Ausnahmen 
hätte aufweisen können. Daß es sich aber wirklich bloß um solche 
vereinzelte Ausnahmen handelte, beweist die Schilderung der 
großen Masse der adeligen Grundbesitzer, wie sie uns 1788 von dem 
anonymen Verfasser der Broschüre „Von den polnischen Unier- 
Lauen‘“ gegeben wird, in dem jüngst niemand anderer 
erkannt wurde als — der Exkanzler Zamoyski 
solbst! Das beweist endlich auch das Los des Zamoyskischen 
Gesetzentwurles, in welchem der Verfasser auf dem Reichstage 
von 1780, das Wort zugunsten der Bauern ergriff. Der Adel zer- 
riß den Entwurf, trat ihn mit Füßen und schwor, nie solle dieses 
oder ein ähnliches Gesetz auch nur zur Beratung gelangen. (Vgl. 
Szujski, a. a. 0. IV. 680f. Über Zamoyski als Verfasser 
der genannten Broschüre vgl. Smolenski, „Die anonymen Schrift- 
steller des XVII. Jahrhunderts, in „Przeglad Nistoryezuy‘“, XIV, 
S. 334). 

2) „Praecipuus fons lautet die Stimme des Adels 
selbst —- unde possessor pecuniam paratam ce villa sua trahere 
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des Adels zu einem „noli me tangere" erklärt wurde, das 
von nun an auf ein ganzes Jahrhundert hinaus, gegen Alles 
und Alle, gegen jede wichtigere Reform vorgebracht wurede, 
wenn diese mit dem Schnmapsgeschälte «es Adels nicht zu 
vereinbaren war.!) 

Unter diesen Umständen mußten und konnten alle die 
dargestellten Begünstigungen der Regierung nicht. der Vieh- 
zucht, sondern lediglich «den Viehhändlern zugute 
kommen, indem die Doniinien auf eine intensivere Vieh- 
zucht verzichteten, die bäuerlichen Untertanen dagegen von 
größerem Anteil an den gewährten Benelizien schon dureh 
die Untertänigkeit von vornherein ausgeschlossen waren.) 


potest, est caupona. 1lic alvena et domesticts pro sus necessitäls 
deponit pecuniann.‘“ (Memorial d. galiz. Landstände vom 16, kıli 
17863 8 24. A. M. 9. 1VT. 11/2657 ad 38 ex Februario 178-4). 
„Das Einkommen aus der Propination,“ bemerkt Tokarz, be- 
trug hie und Wort ein Drittel und sogar «die Hälfte der Gesaumm- 
einkommen.“ (a. a. 0. 8. 163). 

!) Noch 1864 machte —- nach den Berechnungen des Stalistikers 
Marassdc -— das Einkommen aus der Propination (Branntwein- 
brenncrei) 25% des Gesamtertrages von Grund und Boden auf 
den Privatgütern (den ehemaligen Dominien) aus. „In deu 
Städten macht der Brirag aus der Propinalion 43% bis 
990 dcs Gesanıterlrages, so daß 31 Städte Fast ausschließlich, 
11 größtenteils, ihre Ausgaben aus Propinationseinnahmen decken.“ 
„Der Propinationsertrag,““ fügt Marasscd hinzu, „ist allgemein 
wegen seiner Regelmäßigkeit und Sicherheit besonders geschätzt. 
Es ist leichter, die Propination zu verpachten, als Grund und Boden, 
dessen Anbau Kapital und qualifizierte Arbeit erfordert... Die 
Propinalion verlangt fast keine Einlagen und, an Juden verpachtet, 
bring: sie einen ziemlich festen Ertrag, u. zw. in barer Münze... 
Kurzum, sie ist mit unserer ganzen Wirtschafts- 
verfassung auf das engste verschmolzen.“ 

Nach dieser Apolosgie des Schnapses ist es kein Wunder, 
wenn der Verfasser der Regierung den Vorwurf nicht erspart, 
„daß die österreichische Gesetzgebung seit undenklichen Zeiten 
bestrebt war, die Propination zu beschränken. Schon durch eine 
Verordnung von 1788 wurde den Unterthanen erlaubt, den für 
eigenen Gebrauch bestimmten Branntwein aus beliebiger Quelle 
zu beziehen.“ (Marass6d Werke II S. 5--7, Zuerst m „Prze- 
glad polski“ von 1866 abgedruckt.) 

2) Konnte doch der untertänige Bauer sich auf das Viehmästen 
nicht verlegen, weil er die Zahl seines Viehes weder vergrößern 
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Is zeigte sich auf diesen Gebiete wie auf so vielen anderen 
des damaligen Lebens als einziger und im Gesamtinteresse 
notwendiger Ausweg: die Sprengung der engen und bereits 
jeder Lebensfähigkeit beraubten Agrarverlassung, die sich 
{den Regierungsbestrebungen zur wirtschaftlichen Hebung 
des Landes enigegenstellte. Jede Unterstützung des Vieh- 
handels md der Viehzucht mußte Tür das Land ohne 
srößeren Nutzen bleiben, solauge «ler Bauer Kein freier 
Wirt war und solange der Grundherr durch die Ausbeutung 
seiner Arbeit diejenigen KEinnahmen land, die er sonst. jun 
anderen Wirtschaftsquellen zu suchen und zu finden gc- 
zwungen gewesen Wäre. 


konnte noch wollte, noch das nötige Futter und die Weiden be- 
saß und von seiner Grundherrschaft sowohl das Futter kaufen, 
als ihr auch einen Viehzins bezahlen mußte. Jeder Vorteil aus 
einer Verbesserung der Viehzucht war für ihn unmöglich. Tokarz 
spricht zwar von „bäuerlicher Viehzucht“ (a. a. O. S. 250). Trotz- 
dem weiß er jedoch nur von bäuerlichen Viehhändlern zu be- 
richten. 


PTR 








Vierter Abschnitt. 


Das Verhältnis Österreichs zu Preußen und der 
Kampf um die Vorherrschaft in Deutschland 
1772—1790. 


Br 


Erstes Kapitel. 


Der wirtschaftliche Hintergrund des österreichisch- 
preußischen Gegensatzes.') 


Bevor ich zur Darstellung der weiteren zollpolitischen 
Beziehungen Galiziens zu den Erblanden in der ‘zweiten 
Tlälfte «der josefinischen Regierungsperiode (1784—1790) 
schreite, ist es notwendig noch die Beziehungen Galiziens 
und der Gesamtmonarchie zu Preußen aufzuklären. Denn 
die ganze innere Wirtschaftspohtik Josefs Il. war in 
dieser Periode durch seine Äußere Gesamtpolitik bedingt. 
Jene bliebe daher ohme die Schilderung dieser unverständ- 
lich. 

Die Bemühungen des Wiener Hofes um den freien Han- 
«el auf der polnischen Weichselsirecke bildeten bloß die 
Einleitung zu ähnlichen Schritten gegenüber Preußen. So- 
gar die volle Freiheit des Weichselhandels wäre nämlich 
für, Galizien bedeutungslos gewesen, wenn sie sich bloß auf 
eine Teilstrecke beschränkt hätte und wenn Galizien von 
Meere und von Danzig durch die preußische Zollbarriere 
abgeschnitten geblieben wäre. Aus diesem Grunde eben 
sprach Fürst Kaunitz noch während des Sommers 1772 
den Wunsch iaus: es möchte Preußen klie Möglichkeit benom- 
men werden,)die Wejichselzölle zu erhöhen ;?) und einige 


?) Die Aachfolgende Untersuchung über die wirtschaftlichen 
Beziehungen Ovsterreichs zu Preußen in der Zeit von 1772---1790 
reiht sich ähnlichen Darstellungen I. M. Harimanns für die 
Zei von 1720—1740 (Preußisch-Oesterreichische Verhandlungen ete.) 
und Ad. Beers für die Zeit von 1742--1770 (Handelspalitische 
Beziehungen) an und erlaubt uns somit die gegenseitigen Beziehun- 
gen beider Staalen während eines Zeitraumps von fast 75 Jahren 
zu überblicken. 

*) Vgl. oben 8. 128. 
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Monate später machte er cs dem österreichischen Gesandten 
am Berliner Hofe zur Pülicht, die freie Weichselseclh Wahrt 
zu erwirken.)) Iinde Dezember 1773 äußerte sich Kaiscı 
Jesef in demselben Sinne.) 

Die preußische Weichselpolitik nach 1772 ist nur ein 
Schlußstein in. der Geschichte der preußisch-österreichischen 
Beziehungen während des 18. Jahrhunderts und läßt sich 
daher nur im Zusammenhange mit den letzteren richtig 
erlassen. 

Das Bestreben, dem österreichischen Ilandel einen Ver- 
kehrsweg gegen Norden zu eröffnen, war kein zufälliges 
oder vorübergehendes, sondern vielmehr die notwendige 
Folge der geographischen Lage des österreichischen States, 
dessen wirtschaftliche Interessen seit deww Mittelalter mit 
den nördlichen Meeresküsten verknüpft waren.) Die terri- 
toriale Entwicklung Österreichs im Osten und Preußens 
im Norden schien die beiden Staaten geradezu auf einander 
hinzuweisen. Treffend ist die Bemerkung Hartmanns, 
dal zu Anfang des 18. Jahrhunderts der „Verkehr auf der 
Oder und Elbe gleichsam der Angelpunkt der haudels- 
politischen Beziehungen zwischen Österreich und Preußen“ 
war. Er war das Bindeglied zwischen der reichsten Indu- 
stricprovinz Österreichs, Schlesien, und Preußen. Kür Schle- 
sien war die Olfenhaltung der großen Wassertrasse nach 
dein Norden eine Lebensbedingung.!) 

) Instruction secr&ts pour Je Baron de Swielen, vom 21. 
Jänner 1773. Swielen wird beauftragt den preußischen König 
darauf aufmerksam zu machen, „qu’s Vinstar de Ta plupart des 
eours de V’Europe, vivement occupees dans co Moment-eN 
du sort A venir des villes de Thorn et Dantzig, ainsique de 
la navigation sur la Vistule,.... Der österreichische 
of verlange daher „d’ autant plus un arrangement equitable 
a ceb Ggard, que ses nouvelles possessions en Pologne lui devien- 
droient presgn’ enti&rement imutiles sans la libertedelana- 
vigotion et la commodit du döbouche de Ja Vistule.“ Man er- 
warte vom Könige „quil arrangeroit les choses a cet erard 
de Fayon, & ce que, comme on dit, tout Je monde vive.” (Vgl. 
Beer, Erste Teilung Polens IL 189.) 

) Vgl. oben 8. 141. 

>) Triest spielte damals im Seehandel keine Rolle. Vgl. un- 
ten VI Abseln. Kap. 1. 

!) Vgl. Hartmann, aa. 0.82% 


Nach der Irwerbung Galiziens wurde diese Frage für 
Österreich selbstverständlich noch bremnender. "Daß es 
trotzdem damals, wie Früher und später bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts nicht zu einem Handelsvertrage zwischen 
Österreich und Preußen kam, obwohl man sich in Wien wäh- 
rend der nächsten Jahre unter dem Druck der wirtschalt- 
lichen Verhältnisse öfters an diesen Gedanken klammerie,2) 
war eine Polee der srundsätzlichen Divergenz von politi- 
schen und wirtschaftlichen Tıteressen der beiden um die 
Vorherrschaft auf deutschem Boden ringenden Mächte. 

Auf dlie Schilderung dieser Rivalität näher einzugehen, 
ist hier schon darum überflüssig, weil sie bereits oft der 
Gegenstand glänzender Untersuchungen gewesen ist. Für 
das Verständnis des Folgenden ist cs jedoch notwendig, 
einen kurzen Rückblick auf die wirtschaftlichen G egensälze 
zu werfen, die beide Staaten seit dem Anfang des 18. Jahr- 
hunderts gegeneinander Stellung zu nehimen zwangen. 

Es war der geistreiche Schie rendor£ff) (der Jün- 
gere), der den Wasserstraßen gegen den Norden im Inter- 
esse des Österreichischen Handels und der Tudustrie eine 
besondere Aufmerksamkeit zuwendete. In den Jahren 1704 
bis 1706 redete or den Handel der kaiserlichen Erblande, 
Namentlich Schlesiens und Ungarns, über die Elbe nach 
Namburg und über die Oder nach Stetfin in die Nord- 
und Ostsee das Wort. Auf dem Wasscerwege würde sölcher- 
gestalt der Handel zwischen dem Mittelländischen und dem 


') Vgl. unten 8. B3LIT. 

®) Christian Julius Schierl von Schierlendorffs, seit 
1683 in Brünn ansässig, begab sich 1693 nach Polen, woer mit Dekret 
vom 2. Juli 1698 von Friedrich August IL zum königlichen Sekve- 
tär ernannt wurde. Zwei Jahre später ist „Christian Chirly von 
Schierendorff als Königlich polnischer Rat und Resident“ in Wien, 
Am 1. Sepfember 1705 Irat er in den Dienst Kaiser ‚Josefs T. über. 
Als polnischer Resident hatte er sich mit den polnischen Ver- 
Nältnissen vertraut semacht. Das XIIL Kapitel seiner im Nie- 
tlerösterreich. Landesarchiv (Nr. 143) befindlichen Handschrift: 
„Parerga sive Otia Schierendor[fiana‘, führt die Veberschrift: 
„Sonderbare Reflexiones über verschiedene respectu regni Polonine 
ölter  vorfallende Sltaulsfvagen, den Verstand derer nit diesem 
Königreich habenden Erbeinigung und Allianztraetsten betreffend. 
(Vgl. über Schierendorff Mischel, Studien z. österreich. Reichs- 
seschichte. 8. IT.) 
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Baltischen wml Deutschen Meere viel sicherer und billiger 
bewerkstelligt werden können, als durch «die Schiffahrt um 
ganz Frankreich und Spanien. Vor Inangriffnahme dieses 
Werks seien mit Preußen, Hamburg, Schweden ete. Ilan- 
delsverträge abzuschließen. Auf Schierendorffs An- 
regimg wurde 1710 tatsächlich ein solcher Ilandelsvertrag 
mit Preußen geschlossen.!) Es war dies das einzige Ma} 
während des 18. Jahrhunderts, daß es zwischen Preußen und 
Österreich zu einem Handelsvertrage kam. Fleute ist jedoch 
bekannt, daß dieser Traktat nicht ratifiziert und auch tat- 
sächlich nicht durchgeführt worden ist.) 
terade um diese Zeit erlangte die Ostsee für Öster- 
nn größere Bedeutung, als durch das Machtwort Peters 
. Gr. (1714), die alien Handelsverbindungen des südlichen 
a (der Ukraine) mit den kaiserlichen Brblanden zer- 
schlagen?) und der ganze Außenhandel Rußlands in Peters- 
burg konzentriert wurde.t) Österreich blieb nichts übrig, als 
den nach Rußland gesperrten Absatz in andere Richtung zu 
leiten und den Handel über Danzig oder auf der Oder in und 
durch das Baltische Meer zu lenken. Diesen Augenblick 
betrachtete num Preußen als geeignet, um die Konkurrenz 
nit Österreich aufzunchmen und dessen Außenhandel 
in Abhängigkeit zu bringen. Daher sollte allen 
Bemühungen Österreichs um die Wiederherstellung des pol- 
nisch-russischen Handels durch die Ukraine entgegengear- 
beitet werden. Der preußische Vertreter in Petersburg 
melleie 1725 nuch Berlin, daß er sein Möglichstes 
tun werde um diese Verhandlungen zu durch- 
kreuzen. Ähnliches berichtete Hoffmann aus War- 
schau.?) Dasselbe galt von Danzig und der Weichsel- 
schiffahrt. Als Österreich auf dem Wege nach Ilamburg 
durch Preußen schikaniert wurde, unternahm cs 1736 Ver- 
suche, ungarisches Kupfer auf dem Poprad, Dunajec und 
der Weichsel bis Danzig zu transportieren und dasselbe von 


1) Fischel, a. a. O. 8. 238f. 

®) Vgl. Hartmann, a a. 0. 8. 9. 

2) Vgl. „Excerpta remonstrationum von dem Schlesischen 
Wandelsstand das Moskovitische Commercium betreffend” (ebenda 
S. 67). 

4) Bbenda S. 12. 

») Ebenda S. 56, 61. 


dort aus nach Holland, England und Frankreich zu versen- 
den. Man versprach auch, reichliche Sendungen von Wein 
und Schwefel auf diesen Weg zu lenken. Trotz aller Be- 
inühungen schlugen die Versuche fehl, weil Danzig linder- 
nisse bereitele. Wie ser kaiserliche Resident in Polen, 
von Kinner, berichtete (1737), wurde Danzig gegen deu 
Kaiser von Berlin aus aufgereizi.') 

Nicht erfolgreicher war das Bestreben des Wiener Iloles, 
auf der Oder zur Östsce zu gelangen. Auf Initiative 
Österreichs kam es 1721 zu Verhandlungen mit Preußen. 
Der österreichische Vertreter Schierendorf[I verfaßte 
damals „Reflexionen über das Commercium zwischen Mittag 
und Norden, seu dem Adriatischen und Baltischen, auch 
Teutschen Meer‘) wo zugleich für den Fall, daß preus- 
sischerseiis die Stapelrechte auf dem Oderweg nicht aul- 
gchoben würden, darauf hingewiesen wurde, daß cs dem 
Kaiser frei stünde, den Ilandel einerseits über Regens- 
burg an den Main, anderseits durch Polen auf die Weichsel 
nach Thorn um Danzig zu leiten, durch welche Bemerkung 
man offenbar einen Druck auf Preußen auszuüben beab- 
sichtigte) In Berlin wurde das Projekt, zwar nicht un- 
freundlich aufgenommen, aber ungeachtet des höflichen 
Ideenaustausches scheiterte es in dem Interessengegensatzu 
beider Staaten. Mau kam in Preußen zum Schluß, daß 
den Österrsichern der freie Handel von und 
zur See auf der Oder nicht zu gestatten sei!) 
Welche Absicht die brandenburgische llandelspolitik dabei 
verfolgte, ist aus einer 1725 geschriebenen Denkschrift über 
den Handel der Kurmark zu erschen, wo es heißt: „Die 
Mark ist so gelegen, daß Schlesien, ein großer Theil 
von Polen, Mähren, Böhmen und die Lausitz, alle 
ihre Waaren aus unseren Händen empfangen 
müßten. Was hindert uns, das um Spottgeld in Polen 
gekaufte Getreide mit Vortheil in Schweden zu debi- 
tiven?) 


) Srbik, a. a. O. S. 409. 

>) Vgl. Harimann, a. a.0. S. 14 

3) Ebenda, 8. 14, 17. 

4) Ebenda, S. 17--23. 

5) Vgl. Schmoller, Wirtschaftliche Politik Friedrich des 
Großen, (in seinem Jahrbuch 1881, S. 382.) 


306 


Einige Jahre später (1727), als dem preußisch-rus- 
sischen Handel in Petersburg allerlei Schwierigkeiten er- 
wuchsen, war man preußischerseits geneigter, mit Öster- 
reich in Verhandlungen zu treten. Man arbeitete ein „Pro- 
ject (aus), welchergestalten zum Vortheil Sr. Kays. M. und 
Dero Umnierthanen, wie auch zum Nutzen Sr. Kön. M. in 
Preußen und Dero Unterthanen eine Societaet-Handlung . . . 
in die Ost- und Nordsee zu etabliren sein möchte.“ !) Allein 
auch «diesmal hat der Widerstreit gegenseitiger Interessen?) 
lie Verständigung unmöglich gemacht. Allerdings kam ces 
1727 zu cinem Spezialabkommen über den Grossener 
Zoll für die Dauer von zehn Jahren.) Dieser Zoll hatte 
damals für die Schlesier Ähnliche Bedeutung wie später 
(nach 1772) die Fordoner Zölle für «ializien, indem für 
die Schlesicr die Elbeschiffahrt nach und von Ham- 
burg der einzige große Ein- und Ausfuhrweg war, der ihnen 
noch offen blieb.t) Aber auch «dieses Abkommen Konnte 
erst dann zustande konmten, als sich Österreich zur jähr- 
lichen Abnalıme eines gewissen Salzquaniums verpflichtete, 
was preußischerseits als conditio sine qua non verlangt 
wurde5) In eben diesem Orossener Traktate vn 1727 
wurde auf einen künftigen Generalkommerztraktat 
verwiesen. Es war vor allem die freie Fahrt in die Ost- 
see, um derentwillen den Österreichern ein General- 
Kommerztraktat wertvoll gewesen wäre, und gerade diesen 
konnten und wollten die Preußen wın Keimen Preis zuge- 
stehen. Die Verhandlungen  scheiterien. 1737 tauchte 
wieder der Plan des Generalkommerztraktales auf?) Bhe cs 
jedoch zu einen Handelsvertrage gekonmnen war, wurden 
die Verhandlungen infolge der Eroberung Schlesiens durch 
Friedrich d. Gr. hinlällig. 

Nach dem Kriege begannen — den Berliner (1742) und 
Dresdner (1745) Friedensschlüssen zulolge - die langwierigen 
Verhandlungen über einen IHandelsvertrag von neuem?) Sie 
scheiterten jedoch abermals, wud der Ausbruch des 7jähr. 

N) Vgl. Yartmann, a. a. 0. 8 56£ 

2) Ebenda, S. 58—60. 

>) Er wurde 1737 auf weitere zelın Jahre verlängert, jedoch 
durcli die Ereignisse von 1740 hinfällig. 

°ı) Vgl. Hartmaun, a. a. O. S. 5). 

5) JEbenda, 8. 43. 

*) Ebenda, 8. 56, 61, 64. 

?) Vgl. Beer, Handelspolit. Beziehungen, S. 1- 137. 
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Krieges (1756) machie weiteren Verhandlungen ein Ende. 
Warum cs dazu kommen mußte, ist nicht schwer zu eır- 
raten. Die preußischerseits aufgestellten Bedingungen 
brachten Österreich in eine Zwangslage. Man behauptete in 
Wien (1754), daß niemals von dem Berliner llofe gelähr- 
lichere Propositionen gemacht worden seien. Die Annabme 
derselben hätte die Aufopflerung der einheimischen Fabriken 
Böhinens und ischlesiens und den Verlust des Absatzes in 
den Erblanden nach sich gezogen‘) Der Abhruch der Ver- | 
handlungen jedoch hätte andererseits diese Provinzen, die 
init Preußisch-Schlesien im engen Handelsverkehr standen, 
äußerst schwer getroffen, während Preußen den Verlust des 
Handels mit Österreich viel weniger empfunden hätte, weil 
ihm andere Auswege vlfen standen? Zwar 
dachte man auch in Österreich daran, neue Absatzwere 
unter Vermeidung der preußischen Länder zu gewinnen. 
Man entsendete zu diesem Zwecke Vertrauensmänner nach 
Italien, Ungarn und Polen, sowie endlich nach dem Norden 
Deutschlands. Infolge der ungünstigen verkehrsgeographi- 
schen und politischen Umstände konnte man jedoch keine 
großen Erfolge erwarten und der Zweck dieser Reisen war, 
teilweise wenigstens, einen Druck auf den Berliner Hof aus- 
zuüben, indem man hoffte, daß dieser von den erwähnten 
Absichten erfahren würde, wodurch die Zustandehringung 
des Traktats gelördert. werden Könnte) 

Nach Wiederkchr des Friedens dauerten die Zollvepres- 
salien zwischen beiden Staaten fort, obwohl im Art. XILT. 
des Hubertsburger Friedenstraktates vom 15. Februar 1763?) 
der Abschluß eines Handelsvertrages neuerdings in Aus- 
sicht genommen war. Den Preußen erschien es von Wich- 
tigkeit, den Österreichern den Transifhandel mit Hamburg 
zu erschweren. Schlabrendarff gab 1764 Anftrug, 

1) Ebenda, $. $4, 89, 90, 98ff. 

2) Ebenda, S. 90. Das Abhängigkeitsverhältnis unseres Zollge- 
bieies von Deutschland besteht noch heutzutage: 1912 entspricht der 
RBinfuhr aus unserer Monarchie nach Deutschland von 829-7 Mil- 
lionen Mk. eine deutsche Ausfuhr nach Österr.-Ung. von 10355 Mil- 
lionen Mk. Während aber der Export nach oder über Deutschland 
408% unserer Gesamlausfuhr beirägt, macht der Export Deutsch- 
lands nach unseren Zollgebiet kaum 11°6% seiner Gesamiausfutr as. 

3) Ebenda, 8. 91, 96L., 237. 

4) Vgl. Neumann, Recueil I., 35. 
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diesen In Magdeburgischen zu schikanieren. Der Masdehur- 
zische Präsident Gossler sprach sieh I demselben Sinne 
aus, dla Preußen Österreich in der Ifand habe, 
seitlilem Schlesien preußisch sei. Er wies da- 
raul hin, daß der Transport von Holfand nach Triest zur 
Sce 6 Monate «lauere. Die österreichische Drohung mit 
Triest und Frankfurt a. M. sei ganz nichlig; auch Sachsen 
sei es nicht gelingen, eine andere Mlandelsstraße mit Vor- 
ieil zu benutzen. Am Transit könne man den Wiener Hof 
„kneipen“.!) 

I:rst: 1769 wurden zwischen Berlin und Wien Vertrags- 
verhandlungen angeknüpft.) Auch diesmal ohne Ergebnis. 
Und 1772 kam es zur ersten Teilung, Polens, ohne daß 
zwischen Österreich und Preußen die wirtschaftlichen Ge- 
gensätze ausgeglichen worden wären. — 

Überblickt man die konsequenten und in ihrer Unbeug- 
zamkeit bewüunderungswürdigen Bestrebungen Preußens, 
die habsburgischen Länder gegen Norden wirtschafllich ab- 
zusperren, so drängt sich die Wrage auf, warum man in 
Österreich nicht nach anderen Ländern einen Ausweg für 
den Nlandel und die Industrie gesucht habe? Nun, solche 
Versuche sind, wie schon erwähnt, tatsächlich gemacht 
worden. Aber nichts ist für die Beurteilung der preußischen 
Politik lehrreicher, als eben die nähere Verbolgung dieser 
Besirebungen. Überall wo sie ansetzten, verstand ces 
Preußen, sie zu «Aurchkreuzen, um den österreichischen 
Handel in Abhängigkeil zu erhalten. So im Osten gegen- 
über Rußland und Danzig,’) so auch im Westen gegenüber 
Sachsen. 

Die Verhandlungen Österreichs über eimen Handels- 
verirag mit diesem Staate wurden noch 1750 angeknüpft.*) 
Aher obwohl die Ausfuhr Österreichs nach Sachsen schon 
Jamals eine Million Il. überstieg, war es nicht der sächsische 
Absaizmarkt, woran es Österreich gelegen war. Aus dem 
Gange der Verhandlungen ist klar zu erschen, daß Sachsen 
für Österreich nur für den Fall ii Betracht kam, daß es zu 
keinem Handelsvertrage mit Preußen kommen und die 

) Vgl. Fechner a. a. ©. S. 486. 

”) Vgl. Beer, Handelspolit. Beziehungen, S. 156. 

3») 8. oben, $. 804. 

4) Vgl. Beer, Wandelspolit. Beziehungen, S. 1371f. 
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Durchfuhr über Preußen gesperrt bleiben sollte. Für tiesen 
Mull wollle man sich einen Durchbruch gegen den deutschen 
Norden über Sachsen verschaffen.!) Viel wichtiger als der 
sächsische Markt war daher für Österreich die freie 
Schiffahrt auf der Elbe, vermittelst welcher die 
österreichischen und besonders die böhmischen Produkte 
einen Ausweg nach dem Norden, vor allem über Dresden- 
Magdeburg nach Ilamburg gefunden hätten.) Aber ohne 
preußisches Gebiet zu berühren, konnte man auf der Klle 
nicht nach Namburg gelangen. Daher gab die Staatskanz- 
lei (1751) ihrer Überzeugung Ausdruck, daß eine bloß mii 
Sachsen, ohne Jinverständnis Treußens vereinbarte, 
[reie Elbeschiffahrt wegen des preußischen Gebietes 
fruchtlos wäre?) Anderseits war auch Sachsen selbsi. 
nicht geneigt, auf diese Forderung Österreichs einzu- 
gchen. Als im Mai 1754 der Wiener Hof in einem 
für zehn Jahre zu schließendem Vertrage die freie 
Schiffahrt auf der Elbe auf eigenen Schiffen wenig- 
stens bis Dresden und von dort auf sächsischen Schilfen bis 
Magdeburg!) verlangte, wurden sächsischerseits diese For- 
derungen, u. zw. unter dem Drucke der preußischen Ein- 
flüssc, als uniunlich bezeichnet. In Wien war man über- 
zeugt, daß Sachsen im Einverständnis und nach vorheriger 
„Cencertation“ mit Preußen handle.) 1756 lehnten die 
Sachsen die Vorschläge über die Schiffahrt auf der Elbe al 
und waren nicht: zu bestimmen, auch nur auf der Strecke bis 
Dresden eine Konzession zu machen, aus Besorgnis, dal 
„der König von Preußen bezüglich der Schiffahri 
von Magdeburg nach Dresden sich darauf steifen würde.“®) 
Die Pläne Österreichs scheiterten auch in dieser Richtung. 
Auch in den weiteren Breignissen kommt die Absicht 
Preußens in Bezug auf die Elbeschiffahrt klar zun Vor- 
schein. Obwohl Österreich in dem Hubertsburger Priedens- 


») Ebenda, 8. LIOF. 
\ ®) Ueber den österreichisch-brandenburgischen Interessenge- 
gensalz in betrelfs der Elbe auf den Elbeschifluhrtskongressen 
im 16. Jahrhundert, vgl. Schmoller, Studien, 8. 1033--1040. 

») Vgl. Beer, Ifandelspolit. Beziehungen, $. 248. 

4) Ebenda, S. 216. 

5) Ebenda, 8. 143. 

6) Ebenda, 8. 144. 
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vertrage (1763) sich in Wandelsfragen [reie land vorbe- 
halten hatte, wünschte es dennoch in Betrelf der Schiff- 
fahrt Jängs der Elbe eine Vereinbarung schon im 
Friedensvertrage zu treffen.) Die Sache scheiterte abermals 
au dem Widerstande Preußens. Ilerzberg machte gel- 
tend, daß diese Angelegenheit kein Gegenstand der Frie- 
densverhandlung, sondern vielmehr eines Handelsvertrages 
sei.2) Nach Erlaß des österreichischen Verbotpatentes von 
1764 begannen damn die gegenseitigen Zollrepressionen. 1772 
wurden zwar von sächsischer Seite abermals Schritte zum 
Abschluß eines Vertrages unternommen. Aber für den Wie- 
ner Hof hatte cin Vertrag, der keine Vereinbarung äber die 
freie Schiffahrt auf der Elbe enthielt, keinen Wert. Der 
Kommerzienrat meinte, „der sächsische Consun verhalte 
sich im Vergleiche zum erbländischen wie 1:7, der Vortheil 
für Sachsen würde daher siebenmal größer sein.“®) 

Der Schluß, der sich aus der vorangehenden Darstel- 
lung ergibt und der in den folgenden Ausführungen noch 
seine weitere Bestätigung finden wird, ist der folgende: 
Je nach der wechselnden territorialen Gestaltung des bran- 
ılenburgischen Gesamtbesitzes, spielte sich der Kampf zwi- 
schen Preußen {und Österreich auf. der Oder, Elbe, dem Rhein 
oder der Weichsel ab. Der Inhalt und Zweck dieser Kämpfe 
war jedoch überall derselbe: die Unterbindung des öster- 
reichischen Handels nach dem Norden, somit die wirtschaft- 
liche und in der Folge auch politische Iintkräftung der 
hahsburgischen Monarchie auf deutschem Boden. 


Durch «ie Teilung Polens wurde der Gegensaiz ZwI- 
schen Preußen und Österreich nur noch verschärft. Jeder 
in wirtschaftlicher Hinsicht nur irgendwie wichtigere Strich 
des zu besetzenden Landes war zum Gegenstand des gegen- 
seiligen Neides geworden; um jeden entbrannten grenzen- 
Icse Händel und Kämpfe. Danzig und Thorn waren der 
wichtigste Gegenstand des preußischen Begehrens wäh- 
rend der Teilung. Der Gedanke an die Eroberung dieser 
Städic war der Mittelpunkt und Beweggrund der preußi- 
schen Politik während der folgenden 30 Jahre. Und ces 
war vor allen Österreich, das sich — durch die maritimen 

') Ebenda, 3. 148. 

>) Ebenda, S. 1.49. 

3) Ebenda, 8. 160. 
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Staaten des Nordens unterstützt — der Besetzung Danzigs 
durch Preußen sowohl 1772 als auch später widersetzie. 
Andererseils protesiierte Friedrich IT. gegen die Besetzung 
der Wieliezkaer Salzwerke durch Österreich.) Er 
wollte von dem österreichischen Anteil den ganzen Kra- 
kauer Distrikt mit Krakau, wo der IDandel an 
meisten blühte, ausschließen.) Er sprach sich gegen die 


Überlassung Lembergs, dieser — um mit Kaiser ‚Josef 
zu sprechen —- „einzigen etwas anschnlichen Stadt“ Gali- 


ziens, an Österreich aus.) Er widersetzte sich endlich der 
Besetzung der reichen und wohlhabenden Stadt Brody‘) 
dureh Österreich, während er nichts einzuwenden gehabt 
kätle, wenn Österreich noch so große, jedoch öde und men- 
schenlecre östliche Gebiete Polens oder der Türkei besetzt 
hätte. Dagegen wollte der Wiener Hof dem Berliner „zu 
erkennen geben ..., daß es dem durchlauchtigsten Ertz- 
haus an bergigten, ja an sehr fruchtbaren, aber noch nicht 
einpopulirten und cultivirten großen Strichen Landes keines- 
wegs ermangle, und ihm dahero neue aquisitionen, welche 
allein in Grund und Boden beständen, von keinem solchen 
Werth seyen, um sich desfalls die Gehässigkeit ... . mehrer 
Höfen zuzuziehen.‘®) Mit neidischem Auge sah man in Wien 
die „ungemein wichtige“ neue Aquisition Preußens an®) und 
nit großer Nervosität verfolgte man die preußische Expan- 
sion Mi der Richtung gegen Danzig und die Weichselmün- 
dung. „Nachdem auch der König in Preußen seine Grän- 
zen so weit ausbreiten will, so ist solches nicht nur Unserm 
Staats- sondern auch ökonomischen Interessen schnur- 
grad zuwieder.‘”) 


+4) Vgl Beer, Erste Teilung Polens TI, 188; III 217. 

2) Friedrich an Finkenstein, 3. April 1772 (Eben- 
da 11 357f., 226), und Kaunitz an Swieten, 5. Juli 1772 
(Ebenda TIL 183). 

) Kaunitz an Revitzky, 30. Mai 1772 (Ebenda TI 
217); Kaiser Josef, 3. Juli 1772 (Ebenda III 49.) 

%) Kaunitz an Revitzky, 9. Oktober 1773 (Ebenda TI 
259, 261). Oesterreich, unterstützt durch Rußland (Panin), be- 
hielt zuletzt die Stadt, dia auch die polnischen Grundbesitzer in 
der Umgebung von Brody die Abtretung der Stadt an Ocsterreich 
forderten. Benoit am 6. Oktober 1773. (Bbenda IT 243.) 

5) Kaunitz mı Swieten, 5. ‚Juli 1772, (Bbenda ITT 182.) 

6%) Ebenda III 182, 183. 

) Kaunitz an Swieten, 9. April 1774 (Tbenda, TIL, 194). 


Mau kann ruhig behaupten, «daß das rasche lmpor- 
wachsen der russischen Macht in Karopa im 18. Jabirhun- 
dert durch den erwähnten Gegensatz Österreichs und 
Preußeus zu erklären ist. Beide Staaten waren zu jedem. 
Opfer für Rußland bereit, wenn sie sig nur dadurch seiner 
Freundschaft versichern und dieselbe gegebenen Falles 
gegen den Gegner ausspielen konnten. Zwar erregten die 
wachsende Macht Rußlands und scine glänzenden Fort-. 
schritte im Osten Europas inanche Beunruhigung am Wie- 
ner Hofe. In solchen Augenblicken einer natürlichen Span- 
nung zwischen Österreich und Rußland war eine gewisse 
Annäherung der Berliner und Wiener Kabinette selbstver- 
ständlich. So z. B. 1769.) Ebenso anfangs 1771, als man 
in Wien die russischen Fortschritte-gegen die Türkei niit 
großer Beunruhigung anzuschen begann.?) Die Situation 
gestaltete sich zeitweise so kritisch, daß man au 
einen Krieg zwischen beiden Kaiserstaulen glauben 
mußte.) Immer jedoch verstand man ces in Wien, die 
Spannung rechtzeilig auszugleichen. Der (iegensatz zu 
Preußen war viel tiefer und lebendiger als die Mißstimmun- 
gen gegen Petersburg. „Souvends vous — schreibt Fried- 
rich IT. an Finkenstein — que celle (difference) de Vienne 
a toujours fait plus la difficile, vis-a-vis de moi, qW’envers 
la Russie.“t) 

Dieser preußisch-österreichische Gegensatz barg denn 
auch für die wirtschaftliche Entwicklung Galiziens die 
schlimmsten Folgen. 


ı) Ebenda, II 352. 
2) lsbenda, II 332. 
>) Ebenda, II 355. 
“4) 13. Juni 1772 (Ibenda II 358). 


Zweites Kapitel. 


Die preußische Politik gegenüber dem galizisch- 
schlesischen Handel. 


In zwei Punkten berührten sich die Juteressen Gali- 
ziens mit denen des preußischen Staates: im Norden auf 
der Weichsel und im Westen auf der Straße, die von Brody 
aus über Lemberg und Österreichisch-Schlesien gegen 
Breslau und Frankfurt a. M. führte. Tn der Blütezeit des 
polnisch-deutschen Handels!) während des 15. und 16. Jahr- 
hunderts gelangten die Polen nach Deutschland nicht nur 
aul den Landwegen, sondern auch zu Wasser auf der Oder, 
Warthe und Netze. Da jedoch dieser Handel die natur- 
gemässe Tendenz hatte, in Stettin zu münden, so beginnt 
schon unter dem Markgrafen Hans eine Wartheschilf- 
fahrts-Politik, die ihre Spitze gegen Stettin wendet. Vom 
16. Jhdt. bis in die Mitte des 18. schwankt dieser Streit 
zwischen Polen und Preußen hin und her, bis der schwedisch- 
polnische Krieg zu Anfang des 18. Jhdts. den letzten Rest 
des Warthchandels vernichtet zu haben scheint. Der 
Wasserweg geht für die Polen gänzlich verloren. Dasselbe 
Schicksal sollte bald auch den Landhandel treffen.) Alle 
gegen Österreich gerichteten Repressalien Preußens?) 

») Vgl. Schmoller, Handelssperre zwischen Brandenburg 
und Pommern, Studien, 8. 6Lfl, besond. 8. 87IL. 

2) Während auf dem Seewege über Danzig nur die schwe- 
ren Güter aus Frankreich, England, llolland, ITamburg und an- 
deren nordischen Staaten nach Galizien gebracht wurden, Lraus- 
portirle man auf dem westlichen Landwege über Frankfurt a. 0. 
und teilweise über Leipzig nur die leichteren französischen 
und schweizerische Brzeugnisse. (Berichi Degelmanns Bibl. 
Össol. a. a. O,. fol. 408). 


3) z. B. Cabmets-Ordre des Königs vom 15. August 1764, 
bei Fechner a a. O. 8. 48 
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mußten — angesichts des Umstandes, daßdieaus Österreich 
nach Preußisch-Schlesien ausgeführten Produkte nicht Tür 
den dortigen Lokalbedarf, sondern großenteils für den 
weiteren Export nach Polen bestimmt waren, )— indirekt 
auch für den polnisch-schlesischen Handel die schlimmsten 
Folgen nach sich ziehen. Es fehlte aber auch an direkter 
Schikanierung des polnischen Handels nicht. Preußens Ab- 
sicht war, den Polen zu verstelren zu geben, daß sie ihre 
Waren in Breslau zy entnehmen hätten.) Ihren Gipfel 
erreichte jedoch diese Politik kurz vor Polens Teilung in 
der Verordnung vom 24. Juni 1771, mit der Friedrich II. 
zur Begünstigung des Stapel- und Speditionshandels seiner 
Tänder einen 30%igen Zoll auf den Transit der wichtigsten 
Ausfuhrartikel Galiziens?) legte, und "zwar einerseits auf 
dem Wege, der nach Sachsen und Hamburg führte, damit 
die Polen diese Artikel in Breslau absetzen und dafür 
dortige Fabrikate einkaufen, die Sachsen aber jene Waren, 
von Breslau zu holen genötigt würden; andererseits auch 
aul dem Wege, der nach Österreich führte, damit die pol- 
nischen Produkte nicht durch dieses Land nach Sachsen 
um Hamburg gebracht würden.‘) Holz, }läute, Haare und 
viele andere Artikel wurden sogar mit einem 50%igen Zoll 
belegt.) Gleichzeitig wurden auch die nach Polen ge- 
führıen sächsischen Fabrikate mit einem nominell Swigen, 
faktisch aber viel höheren Durchfuhrzoll belastet. 

Es ist klar, daß diese Politik schon viele Jahre 
vorder Teilung Polensfürden polnischen Han- 
del cine Absperrung gegen den Wesicen be- 
deutete.) Daran hat auch der Handelsvertrag vou 1775, 
in dem Preußen einen nominellen Transitzoll von „nur“ 


) So z. B. das steirische und böhmische Roheisen. Vgl. 
Beer, Mandelspolit. Beziehungen, 8. 56; Fechner, a a O0, 
S. 483. 

2) Vgl. Fechner, ebenda S. 488. 

?) Getreide, Wachs, Garn, Leder, Schafe, Schweine, Ham- 
mel, Roß- und Pferdewaren, Galmei und Farbwaren. 

)'Vgl. Fechnera. a. O.S. 498, und Derselbe in Con- 
rvads Jahrbüchern. 1893, IV 698. 

5) Vgl. Freymark, Reform d. preußischen lHandels- und 
Zollpolitik. S. 17. 

% Vgl. Kalinka, Der Vierjährige Reichstag. IT. Buch, $ 116. 


12% zugestand, nichts geändert.) Unter diesen Umständen 
Konnte der Anschluß Caliziens an Österreich für den Handel 
dieser Provinz mit. dem Westen nur als Befreiung vom 
preußischen Drucke empfunden werden. Dies 
umsonchr, als der Wiener Mol cs verstand, mit großer 
Geschicklichkeit die Fehler der preußischen Volitik zur 
Förderung des erbländischen Handels auszunützen. Seine 
diesbezüglichen Bestrebungen reichen noch bis in das Jahr 
1742 zurück, als man «daran ging, dureh eine zweckmäßige 
Tarifpolitik und durch den Bau von guten Straßen den 
polnischen Transitozug von der preußischen Straße ab- und 
der erbländischen zuzuwenden. In Troppan und in einigen 
anderen österreichischen Tlandelsplätzen sowie auch in 
Krakau waren nach dem siebenjährigen Kriege Lager 
von steiwischen lisen- und anderen Fabrikaten errichtet 
worden, um die polnischen, türkischen und jüdischen Kaul- 
leute mit ihren Waren von Breslau abzuziehen. Die neue 
Bielitzer Straße lenkte den Verkehr merkbar durch 
die österreichischen Lande. Dem schlesischen Handel mit 
dem südlichen Polen und dem Transit durch dasselbe von 
und nach -Rußland, der Tartarei (Krim) und der Moldau 
war schon damals merkbarer Abbruch geschehen?) 
Schen 1765 berichtete das Ratiborer Zollant.: der Tran- 
sit steirischen Eisens, böhmischen Glases und anderer Waren 
nach Polen mit Umgehung des Breslauer Stapels 
nehme zu. Früher noch, 1754, wollte Neflzer für diesen 


ı) Anfangs 1776 beklagte sich der ’Lroppauer Illandelsstand 
in Wien, daß in den preußischen Landen auf allen Grenzen gegen 
Polen beim Aus- und Bintritt von gewissen Waren 12--30 % 
abgefordert würden und daß, damit man diesen beschwerlichen 
Zolle nieht ausweiche, den über Breslau nach (Oesterr.-)Schlesien, 
Mäbren, Böhmen, Oesterreich und Ungarı transitierenden Waren 
die Straße durch das Glatzische über Reichenstein angewiesen 
werde; dagegen sei die alte Route über Neisse, Preußisch-Neustadt 
und Maidlberg gänzlich aufgehoben worden, was zur Beein- 
trächtigung der Teschener Messe geschehen sei (Vgl. 
Beer, HWandelspolit. Beziehungen 8. 265). Jlöchst beschwerlich 
war den Kaufleuten (die angcordnete Erlegung einer Kaution bei 
den Zollämtern bei Strafe des 4fachen Zollbetrags und die Ver- 
pflichtung, Atteste «darüber beizubringen, daß die Ware am Be- 
stimmungsort angelangt sei. Vgl. Fechner a. a. O, S. 508f. 

> Vgl. Fechner, a... 0. 8 507. 
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Transiihandel neben der Troppauer und Biclitzer Straße 
eine zweite über Ungarn crölfnen, zu welchem Zweck 
der ungarische Transitozoll von 5 auf 1% ermäßigt wurde.!) 

Durch die Besitzergreifung von Galizien wurden die 
Bestrebungen der Regierung nur noch gefördert. Der preus- 
sisch-polnische Zollvertrag von 1775 hatie zur Folge, dal 
die Polen nur soviel nach Breslau brachten, als sie zur 
Deckung ihrer Einkäufe in Schlesien benötigten. Die 
scharfe Revision und Auspackung der Waren durch die 
Regiebeanten schreckten die Fremden von Schlesien ab 
und bewogen sie, lieber ihren Weg durch 
Österreich (Galizien) zunehmen, wo sie nur einen 
1%igen Trausiiozoll zu erlegen hatten.”) 

Mit großer Freude begrüßte der Staafsrat diese Tat- 
sache, daß der preußische Transitozoll „auf die über Leipzig 
kommende Waaren ... diesem Siraßenzug schon einen 
großen Abbruch getlan (habe) und (daß) bereits mehrere 
Kaufmannsgüter den Weg über Böhmen vorzuwählen an- 
gefangen haben. Diese Wendung (sei) für das erbländische 
Straßen-Gewerb  vorteilhaft.“®) Und die Kommission 
war der Meinung, man solle „diesem über Böhmen 
gehenden Straßenzug bey der Kinfuhr in (Galizien 
Erleichterungen nach der Verschiedenheit der Waare“ 
also Dilferenzialzüle gewähren, wobei das galizische 
Gubernium bei der Tariffestsetzung darauf achien müsse, 
„daß der Kaulmann auch auf den Fall, wenu 
man Preußischer Seits den Transito Zoll in Schlesien herab- 


) Vgl. Beer, Nandelspolit. Beziehungen 8. 50. 

>) Vgl. Fechner a.2.0. 8.5081. — Auch die Scile wurde 
von den polnischen Juden seit der Einführung des preußischen 
Transitozolls direkt aus Lyon bezogen und mit Umgehung Schle- 
siens durch Oesterreich nach Galizien und Polen gebracht. (Ebenda.) 

3) Staatsrätl. Protok. in galiz. Einrichlungssachen vom 4. 
Mai 1776. (H. K. A. Commerz. fasc. 57 ad 4 ex Junio 1776.) 
„Dio Leipziger Waaren -— heißt cs da brechen... durch 
den Salzer-Leutmeritzer oder Bunzlauer Oreyß in PBölmen ein, 
durchstreichen diese Königreiche, Mähren, eimen Theil von Schle- 
sien und werden über Bielitz nach Biala und so weiterüber 
Galizien verführet.“ Der ältere, nur wenige Meilen kürzere 
Weg führte aus Leipzig über Breslau direkt nach der Republik, 
ohne Galizien zu berühren. 


setzete, bey der Böhmischen Straße immer eine Convenienz 
wml Erleichterung findete.“ 

Durch alle diese Maßnahmen wurde der galizische Aus- 
um Durchfuhrhandel, der seit vielen Jahren durch die 
preußischen Zölle stark gelitten hatte, wesentlich erleich- 
tert. Die neueröflfniten Wege durch die österreichi- 
schen Länder konnten mit gutem Brlolg die gesperrten 
Straßen des preußischen Gebietes ersetzen. Diesen Uni- 
stand Konstalieren nebst den früher erwähnten!) auch alle 
übrigen, uns bekannten Stimmen jener Zeit. So schrieb ein 
Anonymus im ‚Jahre 1780: „Um den Syigen (preus- 
sischen) Transitozoll zu ersparen, verlohnte es schon (den 
Polen) die Mühe, einen, wenn auch moch so großen Umweg 
durch die österreichischen Staaten zu probiren. Der Kaiser 
cerleichterte die Ausführung ihres Vorhabens; die Ileer- 
straßen wurden hergestellt, die Fulrleute fanden ihre Rech- 
nung dabei.... Die österreichischen Unterthanen profitiren 
sichtbar dabei; ihv Verkehr (via Biala) mit Polen wird 
immer stärker; nur die Stadt Breslau lenlet und verliert 
allmählich allen Handel mit polnischen Produkten. An sich 
scheinet dieser Comnissions Handel unbedeutend zu seyn: 
aber durch Bekanntschaften und allerlei Nebenbeschäfti- 
gungen, die aus ihnen entsprechen, öffnet er der In- 
dustrie andere Kanäle.“ Alle längs der l1landels- 
straße gelegenen Gewerbe gedichen, da ihr Absatz ge- 
sichert: war, „seiten täglich Expeditionen in Republik 
geschehen.) In gleicher Weise äußerte sich wn dieselbe 
Zeit Beekhen: „Die letzte Maut-Binrichtung von Brocdy 
hat «den polnisch- und russischen Handel, der bisher über 
Frankfurt an der Oder und Breslau ging, über Öster- 
reichisch-Schlesien und Galizien gezogen.) Und ähnlich 
sprachen sich «lie polnische Schatzkommission,!) 


2) Verl. oben 8. 20LE. 

>) Art. „Nachrichten vom Oesterreichischen Polen“ m Schlö- 
zers Briefwechsel. VT. Teil, 8. 20-4, 

3) Beekhens Relation $ 78. 

?) „Do$wiadezenie nas nauczylo, i2 pomimo opisu traktatı 
1779 x. kupey nasi woleli obröcide towary Lipskie na Czechy 
y Morawe do Polski juk blizsza nieröwnie droga prowadzid je przez 
Szlask lub Brandenburgia.‘“ (MySli od Delegowanych z Komisyi 
Skarbu Koron. wzgledem zawrzec sie malgeego 2 Dworem Ber- 


Josef 11!) und der Gubernialrat Kortum aus.) 1782 
schrieb der polnische Kammerherr Husarzewski ge- 
legentlich der preußischen Bedrückungen: „Le Russe s’dtant 
pay6 le chemin par la Gallicie et par la llaute Silcsie & 
Leipzig, s’y pourvoit des articles qu’il prenoit autrelois du 
Dantzicois.“®) Tim Jahre 1787 endlich wurde der Verfall 
des preußisch-schlesischen Handels ofliziell durch den Ber- 
liner Hof zugegeben.) 


liuskim Traktatu handlowego (Kürstl. Czartoryski’sches Archiv MS. 
Nr. 1174, S. 455). 

1) Vgl. unten S. 349. 

2) Vgl. unten S. 350. 

) Fürstl. Ozartoryski’sches Archiv MS. Nr. 923, 3. 968. 

1) Vgl. unten 8. 359, Anmerk. 6. 


Drittes Kapitel. 


Die preußische Politik gegenüber dem Galizisch- 
Danziger Handel. 


$ 1. Die preußischen Zollbedrückungen. 


Vie] schlimmer als in Schlesien gestalteten sich die Be- 
ziehuugen zu Preußen im Norden auf der Weichsel, wo Gali- 
zien direkt das Opfer der gegen die Republik gerichteten 
preußischen Politik wurde. 

Die Absichten Friedrichs IL, mit Hilfe unerschwing- 
licher Weichselzölle die Stadt Danzig und den polnischen 
Handel überhaupt an sich zu reißen, sind wohlbekannt.t) 

Nun drohte der österreichisch-polnische Handelsvertrag 
von 1775 seine Absichten zu vereiteln. Die polnischen Pro- 
dukte konnten in Galizien gegen Entrichtung eines niedrigen 
— 4Pjigen — Konsumozolls eintreten, um von dort als ga- 
lizische Warc weiter nach Danzig auf der Weichsel 
frei zu passieren. Um dies zu verhindern, dehnte da- 
her Friedrich IT. seinen gegen die Republik 
gerichteten Repressionstarifauch auf diega- 
lizischen Produkte aus) 


1) Vgl. Korzon, a. a. O0. MT 31ff.; Kalinka, Vierjähriger 
Reichstag II. Bd, $ 116. Vgl. auch das Schreiben Salderns 


von Februar 1773 bei Beer, Erste Teilung TIL 153. — P3l- 
nischerseits liegt ein — vom königl. polnischen Kammerherrn 


Husarzewski verfaßfer — ausführlicher Bericht über die »nreu- 
Bischen Zollbedrückungen aus dem Jahre 1782 vor. (Fürst Czarto- 
ryski’sches Archiv MS. Nr. 923, S. 951--1091.). -— Reiches Ma- 
terial zur Ilustrierung der preußischen Absichten bringt lie Re- 
latin Beekhens. 

2) Cabin.-Ordre ddo. Potsdam 25. Dezember 1775, bei Fech- 
ner, a. a. ©. S, 499. Die russischen Kaufleute zahlten da- 


Die preußischen Zölle zu Fordon betrugen —- wie noch 
näher gezeigt werden soll — im Verhältnis zu den Preis- 
nolierungen auf der Danziger Börse 20, 25, 30 und 50%), 
fir manche Artikel sogar 100%) des Warenwertes. Daß 
eine solche Auflage auf die wichtigsten Ausfuhrarükel Gali- 
ziens: Getreide, Holz, Leinwand, Pottasche ete., für diese 
Provinz eine wirtschaftliche Katastrophe nach sich ziehen 
mußte, ist begreiflich. Die Stockung des Danziger Iixportes 
wird auf Jahre hinaus der Angelpunkt der Klagen der Inter- 
essenten wie auch aller Regierungsberatungen über die wirt- 
schafiliche Hebung des Landes. Daß zunächst durch die 
genannten Zölle die Landwirtschaft, d.h. der guis- 
herrliche Großbeirieb betroffen wurde, ist selbstverständ- 
lich. Eder befürchtete, daß „wenn der Ilandel mit Waitzen | 
gegen Danzig von Seiten der Republik Pohlen und des 
preußischen Königs hoch feiner erschwert werden sollte, 
der bisherig fast alleinige Kond des Geldeinllusses zum uner- 
seizlichen Schaden des Landes zu Grunde gerichtet 
würde.) Ähnliche Befürchtungen ließen sich auch aus 
dem Wandelssiande vernchmen. Im Oktober 1775 
hrachte der Lemberger Großhändler Friedrich Pre- 
schel in Wien wine Vorstellung ein: „daß die kaum aufkei- 
mende Mandlung ersticket werde, weilen von Tremden Poten- 
talen sowohl auf die galizische Erzeugnisse, als auf die Lier- 
oriige Bedürfnisse unerträgliche Zölle geleget werden .. „, 
folgsanı «las Verderben der hiesigen Kaufleute olıne höch- 
sien Schutz, ganz unvermeidlich sey.“”) 

Leider wurde jede Hoffnung auf eine Änderung dieses 
Zustandes vorläufig vereitelt. Den preußischen Zollbedrük- 
kungen gegenüber war der Wiener Tlof ebenso machtlos wie 
die Republik.!) Das galizische Gubernium beurteilte die 


gegen infolge der Cabin.-Ordre vom 10. Dezember 1775 bloß das 
„ordinari TMransito.'“ (A. M. I. VG, 7/2910 ex Aprili 1776.) 

) Relation Degelmanns vom Jänner 1775, a. a. ©. Tol. 412. 
Feehner a. a. 0. 8 49. 

2) Bericht vom 15. Januar 1775 (MH. K. A. Kam.-Akt. Nr. 
7G. ad 312 ex Septembri 1776.) 

3) „Vorstellung wegen Emporbringung der galizischen Hand- 
lung.“ (A. M. J. VG. 7/2940 ad 138 ex Januario 1776), 

4) Wat doch der Permanente Rat durch viele Jahre in Berlin 
wegen der Verlelzung der mit Polen geschlossenen Verträge Proleste 
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Lage ganz richiig. Graf Auersperg erklärte im Januar 
1776 im Hinblick auf die Steigerung der preußischen Zölle 
von 14 auf 30°%/, die erwähnten Klagen nur für allzugerecht-' 
fertigt. Denn es „unterlieget keinen Zweifel, daß die pol- 
nisch- und preußische Zoll-Aufschlagen die Ausfuhr der 
galizischen Erzeugnissen gewaltig hemmen, weilen selbe 
keinen anderen vortleilhaften Ausweg als zu Wasser nach 
Danzig haben.“ Und in der Tat würde aus Mangel an Ab- 
satz die landwirtschaftliche Exportproduktion bloß auf den 
Lokalmarkt beschränkt. Viele Besitzer am San- und Bug- 
fluß häiten noch dieses Jahr (1775) „eine Getreit-Ausfuhr 
gewaget, dieses aber künftig weitershin zu unternehmen 
Muth und Lust verlohren.“ Ebenso litten Ausfuhr und Pro- 
duktion von Leinwand, Pottasche etc. Was hinwiederum die 
republikanischen Zölle anbelange, so sollte das Übel durch 
das Inkrafttreten des mit Polen geschlossenen Vertrages 
beseitigt werden. „In Absicht auf den König in 
Preußen aber, (sei) eine Abmäßigung der zu 
hohen Zoll-Auflagen mehrerer zu wünschen 
als zu hoffen.) 

Die Erledigung dieser Angelegenheit lag nicht in der 
Kompetenz des Guberniums. Es konnte bloß die sich häu- 
fenden Klagen nach Wien übermitteln. Einige Wochen spä- 
ter?) berichtete cs über die traurige Lage des Landes, „wo 
die... von den hiesigen Handelsleuten unerschwinglichen 
Gebühren schon gegenwärtig den Ausweg unserer Erzeug- 
nisse sperren und die Circulation der Nahrung 
zwischen Tausenden stocken machen; welcher 
Abhilfe dahero alle Stände dieser Reiche mit höchst. 
eilrigen Wunsche entgegen schen.“ Endlich entsandten die 
galizischen Juden im März desselben Jahres eine Deputa- 
tion®) an Kaunitz mii dem’Ansuchen „um Aushülfe wegen 


erhoben. Freilich olıne Erfolg, da man in Berlin wohl wußte, daß 
die Republik ihre Forderungen militärisch zu unterstützen außer- 
stande sei. (Vgl Kalinka, Vierjähriger Reichstag. II. $ 116.) 

ı) A.M. J. VG 7/2940 ad 138 ex Januario 1776. 

®) Gubernialbericht vom 24. Februar 1776, (H.IK. A. Commerz 
fase. 57 ad 1 ex Junio 1776). 

®) „Wolf Ifersch und Ifersch Löbl, Bevöllmächtigte der ga- 
lizischen Handelsleiten.“ (A. M. I. VG. 7/2940 ex Aprili 1776). 
Vgl. Beer, Handelspolit. Beziehungen. 8, 264. 
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preußischen Zoll auf grobe Leinwand und andere Waaren.“ 
Denn es sei durch „Fast unerschwinglichen Zoll das Nego- 
eium .in das Stocken geraten und in verllossenem Jahre 
mußten bis 30 Schille zurückbleiben.“ Es hätten wicht nur 
die Landwirte verloren, die ihren Flachs und Hanf nicht 
absetzten, sondern auch „viele Tausend und Tausend Garn- 
spinner“, dann die Leinweber, endlich die Kaufleute und die 
von «lenselben angestellte Schilfsmannschafl. Die Kauf- 
leute seien weder imstande, die bestellten Waren, für welche 
sie in Danzig Vorschüsse empfangen hatten, den Danziger 
Greßhändlern zu liefern, noch die Landesproduzenten für 
ihre Arbeit zu bezahlen, und hätten den Kredit verloren. Sie 
ersuchten daher um Intervention beim Berliner Hofe. 

Daß diese Klagen keine bloße Übertreibung der inter- 
essierten Parteien waren und daß vielmehr die preußischen ' 
Vexationen den Gegenstand allgemeinere Aufmerksamkeii 
in der Politik jener Zeit bildeten, beweist eine Depesche 
des Französischen Gesandten am Wiener Hofe de Bre- 
teuil vom 12. März 1776 an seine Regierung, in der er 
die übergroßen Zolleinkünfte «des preußischen Königs aus 
dem Weichselhandel mitteilt!) und als deren Folge den 
gänzlichen Ruin der auf den Danziger Hafen angewiesenen 
polnischen Gebiete voraussicht.?) 

Inde 1780 entschloß man sich in Wien endlich, den 
Lemberger Gubernialrat Adalbert Georg Beekhen nach 
Danzig zu entsenden. Ir sollte die Sache an Ort und Stelle 

1) „Somme total de droits de transit que devra produire au 
Roy de Prusse Je Commerce de Dantzig dans une annde conmune, 
non compris la Douane de mer, que ce Prince fait percevoir au 
Fahrwasser: 2.153.696 Beus (pruss.) 23 bons gros. (Pariser Arch. du 
Min. «d. Alfaires ärangeres: Corresp. polit. Vol. 329 fol. 119-—123). 

®) Breteuilä, Vergennes. „Je vous envoye un releve du 
produit te douanes que le Roy de Prusse a elablies pres de Dantzik. 
On m’assure la verits du calcul ei quil est tive de Poriginal, La 
sonune lotale prouve que le Roy de Prusse n’est pas le plus mal 
parlagc, quoiqu’ il prötende prouver, dit on, par les lieues quar- 
rees ct Je «lenombrement des habitants, qu’ il est au dessaus 
des comparlageans presque pour Ta moitie.  Quoiqu’il en soit, 
Mr, on ne sauroit se tdissimuler que VP’enormite des impositions du 
Roy de Prusse sur le commerce de Dantzik ne ruine sans res- 
source le reste (le cette malheureuse Pologne, si cette horrible 
vexation subsiste encore quelqie feinps.” (a. a. O. fol 117), 


untersuchen, vor allem aber sich über die M öglichkeit eincıy 
Hilfsaktion der Regierung orientieren. Das Ergebnis dieser 
Reise war direkt überraschend. Erst jetzt, im Lichte des 
reichlich gesammelten Tatsachenmaterials, zeigte sich die 
hoffnungslose Lage Galiziens in ihrem ganzen Ernste. Der 
Yordoner Zoll bezilferte sich beim Weizen, dem wichtig- 
sten Ausfuhrartikel des Landes, auf 21, wıd mit Iinzurech- 
nung der Transportkosten auf 493%, der Danziger Preise. 
Dies bei der besten Qualität. Bei geringeren Sorten beiru- 
gen diese Kosten sogar 75%, Zog man die Zufälle in Ge- 
folge schlechter Witterung in Betracht, so ergab sich klar, 
daß die Produktiouskosten keineswegs gedeckt werden 
konnten, und zwar umsoweniger, als seit der Publikation des 
preußischen Tarils von 1775 die Getreidepreise noch san- 
ken.) Beim Roggen und desgleichen bei Roggenmchl, 
Grieselwerk etie. betrugen die Zoll- und Transportkosten 
sogar 7/, beider Leinwand der'Zoll allein 24, beim Holz 
über 20) bei der kalzinierten Pottasche 18%, des Wertes. 
Die Zollast wurde noch durch eine Menge anderer Unkosten 
wie z B. die Tantieme erhöht, die sich auf 5—150/, des 
Yollbetrages stellte. Besonderen Anlaß zu Klagen, gaben 
ferner die Schikanen bei der Zollbehandlung, und zwar: 
„der lange Aufenthalt der Gelässer (Weichselschilte), 
worüber dieselben öfters das hohe Wasser versäumen und 
nachhero viele Wochen lang zubringen müssen, ehe sie 
sich bis nach Danzig herunter helfen können.“ ?) 

1) 1775 kostete die Last Weizen bester Qualität 375, 1780 
DIoß 213 Danz. Gulden (12 fl. = 1 Dukaten). Vgl. Beekhens 
Relation a. a. 0. 86%. Daß die Ausfuhr überhaupt noch möglich 
war, verdaukte man der Preissteigerung solcher Artikel wie 
Holz, Pottasche ete., die durch den amerikanischen Unabbängig- 
keilskrieg (1773 -1783) verursacht war.. (Ebenda $$ +48, 49). 

2) Ebenda. 852. Vgl. „Auskunft des holländischen Gom- 
missair Hr. Kaufmann Ross zu Danzig, über die Pradukten mit 
welchen bisher der Wandel aus Gallizien dahin getrieben worden.‘ 
(Ebenda. Beilage Nr. 4). 

») In den darauf folgenden Beratungen der Wiener Wl- 
stellen wurden die Darstelluüngen Beekhens vollständig  be- 
stätigk. In einen Vofkanzleivortrage von Anfang Dezember 1780 
meint Graf Blümegen, „daß die Schilderung, welche die ya- 
lizischen Güterbesilzer von ihrem traurigen Zustande und der 
arbitrarischen Behandlungsart der preußischen Zöllner macheten, 
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Neue und wichtige Details über die preußischen Zoll- 
bedrückungen im Anfange der ‚josefinischen Ära gab der 
galizische Großkaufmann und Industrielle Augustin Fin- 
sierbusch von Schutzbach,)) kEigentüner von „Pod- 
asche-Fabriquen“, der in den Jahren 1780/1784 aus den 
Wäldern der k. Ic. Saudomirer Ökonomie Schiffbauholz und 
Pottasche nach Danzig ausführte. Nach seinen Berechnun- 
gen betrug der Fordoner Zoll ohne Einrechnung der Tan- 
tieme faktisch 30, 40 und 50°/,. Dazu kam eine weitere 
Erhöhung der Zollast um etwa 13°%/, durch die Berechnungs- 
art des Geldwertes.?) Den Gipfel aber erreichten die Quä- 
lereien durch die Willkür der Beamten, die ihre „Acci- 
Jenticn“ erst dann erhielten, wenn der sogen. „Iitat‘“ des 
Zols gedeckt war, und die daher im eigenen Interesse | 
die Zölle steigerten) 


nicht übertrieben sey.“ (A. M. J. VG 7/2940, ad 51 ex Martio 1781), 
Graf Chotek stellte in seinem in der Kommissionssitzung vom 
28. Dezember 1780 verlesenen Referate fest, daß der fordaner Zall 
formell 12% betrage. „Aber die Neben Chicanen und Eigenmäch- 
tigkeilen der dorligen Pächter, das sogenannte tanliöme und die 
übertriebene Schätzung der Waaren erhöhen den Zollsatz ungemein; 
es sind nicht 12%, es sind 24, 30 und 40%, die in der Wirklich- 
keit bezahlt werden müssen.“ (Zit. Akten). 

l) Schreiben vom 8. Jänner 1784 (H.K. A. Commerz fasc, 57 
-ail 1 ex Februario 1784). 

>) Die preußischen Ämter berechneten einen Dukaten bloß zu 
3, „wo wir diesen doch in Handel vor 4 Il. 30 kr. empfangen 
‚und (derselbe) selbst in allen preußischen Staaten a 3 Reichs- 
thaler oder 4 fl. 30 kr. im Cours ist... Endlich ist in der preus- 
sischen Einbruchstation Fordon eine Königl. Banque errichtet, 
aus welcher wir gleichsam gezwungen sind die Gelder, die 
wir für den Zoll zu entrichten haben gegen Wechsel und folglich 
206 Rabat zu erheben... Denn wenn eine Parthey aus dieser 
Banque die Gelder nicht nehmen, sondern den Zoll aus eigenen 
entrichten will, so muß sie immer eine vierfache Cassa“ (d. i. 
viermal so große als nötig ist) „mit sich führen da alles Gold 
auf das genauesie gewogen und ohngeachtet des besten wichtigen 
CGoldes kaum der. vierte Ducaten vor vollwichlig erkamut wird.“ 
(l:benda). 

®%) „So geschiehet nicht selten, vorzüglich bei großen 
Waitzen Transporten (auch allen übrigen Producten), daß die 
Beamten .. . das angegebene Quantum um: 4 auch, 5 Lasten‘ (1 Last 
Weizen = 27 galizische Koretz = 54 Wiener Meizen) „höher. ta- 


Erst im Lichte dieser Tatsachen läßt sich die ganze 
Tragweite «ler Katastrophe beurteilen, durch welche sowohl 
der gälizische Großgrundbesitz ‘wie auch die Leinwand- 
industrie, die größte des Landes, betroffen wurden. Beide 
wurden vom Meer und dem internationalen Danziger Markte 
abgeschnitten, wie auch der billigen Wasserfracht beraubt. 
In diesem äußeren Ilindernisse ist daher auch cine der 
wichtigsten und unseligsten Hemmungen der 
industriellen und kommerziellen, sowie der allgemein wirt- 
schaftlichen Entwicklung Galiziens zu erblicken, das seit 
ınehr als zwei Jahrhunderten alle seine Lebenskräfte durch 
Danzies Vermittlung erhalten hatte.!) 


82. Danzig oder Elbing? 


Noch ist die Frage zu beantworten: warun der gali- 
zische Handel sich nicht nach einem anderen nordischen 


xiret als sich würklich auf den Schiffen befindet ... und jeder 
will licber 12 oder 16 Dukaten auch unschuldig bezahlen... als 
daß er sein ganzes Getreid soll messen und die Zeit ungenützter 
verstreichen lassen.“ (Ebenda). 

1) Vorstelend wurden bloß die preußischen Zölle auf lie aus 
Galizien ausgelührten Waren erwähnt, weil für unseren Zweck 
vor allem die Ausfuhr in Betrachtung kommt. Nicht weniger 
drückend waren jedoch auch die Zölle auf die Einfuhr, nament- 
lich weil außer Getreide, Salz und wenigen anderen Artikeln Tast. 
alle Industrie- und Kolonialwaren bezogen wurden. „Es wäre zu 
weitläufig —- schreibt der holländische Konsul zu Danzig, Roß, 
alle Artikel dieses Zolltarifs durchzugehen; es ist aber gewiß, 
daß diejenige Waren, welche sonst von Danzig nach Polen ge- 
schickt zu werden pflegen, fast noch höher beschweret werden, als 
die polnischen (Ausfuhr-)Produkte.‘“ Schon im Februar 1774 be- 
richtets Revitzky nach Wien, „daß mehrere aus Frankreich 
zu Lande über Krakau angelangte Waaren ehngeachtet des 
großen Umwegs doch nicht so hoch als die über Danzig geschickte 
wegen den so schweren Weichsel-Zöllen zu stehen kommen.“ (II.K. 
A. Commerz fase. 57 ad 20 ex Februario 1774). Wie jedoch bei 
der Ausfuhr eine Ausnahme für die russischen Kaufleute ge- 
macht wurde (s. oben 8. 319 £), so geschah dies auch bei der !Bin- 
fuhr englischer Waren, die, zufolge eines preußisch-englischen 
Koinmerztraktates, wenn sie, mit einem Zertificat des englischen 
Residenten begleitet waren, mu 2% 'Transito bezahlten. (IL.K.A. 
Conmerz fasc. 57 ad 13 ex Octobri 1775). 


Hafen, zum Beispiel nach Wlbing, gerichtet hat? Diese 
Antwort scheint um so notwendiger, als Friedrich IL, wäh- 
rend er dem galizischen und polnischen Ilandel den 
Weg nach Danzig sperrte, ihm gleichzeitig den Elbinger 
Hafen eröffnete und jeder polnische Schiffer oder Handels- 
jude zu Bordon verständigt wurde, daß er die hohen Zölle 
verineiden und bloß 20/, zahlen könne, wenn er seine Ladung 
nach Elbing dirigierte.!) 

Daß nun der polnische Handel seine Beziehungen 
mit Danzig zu Gunsten Elbings nicht abbrechen wollte, ist 
schon aus politischen und nationalen Rücksichten verständ- 
lich. Allein diese Rücksichten konnten im 18. Jahrhundert 
für die galizischen Juden, die vor allem den JTandel Gali- 
ziens beherrschten, nicht ausschlaggebend sein. Kür sie 
konnte nur der größere Vorteil entscheiden. Für Galizien 
waren beide Hälen in gleichen Maße „ausländisch“. Und 
doch wurde Blbing auch zu der Zeit von den galizischen 
Kaufleuten gemicden, da sic durch die Sperrung des Dan- 
ziger Wegs in ihrer Existenz bedroht wurden. Diese Jür- 
scheinung erklärt sich sicherlich nicht durch Indolenz oder 
Mangel an Orientierung. Davon kann bei der bekannten 
Beweglichkeit der Juden keine Rede sein. Verstanden sie 
es doch auch, als Miedrich UT. den schlesischen Weg 
durch Zölle verlegte, die Seide direkt aus Lyon mit Um- 
wehung Schlesiens zu beziehen.?2) Die Sache erklärt sich 
vielmehr durch die Kredit- und finanziellen, sowie durch 
die organisatorisch-Kaufinännischen und technischen Ein- 
richtungen Danzigs, die diese Stadt zu einem kaum zu er- 
setzenden Vermittlungsgliede in dem galizischen Ausfuhr- 
handel nach dem Auslande machten, während es Tlbing 
an allen derartigen Einrichtungen vollständig mangeltc. 

Die großen IHandlungshäuser zu Danzig sowie die aus- 
ländischen Kommissäre gewährten den galizischen, haupt- 
sächlich jüdischen Händlern längere Kredite. Diese aber 
waren für den galizischen Handel cine notwendige Vor- 
aussetzung. Denn die große Mehrheit der jüdischen Tländler 
lehte in äußerster Armut und der galizische Mandel arbeitete 
fast ausschließlich mit fremden Geld, indem die zu Dan- 
2 2it. Schreiben Finsterbusch. Vgl. auch Korzon a.u.0. 
11. 36. 

2) 8. oben 8. 316. 


zig erhaltenen Geldvorschüsse durch eine lange Kette von 
Mittelspersonen »is in die armselige Hütte «des galizischen 
Dorfwebers und Tandwirts gelängtent) In Blbing nun 
konnte von Kredit, der sich auf Grund laugjähriger Be- 
ziehungen und persönlichen Vertrauens aufbaut, keine Rede 
sein. Übrigens fehlte es dort auch an Großhändlern, die 
direkte Verbindungen mit dem Auslande nnd somit 
einen sicheren Absatz gehabt hätten. Sie verkauften viel- 
mehr erst an die Danziger Händler und mußten daher die 
Preise drücken. „Zu Elbing“, meint Preschel, „wäre 
wenig Abnahme, mithin die Waren, weil sie nicht aber- 
malen zurückgelühret werden könnten, für einen gerin- 
gen Preis hindangegeben werden müßten.) Die Elbin- 
ger Kaufmanunschaft hatte überhaupt keine sichere finan- 
zielle Basis. Im einzigen Jahre 1783 allein „sind 6 der 
größten Handlungshäuser in Elbing falliret. ... Durch 
welche Panquerötten dieser Handlungs-Platz so herabge- 
setzt worden, daß der Fremde mit äußersten Schrecken 
seine Waren da absetzet, massen er immer besorgt seyn 
muß, in einen Panquerot verwicklet zu werden... In dieser 
Lage ist Elbing ...... vor die Freinden höchst gefährlich ... . 
und dahero ... von Handlenden vermieden werden muß.'?) 

Wichtiger noch war ‚die Bedeutung Danzigs in tech- 
nisch-kommerzieller Hinsicht. Unmittelbare Beziehungen 
Galiziens mit dem Auslande waren unmöglich. Wie ces 
in den primiliven, auf einer niedrigen Stufe der wirtschaft- 
lichen Entwicklung stehenden Ländern oft der Fall ist, 
war der galizische Handel unregelmäßig: einmal wurde 


I!) Die langen Kreditiristen standen mit dem agrarischen Cha- 
rakter des Landes im Zusammenhang, da die Zahlungen nur ein- 
mal im Jahre, nach der Ernte, erfolgen konnten. 

2) Zit. Bittschrifi Preschels von 1775. Ältnlich die Biit- 
schrift der Juden von 1776. Auch Finsterbusch meint (1754): 
„Der Ilbinger Kaufmann gibt niemalen einen so hohen Preis vor 
die Waren, wie der Danziger.“ Als andere Ursache der niedrigeren 
Preise zu Elbing gibt er den Umstand an, daß „in Wlbing alles 
nach dem Berliner Maß und Gewicht verkaulet wird..., das 
gegen das Danziger um 9% stärker ist..., so, daß man in Elbing 
auf eine Last Getreide 30 Wiesige (galizische) Korelz benöthiget, 
wo man zu Danzig... nur 27 bedarf.“ 


3) Zit. Schreiben Finsterbusch. 


der Danziger Platz überladen, im nächsten Jahre wurde 
gar nichts gebracht. „Ilieran aber ist nicht so viel der 
Müsswachs, als die unsichere Schiffahrt auf der W.eichsel, 
Bug, San etc. die Ursache.‘!) Die Danziger Magazine und 
und Speicher ermöglichten nun (ein Wandel, sich unabhängig 
von der unregelmäßigen Zufuhr Galiziens ‘den Erforder-. 
nissen der ausländischen Märkte anzupassen. 

. Ebenso verhielt cs sich mit der Qualität der galizisch- 
polnischen Zufuhr. YPorbonnais schon machte die Be- 
merkung, daß man in Tolen nicht sorgfältig genug darin 
war, das Korn zur Ausfuhr zu irocknen, so daß man aus 
Polen stets durch die Feuchtigkeit verdorbenes Korn be- 
kam.?) Die Aufgabe Danzigs war, diese Mängel zu be- 
heben. Was. den Weizen z. B. betraf, so kanı nach Danzig 
neben dem schönsten aus den Gegenden von Krakau und 
Sandomir auch solcher aus entfernteren Provinzen und 
sogär auf.dem Bugflusse aus der Ukraine und Volhy- 
nien. Infolge eines so langen Transportes ‚kam das Korn 
„oft ganz erhizt und verbrühet, und wenn es auch in bestem 
Zustande ankäme, so erfordert allzeit die Beschaffenheit 
‚tes polnischen Getreides, daß che es mit Sicherheit in ein 
Schiff über die Sec geladen werden kann, es vorlero ge- 
reinigt, gelüftet, eine Art des Getreides mit der anderen 
‚ vermischet und dadurch in denjenigen Stand gesetzet werde, 
wie es zum Verkauf in die Fremde am tauglichsten ist.“3) 
Ähnliches erforderte der Handel mit Holz, Leimwand, Vott- 
asche etc.) Alle diese Handelsoperationen erforderten spe- 

) Beekhen, a. a0. 8 23. 

>) Vgl. Forhonnais, Recherches et eonsiderations sur les 
finances de France. IL. 185. Noch zu Beginn des 17. Jhiis. bezog 
England besseres Korn ausschließlich aus Frankreich. 

3) Beekhens Relation & 19. 

3) „Bretter, Pippen, Oxhoft- und Brandweinstäbe, eichene Pkn- 
ken, fichtene Dielen, Balken, Klap- und Rundholz wird in der 
Menge herzugebracht. Alles dieses Wolz muß in verschiedene 
Sorten gelheilet, das gesunde von dem schadhaften abgesondert 
und jedes nach seiner Gattung mit einem besonderen Zeichen 
bemerket werden“ (Ebenda $ 20). Die Pottasche muß „var der 
Verschiffung gebraakt, m Kron und Braak getheilet, das feuchte 
von der kalzinirien Asche abgesandert und in solche Sorten ver- 
theilet werden, wie sie dem Abkäufer anständig ist.“ (idbenda 


$ 21.) 


zieller Hafeneinrichtungen, Maschinen zum Aus- und Unt- 
laden, Speicher, Mi gazine, Plätze ete., was allcs in Danzig 
nit großem Kostenaufwande durch die Stadt 
erbaut worden war!) 

Trält man das alles fest, so kommt man Zu folgenden 
Schlusse. Gewiß standen für die salizische Ausfuhr noch 
andere Wege als nach Danzig offen: nach Klbing, durch 
den Libauer Halten nach Schweden, aul dem Dniesterflusse 
gegen das Schwarze Meer, über Ungarn und Yyjest in das 
Mittelmeer, endlich über Teschen gest den Westen. 1s 
wurden auch tatsächlich yansportversuche nach diesen 
Richtungen unternommen.?) Eine stärkere Entwiekhmg dieser 
neuen Ausfuhrstraßen war jedoch erst nach längerer Zeit 
möglich. Für acn Augenblick konnte der Danziger Platz 
dem im größeren Maßstabe durchgeführten Export Galiziens 
durch nichts ersetzt werden B) 


ı) Ebenda, Ss 22. 
2) Darüber noch unten 8. 34718. und unten YI. Absehn., 
Kap. I und 2 

>) In ähnlicher Zwangslage gegenüber Preussen Wie zieh 
Galizien während 1772 1700 befand, war ‘auch das Königreich 
Polen nach 1815. Die Bemühungen des polnischen Pinanzministers, 
des Fürsten Lu becki, um den Zugang zum Meer erscheinen blol 
als eine Wiederholung ähnlicher Bemühungen Josef II. Freilich 
wurde in der Literatur lie Handelspolitik des Fürsten ebenso ohne 
Mass hochgepriesen (Smolka,. Die Politik Lubeckis, 1 205 ft, 
285 1E,, I. 329---404, 390 ir), wie diejenige des Kaisers verkannt 
una verurteilt. 


Viertes Kapitel. 


Der Standpunkt Oesterreichs gegenüber Preußen. 
Die Theresianische Zeit. 1772 — 1780. 


81. Retorsionspolitik oder Handelsvertrag ? 


Unleugbar machte die Regierung die größten Anstren- 
gungen, mu sich aus der Klemme der preußischen Zölle zu 
befreien. Allein sie blieben erfolglos. Die Rettung Galiziens 
war nur entweder in einem Zollkriege mit Preußen, somit 
in Gegenrepressalien, oder im Abschluß eines Ilandelsver- 
Lrages zusuchen. An beides wurde gedacht. Obwohl jedoch 
‚lie Frage der Retorsionspolitik unter Maria Theresia oft er- 
woren wurde, schrak man doch schuießlich aus Furcht 
vor dem mächtigen Gegner vor diesem Mittel zurück. 

Sc erwog Bier schon im Jänner 1775 die Frage: „Was 
für Repressalien gegen Preußen veranlaßt werden können ”“, 
ud beantragte, man solle im Einverständnis mit der Repu- 
blik, deren Interessen mit den galizischen gleichlielen, „un- 
ler anderen Zwangsmitteln oder Repressalien auch jenes in 
Betrachtung ziehen, daß auf «die in Preußisch-Schlesien aus- 
treibende Ochsen ein größerer Ausfulnzoll geleget wer- 
den könnte.“!) Der Gubernialreferent Guinigi bekämpfte 
jedoch diese Vorschläge mit dem Argument: „weilen sie nur 
uns selbsten am meisten schaden würden.) -—- Tinige 
Monate später brachte seinerseits Degelmann diese An- 
velegenheit in Erinnerung) Sie wurde jedoch init der Moti- 

1) Relation vom 15. Januar 1775. (HI. K. A. Kamn.-Akt. 
Nr. 7.G. ad 312 ex Septembri 1776.) 

2) Gubernialbericht vom 14. Feber 1775 (löbenda). 

») „Wie sich gegen den König in Preußen, welcher durch 
den stipulirten Dransitozoll ... die Exportation auf der Weichsel 


vierung, daß sie nicht zur Sache gehöre, von der lages- 
ordyung abgesetzt. — Als bald darauf die Troppauer Kaul- 
leute eine Intervention beim Berliner Hofe erbaten, erklärte 
die Hofkanzlei: eine solche würde unwirksam  »leiben 
und sogar schädlich sein.!) — Ende 1777 brachte ttui- 
nigi abermals das Problem aufs Tapet, indem er von der 
Staatskanzlei Aufklärung erbat: ob nach $ 7 des zwischen 
Österreich und Polen geschlossenen Acte scparc (die Freie 
Weichselschiffahrt betreffend) „nur die polnische und gali- 
zische oder auch alle fremde auf den gemeinschaftlichen 
Flüssen entweder nach Pollen oder in Galizien gehende 
Waaren im dem Transito zollfrey zu halten seyen?", wobei 
er selbst sich diesmal für die Zollbelegung der aus Preuß.- 
Schlesien nach Polen transitierenden Fische, des Holzes ete. 
aussprach.?) 

Wem die gemäßigte, vor jedem radikaleren Schmitt zu- 
rückschreckende Politik des österreichischen Staatskanzlers 
bekamt ist, den wird die Antwort Kaunitzens nicht 
verwundern. Er gab zu, daß der genannte S unklar sei und 
daß die Zollfreiheit eigentlich nur den Vertragsteilen zu- 
stehe. Aber er ließ sich nicht sowohl dureh rechtliche 
Interpretationen als vielmehr durch politische Rücksich- 
ten leiten. „So viel aber — lautete sein Volum vom 37. .län- 
ner 1778-- hat seine ungezweifelte Richtigkeit, daß... 
der galizische llandel von dem König im Preußen noch 
weit inchr (als bisher) bedrücket und in allen Gattungen 
der Moutauflagen ganz willkührlich behandelt werden kann, 
da zwischen beyden Staaten gar’ keine reciproque Verbintd- 
lichkeit in Absicht. des Ilandlungs- und Mautwesens exi- 
stiret. Durch eimen diesseitigen Vorgang den König von 


sowohl, als die für Galizien nöthige Importation einer beschwer- 
lichen Abgabe unierziehe zu benehmen, und ob es räthlicher seyn 
dörfto sich desfalls die Abhülfe durch eine mit demselben zu 
trefende Negoliation oder durch den Weg der Repressalien zu 
beschaffen *“ (Protok. d. Staatsrätl. Sitzung vom 3. April 1775. 
I. K. A. Commerz. Tasc, 57 ad 10 ex Junio 1775.) 

!) Vortrag vom 1. Februar 1776. Vgl. Beer, Wandelspolit. 
Beziehungen 8. 264. 

?) Gmbernialbericht vom 6. Dezember 1777, Note d. Ifof- 
kanzlei an d. Staatskanzlei vom 2. Jänner 1778. (H. KR, A. Maut- 
wesen in Galizien, Tasce. 7.G. ad 12 u 307 ex Januario 1778.) 


Preußen zu nicht vorzusehenden Repressalien zu reitzen, 
scheinet (daher) keineswegs räthlich zu seyn.) 

Wie machtles man sich iı Österreich gerade damals 
gegenüber Preußen. fühlte, geht auch aus einem Schreiben 
der Kaiserin an Josef hervor, 'wo sie darauf. hin- 
weist, daß Friedrich IF. eine größere Armee und Festungen 
besitze, während, .die galizische Grenze olfen, das Land 
von den Truppen fast gänzlich entblößi und im Kriegsfalle 
auch eine Diversion der galizischen Bevölkerung zu befürch- 
ten sei.?) Daß unter solchen Umständen die Kaiserin, die 
in-ihren letzten Jahren fast einen panischen Schrecken vor 
«dem preußischen Könige haite,?) ‘der. Repressionspolitik 
nicht geneigt war, ist begreiflich. Aber auch unter Josef 
wurde an dieser Ohnmachtpolitik nicht sogleich gerüttelt. 
Die Furcht vor Preußen beherrschte die Gemüter der lei- 
tenden Persönlichkeiten der Wiener Politik vollkommen. 
In einer Siaatsrat-Sitzung vom 28. Dezember 1780 erbrachten 
den Beweis hierfür sowohl der Referent, Graf Ohotek 1) 


!) Zit. Akten. Mit liofdekret vom 30. Jänner 1778 wurde 
tatsächlich anbefohlen, ‚daß alle aus Preuß.-Schlesien auf der 
Weichsel transitierende Waaren ohne Ausnahme zollfrey passiret 
werden sollen.“ (Ibenda.) 

?) Arneth, Maria Theresia und Josef IL, Bd. IT, 8. 18711. 
Brief vom 14. März 1778. 

3) „Tout est & craindre avec Ge monstre.‘“ (Maria Theresia 
an Josef IL, bei Arneth I. 300.) „Tout est & craindre d’un 
enneni pareil, sans Foi ni 101.” „Cela augmenle mon av“rsion pour 
co monstre“,. (Arneth, D. Kaiserin an ihre Kinder, (1779), 
If. 181, 188.) 

#4) A.M. J. V.G. 7/2940 ad 51 ex Martio 1781; auch Staats- 
ratsakten ex 1781, Nr. 7. „Da seit dem Zollpalenle vom J. 
1775 und den geänderten Commereial-Grundsätzen .. verschiedene 
beträchtliche Erleichterungen denen preußischen sowie den Irem- 
den Waren und überhaupt dem preußischen Conmercio zu guten 
gekommen sind... . könnte man nun in Rücksicht derselben bil- 
ligerweiso nicht nur für Galizien, sondern auch für andere 
Prbländer ansechnliche Gegen-Begünsligungen fordern und an Falle 
einer abschlägigen Antwort die vorige Strenge einzufühl- 
ren drohen. Die bekannten preußischen Commerce-Maximen 
lassen zwar bey allen derley Vorfällen wenig Gutes hoffen; über- 
triebene Forderungen und wenn man sich diesseits eine nach-: 
drucksamere Commercial-Verordnung erlaubte, Verhängung der 
schärfsten Verbotsgesälze oder 100 und 200 %igen, wenn auch 
seinem eigenen Lande schätlichen Zollsätze waren, zeuge der 
Acten, bishero meistens ultimata des Königs in TIandlungs-Negatia- 
tionen. Ohne van der, bey der ohnehin bestehenden so strengen 
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wie auch die Mehrheit des Staatsrates.) Und in demsel- 
ben Sinne äußerte sich Fürst Kaunitz noch 1784.) line 
Änderung dieser Politik erfolgte erst später, in den Jah- 
ven 1785-90 im Gefolge der Verschärfung des Protck- 
tions- und Prohibitivsystems in’ den Erblanden, sowie der 
Ausdehnung dieses Systems auf Galizien — mit den Brfolg 
jedoch bloß, daß diese Maßregel, die sich lediglich als Ab- 
wehr gegen die preußische Zoll- und llandelspolitik dar- 
stellte, die traurige Lage des galızischen Exports gegen 
Danzig nur noch verschlimmerte. 


Mautbehandlung vielleicht geringen Schädlichkeit neuer Gegen- 
Repressalien versichert und vollkymmen vorbereitet zu seyn, wäre 
dahero niemals raihsammitderleyDrohungenaul- 
yutreten und zwar um so weniger, als bekanntermaßen Unser 
eigener Activ- und Oeconomie-Handel gegen die preußische Staa- 
ten weit stärker -als der jenseitige ist.“ 

2) „Protocoll der in Betref der Erleichterung der Ausfuhr 
der Galizischen Producten, den 28. Dezember 1780 abgehaltenen 
Zusammentretiung.‘“ (Zit. Akten): „Die Commission hat in Br- 
wägung gezogen, daß Beschwerden bey dem Berliner Hof zu Tüh- 
ren dermal eigentlich kein“ (rechtlicher) „Stof vorhanden sey, 
da der Handlungs-Traetat vom J. 1775 zwischen Preußen und 
der Republik Pohlen, nur Pohlen und nicht Galizien betrifft, folg- 
lich sich hierauf nicht wohl berufen werden könne; ja daß 
selbst wenn preußischer Seits auf die galizischen Produkten ein 
noch höherer Zoll alls auf die Pohlnische. gesetzet würde noch 
kein casus quacrelae vorhanden wäre. Diesem tritt noch die 
Betrachtung hinzu, daß bey der nun von E. M. angetretlenen 
Regierung eine neue, an den Berliner Hof gestellte Forderung, 
besonders wenn sie, wie es doch um sie f[ruchlen zu machen, 
nöthig wäre mit einigem Nachdruck gemacht werden sollte ein 
nicht geringes Aufschen verursachen, und von diesem IHsf, der 
olınehin alles in dem gehässigsten Licht anzuschen und mit den 
schwärzesten Farben zu schildern gewohnt ist, höchst wahrschein- 
licher Weise mißgedentet werden würde. Sie (die Kommissian) 
glaubte daher, daß es von aller Ministerial-Varstellung, mit wel- 
cher ohnehin nicht durchzusetzen seyn dörfte, besonders da auch 
von dem Russischen Ministerio keine nachdrucksame Unterstützung 
zu hoffen sey, in dem gegenwärtigen Zeitpunkt abzukommen hat. 
Repfressalien sind auffallend für gefährlich anzusehen.“ 

2) In Erledigung der zit. Klagschrift Finsterbuse h’ schrieb 
der Kanzler: „In Ansehung der nicht wohl zu remedirenden 
Preußischen Handelsbedrückungen ... kann von der diesfälligen 
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:.° Umso eifriger kehrte man immer wieder zum Gedanken 
eines Ilandelsvertrages mit Preußen zurück | 

Die Notwendigkeit eines solchen hat Josef in richtiger 
lirkenntnis der Wichtigkeit des Danziger Handels für Gali- 
zien schon 1773 anerkannt.!) Aktuell wurde jedoch diese 
Krage erst nach 1775, als die an die Handelsverlrüge der 
Republik mit den 'Teilungsmächten geknüpften ILoffnungen 
sich als eitel erwiesen. Freilich, zu einer energischen und 
zielbewußten Politik waren die Politiker der Kaunitz- 
schen Schule unfähig. In einem Vortrage der bölnnisch- 
ösierreichischen Hofkanzlei vom 23. März 1776 wird 
denn auch gewarni, „daß mit dem König von Preußen. nicht 
wohl vom Hofe ein vorsichtiger Schrit# zu wagen wäre, 
che und bevor man saltsam zubereitet sci.'?) Und ferner 
wird auf die Notwendigkeit einer Wiederanknüpflung der 
früher abgebrochenen Verhandlungen mit JPreußen ver- 
wiesen und die Frage aufgerollt: welche Forderungen be- 
züglich «tes galizischen Handels nach Danzig und sonst über- 
haupt an den König von Preußen gestellt werden sollten, 
und ob der eventucll zu schließende Vertrag bloß auf Gali- 
zien zu beschränken sei? Zur Aufklärung dieser Iragen 
wurde eine umfassende Enqueie bei den TLänderstellen sowie 
bei den „geschicktiesten IMandelsleuten und Pabrikannten“ 
beanirast. Josef wollte indessen jeden Lärm vermieden 
wissen und enischied daher, „daß gegenwärtig mit der ange- 
(ragenen Binholung der Auskünfte lediglich derzeit zurück - 
zuhalten sei.) Vor allen sollten die Ansichten des Ber- 
liner IHolfes erforscht werden, wozu sich der Kaiser der gali- 
zischen Juden bedienen wollie Welche Forderungen für 
Galizien zu stellen seien, sollte vorläufig «ie galizische Hof- 
kanzlei allein begutachten.?) 


Vorstellung, da in Sachen keine Verträge oder wechselseitige Ver- 
bindungen bestehen, kem Gebrauch gemacht werden.“ (Nole vom 
7. Hornung 1784. IL K. A, Conmerz. fase. 57 ad 1 ex Pebruurio 
1781.) 

») 8 oben S. 141, 147£. 


?) Vgl. Beer, Handelspolit. Beziehungen, 8. 264. 

3) Yibenda. 

N In Erledigung der erwähnten Klagen der galizischen Juden 
über die preußischen Zollbedrückungen erlicd der Kaiser unter 


dem 5. April 1776 folgendes Handbillet: „An die galizische Kanz- 


- Schon am 16. April 1776 konnte Graf Wrbna die 
gewünschten Aufklärungen der letzteren vorlesen.‘ 

Die unmittelbaren Handelsbeziehungen Galiziens zu 
Preußen — wurde hier ausgeführt -- seien nicht groß. 
Außer Vieh und Sulz habe „Galizien keine Produkte und 
Manufacta, die in preußischen Ländern ju beträchtlicher 
Menge consumiret werden“ und daher „eine vorzügliche 
Rücksicht verdienten.“ Was von Preußen zu verlangen sei, 
wären weder Export- noch Import-Beginstigungen, sondern 
einzig und allein Transiterleichterungen für die 
auf der Weichsel über Danzig in fremde Länder verfrach- 
teten „eigenen“ gulizischen Waren.?} — Schwieriger war 
die Beantwortung der anderen Yrage: was Preußen dafür 
als Koinpensation zu bieten wäre. Ilier war der wunde 
Punkt der preußisch-österreichischen Beziehungen in jener 
Zeit. Sie waren einseitig in dem Sinne, daß, während 
Österreich und Galizien an einem offenen Wege. durch (das 
preußische Gebict außerordentlich viel gelegen war, dem 
preußischen Handel, der doch verzweigte Handelsbeziehun- 
gen von der Seeseite amd sonst. gegen den Westen hatte, der 
galizische und sogar der erbländische Marklals viel gering- 
wertiger erscheinen mußte l?) 


ley. Der hier anwesenden Depulation der galizischen südischen 
Handlungs-Compagnie ist von der Kanzley so viel es ihre Be- 
schwerde gegen die preußische Mauth-Bedrückungen anbetsilt die 
Anleitung zu geben, womit sie selbst nacher Berlin sich verfügen 
und ihre Sache allda betreiben, darinmen ihnen auch der diesseitige 
Ministre, jedoch nicht weiters als in emer bloßen Privat-Anliegen- 
heit an Ifand gehen wird.“ „Der Kanzley will Tch bei dieser 
Gelegenheit zugleich auftragen, Mir in geheim ihre Gedanken 
zu eröffnen, auf was für Vortheile man, sofern auf ein Commercial- 
Einverständniß mit dem Berliner Hof fürgedacht werden sollte, 
vornehmlich den Antrag für Galizien zu richten hätle 
und was für Begünstisungen dargegen dem gedachten Hol ange- 
bothen werden könnten.” (A. M. J. V.G. 772940 ex Aprili 1776.) 

) A. M. I. VG. 7/2940 ex Aprili 1776. 

>) In zweiter Reihe solllen auch Erleichterungen für manche 
erbländische, besonders ungarische Waren (Wein, Kupfer etc.) 
verlangt werden, deren Export auf der Weichsel sich lohnen würde, 
wenn zwischen Ungarn und Galizien bessere Tand- und Wasser- 
straßen hergestellt wären. 

») Vgl. oben S. 307. 


Eben in dieser Einseitigkeit lag die Unmöglichkeit für 
Galizien und Österreich, sich von dem Joche der Friderieia- 
nischen Zollpolitik zu befreien. Galizien halte einfach 
nichts, womit es die von Preußen verlangte Begünstigung 
hätte kompensieren können. Es muß daher komisch be- 
rühren, wenn die Kanzlei beantragt: der Österreichische 
Gesandte in Berlin möge den Berliner Hof zu überzeu- 
gen!) sich bemühen: daß a) „in linea politica die gute 
Freund- und Nachbarschaft“ es erfordere, daß die öster- 
reichischen Untertanen nicht härter als die Untertanen an- 
derer alliierter Mächte, besonders Rußlands behandelt wer- 
den; b) daß „in lines camerali“ Preußen durch seine Zoll- 
bedrückungen nichts gewinnen, vielmehr verlieren erde, 
da der galizische Export gänzlich aufhören werde; c) daß 
„in lines commerciali“ der galizische Transithandel Preußen 
nicht schaden könne, da dieses nicht die gleichen Waren 
ausführe, jedenfalls aber schon durch die geographische 
Tage vor den galizischen einen Vorsprung habe. „Ein ein- 
ziges wirkliches reeiprocum“, welches Preußen zu gewähren 
wäre, sei die Zugestehung eines niedrigeren Einfuhrzolls 
bein Import aus Preußen nach Galizien, als beim Im- 
port aus anderen Staaten. Dadurch wäre zwar ein 
doppelter Schaden zu befürchten. Einerseits würden für 
die „Fabriken der übrigen Erblande direele oder indi- 
recete Nachtheile“ entstehen. Die Kanzlei hoffte jedoch, 
daß diese Nachteile eniweder durch eine Steigerung des 
erbländischen Exports über Galizien, oder durch Zugesiänd- 
nisse mancher Krleichterungen zu Gunsten der erbländischen 

1) Die „Ueberzeugungskunst‘ und folglich die Uebervorteilung 
des Gegners spielte überhaupt zu jener Zeit eine wichtige Rolle 
m der Lehre von den MHandelsverträgen, da dem Merkantilis- 
mus die Einsicht mangelte, daß durch den Handel beide Par- 
teien dauernd gewinnen können. So lehrt denn auch Sannen- 
Sels: ein guter Politiker müsse verstehen, bei Handlungstraktaten 
„tie geringe Einsicht der Nation, mit welcher der Vertrag errichtet 
wird“ auszunützen. „So macht sich ein geschickter Neg)- 
ziateur den Augenblick zu Nutze, und bemächtliget sich dieser 
Vortheile, deren sein Staat wenigstens auf eine Zeit ge- 
nießen kann.“ (Grundsätze IL $ 326.) „Die Handlungsverträge 


— heißt es an anderer Stelle — müssen wenigstens zum wechsel- 


seiligen Vortheile errichtet zu seyn scheinen.“ (Ebenda U, 
s 327.) 


Industrie in Galizien wetigemacht werden könnten. Anderer- 
seits wieder wäre eine Einfuhrerleichterung für die preußi- 
schen Fabrikate nach Talizien ein Opfer vom Standpunkte 
der künftigen Förderung einer heimischen Industrie in dieser 
Provinz. Graf Wrbna meinte jedoch, daß vorläufig nicht 
die Industrie, sondern der Handel die vitalsten Tnteressen 
Galiziens repräscntiere. „Was Gallizien allein betrift, so 
können alle diese von Preussischer Seite auch immer anver- 
Jangte Begünstigungen denjenigen Vortheilen nie 
die Waage halten, so diesem neucen&rblande 
aus dem zu erhaltenden freyen Transito auf 
der Weichsel nach Danzig zuwachsen.“ 


8 2. Das Scheitern der Verhandlungen. Der Bayrische 
Sukzessionskrieg. Sein wirtschaftlicher Hintergrund und 
seine politischen Folgen. 


Mit großer Vorsicht wurden nun die Verhandlungen 
mit Preußen angeknüpft. Besorgt, daß seine Bemühungen 
in Berlin scheitern könnten, sucht Kaunitz eine Annähe- 
rung an Petersburg, un durch eine gemeinschaft- 
liche Intervention Österreichs, Rußlands und der Re- 
publik den Berliner Hof gefügiger zu machen.!) Auch in 
Polen wurde die Frage ciner Revision des mit Preußen 
geschlossenen Handelsvertrages erörtert.) Trotz allem kam 


) De Breteuil a Vergennes, 12. April 1776. „Mr. 
le Prince de Kawmitz mn’ a confie, qu’il avoit deja pressenli Ja Cour 
do Pelersbourg et quwil Pavoit trouvde d’accord avec hi sur Ja 
necessitE dW’engager le Roy de Prusse & faire avec la Russie, 
’Autriche et la Republigue de Pologne un traii@ de commerce 
asscz Clair, pour öter & Sa Mt& Prussienne le moyen de pronöncer 
do gönes arbitraires a tous les debouches qui lui appartiennent 
et qui sont n6cessaires au commerce des trois Puissances.‘‘ (Pariser 
Archiv: Correspond. polit. Vol. 329, fol. 152.). Ueber eine An- 
naherung zwischen Petersburg und Wien: ebenda fol. 153. 

De Breteuil a Vergennes, 5. Juli 1776. „Je seraie 
fort altentiÜ Mr. au progrös du trait& de commerce que cette cour 
(de Vienne) veut faire avee le Roy de Prusse conjointement avec la 
Russio et Ja Pologne... reste & voire quelles seront les moyens 
et les compensations qu’on presentera au Roy de Prusse 
pour le faire c&der aux vues de trois Puissances dont il peut opposer 
le cemmerce“ (Corresp. polit. Vol. 330 fol. 8.) 

?) Brsichtlich aus einem Memorial aus dem Jahre 1778/9 
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jedoch kein Vertrag zu Stande. Der Grund [ür das Schei- 
tern der Verhandlungen ist ver allem im Mangel an ent- 
sprechenden Kompensationen, dann aber in dem Alißirauen 
gegen den preußischen König zu suchen. Man war über- 
zeug, daß selbst die genauesten Stipulalionen vor seineh 
Bedrückungen Keinen Schutz!) gewähren würden. 

Der Abschluß eines Handelsvertrages war übrigens 
1776/1777 umsoweniger zu erwarten, als damals die poli- 
tische Spannung zwischen Berlin und Wien immer größer 
wurde. Friedrich II. versuchte durch seine Agenten das 
Volk in Böhmen zum Aufstande aufzureizen,?) und schon 
bald darauf sollte es zu dem Bayerischen Brbfolgekriege 
kommen, der, was besouders hervorgehoben werden soll, 
sich um den zentralen Kernpunkt der österreichisch- 
preußischen Handelspolitik dreht. 

Schon seit läugerer Zeit lenkte Österreich seine Auf- 
merksamkeit auf Baycın;z u. zw. nicht bloß aus poli- 
tischen, sondern gewiß nicht weniger auch aus wirtschaft 
lichen Rücksichten:) Der Anschluß dieser Provinz au die 
Erblaude wärc in den Bestrebungen, sich von dem Joch der 
preußischen Zollpolitik zu befreien, ein wichtiger Schritt 
nach vorwärts gewesen. Von Tirol aus führte ein Durch- 
gang nach Bayern. Durch den Besitz dieser Provinz wäre 
„Trese Mysli wzgledem ustanowienia nowego Traktalu handlowego 
+ Krölem Pruskim y uwagi nad niemi.“ (bürst Uzartoryskisches 
Archiv. M. S. Nr. 1081, 8. 311, 319. Kalinka, bLelzte Rtegierungs- 
zeit. I. 232.) 

) Vergennes a Breteuil, Versailles le 26. Mai 1776, 
„I interet de la Pologne, de P "Autriche, et de Russie meme sb 
sensible; ınais il faut convenir que le Roi de Prusse se trouvank 
Maiire te tous les debonches de Commerce, n6 sacriliera pas Get 
avantage immense .. Il fawdroit sans tloute Tui offriv des de- 
domagemens tout aussi onereux ei möme alors les vexations de 
detail pratiquces dans tous ses Btats aneantirvient encore les 
effets qu’on se promeltroit du Traite le ınieux congu et le mieux 
libelle. On se fera peut’etre illusion sur ces rellexiuns tant A 
Vienne qu’en Russie . . .“ (Corresp. polit. Vol. 329, fol. 183). — 
Aehnlich Breteuil unter dem 5. Juli. (Ebenda Vol. 330, fol. 3.) 

2) Berichte des französischen Gesandten in Wien an seine 
Regierung (Pariser Arch.: Gorresp. polit. Vol. 330, fol. 256 und! 
öfters). 

») Groß-NHoffinger, a. a. O0. T 28; Paganel, Histoire 
de Joseph IL S. 291. 


die Donau größtenteils ein ausschließlich österreichischer 
Strom geworden.!) Die Habsburgermonarchie hätte ihre 
Grenzen bis an den Rhein verlegt und hätte mit 
Umgehung der alien Wege über Preußen und Hamburg, 
zum Meere gelaugen können. Das weitere Vorwärtsdrän- 
gen Österreichs in dieser Richtung bereitete eben den Be- 
drohten die größten Sorgen. „Bayern — meinen einige 
Jahre später die Minister des Darmstädier Tandgralen 

ist bekanntlich die einzige bisherige Barriere und Vormaner 
für die Sicherheit der angrenzenden niindermächtigen Stände 
gegen die österreichische Übermacht, und wenn diese Wehr 
zertrümınert ist, so müssen die. Angrenzenden, die keinen 
Widerstand thun können, sich dem Willen des übermäch- 


tigen Nachbarn fügen. ... Der Kaiser würde: da- 
durch der Hauptflüsse Deutschlands — der 
Donau sowie des Rheines und Mayn — Herr 


und Meister“?) werden. Friedrich II. durchschaute diese 
Pläne und wußte sie richtig zu würdigen. „Gehörte ihm 
(dem Kaiser) Bayern — läßt er sich hören -— so sähe das 
Haus Österreich die Donau beständig in seinem Gebiet 
fließen... . Alle diese Erweiterungen würden eine Art 
Gallerie gemacht haben, welche... bisan die 
Ufer des Rheins geführt hätten.) So mußie auch 
das Bestreben Josefls, auf politischen Wege den Knoten 
zu durchschneiden, den er auf dem wirtschafilichen Gebiete 
zu löscn nicht vermocht hatte, scheitern. Iriedrich Tl. 
verstand die Gefahr, welche die Absichten Österreichs für 
die preußische Politik bargen. Er rückte für die Inte- 
grität Bayerns gegen Österreich ins Feld. 

Der Verlauf der darauffolgenden „diplomatischen Ver- 
handlungen unter den Waffen“ — des sogen. „Zwetschken- 


1) Schon 1721 verlangte Oesterreich von Preußen die Auf- 
hebung der preußischen Stapelgerechtigkeit zu Frankfurt a. ©. 
mit dem Hinweis darauf, daß sonst der Kaiserliche Hof sich wohl 
mit Bayern wegen der Leitung des Handels durch dieses Land 
in Verbindung setzen würde. (Vgl. Hartmann, a. a. OÖ. S. 18.) 

2) Zit. bei Mitrofanov, Joseph IL, I. 178. 

3) Groß-Hoffinger,.a. a. O. IL. 193. Richtig beurteilte 
die Pläne Oesterreichs Mirabeau, De la Monarchie Prussienne 
VII 293. — Welche Bedeutung Josef IL. der bayrischen Frage 
beilegte, s. noch unten S. 857. 


3410 


Rummels“ oder „Kartolfelkrieges“ — ist bekannt. Trank- 
reich fürchtete die unbequeme Nachbarschaft der Habs- 
burger im Osten,!) verweigerte (rolz der Verpflichtungen 
aus dem Vertrage von 1756 jede Ililfe und unterstützte 
sogar im Geheimen Preußen) Rußland stellte sich direkt 
an ‚Friedrichs Seite: 20.000 Mann russischer Truppen slan- 
den an der galizischen Grenze, um in Verabredung mit 
Preußen in der Monarchie einzufallen) 8o brachen die 
Pläne Josefs gänzlich zusammen, und der Teschener Frieden 
vom 13. Mai 4779 bedeutete für Österreich eine empfind- 
liche diplomatische Niederlage. Der gegenseitige Haß 
„wischen Wien und Berlin war noch gewachsen und an 
‚inen Handelsvertrag war nun weniger als je zu denken. 

Die unmittelbare Begleiterscheinung des österreichi- 
schen Mißerfolges war, daß Friedrich seine Zollpolitik noch 
rücksichtsloser handhabte. Welche Wirkung dies für die 
von dem Danziger Markte abhängigen Gebiete haben mußte, 
drückt äußersi klar eine während der Teschener Verhand- 
Iungen geschriebene Note des Grafen Stackelherg an 
den Fürsten Repnin aus,t) wo es heißt: „N arrivera in- 
lailliblement de deux choses Tune: ou le commerce se 
iournera du cote de Trieste, vu les Polonois devenant 
une horde de Tartares ne culliveront plus que pour leurs 
besoins journaliers“. 

Vergeblich suchte die Regierung nach einer Auswege 
aus dieser trostlosen Situation. Josel, der sich nach Gali- 
zien begeben hatte, konnte nur die traurige Lage «dieser 
Provinz bestätigen. „Die Lage Galiziens heißt es iu 
seiner aus Lemberg an die Kaiserin gerichtelen Note vom 

ı) „Pour elle (la Krance) «’est un point essenticl que nous 
ue soyons maitres du Danube; a leur place nous penserions de 


nröme“. (Maria Theresia an Josef IL. 26. Juni 1778, bei Arneih, 
11. 305.) 

2) „les attenlions que le Roi de Prusse fait a la Prance, sont 
incroyables; il travaille a une amiliE eb commerce t&ciproque, 
entre la France avec lui et la Russie.‘“ (Maria Theresia an Jo- 
sef II, 4. Juni 1778, bei Arneth, Il. 313.) La France est „plus 
prussienne qu’autrichienne“. (Maria Theresia an Leopold, März 1778, 
Arnell, D. Kaiserin au ihre Kinder ]. 38.) 

>) Groß-TWofflinger,a.a. 0. 1399; Arnellı, D. Kaiserin 
an ihre Kinder, T. 41. 


4) dto. 21. Februar (4. März) 1779, der Relation Beekhens 
beigelügt. 


Sit 


18. Mai 17801) — scy in so weit unglücklich, daß sein 
größter Handel, nämlich mit Frucht, gänzlich durch die 
Hindernisse, welche sich auf der Weichsel polnisch- und 
preusischerseits vorfänden, gesperret sey.“ — Auch die 
Hofkanzlei, bei welcher das kaiserliche Schreiben zur 
Grundlage der weiteren Beratungen genommen wurde, 
konnte nichts Trostreicheres ausfindig machen.) Sie dachte 
zwar an neue Ausfuhrwege zu Lande und zu Wasser?) und 
leitete sogar in dieser Richtung, wie bald gezeigt werdeu 
soll, eine Aktion ein. Sie war sich jedoch bewußt, daß 
eine solche Verkehrspolitik nicht leicht sei und auf cine 
fernere Zukunft berechnet werden müsse. Vorläufig, an- 
gesichts der unmittelbaren Krise, wußte sie auf dem wirt- 
schaftlichen Gebiete keinen Ausweg zu finden. In ihrer 
grenzenlosen Holfnungslosigkeit gibt sie denn auch dem 
Kaiser zu verstehen, daß die Rettung nicht auf wirtschaft- 
lichem Gebiet, sondern in der Politik zu suchen sei: 
„Bis dahin ..., wenn nicht durch eine glück- 
liche Revolution die politische Lage Europens 
geändert würde, müßte sich der Galizier unter dem 
eisernen Joch der preußischen Zölle bücken und noch als 
eine Gnade jeden Pfeunig annehmen, den ihm die an der 
Weichsel gesäeten Mäuter zu seinem Gewinn 


gömmen 
wollten“. 


Diese Lehre aus der Analyse der gulizisch-preußischen 
Wirtschaftsbeziehungen blieb nicht ohne Wirkung. Sie 
wurde vielmehr nach dem Tode Maria Theresias zur Grumd- 
la@c der österreichischen Politik während der nächsten 
Jahr 


) A. M. J. V.G. 7/2940 ad 51 ex Martio 1781 und IT A. 6 
fasc. 320 ad 1 ex Septembri 1780: 
galizischen Landesverfassung.“ 

:2) „Man bedauert, daß über diese wahre Schilderung des 
übeln Zustandes des galizischen Handels nicht viel trostreiches 
zu sagen seye.“ (Zit. Akt.). 

3) „Ob durch Schilfbarmachung und besonders durch Ver- 
einigung der Flüsse dieser Handlungszweig wieder blühend gemacht 
werden könne?“ Die Kanzlei klagt über „beträchtliche Auslagen, 
welche derley große Unternehmungen forderten“ und über „Mangel 
an wahrhaft geschieckten Männern, an schöpferischen Genies, denen 
man die Ausführung eines solchen Werkes anvertrauen könnte.‘ 


„Wegen Verbesserung der 


Fünftes Kapitel. 
Fortsetzung. Die josefinische Zeit. 1780— 1790. 


S 1. Beratungen über einen Handelsvertrag. Bemühungen 
um die Eröffnung neuer Ausfuhrwege. 


Charakteristisch für das Josefinische Bestreben, sich 
von dem Joche der preußischen Zölle zu befreien, ist das 
wiederholte Hin- und Herschwanken zwischen Politik und 
Wirtschaft. Nach den mißlungenen Handelsvertrags-Ver- 
handlungen von 1776, warf sich Josef leidenschaftlich in die 
Wirren der Politik, die ihm jedoch, wie gezeigt, eine diplo- 
inalische Niederlage "einbrachte (1779). Nun wurde 1780 
die Frage neuerdings auf den wirtschaftlichen Boden hin- 
übergetragen. Es wurden Versuche gemachl, neue Aus- 
fuhrwege sowohl über Polen wie über andere Gebiete zu 
eröffnen, die damı neuerdings, (1784-1785) als sie sich 
“u wesentlicher Lösung oder nur erheblicher Verminderung 
der wirtschaftlichen Krise Galiziens als ungeeignet heraus- 
stellten, dem Schwert geklirr und der Politik Platz machten. 
Und zum drittenmal wiederholte sich das Spiel, als den 
Vertragsverhandlungen von 1786/87 der türkische Krieg von 
1788, und zuletzt abermals Vertragsverhandlungen von 1790 
folgten. 

Zunächst wurde im August 1780 der Lemberger Guber- 
niawat Georg Beekhen nach Danzig mit einer vertrau- 
lichen Mission entsendet. Anfangs Oktober war die Reise 
beendet. In dieser kurzen Zeit hatte Bee khen fast 300 
ddentsche Meilen „bey Beobachtung der (ihn) empfohlenen 
äußersten Vermeidung alles Aufschens“ zurückgelegt und 
unterbreitete nun der Staatskanzlei die oftgenannte Reise- 
relation mit „Vorschlägen ..., wie dem gänzlichen Verfalle 
des galizischen Handels vorzubeugen“ sei’), die auf die wei- 

u ' „Von den Veränderungen, welche der bisherige pohlnische 
Ifandel auf der Weichsel gegen die Ostsee seit der Zergliederung 


tere Wirtschaftspolitik der Regierung in Galizien entschei- 
denden Einfluß geübt haben. 

Während im Vordergrunde der theresianischen Wirt- 
schaftspolitik in Galizien die Handelspolitik stand, durch 
die Überzeugung bedingt, daß in gegebenen Zuständen des 
Landes, seine viltalsten Interessen nicht mit der erst zu 
errichtenden Industrie, sondern mit dem Handel, inbeson- 
dere mit dem Danziger Exporihandel verbunden  warcn,!) 
bedeuteten die Vorschläge Beekhens den Anfang eines 
Umschwunges in dieser Anschauung. Der Danziger Aus- 
fulirhandel und somit die Hauptquelle des Geldzuflusses 
so lautet Beekhens Argumentation — ist für Galizien 
verloren und es bestelit keine Hoflnung aul eine Besserung. 
Vielmehr macht der König von Preußen alle Anstrengun- 
gen, um Danzig in seine Hand zu bekommen. Damit würdeer 
unbeschränkter Herr des ganzen Handels von Galizien und 
Polen werden. Dies muß jedenfalls aus wirtschaftlichen und 
politischen Rücksichten verhindert werden?) und man kann 
dabei auf die Unterstützung Polens, Rußlands und der Seec- 
mächte, u.zw. Dänemarks, Schwedens and Hollands’rechnen, 
da diesen letzieren die Konkurrenz zwischen Danzig und 
ilbing erwünscht ist, weil sie die Emporschraubung der 
Getreidepreise durch Preußen verhinderte.) llieraus er- 
gibt sich die Noiwendigkeit, eine neue Wirtschaftspolitik 
anzubahnen. „Die dermalige a) gesperrte Ausfuhr nach 
Dantzig, b) der Aufenthalt der meisten von Adel, die ihr 


von Pohlen erlitten ınd von dem Einfluß derselben sowohl auf 
Pohlen überhaupt, als auch insbesondere auf die Königreiche Ga- 
lizien und Lodomerien‘“ “to. Lemberg 1. Oktober 1780. Mit zahl- 
reichen Beilagen. (A. M. I. V.G. 12/2968 ad 56 ex Decembri 
1780.) Im Jahre 1785 war Beekhen Hofrat bei der Hofrechen- 
kammer. 

!) Vgl. oben die Ansichten Kaiser Josefs von 1773 (8. 1471) 
lders von 11775 (8. 320), des Grafen Aucersperg und Gui- 
nisi von '1776 (8. 321 f,), des Grafen Wrbna von 1776 (8. 337). 

2) & 86 u. 87 ‘der Relation. Bei dem WVebergewicht der 
preußischen Seehandlungskompagnie wäre es auch gefährlich, Dan- 
zig Zu einem Freihafen (Porto franco) zu erklären, welches Pro- 
jekt am 3. April 1780 Graf Ossolinski im Permanenten Rate 
unterstützt haben soll. (Ebenda $ 84.) 

») Ebenda $ 80: auch MS. Nr. 117-4 ım Czartorysk. Archiv. 
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Geld außer Land verzehren, und ec) die Bedürfnisse so vieler 
fremden Waaren muß ganz natürlich die Geldinasse ver- 
siegen machen. Es ist daher nöthig, daß der Geld Ausfuhr 
so viel als möglich gesteueret und Iremdes Geld herein- 
gebracht werde.“ Jeden der socben gehanuten drei Haupt- 
übel muß durch entsprechende Mittel entgegeugewirkt wer- 
den. Statt des Ausfuhrweges über Danzig müssen neue über 
Polen und Lithauen nach Schweden, wie auch über Triest 
und gegen das Schwarze Meer gesucht werden, die zwar 
keinesfalls den Danziger Weg ersetzen würden, immerhin 
aber anstatt eines großen Stromes mehrere kleinere Abfluß- 
kanäle zu schaffen imstande wären.) Größere Bedeutung 
schreibt jedoch Beekhen dem Ausfuhrhandel nicht zu. 
Vielmehr stellt er fest: „Nebst diesen auswärligen Wandel, 
der aber wegen der Lage Galiziens immer 
sehr abhängig ist, kommt es hauptsächlich auf den 
innerlichen Handel an, dessen Belörderung in diesem 
Lande die größte Aufmerksamkeit verdienet ... Die Con- 
trabalanzirung der Preußischen Macht erfordert auch die 
Eimporbringung des innerlichen Handels in Galizien.“ 

Dem zweiten Übel, nämlich dein Absenteisinus des 
Adels will Beekhen dureh die Einführung des Stände- 
wesens und doppelte Besteuerung der im Aus- 
lande lebenden Gutsbesitzer abhelfen. AJudlich cempfichlt 
er durch Verarbeitung der Rohstoffe im Lande ihre Aus- 
fuhr sowohl alsauch die Bin£uhr von fremden Fabrikaten, 
somit den Geldausfluß auszuschalten. „Dieser doppelte End- 
zweck wird durch die Emporbringung innlän- 
discher Manufacturen und Fabriken am leich- 
testen erreicht werden.“ Die innere Wirtschaftsent- 
wicklung Galiziens werde die aus der Sperrung seines 
Außenhandels entspringenden Schäden wetimachen.?) 


) 8 88--92. Der Gedanke, sich auch nach dieser Richtung 
durch neue Exportwege von den preußischen Bedrückungen unab- 
hängig zu machen, war nicht neu. Schon 1768 sahı in ihm Kau- 
nit“ die einzige Rettung für Polen, für den Fall, daß Danzig in 
die Tlände des preußischen Königs fiele. „Dantzig entre ses mains, 
ne perdra-t-elle pas tout de suite les deux liers de son credit? 
Les polonais dont e’est le debouche „... devant passer par 
los mains du Roi de Prusse ne prendront ils une 
aulre route?“ (Beer, Erste Teilung Polens. III. 274). 

» $S$ 93, 94, 100. 
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Auf die Details des Beekhenschen Programmes -cinzu- 
gehen, ist an dieser Stelle unmöglich. Soweit es die Indu- 
strie betrifft, wird es erst im II. Teile dieser Arbeit 
näher geprüft werden. NMier können die Beekhenschen 
Ideen und die au sie anknüpfenden Beratungen nur INso- 
weit berührt werden, als sie die weitere Gestaltung der josc- 
finischen Handelspolitik beeinflußten. 

Die Hofkanzlei, die noch kurz zuvor!) die einzige 
Hoffnung in einer „Revolution der politischen Lage Buro- 
pas“ gesehen hatte, konnte jetzt in ihrem Gutachten über 
die Relation Beekhens ihre Meinung nur wicderholen.?2) Vor- 
läufig müsse man sich, erklärte sie, auch damit begnügen, 
durch Straßenbau, Sicherheit und Bequemlichkeit die Han- 
delsleute zu bewegen, ihren Transitozug über Galizien zu 
nehmen. Doch vermochte ein solches Progranım wirtschaft- 
licher Resignation Josef nicht zu befriedigen. In Erledi- 
gung des Kanzleivorirages verordnete er daher: „daß einver- 
ständlich mit der geheimen Hof- und Staatskanzley und den 
Finanz Stellen überlegt werden solle, was für Mitteln anzu- 
gchen und ob einige Toffinung seye, diese sowohl 
von Seiten der Republique als auch vornchmlich preußischer 
Seits bestehende Erschwerungen der Schiffahrt und jdes IHan- 
dels beheben zu können.“ 

Das Referat, das Chotek hierauf in einer von der 
Hefkanzlei, der Holkammer und der Staaiskanzlei beschick - 
ten Komniissionssitzung?) erstattete, beschäftigte sich vor- 
nehnlich mit der Frage: „ob ein Mittel vorhanden 
seye, den Berliner Hof zu einer mäßigen 
Mautbehandlung der galizischen Produkten 
zu bewegen?" Daß Chotek Repressalien als hierzu 
nicht geeignet ansah, wissen wir bereits‘) Aber auch an 
andere Mittel, und zwar an die gemeinsam mit Rußland 


) 8 oben 8. 341. 


2) „Es sey nur zu bedauern, daß — wie nian wenigslens ver- 
muthen müsse —- die Umstände nicht gestattet hätten, bey den 


Friedensverhandlungen im Teschen davon einen Gebrauch zu 
machen.“ (A.M. J. VG 7/2940 ad 5l ex Martio 1781). 

3% Protocoll der in Betref der Erleichterung der Ausfuhr 
der Galffischen VProducten den 28. Dezember 1780 abgehaltenen 
Zusammentrettung. (A. M. J. VG 7/2940 ad 51 ex Martio 1781), 

1) Vyl. oben 8. 332. 


und Polen zu unternehmende diplomatische Inter- 

vention und an die Verhandlungen wegen eines Handels- 

vertrages mit Preußen knüpfte er geringe Hoffnungen, ob- 

gleich er keine der beiden Maßregeln unterlassen wissen 

.wellie. Als Vorbereitung der Verhandlungen mit Preußen 
schlug er eine umfassende Enquete über .die Handels- und 
Gewerbezustände der einzelnen Erbländer vor. „Denn wem 
es auch nur um die Erleichterung der Ausfulr Galizi- 
scher Producten zu thun ist, so wäre ganz wohl möglich, 
daß der Berliner Hof dafür nicht eben in Galizien, sonderu 
auch in Rücksicht auf andere Erbländer Gegenbegün- 
stigungen fordern würde.“!) Er war sich indessen darüber 
klar, daß angesichts der ohnehin niedrigen Sätze des 'Tarifs 

von 1775 in dieser Richtung nicht zu Weit geschritten wer- 
den könnte.?) Schließlich kam er, ebenso wie vor vier Jah- 
ren ‘die galizische Hofkanzlei, zum Brgebnis: man müsse 

einerseits den König von Preußen u überzeugen suchen, 
daß er durch seine Bedrückungspolitik nicht gewinnen, son- 
dern nur verlieren könne) und ihn andererseits erinnern, 
daß in dem österreichischen Generaltarif von 1775 die Ein- 

und Ausfuhrverbote abgeschafft und die Ein- und Durch- 

fulırzölle stark ernäßigt wurden — „Umstände, die größten- 

theils schon vorhin den Preußischen Wünschen conforni 

waren, und itzo von sich selbst eingetroffen haben, mithin 

die Billigkeit des Königs zu rühren fähig zu 

seyn scheinen von den unerhörten Satzungen abzuweichen, 

die auf 100 und 200°%/, bey dem Consumo des Weines rei- 

chen; eine Bürde der nur unsere und 

fremde Weine unterworfen sind.“ 

Die trostlose Schwäche dieser Anträge empfand sicher- 

lich Chotcek selbsi. Die wirtschaftliche Zukunft Gali- 

ziens ausschließlich von dem Billigkeitsgefühl des preußi- 


nicht andere 


2) Chotek erklärt sieh somit ebenso wie früher Wrbna 
(s. oben S. 336) bereit, die gewünschten Vorteile für tulizien teil-, 
weise auf Kosten der Erbländer zu erwirken! 

2) „Neue Begünstigungen scheinen fast noch weniger anwend- 
bar zu seyn, indeme solche nach dem itzigen Mautsistem von keiner 
großen Erheblichkeit seyn könnten; einige davon Unserm ITandel 
wirklich schädlich seyn würden und dieselben alsogleich andere 
gentes amieissimae mit Rechte ebenfalls fordern dürften.“ 

®) Vgl. oben 8. 336. 


schen Königs abhängig machen, hieß überhaupt auf jedes 
Rettungsmittel verzichten. Umso begeisterter verfocht er 
den anderen Antrag Beekhens: neue Exportwege über 
Polen und Lithauen nach Schweden und sonst zum Meere 
zu suchen. Man solle, meinte cr, eine Probeversendung des 
ärarischen Stein- und Sudsalzes unternehmen, besonders da 
es m Lithauen nur mäßig verzollt werde, den Sund dagegen 
ganz zolllreci passieren dürfe. Auch könnte man andere 
galizische und ungarische Erzeugnisse als: Leinwand, Leder, 
Hanf, Tabak, Wein und, wenn der geringe Preis und das 
größere Volumen der Waren die Frachtkosten ertragen wür- 
den, auch Pottasche und Getreide, wenn auch mit geringem 
Gewinn gegen das Meer exportieren. Chotek bezeichnete 
genau den mutmaßlich bequemsten Weg des künftigen Ex- 
portes.!) Das Gelingen des Unternehmens hänge vorzüg- 
lich von der Billigkeit der Fracht ab. Daher wäre der Bau 
von guten Straßen und Flußregulierungen notwendig, „was 
an mehreren Orten ohne überschwenglichen Kösten zu Stand 
gebracht werden könnte.“ Dazu wäre jedoch die Gewin- 
nung der lithauischen Magnaten unumgänglich nötig.) „Da- 
mit diese Ideen nicht immer Ideen bleiben,“ sollte seitens 


2) „Sollte man nicht auf einer Seite auf der Weichsel 
bis Warka oder Warschau, dann zu Land bis gegen Grodno, auf 
der anderen Seite auf dem Bug-(fluß) bis Brzesd oder Mielnik, 
dann zu Land ebenfalls gegen Grodno und wo der Niemen schif- 
har wird wieder zu Wasser bis unweit. der preußischen Gränze, 
dann endlich abermal zu Land denen Meerhäfen zu mit Kauf- 
mannsgut fahren können? Und sollte es nicht der Mühe lohnen 
hierüber Versuche anzustellen?“ Schon aus dieser Zusammenstel- 
lung, die eine sechsmalige Umladung voraussieht, sind die Schwie- 
rigkeiten des ganzen Projektes zu ersehen, 

?) Es sei „die Gesinnung der Republique und besonders der 
mächtigen Litthauischen Magnaten (zu gewinnen), damit nicht 
nur diesem Waarenzug keine Hindernisse im Weg geleget, sondern 
dieselben auch durch Vorstellung ihres eigenen beträchtlichen 
Nutzens bewogen würden zu Beförderung desselben wirksam bey- 
zulragen, welehes vorzüglich durch Befreyung von Brücken und 
Wesmäuten oder durch Mässigung derselben, IHerstellung der 
Straßen, Brücken, Veberfahrten, Verbesserung der Flußufer, Er- 
bauung Wer Gasthäuser ete. — Gegenstände, die sie zwar «um Teil 
nicht ohne einigen Geldauslagen, größtentheils aber durch ihre 
Frohnen ausführen können.“ 
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der galizischen Kameralgüter, die cinen Überfluß an Korn 
besäßen, eine kleine Probesendung gewagt werden. „Ob 
es dann nicht möglich sey aus dem preußischen -Toche 
unter dem unser Ilandel schmachtet durch Begnügung an 
einen geringeren Gewinst sich zu befreien?" Übrigens 
kömme man durch diese Versuche auch einen indirekten 
Nutzen haben. „Sollien derley mit einigem BKrnste ume Pu- 
blicitaet gemachte Versuche nicht vielleicht die gute Wir- 
kung wenigstens nach sich ziehen, daß das preußischie. 
Finanz-Departement schüchtern und argwöhnisch gemacht 
und dadurch vielleicht bewogen würde, mehrere Mäßigung 
und selbst eine Zollverminderung ihren Mauibeanten vor- 
zuschieben ?“ e 

Die Majorität des Staatsrates war der Meinung, 
daß die Verhandlungen wegen eines Handelsverirages mit 
Preußen zwecklos seien. Zwar bezweilelte Ilofrat Spiel- 
mann: „ob nicht durch die der preußischen Handlungs- 
Compagnie eingestehende von selber so schr augesuchte 
Salz-Begünstigungen der Berliner Hof bewogen würde, 
den so sehr drückenden Kordener Transitozoll zu vermin- 
dern.“ In älnlichem Sinne äußerte sich auch Graf Hatz- 
feld!) Graf Kollowrat, der Kanzler Graf Auersperg 
und Graf Khevenhüller aber widersprachen. „Sie fan- 
den, daß es höchst gefährlich wärc, sich über diesen Punkt 
den preussischen Ansimungen zu fügen, massen der Ber- 
liner Ilof dadurch erst vollends der einzige unbe- 
schränkte Minister der ganzen pohlnischen 
Handlung, Nahrung und Industrie werden“ nnd mib der 
Zeit sogar dem galizischen Salzgefälle selbst schaden könnte. 
Kaunitz endlich sprach sich überhaupt gegen alle Ver- 
handlungen mit Preußen aus, weil dazu die Kenntnis des 
notwendigen Tatsachennuaterials mangle) „Die Commission, 


!) „Wenn die preuß. Salz-Compagnie Salz aus Gallizien kaufen 
wollte, so könnte... . die Gelegenheit genommen werden, wenig- 
stens für Galizien eine Verminderung der Pordoner Zölle zu be- 
wirken. Er glaubte allerdings, die Republik Pollen werde dar- 
witer leiden; allein wenn dadurch das Wohl Galiziens befördert 
werden könnte, so müßte erstere ein Opfer für das letztere ab- 
geben.“ (Staalsrals-Akten Nr. 7 ex 1781). 

2) „Weilen noch nichts vollständiges von den auswär- 
tigen, ja nicht einstens von unseren innländischen Com- 


schließt: das Sitzungsprolokoll, muß also einrathen, daß jetzo 
kein Schritt gewaget, sondern alles bis auf einen günstigen 
Zeitpunkt auf sich beruhen müsse.“ 

Günstigere Aufnahme fand der andere Antrag, betref- 
fend die Eröffnung neuer Ausfuhrwege über Polen und 
Lithauen, der besonders durch den Grafen Hatzfeld warm 
unterstützt wurde. Kr erwartete von diesem Antrage umso- 
mehr einen guten Erfolg, „da verschiedene in Lithauen 
begüterte reiche Magnaten zugleich in Galizien angesessen 
sind, die durch eine solche Einleitung einen doppelten 
Nutzen erhalten“. Der Warschauer Gesandie Thugut 
sollte mit: diesen Magnaten in Fühlung treten. 

Die Resolution Kaiser Josefs vom 25. Jänner 1781 
schloß sich dieser Meinung an, während die Frage der Ver- 
bandlungen mit Preußen mit diplomatischem Schweigen 
übergangen wurde.) 

Nachdem somit der Gedauke an einen Iandelsvertrag 
mit Preußen vorläufig abermals fallen gelassen worden war, 
blieb nichts übrig, als an die Ausführung des anderen Pro- 
jektes zu gehen. Gubernialrat von Kortum verfaßte in 
französischer Sprache ein für die polnisch-lithauischen Mag- 
haten bestimmtes Memorial?) worin er sie auf die Absichten 


mercial-Gegenständen in Anschung ihres Preises, Eigenschaft, 
Quantität, Belegung, Transportkosten, Verschleiß-Oerter, Coneurrenz 
eic. zu unserer Wissenschaft gelangen ist, folglichen auch keine 
gründliche Untersuch- und -Vergleichung des Nutzens mit dem 
Schaden angestellet; mit einem Wort keine Balanz bey un- 
serer importation und exportation gezogen, sondern nur auf gerad- 
wohl operiret werden kann.‘ (Staatsrats-Akten Nr. 7 ex 1781). 

!) „Nachdeme zu vernehmen ist, daß wegen der hohen preus- 
sischen Belegung der Transito der sächsischen und rus- 
sischen Commercianten mehr als vorher durch Galizien seinenı 
Zug nehme, so muß man sorgfältigst diesen günstigen Umstand 
zu benützen trachten, damit derley Vecturanten «durch eine be- 
scheidene Behandlung besonders bey den Mäutlien umso gewisser 
bey diesem Zug erhalten werden. . „ Im übrigen mag es bey dem 
Finrathen sein Verbleiben haben.“ Mit Hefdekret vom 27, Jänner 
wurde die Angelegenheit dem Gubernium zur Erledigung über- 
wieseh mit der Anfrage, was „zur Erleichterung des galizischen 
landels und besonders zur Erleichterung der Ausfuhr galizischer 
Producte?“ zu machen sei. (A. M. I. VG 7/2940 ad 69 ex Ja- 
nuario 1781). 

?) „Reflexions sur le Commerce de TPologne.‘“ (Czartorys- 
kisches Archiv. MS. Nr. 807, S. 501—520). 


des preußischen Königs, den Danziger Handel unter seine 
Botmäßigkeit zu bringen, aufmerksam macht, die Wichtig- 
keit des Libauer Hafens sowohl für die Einfuhr, als beson- 
ders für die Ausfulir hervorhebt, eine Reihe von Mitteln 
zur Iebung der Kurländischen Städte »aufzählt,') endlich 
zur Emanzipation von der preußischen "Abhängigkeit an- 
eifer£ und versichert, Österreich werde ihnen seine Hille 
nicht versagen, da es selbst ein gleiches Interesse habe, die 
preußische Macht zu erschüttern.>) 

Das Gelingen dieses Projektes hing davon ab, ob Polen 
imstande sein würde, sich außerhalb Danzigs einen Zutritt 
zum Meer zu verschaffen und unmittelbare Bezichungen 
mit dem Auslande anzuknüpfen. Diesem Bestreben stellte 
sich jedoch Preußen in den Weg, älfllich, wie es früher 
die Absichten Österreichs in betrefl Rußlands, Sachsens 
und Bayerns vereitelt hatte. Mit unbeugsamer Konsequenz 
verfolgte es jede Eimanzipationsabsicht, sowohl Österreichs 
als auch der Republik so lange, bis es sein Ziel erreichte und 
die lang erschute Stadt Danzig in seiner Macht hatte. 

Vorläufig war für die nächsten Jahre keine Hoffnung 
vorhanden, daß man in Polen angesichts der zerrütteten 
inneren Zustände der Republik irgendwelche energischere 
Schritte zu Gunsten des Wandels unternehmen würde.) 

) 888, 18, 15. 

:) „Je m’ajoute que eela: que la Cour de Vienne möme devra, 
co ne semble, seconkler les vues de la Republigue sur cos opera- 
tions de commerce; piisque les provinces nouvelleneni occupös 
Wayant absolument Vautre debouche que le port de Dantzig, elle 
eprouvera les mönmes inconveniens de la Compagne du Comunerce 
mwrilime (Sechandlungskompagnie), que la Pologne. Et comme 
depuis Vintroduction des nouvealx Impöts de Transit dans les 
Etats de Prusse la plupart des marchandises venant de l’Allemagne 
passent äactuellement par les Etats d’Autriche, ainsi cette Puis- 
sance voudra favoriser autant que possible cette nouvelle route. . . 
Et ces deux Etats, Ja Pologne et P’Autriche en se procurant a eux 
memes des avantages reels, auront V’honnenr de eontribucr en. 
möme lems au bonheur «’une partie considerable de Europe, qui 
soyffre par le systeme d’un Roi au nom derrible ei glorieux.‘ 
(88 9, 17). 

. 9) Der im Jahre 1782 unternommene Versuch des Königs, den 
versumpften Hafen von Potonga brauchbar zu machen, wurde 
durch den russischen Gesandten Stackelberg vereitelt. (Vgl. 
Niemcewicz, Memoiren. 8.70). 


zwi. 
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Größere Aufmerksamkeit wurde dort den Handelsangelegen- 
heiten erst zur Zeit des großen Reichstags (1788) geschenkt. 
Damals wurde der Gedanke erwogen, unmittelbare Hand- 
lungsbeziehungen mit England, Schweden und der Türkei 
anzuknüpfen. 

Der polnische Gesandte in London, Bukaty, legte 
Pitt im Mai 1789 cin selır gründliches Memorial vor, worin 
er ihn auf den zwischen Libau und Polonga bei der Mün- 
dung des Swientallusses gelegenen Hafen aufmerksanı 
machte. Pitt entsandte auch Durno nach Berlin und 
Warschau behufs Sammlung der nötigen Informationen. Als 
jedoch der Berliner :Hof ganz deutlich seinen Unwillen gegen 
unmittelbare Handelsbeziehungen der Republik mit England 
zu erkennen gab, wurde Durno zurückberufen und Pitt 
erklärte Bukaty gegenüber, daß er aus Rücksicht auf 
das befreundete Preußen die Angelegenheit auf eine spätere 
Zeit zu vertagen gezwungen sci.t) 

Älnlich verhielt es sich mit Schweden, als dessen 
Vertreter Graf Engström im Juni 1790 der Republik den 
Abschluß cines Handelsvertrages antrug. Trotz der Bereit- 
willigkeit des pelnischen Reichstags wußte der Vertreter 
Preußens, Markgraf Lucchesini, das Zustandekommen 
des Vertrages zu verhindern. In einem Berichte an Fried- 
rich Wilhelm IT. teilte er mit, daß em Handelsvertrag 
mit Schweden „den polnischen Handel aus derjenigen Ab- 
hängigkeit befreien würde, m der ihm zu crhalten das 
Interesse EB. M. erfordert. Ich betrachte also als meine 
Pflicht, diese Verträge zu verhindern.“ Und Friedrich 
Wilhelm I. (damals übrigens ein Verbündeter der Repu- 
blikl) stimmte scinem Minister bei: „Sein (Polens) ganzer 
Außenhandel muß notwendig über meine Staaten gehen. 
Bemühe Dich durchzusetzen, daß alle Handelsnegotiationen 
mit fremden Mächten vertagt werden mögen.“?) 

Das gleiche Schauspiel wiederholte sich nochmals, als 
Ende Oktober 1790 der polnische Gesandte in Konstanti- 
nopel, Potocki, mit der Pforte einen Handelsvertrag 
vereinbarte, worin diese der Republik die freie Schiffahrt 
auf dem Diniester, im Schwarzen- und im Marmara-: 


») Vgl. Kalinka, Der vierjährige Reichstag. IV. Buch. $ 137, 
*) Ebenda. $ 135. 


Mecre sowie die Meistbegünstigung bewilligte. Schon stand 
der Abschluß bevor, als plötzlich der Reis-Effendi zu 
zögern begann und endlich erklärte: er werde den Ver- 
{rag nur dann unterzeichnen, wenn die dem polnischen 
ITandel zugestandenen Begünstigungen .:. Preußen ange- 
nehm seien! Die Verhandlungen wurden abgebrochen. 
Offenbar war das das Werk Friedrich Wilhelms II, 
der seinem Minister in Stambul, Knobelsdorf, den Auf- 
trag erteilte: „Was den Handelsvertrag betrifft, wünsche 
ich, er möge gänzlich abgeschafft werden.) Nicht anders 
endlich ging es mit einem im Herbst 1790 von Polen bean- 
tragten Handelsübereinkommen mit Preußen.?) 

Alle Bestrebungen Polens, sich aus der preußischen 
Abhängigkeit wirtschaftlich zu befreien,”blieben also erfolg- 
los. „Die Republik — schreibt Kalinka — konnte mit 
keinem Staate ein Bündnis, besonders nicht in Handels- 
sachen, abschließen, bevor sie mit dem Berliner Hol den 
Vertrag unterzeichnet hatte, dessen erstes Wort die Über- 
gabe von Danzig und Thorn gewesen wäre.“3) Damit waren 
aber auch die Hoflnungen Josefs vereitelt, sich über Polen 
einen Exportweg für den Handel und die Produktion Gali- 
ziens zu eröffnen. Überall, im Osten wie im Westen, an 
der polnischen wie an der bayrischen Grenze begegnete er 
dem furchtbaren preußischen Gegner, der durch die eiserne 
Kette seiner Politik große Teile der Monarchie der Möglich- 
keit einer normalen wirtschaftlichen Entwicklung beraubte! 


S 2. Neuorientierung der österreichischen Politik. Bünd- 

nis mit Rußland. Neuerliche Bemühungen um Bayem. Der 

Fürstenbund und das abermalige Scheitern der Absichten 
Josefs. 

Die Resolution Josefs vom 25. Jänner 1781, mit der 
die Beratungen über die Aussichten auf einen Handelsver- 
trag mit Preußen beendet wurden, war höchst bemerkens- 
wert, nicht so sehr durch ihren Inhalt, als vielmehr durch 
das, was sie mit Schweigen überging. Sie war der Ausdruck 
der wirtschaftlichen Machtlosigkeit gegenüber Preußen, die 
in den Beratungen der Hofstellen fühlbar wurde, und die, 
durch die kreignisse nur allzu sehr bestätigt, auf die Denk- 

1) Ebenda. $ 134. 

>2) Vgl. Philippson, a. a. O., S. 447. 

5); Kalinka, Vicrjähriger Reichstag. $ 135. 


weise des Kaisers großen Eindruck gemacht zu haben 
scheint. Mußte da nicht der Kaiser in Übereinstimmung mit 
der Hofkanzlei zur Überzeugung gelangen, daß die Befreiung 
von dem wirtschaftlichen Joche Preußens nur von der Ände- 
rung der politischen Situation zu erhoffen wäre? 

In welcher Richtung dies geschehen sollie, ergab sich 
aus der Sachlage von selbst. Die Niederlage in Teschen 
wurde durch die Isolierung Österreichs und die preußisch- 
russische Allianz herbeigeführt; ähnlich wie schon früher 
durch die feindliche Stellung Rußlands gegen Österreich 
Schlesien zuerst verloren und dann nicht wieder erobert 
worden war. Daher die logische Folgerung, daß diese Alli- 
anz zu sprengen und eine Annäherung an Rußland zu su- 
chen sei. Äußerte sich doch Kaunitz noch 1763 dahin, 
daß in Anbetracht der Gefahren, mit denen Österreich sich 
sowöhl ven Seite der Pforte als Preußens bedroht sche, 
Rußland eigentlich der nützlichste Verbündete des Wiener 
Hofes wäre.!) Nun zog auch der Kaiser diese Konsequenz. 
Als daher nach dem Teschener Frieden Graf L. Cobenzl 
als Gesandter nach Petersburg ging, wurde ihm in seiner 
Instruktion vom 24. September 1779 zur Aufgabe gemacht, 
eine Annäherung an Rußland zu suchen.?2) Bald folgte die 
Korrespondenz zwischen dem Kaiser und Katharina II. 
Anfangs Juni 1780 erfolgte eine Zusammenkunft beider.) 
Josef II. bemühte sich, eine antipreußische Allianz zu- 
staude zu bringen. Zur Erreichung dieses Zieles war er 
bereit, den höchsten Preis zu bezahlen, als den er die Ver- 
mählung Elisabeths, der Schwester der russischen Großfürstin 
Maria mit Erzherzog Franz, dem zukünftigen Kaiser und Be- 
herrscher von Österreich betrachtete. Schon am 19. Februar 
1781 konnte er seinem Bruder den bevorstehenden Abschluß 
einer Defensiv- und Offensivallianz mitteilen.‘) Das öster- 
reichisch-russische Bündnis kam tatsächlich am 21. Mai 1781 
auf die Dauer von acht Jahren zustande. Am 10. Juli 
wurde dann der Vertrag über die bewaffnete Neutralität 

!) Vgl Arnetl, VII 24 Jäger, Joseph IL n. Leo- 
pold IL., 8. 222. 

2) Vgl. Beer-Fiedler, Josef IT. und Cobenzl. TI. S. VIIT. 

3) Vgl. Reimann, Erste Zusammenkunft Josefs II. mit 
Katharina IL (Ztschrft. f. Preuss. Gesch, VI. 652 ff.) 

4%) Vgl. Arneth, Josef IT. und Leopold. S. VIIT und 9. 


Grünberg, Stwlien X. 
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unterzeichnet.!) Auf wirtschaftlichem Boden führte das 
später zum Abschluß des österreichisch-russischen Haı- 
delsvertrages von 1788. 

Die schweren Verpflichtungen, die ‚Österreich gegenüber 
dem russischen Verbündeten auf sich genommen hatle, sind 
bekannt) Oft wurde daher die Frage nach dem „warum“ 
aufgeworfen, und man glaubte -— gestützt aul die bekannte 
Korrespondenz des Kaisers mit Katharina — die Autwort 
vorzüglich in den josefinischen Eroberungsgelüsten gegen- 
über der Türkei zu finden.?) Die Sache verhielt sich anders. 

!) Vgl. Neumann, Recueil. I. 273. 

>) Vgl. Beer, Orientalische Politik Österreichs. 8. 52, 

3) So noch Krones, Gesch. d. Nauzeit Österreichs. S. 458. 
Ähnlich Kalinka: „Er (Josef) hat sich zum Kriege uhne Not- 
wendigkeit verpflichtet, bloß durch den Gedanken geleitet, daB es 
für ihın besser sein werde, die türkische Beute mit der Imperatorin 
zu teilen, als zu erlauben, daß Rußland allein sich auf Kosten der 
Türkei bereichere.‘“ (Vierjähriger Reichstag, I. Bd. $ 1). 

Auch jüngst wieder versichert Mitrofanov (a. a. 0. 
S. 185 ff): daß „schon zu Anfang der achtziger Jahre die P>- 
litik des Kaisers in der Türkei aggressiv zu werden begann“ 
-—- wobei Mitrofanov die gewiß merkwürdige Methode anwendet, 
sich über die Absichten und Projekte Josefs nicht aus dessen 
Äußerungen zu informieren, sondern zu diesem Zwecke den Klatsch 
verschiedener diplomatischer Intriganten heranzuziehen. Daher wird 
auch eine so wichtige Quelle wie die Korrespondenz des Kaisers 
mit dem Petersburger Botschafter Grafen CGobenzlvon Mitro- 
fanov gar nicht berücksichtigt. Nur aus solcher Methode er- 
klärt sich die possenhafte Schilderung Mitrofanovs. Zuerst wer- 
len dem Kaiser Eroberungspläne gegen die Türkei zugemutet. So- 
dann, als der Kaiser in friedlichen Verhandlungen ınit der Türkei 
sich „bloß einiger Iandelsvortheile‘“ auf der Donau und dem 
Schwarzen Meere versicherte, folgt klie Mitteilung: „Man wollte“ 
ın Europa an eine so unerwartete Selbstlosigkeit Joseis nicht 
glauben. Später wird unisono mit den freinden Intriganten gefragt: 
„was den eigentlich Österreich gewonnen habe, da doch so viel 
Geld und Mühen auf die Mobilisierung verwendet worden seien?“ 
Endlich wird behauptet, daß der Kaiser, indem er aus den türki- 
schen Wirren von 1782—84 mit leeren Händen hervorging, einen 
„Nasenstüber‘“ erhalten habe. — In Wirklichkeit war der Kaiser 
einem Kriege mit der Türkei entschieden abge- 
neigt und von irgend welchen Rüstungen gegen die Türkei mit 
Ausnahme bloß einer „Observations-Armee“ an der Ungarischen 
Grenze weiß auch Mitrofunov nichts zu berichten. „Selbst. 


hı Österreich befürchtete man stets einen neuerlichen An- 
grifl Friedrichs I1. anf Böhmen ; die Niederwerfung Preußens 
stand in. dem Programme des Wiener Kabinetts obenan. 
Daß die Spitze des Österreichisch-russischen Vertrages vor 
allem gegen Preußen gerichtet war, beweist schon die 
Iintrüstung Friedrichs, mit welcher er sein Zustandekommen 
kommentierte.)) 

Die Allianz mit Rußland hatte vor allem den Zweck, 
Katharina TIL. den Absichten des Kaisers in 
Deutschland geneigt zu machen.) Jedenfalls hat 
der Expansionsgedanke gegenüber der Türkei nur eine un- 
tergeordnete Rolle gespielt.) Um die Freundschaft des 
Petersburger Hofes zu gewinnen, haite man zwar den „gric- 
chischen“ Projekten Katharinas geschmeichelt.‘) Aber die 
Unterstützung im Krimkriege sollte Rußland nur unter der 
Bedingung zugesagt werden, daß die Zarin sich für die 
aus seinen (Josels) intimsten Mitteilungen an seinen Bruder Leespold 
ist nicht ersichtlich, daß der Orient sein Denken beschäftigt hube.‘“ 
(Beer, Orientalische "Politik, S. 80). Womit der Kaiser rechnete, 
war ein Krieg mit Preußen! Beer hat dies schon vor 30 Jahren 
bewiesen (Rbenda. 8. 23, 31, 83 El. und passim) und letztens 
durch die Veröffentlichung der Korrespondenz des Kaisers mit 
Cobenzl bestäligt. Vgl. auch Jäger, a. a. 0. S. 221. 

1) Vgl. das bekannte an Finkenstein gerichtete Schrei- 
ben Friedrichs über Katharina II. 

?) Beer, Orient. Politik. S. 78. Beer ist jedoch nicht immer 
konsequent. So meint er (a.a.0. 8.60): „Die beiden Herzensfreunde 
(Josef und Katharina) wären im Prinzip einig, dem türkischen 
Reiche in Europa ein Ende zu machen‘; die Differenzen bestünden 
bloß in Bezug auf deren Ausführung und der Aufteilung der 
Beute. In Wirklichkeit aber waren diese Differenzen absichtlich 
vom Kaiser in den Vordergrund geschoben, um die türkischen 
Projekte der Zarin zu verschleppen. 

3) Dies geht aus der intimen Korrespondenz des Kaisers mit 
seinem Bruder Leopold hervor, die doch unzweifelhaft viel echter 
sein muß, als ein diplomatischer Briefaustausch Josefs mit einer 
„Katharinisierten Prinzessin von Anhalt-Zerbst.“ 

) „Mais il m’a paru, que pour obtenir un but aussi desirable 
que celui d’engager la Russie & contribuer {elle m&me & l’abaisenient 
du Roi Ve Prusse, il Talloit de toule necessit& lui prösenter souvent, 
et de la maniere la plus propre a la determiner, P’appas le plus 
flatteur pour elle, celui de Vexecution de ses vues contres les 
Turcs.“ (Cobenzl an Josef, vom 30. Mai 1784, bei Beer- 
Fiedler I. 466). 


bayrischen Pläne des Kaisers einsetzte!) Allerdings 
hatte Kaunitz entschieden zu einem Kriege mit der Pforte 
und zur Besetzung der Moldau und Walachei gedrängt.?) 
Dem festen Willen des Kaisers war es jedoch zu verdanken, 
daß es nicht zum Ausbruche der Feindseligkeiten auf dem 
Balkan gekommen war.) 

Der Kaiser wollte keinen Krieg mit der 
Türkei und war durchaus nicht geneigt, „a jouer le röle 
du chat pour tirer les marons du feu.t) Ir befürchtete, 
daß der Krieg mit der Türkei für ihn große Gefahren her- 
aufbeschwören würde, und dafür „a la fin de tout un 
missrable morceuu desert de Bosnie ou de Servie“ hätte 
einbringen können.) Er dachte, wie er seinem Bruder 
vertraulich mitteilt, an einen „grand coup“, an eine Aqui- 
sition, die des Risikos und der Kosten eines Krieges wert 
wäre. Eine solche war aber nicht auf dem Balkan, sondern 
auf entgegengesetzter Seite zu suchen.) Unter 


ı) Cobenzl erhielt den Auftrag, Rußland zu bestjfumen, „de 
s’engager formellement, quo si Je Roi de Prusse, ä cause de ce 
troc volontaire, ine faisoit la guerre, la Russie la reconnoitroit comme 
une injuste aggression et par consöquent pour le casus foederis, 
et qwWelle s’obligeroit d’y prendre part, et de m’assisier avec 
toutas forces, comme j’etois pret & le faire, si les Turcs 
lui avoient fait la guerre pour la Crimee.“ (Josef an Gobenzl, vom 
5. April 1784. Ebenda. I. 460). 

®) Vgl. Beer, Orientalische Politik. S. 62. 

3 „N y a cu bien des choses & combattre, car le prince 
Kaunitz voulait absolument que je commengasse la guerre 
d’abord par marcher en Moldavie et Vallachie. ... Je ne puis con- 
eevoir comment cet homme d’esprit a pu se chausser cela dans 
la tele, mais iA a f[allu une volonte posilive el le renlort de 
plusieurs expeditions deja faites pour le faire plier.“ (Josef an 
Leopold, 10. August 1783, bei Arneth, L 165). 

4) Josef an Cobenzl, 22, November 1782, bei Beer-Fiedler, 
I. 345. Daher seine Freude, als durch die Nachgiebigkeit der Pforte 
gegenüber Rußland der Krieg vermieden wurde. (Vgl. Beer, Orien- 
talische Politik. S. 61, 65). Während seines Aufenthaltes in Kaniow 
äußerte sich Josef zu Moszynski (1787): „Vous sentez bien qıil 
est de mon’ interöt do Lravalller a empöcher cette guerre". (Ka- 
linka, Letzte Regierungszeit, IL 48.) 

5) Josef an Leopold, 10. August 1783, bei Arneth, I. 165. 

6) „Je veux conserver tous mes allics et ına trangquilliid, hors 
que je ne voie un grand coup a Laire et une acquisition A me 
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dem Vorwande der Bereitsthaft gegen die Pforte sanımelte 
cr eine große und wohl gerüstete Armee im Norden, um 
jeden Augenblick bereit zu sein, „pour faire tete au Roi de 
Prusse.“ Und gleichzeitig hatte Cobenzl in Petersburg 
Besborodko nahegelegt, welehe Vorteile beiden Höfen 
aus der Allianz entspringen würden. Durch dieselbe könnte 
jeder Hof „contimuant d’agir seule de son cöld, nous con- 
tre le Roi de Prusse, et la Russie contre la Porte, 

.. Se promettre de part et d’autre un succes complet.‘!) 
Und immer wieder kehrte Josef zu dem Gedanken zurück, 
sich über Deutschland einen Durchgang zum Rhein 
und zum Meere zu eröffnen. Kaunitz riet nun, 
dies auf friedlichem Wege zu erreichen und Bayern gegen 
die Niederlande einzutauschen.. „Par 18,“ schrieb der Raiser 
an Cobenz], „j’aurois eu une augmentation de forces concen- 
trees et reunies contre le Roi de Prusse.“°) 

Es wäre unrichtig, die bayrische Frage mit demselben 
Maßstabe zu messen wie so viele andere lragen, die den 
Kaiser beschäftigten. Sie bildete vielmehr den Zentralpunkt 
seiner deutschen Politik, von dem alle seine weiteren poli- 
tischen und wirtschaftlichen Pläne abhingen?) Am’10. Mai 
berichtet Josef von dem 'Tauschprojekte an Leopold.t) 
Drei Tage später verrät er dieses aı Katharina, die sich 
bereit zeigte, ihm zuzustimmen.,5) Schon war die Sache mit 


procurer qui vaille les frais et hasards d’une guerre. Vous sentez 
bien que c’est d’un autre cöteE que je parle“. (Ebenda. T. 166). 

!) Cobenzl an Josef, 17. Dezember 1783, bei Beer-Fiedler. 
Vgl. auch Beer, Orientalische Politik. S. 55 f. -- In Berlin be- 
urteilte man damals die Situation ganz richtig. Der sächsische 
Gesandte in Berlin, Graf Zinzendorf, meldete am 9. Februar 
1784 seinem Hofe: „Es werden unter der Hand Kriegsvarbereitungen 
getroffen aus Furcht, daß der Kaiser sich statt gegen die Türkei 
gegen ihn (Friedrich) wenden könnte.“ (G. Wolf, a a. O, 
S. 102). 
*) Josef an Cobenzl, 12. November 1783, beiBeer-Fieiller, 
I. 435. 

») „ce froc qui, s’il reussit, doit faire revolution 
dans l’histoire ct &poque ‚pour le sistöme politique (dans la 
‚Maison d’Autriche.‘“ (Josef an Cobenzl, 13. Mai 1784. Iibenda. 
TI. 462). 

4) Josef an Leopold bei Arneth. I. 212. 

5) Vgl. Beer, Orientalische Politik, S. 7IE.; Arneth, Joset 
und Katharina. 8. 22-L f. 


dem Kurfürsten Karl Theodor von Bayern abgemacht und 
auch die Zustimmung Frankreichs erschien nach einer eige- 
nen Äußerung Vergennes!) nicht unerreichbar (Ende 
1784), als Josef nochmals auf den Widerstand Preußens 
stieß! Im Frühling 1785 organisierte “Friedrich Il. den 
deutschen Fürstenbund gegen Österreich.) Zu Ende sei- 
nes Lebens erreichte er das, was er sein Leben lang 
angestrebt hatte: er verstand die Interessen der deutschen 
Fürsten mit dem Bestand und Wachstum seines Staates zu 
vereinigen. In der zweiten Hälfte 1785 war die Vereinigung 
gegen Österreich vollzogen.) 

Der weitere Verlauf der Ereignisse ist bekannt. Mir 
kam es nur darauf an, den Zusammenhang dieser Politik mit 
der staatlichen Wirtschaftspolitik zu erfassen. Die Pläne 
Josefs II. scheiterten gänzlich. Der Kampf um die Vorherr- 
schaft auf deutschem Boden endete mit einer wirtschaft- 
lichen Hinausdräugung Österreichs, was später auch seine 
politische Verdrängung zur motwendigen Folge haben nıußte. 


S 3. .Mißerfolg newer Vertragsverhandlungen (1787). Der 

türkische Krieg (1788). Österreichisch-russische und preus- 

sisch-türkische Allianz. Neue fruchtlose Verhandlungen 

über einen Handelsvertrag (1790). Der Verfall des Dan- 
ziger Exportes. 


Friedrich II. starb im August 1786. Man hätte nun 
glauben können, daß fortan eine Verständigung Zwischen 
Österreich und Preußen nicht ausgeschloss ensei. Der öster- 
reichische Gesandte in Berlin, Fürst Reuß, wurde schon 
am 5. September vom Friedrich Wilhelm in besonderer 
Audienz empfangen, wobei der König erklärte: ‚Je sou- 
haiterais surtout qu’il puisse s’&tablir une communication 
moins gende et un Commerce plus libre entre les sujets de 
S. M. Imp. et les miens.“) Auch Josef II. wünschte (Ende 
September 1786) „dem preußischen Ministerium bekannt zu 


1) Vgl. Ranke, Deutsche Mächte und d. Fürstenbund, S. 216.- 

2) Cobenzl erfuhr davon in Petersburg am 16. April. Vgl. 
Beer-Fiedler a. a. O. IE. 42, 

3) Noch zum dritten Male wurde Jdie Erwerbung Bayerns unter 
Leopold II. versucht. (Vgl. Beer, Orientalische Politik, S. 149). 

4 Vgl. G. Wolf, a.a. O0, S. 138. 





machen und demselben gleich insinuieren (zu) lassen, daß ein 
besseres Einvernehmen auch in vielen ,., . Angelegenheiten, 
zum besonderen Nutzen beiderzitiger Staaten gereichen 
würde,‘!) Mit Begeisterung verfolgte er sodann diesen Ge- 
danken in einem Briefe an'Kaunitz vom 6. Dezember 1786. 
Seien die beiden Staaten einander sicher, schrieb er, ‚so 
hätten sie reiche Muße, für das Glück ihrer Untertanen 
zu:sorgen. Und auch Cobenz] und Spielmann teilten 
diese  Ansicht.?) 

Friedrich Wilhelm verhielt sich anfangs miß- 
trauisch und meinte: Josef II. wolle ihn nur einlullen, 
um ihn in seine türkischen Pläne zu verwickeln.?) Doch 
später, angeregt durch das entgegenkommende Verhalten 
der österreichischen Diplomatie, verspürte er die gleichen 
Anwandlungen.) Dieser Umschwung in der politischen Si- 
tuation brachte auch eine Annäherung auf dem wirtschaft- 
-Jichen Gebiete mit sich. 

Ende 1786 wurde die Breslauer Kaufmannschaft aufge- 
fordert, eine Deputation nach Berlin zu senden, um mit 
dem General-Direktorium über die Handelsbeziehungen zu 
Österreich in Konferenzen zu treten und am 30. Dezem- 
ber 1786 begannen diese Beratungen. Die Kaufmannschaft 
wünschte eine gegenseitige Zollermäßigung und Erleich- 
terung der Handelsbeziehungen.?) Das nächste Trgebnis 
war eine Änderung der bisherigen preu Bßi- 
sehen Transitpolilik in Schlesien.) Gleichzeitig 

ı) Ebenda. S. 143. 


0} 


®) Vgl. Ranke, Die deutschen Mächte. S. 210f., 497fE. 
Vgl. auch den Brief Cobenzls an den Kaiser vom 23. Februar 
1787 und die Antwort Josefs vom 25. September 1787. Abgedruckt 
bei Seb. Brunner, Correspondences intimes de Joseph II. S. 60, Gt. 

2) Vgl. Mitrofanov,a.a. 0.8. 184. 

4) Vgl. Krones, Geschichte d. Neuzeit Österreichs. S. 456 f. 

5) Vgl. Fechner, a, a. O. S. 523ff. Philippson, a. a. 
0., S. 447. 

% In der „Königlichen Verordnung-für das Herzogthum Schle- 
sien wegen neuer Einrichtung des Accise und Zoll-Wesens“ dt». 
Berlin 16. April 1787 (Fürst Czartorskisches Archiv, Nr. 1174) 
wird zugestanden, ‚daß „der Transito-Handel durch die 
verwickelte und besclhwerliche Verfahrungs-Art der bisherigen 
Administration beeinträchtigt warden“ sei, und daß „der auswärtige 
Handel durch zum Theil unrichtig bestinmtie Auflagen und lästige 
Einschränkungen in gleichem Verhältnis verlohren‘ habe. Die Ver- 
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wurden durch den in Wien akkreditierten Gesandten Pode- 
wils die Verhandlungen mit Österreich angeknüpft. Ob- 
wohl erst nach mannigfachem Zögern ging schließlich die 
Hofkanzlei doch auf die preußischen Wünsche ein. (April 
1787.) Österreichischerseits hatte man u. a. auch die 
Schwierigkeiten des galizischen Exponhan- 
dels erwähnt und die Fordoner Zölle als exorbitant 
bezeichnet. Auch wünschte man eine Herabsetzung der 
Transitozölle auf der Elbe im Magdeburgischeu.!) Aber auch 
diesmal sollten die Verhandlungen ergebnislos verlaufen. 

Den Verständigungsabsichten der lIerrscher traten ihre 
Ratgeber im Namen der Staatsinteressen entgegen. . Drüben 
Herzberg mit der unerbittlichen Logik der preußischen 
Staatsraison: Österreich werde Schlesien nie vergessen, nie 
auf die Ausdehnung der Heırschaft in Deutschland Verzicht 
leisten. „Preußen darf und muß die Rolle einer Macht 
ersten Ranges weiter spielen.“ In Österreich wieder übte 
Kaunitz scharfe Kritik an dem kaiserlichen Entschlusse. 
Beide Staaten, erklärte er, kämpften um die Ilerrschafts- 
frage in einer und iderselben Machtsphäre, deren Lösung 
unbedingt fordere, daß der eine Staat „den andern so weit 
herabdrücke, daß ihm derselbe nicht mehr gefährlich 
werde.“2) Und denselben Gedanken entwickelt er in einem 


ordnung stelle sich zur 'Aufgabe, „das zu Grunde gerichtete Com- 
mereium wieder empor zu bringen ... allen Plackereyen ein 
Endo zu machen.“ Es wurden zu diesom Zweck die Zölle ermäßigt 
und eine erträglichere Visitation eingeführt, ferner provisorisch 
festgesetzt, „daß alle Verbote, kraft welcher verschiedenen Waaren 
der Durchgang durch unsere Staaten ganz untergesagt ge- 
wesen, von nun an hiermit ganz aufgehoben seyn sollen.‘ 

Die Brodyer Juden, voll Freude über die Bröffnung der seit 
16 Jahren fast gänzlich gesperrten Straße, richteien ein Dank- 
schreiben nach Berlin, worauf ihnen «durch: eine königl. Cubinets- 
ordre die Versicherung gegeben wurde, „daß sie und ihre Glau- 
bensgenossen auf allen Frankfurter Messen als gute Nachbaren 
freundschaftlich behandelt und, so viel nur immer möglich ist, 
bey ihrem Commereio ... begünstiget werden“ würden. (U. K. 
A. Commerz fasc. 57 ad 5 ex Decembri 1787). 

) Vgl. Fechner, a.a. 0. S. 527. Preußischerseits wünschte 
man Transitoerleichterungen für den Export der schlesischen Lein- 
wand nach "Triest. Vgl. G. Wolf, a. a. O., 8. 143. 

®) Vgl. Ranke, a. a. O. S. 213£, 502, 
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Schreiben vom 30. August 1786?) an den österreichischen Ge- 
sandten in Berlin. Der ganze Endzweck der österreichi- 
schen Politik sei die Vorbereitung zu einer Auseinander- 
setzung nit Preußen. „Demm daß jemals unser wahres 
Staalsinteresse mit dem Preußens auf eine solide, dauer- 
hafte Art vereinbart werden könnte, gehört unter die from- 
nen Wünsche.“ „Euere Exzellenz ... wollen den Haupt- 
grundsatz nie aus den Augem verlieren, daß 
der dortige. Hof als unser gefährlichster 
Feind immerfort zu betrachten ist, daß wir 
ihn mit den größten Mißtrauen stetshin zu betrachten ha- 
ben. Dieses Mißtrauen hat auch Gral Cobenzl stets in 
Petersburg zu ernähren.“2) 

Das Mißtrauen blieb denn auch für die Zukunft das 
Glaubensbekemntnis der gegenseitigen Politik. „Mit euch Ihr 


1) Vgl. Krones, a. a. O. $. 456f. 
®?) Vgl. Krones a a O0. und G. Wolf, a a0 
S. 141. Gleichzeitig (1786) erhielt Graf Cobenzl in Peters- 
burg eine für den dortigen Hof bestimmte „Punktation“, w> 
darauf verwiesen wird, daß „der preussische Hof der swößte, 
unversöhnlichste und gefährlichste Feind der beiden Kaiser- 
lichen Höfe sei.“ Um den russischen Hof zu gewinnen, wird 
darin zwar auch vom „großen Plane“ der Vernichtung dir 
Pforte gesprochen. Derselbe wird jedoch in den Hintergrund 
geschoben. „Zur Ausführung des großen Planes muß daher 
das lHaupthindernis zuvörderst gehoben, folglich mit der 
Werabsetzung der preußischen Macht der Anfang 
gemacht werden.“ (Beer-Fiedler, a.a.0. S. XIV., XVI) 
Nichts aber beweist besser, wie der Gedanke an die Wieder- 
erlangung der Vorherrschaft in Deutschland die leitenden Politiker 
Österreichs beherrschte, als die vom 3. April 1786 datierte „In- 
struktion für den Grafen Reviczky als bevslhnächtigter Mi- 
nisier am königlich großbritannischen Hofe.‘ Die ganze ewo- 
päische Politik und die Beziehungen zu allen Staaten werden dart 
ausschließlich unter dem Gesichtspunkte ihres Verhältnisses zu 
Preußen beurteilt und geprüft, Es wird dem Londoner Hofe der Vor- 
wurf gemacht, daß er „sich gerade um dasjenige, was uns am meisten 
und am nächsten angeht, gar nicht bekümmert.“ England möge 
dazu helfen, „daß wir je eher je besser zu dem vorigen ent- 
scheidenden Uebergewicht in Deutschland wieder gelangen möchten 
.. ohne dessen Erreichung wir niemalen nutzbare, wirksame 
Alliirte von Großbritanien sein werden und können. (G. Wolf, 
a.a 0. S. 210 ff.) 
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Herren Preußen — äußerte sich einer der österreichischen 
Minister — ist nicht gut einlassen; Ihr möchtet uns übers 
Ohr hauen und so ist 'es schon besser es bleibt beim Alten."ı) 

Wie die Aussichtslosigkeit. der ‚Verhandlungen über 
einen Handelsvertrag mit Preußen in den Jahren 1763 und 
1782/1783 die Verstärkung der prohibitiven und protck - 
tionistischen Zollpolitik und die Erlassung der Verbots- 
patente von 1764 und 1784 gezeitigt halte, so bewirkte 
das Scheitern der Verhandlungen von 1787 eine noch wei- 
tere Verschärfung des Zollsystems durch das Zollpatent von 
1788 und eine noch rücksichtslosere Absperrung Österreichs 
vom Auslande. 

Zu weiteren Verhandlungen fand sich vorläufig keine 
Gelegenheit mehr. In beiden Staaten sprachen jetzt wieder 
die Diplomaten das entscheidende Wort der Zukunft. Es 
folgte das Waffenbündnis mit Rußland. Am 23. August 
1787 erfolgte die türkische Kriegserklärung an Rußland; 
Josef sammelte bereits seme Waffenmacht; an 9. Februar 
1788 wurde die Kriegserklärung Josefs an die "Türkei er- 
lassen. Nun glaubte Dietz, der Resident Friedrich Wil- 
kelms bei der Pforte, den Augenblick gekommen, Ungarn 
zu einem unabhängigen Königreiche zu erheben und so 
die Aktion Österreichs und Rußlands durch innere Wirren 
zu lähmen.2) In derselben Absicht richtete Herzberg 
sein Augenmerk auf einige Distrikte Böhmens. Schon im 
Ilerbst 1788 sah der Kaiser einen Krieg mit Preußen vor- 
aus) Am 31. Jänner 1790 kam es tatsächlich zu einer 
gegen Österreich geriehteten preußisch-türkischen Allianz, 
durch welche sich der König von Preußen verpflichtere, 
‚im Frühjahr 1790 mit seiner ganzen Macht Österreich den 
Krieg zu erklären, die Pforte dagegen versprach, bei den 
Friedensverhandlungen die Forderung auf Rückgabe Ga- 
liziens an Polen zu unterstützen.) Durch diese auf 

') Vgl. Fechner, a. a. O. 8. 528. 

:) Vgl. Kalinka, Vierjähriger Reichstag. I. Buch. 8 8; 
Beer, Orientalische Tolitik. S. 113. 

®) Vgl. Beer, Ebenda. S. 111Fff., 134. 

4) Vgl. Herzberg, Recueil des deductions, memoires, decla- 
rations, lettres et trailes etc. de la Cour de Prusse 1795 EI]; 
Baer, Orientalische Politik. S. 104. 105; Kalinka, Vierjähr. 
Reichstag, IV. Buch. 8$ 186, 1837, 
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Österreichs Kosten gemachte Kombination gedachte Herz- 
berg endlich in den Besitz von .Danzig und Thom zu 
gelangen und hoffte auf die Unterstützung des Londoner 
Kabinettes, das durch die steigende Macht Rußlands beun- 
ruhigt, auf die preußischen Pläne einging. Endlich sollte 
auch Holland in die Trippelallianz gegen Österreich einbe- 
zogen werden. 

In dieser ernsten Zeit starb Josef 1I. (20. Februar 1790) 
von der Bergeslast des politischen Kumımners crdrückt und 
von einer tötlichen Krankheit ergriffen, gegen die er 
heveisch angekämpft hatte. Die unter Leopold folgen- 
den Verhandlungen zwischen Österreich und Preußen kön- 
nen hier nicht dargestellt werden. Nur die eine wichtige 
Tatsache sei hervorgehoben, daß auch unter diesen 
schweren Umständen, als Österreich durch einen Krieg mit 
dem mächtigen, Gegner bedroht war, der Wiener Hof von 
Preußen die Ermäßigung der Weichselzölle auf 
galizische Produkte bis auf 6%, verlangte 
(11. Juli 1790)!) —- [reilich auch diesmal vergeblich, da der 
auf der Basis des status quo vor dem türkischen Kriege 
geschlossene Vertrag die Handelsangelegenheiten weder be- 
rührte noch änderte. 

Einige Monate später kam es nochmals zu Verhand- 
lungen zwischen Preußen und Österreich. Friedrich 
Wilhelm II beauftragte Jacobi-Klöst in Wien anzu- 
fragen: ob der Wiener Hof geneigt sei, eine Negotiation 
über Wiederherstellung des Handels anzuknüpfen; u. zw. 
mit dem Bemerken, Jacobi kenne ja die engen Bezie- 
hungen Ungarns, Böhmens und Galiziens zu Schlesien 
genau genug, um die wechselseitigen Vorteile eines Han- 
delsverkehres dieser Länder ins Licht setzen zu können.?) 
Hoym hoffte, der neue Kaiser würde ungeachtet des Pro- 
hibitivsystems einem Handelstraktat zwischen Schlesien 
einerseits und Galizien und Ungamm andererseits geneigt 
sein, weil diese Länder keine Fabriken hätten.?) 

Der Vertreter Österreichs, Spielmann, war prinzi- 
piell bereit, auf das preußische Anerbieten einzugehen, des- 

ı) Vgl. Kalinka, a.a. O. 8 128, 

2) Cabinetts-Ordre vom 10. Dezember 1790, bei Fechner, 
a.a. O. 8. 531. 

% Vgl. Fechner, a. a. 0.8. 547. 
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gleichen Graf Kollowrat. Dieser hob unter anderem her- 
vor, Galizien habe -Kurzwaren nötig, die es bisher 
aus "Tirol bezogen, womit aber der Nachteil eines langen 
Pransportes verbunden sei. Zuletzt aber unterblieb der A.b- 
schluß des Vertrages. Nur für Kurzwaren wurden am 
22. Jänner 1791 die preußischen Zölle herabgesetzt.!) Nach 
wie vor hat der Gegensatz zu Preußen die Gedanken der 
österreichischen Staatsmänner beherrscht und trotz der ge- 
ringen Erfolge des Bündnisses mit Rußland wurde die Al- 
lianz mit dem Petersburger Hofe aus Furcht vor der preußi- 
schen Gefahr erneuert.?) 

Trotz aller Bemühungen konnte Österreich während 
zweier Jahrzehnte die preußischen Zölle auf der Weichsel 
nicht vermindern. Der Kampf um die freie Weichselschiff- 
fahrt war mehr als bloß eine lokale Episode. Er war nur 
ein Glied in der langen Kette der Anstrengungen, die 
Preußen und Österreich im Kampfe um die Vorherrschaft 
in Deutschland seit einem halben Jahrhundert machten. Aus 
diesem Kampfe ging Preußen siegreich hervor.‘) Das’ Er- 

ı) Ebenda. S. 532 f. 

2, Vgl. Beer, Orientalische Politik. S. 124, 764. 

3) Erst nach dem Zusammenbruche des preußischen Staats- 
wesens bei Jena war «die Möglichkeit gegeben, die preußische 
Binnen-Schiffahrtspolitik auf neue Bahnen zu lenken. Es war den: 
Wiener Kongresse vorbehalten, die schiffbaren Flüsse Deutschlands’ 
dem gemeinsamen deutschen Handel zu eröffnen. Tin Kongressakte) 
vom 9. Juni 1815 wurden darüber zunächst bloß die Grundsätze 
vereinbart, die dann zu der Elbe-Schiffahrts-Acte vom 23. Jun 
1821 führten. — Ebenfalls erst in dieser Periode wurde durch die 
Wiener Verträge von 1815, dann durch die Konvention Öesterreichs 
mit Preußen und Rußland vom 22. März 1817 resp. 17. August 1818 
die Schiffahrt auf allen Flüssen im ehemaligen Königreiche Polen 
in seinen alten Grenzen vor 1772 freigegeben und somit eine Art 
wirtschaftlicher Wiederherstellung des alten polnischen Reichs ange- 
balınt. (Zimmermann Gescht. d. preuss.-deutsch. Handelspolitik, 
Ss. 14, 21; Smolka, Politik Tubeckis, IT. 333 ff, 3413ER) — 
Freilich kam diese Verfügung für Galizien zu spät. "Während 
des halben Jiahrhunderts österreichischer Herrschaft inachten 
sich allmählich in den wirtschaftlichen Zuständen dieser Pro-. 
vinz neue Tendenzen fühlbar. Der alte Weg gegen Norden und 
Danzig verlor an Bedeutung zu Gunsten der westlichen AbsalZ- 
märkte In den dreißiger Jahren war diese Wandlung schon be- 
endet. Viel wichtiger als die Weichselschiffahrt erschien damals 
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gebnis war, dal die galizische Ausfuhr nach Danzig furcht- 
bar gelitten hat. „Daß diese Zölle und Hindernisse —- 
besagt ein Gubernialbericht aus dem Jahre 1780 — die 
Ausfuhr nach Danzig um mehr als zwey Drittel 
verringert haben... ist eine ebenso bekannte als trau- 
rige Wahrheit.“!; Zum Teil wird der Verfall des Dan- 
ziger Handels auch durch die verfügbaren Zilfern bestätigt. 
ls betrug?) die 


Einfuhr: Ausfuhr: 
1778 Preußen 180— 200.000 fl. 140—150.000 fl. 
Danzig 50—60.000 „, 600— 800.000 „, 
1787 Preußen 136.454 „ 86.484 „, 
Danzig 24.255 „ 261.088 „, 


Trotz dieses negativen Ergebnisses wird angesichts 
unserer Darstellung die Behauptung gänzlich hinfällig, daß 
die österreichische Regierung um den Handel Galiziens nicht 
besorgt gewesen wäre. Das Mißlingen der Bestrebungen 
des Wiener Kabinetts, Galizien aus dem Druck der preußi- 
schen Zölle zu befreien, war durch keine Fehler desselben 
verschuldet, sondern war vielmehr von der Wiener Regie- 
rung und ihrer Wirtschaftspolitik unabhängig und in engem 


die eben im Bau begrilfene Eisenbahnverbindung zwischen Wien 
und Bochnia (Nordbahn), und deren in Aussicht genommene Ver- 
längerung bis nach Lemberg. „Der Lauf der Hauptflüsse des 
Landes — äußert sich damals charakteristisch Graf Cetner — 
widerspricht dem Landesinteresse, widerspricht seiner jetzigen T'en- 
denz gegen Westen.“ (Vgl. Cetiner, Gründung von Eisenbalinen 
in Galizien. 8S. 9, 23 und Verhandlungen d. galiz. Land- 
tages im J. 1839. S. 17.) 


1) Gubernialbericht vom 30. September 1780 (IE. K. A. Com- 
merz fasc. 57 ad I ex Decembri 1780). 

2) Vgl Großmann, Die amtliche Statistik, a. a.0. — 
Außerdem gingen 1787 über Galizien 'Transitowaren von und nach 
Preußen im Wert von 801.912 fl. — Nur die Zahlen für 1787 sind 
der amtlichen Tabelle entnommen. Die Angaben für 1778 habe ich 
schätzungsweise ermittelt, wobei mir als Anhaltspunkt ein Bericht 
des holländischen Könsuls in Danzig, Roß, diente, in dem der- 
selbe die Ausfuhr der galizischen Leinwand allein pro 1780 auf 


inchr als 600.000 fl. berechnete. (Vgl. Beek-hen sche Reiserelation, 
Beilage 12). 
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Zusaimmenhange mit der Tatsache des raschen Emporwach- 
sens der Hohenzollernschen Macht im 18. Jahrhunderte. 

Um die österreichische Wirtschaftspolitik nach noch 
einer Seite hin zu beleuchten, mag hier darauf auch ver- 
wiesen werden, wie man sich in Polen in derselben Zeit 
und unter ähnlichen Verhältnissen verhalten hat, wobei 
wir die traurigen Zeiten des Delegationsreichstages mit 
Schweigen übergehen wollen.!) 

Nachd’in der Große Reichstag mit Rußland gebrochen 
und ein Bündnis mit Preußen seschlossen hatte (29. März 
1790), hat er — trotz der Erfahrungen mit dem preußischen 
Handelsvertrage von 1775 und trotz der entschiedenen War- 
nung Stanislaus Augusts — die Regelung der 
Weichselzölle nicht einmal verlangt!®) Im 
Art. VIl des Vertrages wurde nur erwähnt, daß man wegen 
einee Handelsvertrages Verhandlungen einleiten werde.?) 
Die schlesische Grenze, sowie Westpreußen und die 
Neumarkt blieben auch fernerhm für die polnischen 
Produkte geschlossen) und auf der Weichsel sind 
die preußischen Bedrückungen, trotz der Allianz, nur noch 
gewachsen. Der Reichstag aber ließ sich diese Nachlässig- 
keit in einer Zeit zuschulden kommen, als der polnische 
Handel im Schwarzen Meere durch den Bruch mit Ruß- 
land und durch den türkischen Krieg ganz in Verfall ge- 
raten und einzig und allein aul den Danziger Ilafen aage- 
wiesen war. Stanislaus August hatte somit ganz 
Recht, als er schrieb: „Da wir den Umstand nicht zu be- 
nützen wußten, daß Berlin unsern Ilandel verlangte und 
brauchte, werden wir eine gleich günstige Zeit nicht 


1) Nicht unerwähnt soll jedoch die Tatsache bleiben, wie 
spottbillig damals die wichtigsten Interessen der Republik preisge- 
geben wurden. Benoit erwirkte 1775 den oftgenannten prenßi- 
schen Transitozoll von 12%, der den Polen einen unberechenbaren 
Schaden zufügte, durch Bestechung des Kron-Großkanzlers, Bischofs 
von Posen, Mtodziejowski, mit kaum 4000 Dukaten. (Vgl. 
Niema®ewicz, Memoiren, 8. 92.) N 
2) Vgl. Kalinka, Vierjähr. Reichstag. IV. Buch. $ 116, 119. 
>) Ebenda. $ 120. S. %. 

4) Ebenda. 8. 78. Philippson, a. a. ©. 8. 430. 
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mehr finden.) Die leitenden Persönlichkeiten des Reichs- 
tags haben — um mit Kalinka zu sprechen — zu Gun- 
sten einer Allianz „ohne Zaudern die wichtigsten Wirt- 
schaftsinteressen der Republik geopfert.“:) 


') Kalinka, Vierjähriger Reichstag. IV. B. 8. SO. 

:) Ebenda, S. 81. -— Was der Kron-Vizekanzler, P. N ot- 
tataj, der führende Politiker jener Epoche und Urheber der denk- 
würdigen Verfassung vom 3. Mai 1791, zur Rechllertigung tlieser 
Politik angibt (Vom Entstehen u. Untergange der polnischen NKon- 
stitution vom 3. Mai 1791. I. 30ff., 35£., 1I. 19—22; d. II. Pariser 
Aufl.), scheint das harte Urteil Kalinkas nur noch zu bestätigen. 
Es kann uns auch der Umstand nicht beirren, Hass es gerade die 
russischen Söldlinge und Anhänger waren, welche ein junctim 
zwischen dem Handels- und dem Bündnisvertrage verlangten. Dice 
Opposition nutzte einfach die durch die leitende patriotische Mehr- 
heit begangenen Fehler aus. Die Hoffnung, Tür ein politisches 
Bündnis einen vorteilhaften Tandelsvertrag von Preussen zu er- 
wirken, bestand für die Republik nur insolange, als Preussen les 
Bündnisses mit Polen in Rücksicht auf die politische Situation 
bedurfte. Einmal im 'Besitze eines solchen, verlangte Friedrich 
Wilhelın für die Ermäßigung der Fordoner Zölle eine anderweitige 
Kompensation: Danzig und Thorn, was zuzugestehen tie Repu- 
blik weder wollte, noch konnte. 





Fünfter Abschnitt. 


Das Verhältnis Galiziens zu den Erblanden und 
zu Ungarn. 1784—1790. 


Grünberg, Studien X. 


Erstes Kapitel. 


Die Zollreform von 1784, 


$ 1. Bedeutung und Zweck der Reform. 


In der Darstellung dieser Periode der josefinischen 
Handelspolitik können wir uns auf das allernotwendigste 
beschränken. Ist doch das Zollpatent von 1784 durch 
welches in den österreichischen Erbländern das hoclige- 
spannte Protektions- und Prohibitivsystem wieder einge- 
führt wurde, vielleicht die bekannteste unter den josefi- 
nischen handelspolitischen Reformen,!) deren nähere Schil- 
derung daher überflüssig erscheint. Anders jedoch stellt 
sich diese Reform vom speziell galizischen Gesichtspunkte 
aus. Denn für dieses Land bedeutete sie einen vollstän- 
digen Umsturz nicht bloß der früheren Handelspolitik, son- 
dern der ganzen Wirtschaftspolitik überhaupt. 

Hier drängt sich vor allem die Frage nach den Grün- 
den auf, die es bewirkt, oder dazu beigetragen haben, daß. 
die handelspolitische Sonderstellung Galiziens, die durch. 
12 Jahre. (1772--1784) in der Überzeugung der österreichi- 
schen Bureaukratie ein Axiom war, an dem nicht gerüt- 
tell werden durfte, nun plötzlich aufgegeben und daß Gali- 
zien in das allgemeine staatliche Zollgebiet 
einbezogen wurde. 

Gewiß lag diese Erscheinung in der Entwicklungslinie- 
der merkantilistischen Politik, zu derem Wesen das Streben 
nach großen eimheitlichen Zollgebieten gehört. Lassen 
sich doch die Anfänge dieser Bestrebungen in Öster- 

!) Vgl. darüber Hock-Bidermann, a. a. 0. S. 541 bis. 
552, und Blodig, a. a. O., S. NIX ff, Jäger, a. a. O. 214—220, 
Beidtel, a a. O. I. 390£. 
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reich bis in den Anfang des 16. Jahrhunderts zurück verfol- 
gen, da Karl V. den großzügigen Plan faßte, die Grenzen 
des Kaiserreiches mit einer einheitlichen Zollinie zu um- 
schlicßen.!) Im 17. Jahrhundert, ein. Menschenalter bevor 
Karl VI. durch die Pragmatische Sanktion das „Erzhaus 
Österreich“ zu einer rechtlichen und politischen 
Staatseinheit verbunden hat, suchte Leopold T. die gesamten 
Erblande zu einem Wirtschaftskör Per unzuformen.?) 
Daß diese zentralisierenden Tendenzen sich in Österreich 
besonders seit der Mitte des 18. Jahrhunderts durchsetzten, 
war nur allzu begreiflich in einem Staate, in dem die ein- 
zelnen Länder, trotz der genannten Bestrebungen ihre ge- 
sonderten Verfassungs- und Verwalfüngsorgane hatten und 
nicht einmal einen einheitlichen Namen führten, und in dem 
die verbindende Einheit der. verschiedenen Teile lediglich 
in der Dynastie, dem Hof und der Kriegsmacht sichtbar 
ward.”) Diese Tendenzen allein aber können das berührte 
Problem nicht erklären, da doch die Frage der Eingliederung 
Galiziens in das staatliche Zollsystem seit der Okkupa- 
pation dieser Provinz öfters erwogen,?) Galizien aber immer 
wieder aus Rücksicht auf seine Sonderinteressen eine zoll- 
pclilische Ausnahmestellung gewährt worden war. Und der 
entschiedenste Verfechter dieser Sonderstellungsilee war vom 
Anfange an niemand anderer als der Kaiser selbst!) Trotz 
seiner anderweitigen prinzipiellen Anschauungen über die 
praktischen Aufgaben der Österreichischen Zollpolitik be- 
fürwortete er 1773 die Sonderstellung Galiziens und eine 
vollständige Handelsfreiheit dieser Pfovinz in Bezug auf 
Polen und Danzig; und noch ein Jahrzehnt später glaubte 
er, daß eine zwangsweise Unterbindung der Handelsbezie- 


) Vgl. Emile Worm s, Histoire du Zollverein $, Sf, L. 
Bosc, Zollalliancen und Zollunionen, 8. 98. u 

*) Durch Verordnungen von 1673 und 1574. Vgl. Srbika.a. 
0. S. 100. Schon zu jener Zeit schrieb Eugen von Savoyen: 
„Will es ohnumgänglich sein, daß man soviel möglich ist, ein 
totum aus E. Kays. und Cath. Maj. weithläufig und herrlichen 
Monarchie mache.“ (Fischel aa 0. 8. 139). 

®) Vgl. K. Pribram, aa08 6r£. 

4) Vgl. oben S. 96, 237. 

°) Vgl. oben 8. 147. 


hungen Galiziens mit dem Auslande dem Interesse dieser 
Provinz zuwider laufe.!) 

Das Rätsel, daß trotzden einge Wochen später 
die Eingliederung Galiziens in das einheitliche Zollgebiet 
beschlossen wurde, hat seinen Schlüssel nicht in den so 
oft mißbilligten persönlichen Zentralisierungsabsichten des 
Kaisers, sondern anderswo, nämlich in jener objektiv gege- 
benen handelspolitischen Situation Galiziens, die durch die 
preußischen Zollrepressionen geschaffen wurde. 

Seinerzeit (1773) hatte Josef in die Sonderstellung Ga- 
liziens gewilligt und entgegen den Forderungen der Öster- 
reichischen Industrie: den galizischen Markt für die erb- 
ländische Produktion zu bewahren, die ausländische Kon- 
kurrenz — gewiß zum Schaden für eine zukünftige Lanu- 
desindustrie — zugelassen, weil er fest davon überzeugt 
war, daß all das eine reichliche Kompensation in den großen 
Vorteilen der Landwirtschaft und des Handels finden werde, 
denen gegenüber die Industrieinteressen des damaligen Ga- 
lizien ganz untergeordnete Bedeutung hatten. Josef fand, 
daß die nähere Handelsverbindung Galiziens mit Polen und 
die zu erwirkende Freiheit der Weichselschiff- 
fahrt bis nach Danzig für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung des Landes schwerer wiege?), als alle Nachteile 


1) Als nämlich der Kanzler Graf Kollowrat mit Hinweis 
auf die Merkantiltabellen des Jahres 1781 den Kaiser auf die 
Schädlichkeit des preußischen und sächsischen Handels aufmerk- 
sam machte und angesichts der Überflutung Galiziens mit fremden 
Fabrikaten beantragte: man möge den galizischen Handelsleuten 
den Besuch auswärtiger Messen verbieten (Vortrag vom 16. Jänner 
1783), lehnte Josef diese Prohibitivmaßregel mit Resolution vomt 
25. Jänner ab: „Ist es keinerdings räthlich — meinte er — dem 
gallizischen Handelsmann die Frequentirung der Leipziger Messe 
zu verbieten, da durch diesen Zwang nur die gegen die gewöhn- 
liche Maut-Einrichtung einzuführen erlaubten Waaren dem Lande 
salizien ohne besundern Vortheil der erbländischen Manufakturen 
vertheuret werden würden; überhaupt aber nicht durch Ver- 
bote, sondern nur durch einleitende gute com- 
mercial Veranstaltungen der innländische lTandelsmaun 
von sich selbst bewogen werden muß, sich von einem schäd- 
lichen ausländischen Commerce zu entfernen.“ (H. K. A. Kameral- 
Akt 7 ad 609 ex Januario 1783). 

2) 8. oben S.' 115, insbesondere 147 ff. Ähnliche Äußerung 
des Grafen Wrbnaü, oben 8. 337, 
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aus der Brmäßigung der galizischen Zölle für die aus- 
ländische EBinfuhr oder als alle Vorteile, die aus einer 
näheren Verbindung Galiziens mit den TErblanden für die 
Ausfuhr der ersteren Provinz zu erhoffen wären. Er fand, 
daß die zugestandenen dirleichterungen für den Absatz frem- 
der Industrieerzeugnisse nach Galizien in keinem Verhält- 
nisse zu den großen Vorteilen stünden, die für das Land aus 
dem unbehinderten Zutritt zum Meere gesichert schienen. 
In dieser Woffnung vereinbarte er einen Zollvertrag mit 
Polen und war vergeblich. bemüht, einen solchen auch mit 
Preußen abzuschließen. 


Es bedurfte eines Dezenniuns mühevoller Bestrebungen 
und Erfahrungen, um die ganze Rücksichtslosigkeit und 
Konsequenz der fridericianischen Weichselpolitik kennen 
zu lernen. Nun endlich, nach ider Danziger Reise 
Beekheus, als es gewiß wurde, daß die freie Schiffahrt 
vom Berliner Hof nicht zu erwirken sei,!) als die Hofkanzlei 
die einzige Möglichkeit „den Galizier“ aus dem eisernen 
Joch der preußischen Zölle zu befreien, in einer „glück 
lichen Revolution der politischen Lage Zuropas“ erblickte,?) 
da mußte der Gedanke auftauchen, auf den Abschluß einer 


1) Auch später hat Josef nichts versäumt, was den Weichsel- 
handel ermöglichen konnte, obwohl er in das Gelingen "seiner 
Projekte keine Hoffnung hatte. Anfangs April 178 machte er 
darüber Vorschläge an Katharina I. und schrieb gleichzeitig 
an Cobenzl: „l’objet de la Vistule, que je fouche A P’Impera- 
triee, seroit une chose bien glorieuse pour Elle, et bien avan- 
tageuso pour tout ce qui s’appelle, ou s’appelloit autre- 
fois Pologne, s’il pouvoit s’arranger ainsi, mais je .doute, 
qu’elle aura le courage de le proposer, encore mins de le soutenir 
efficacement :vis-a-vis du Roi de Prusse; tentare lieet.“ (Josef 
an: Cobenzl, 5. April 1784, bei Beer-Fiedler, IT. 461). Erst 
zwei Monate später konnte Cobenzl etwas Bestimmteres über 
die Angelegenheit erfahren. „Besborodko, schrieb er an den 
Kaiser, m’assura que les ordres sont deja parti pour le Comte de 
Stackelberg pour qwWil presente un projet d’acconmodement 
au Roi de Prusse ... qui retouche, ayant &te Concerts avec les 
Danzigeois doit Wautant plus assurer leurs droits et la superiorite 
‚de leur commerce sur celui des Prussiens.“ (Cobenzl an ‚Josef, 30. 
Mai 1784, bei Beer-Fiedler, I. 4%). Zu positiven Erfolgen 
führten diese Vorschläge nicht. 

?) 8. oben $S. 341. 


Handelskonvention mit Preußen zu verzichten,'!) sich viel- 
mehr von demselben ganz abzusperren und dureh Pörderung 
der inneren wirtschaftlichen Selbständigkeit sich vom Aus- 
lande unabhängig zu machen. Mit diesem Plane trat 
Beekhen schon Ende 1780 hervor.’) Nach zwei Jahren, 
als die Hoffnungen des Kaisers den galizischen Handel 
aus der geographischen und zollpolitischen Umklammerung 
Preußens zu befreien, zerstört waren, als er sich überzeugte, 
daß zwar Galizien durch fremde Industrieerzeugnisse über- 
schwemmt werde,?) dagegen die erhofften Vorteile ben 
Exporte gegen Danzig, die den Schaden wettmachen sollten, 
sich nicht zeigten, entschloß er sich, seine alte Zollpolitik 
gegenüber Galizien einer Revision zu unterziehen. Sonst. 
wäre die Konsumtionsfähigkeit des Landes dauernd ge- 
schwächt geblieben und hätte dessen wirtschaftlicher Ruin 
auf die Dauer nicht ausbleiben können. Er entschloß sich 
daher zu einer rettenden Tat. Der gegen den Norden ge- 
sperrte Handelsweg sollte für Galizien durch die vollstän- 
dige Eröffnung neuer Absatzmärkteinden Erb- 
landen ersetzt werden, was nur bei der zollpolitischen 
Inkorporierung Galiziens möglich war.') Diese wurde denn 


ı) Gerade damals erreichte die Erbitterung zwischen beiden 
Höfen ihren Höhepunkt, und man glaubte, daß ein Krieg zwischen 
Österreich und Preußen unvermeidlich sei. (8. oben 8. 357; Vgl. 
auch G. Wolf, a. a. O0. S. 63). 

®) 8. oben 8. H3fe. 

®) So heißt es charakteristisch im Berichte des Lemberger 
Mautadministrators von Schönauer vom 7. August 1784. „Ist 
in allen Ederischen Administrations- und Gubernialberichten ean- 
statiret und unterlieget nicht dem mindesten Widerspruche, duß es 
die Leipziger, Frankfurter, Breslauer und Danziger Waaren seyen, 
deren Debit bisher befördert worden ist. Die Sachsen und 
Preußen sind noch weit mehr unsere cammerzial, 
als unsere ‚politischen Feinde; die Waaren unserer 
Feinde begünstigen, heißt den Nahrungsstand und die Finanzen 
unserer Feinde aufrecht erhalten.“ (H. K. A. Mautwesen in Ga- 
lizien Nr. 7. G. ad 169 ex Januario 1785.) 

4) Wenn bisher in der Literatur öfters behauptet worden 
ist: daß Galizien durch das Zollpatent vom Jahre 1784 vom 
Auslande isoliert wurde, so vergaß man, daß Oesterreich zu die- 
sem Schritte gezwungen war und daß der Anstoß dazu van 
außen, von Preußen, kann, da für die galizische Ausfuhr — 
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auch tatsächlich durch die kaiserliche Resolution vom 
17. Februar 1783 ausgesprochen.') 

Diese Tatsache hatte nicht bloß eine tiefgreifende Wir- 
kung auf den Handel selbst; sie bedeutete zugleich eine 
neue Ära in der Wirtschaftspolitik des Landes überhaupt. 
Während in der Periode 1772--1784 im Vordergrunde des 
Regierungsinteresses die Handelspolitik stand, rückte nun 
im Zeitraum von 1785--1790 die Industricpolitik an die 
erste Stelle.) 


82. Zur Vorgeschichte. 


Über die Vorgeschichte dieser Wandlung ist noch fol- 
gendes zu bemerken. 

Als im Jahre 1780 bei Gelegenheit der Beratungen über 
den ungarischen Zolltarif die Pinanzstellen den Wunsch 
äußerten, daß aus Rücksicht auf die über Galizien betrie- 
bene Einschwärzung ausländischer Waren nach Ungarı 
„auch in Galizien für diese fremde (Pracht-)Feilschaften 
der ausländische erhöhte Consumo-Zoll bestimmet wer- 


die doch vor allem in Betracht kommen muß -— der Weg ge- 
gen den Norden schon ohneltin seit Jahren dureh 
die preußische Politik verschlossen blieb, olme daß 
Oesterrreich in der Lage ‚gewesen war, für Galizien einen Br- 
sutz in den Erblauden zu gewähren. Man vergaß, daß dieses 
Patent zwar manche Härte bei der Einfuhr fremder Industrie- 
artikel mit .sich brachte, dafür aber für*Galizien neue Ab- 
satlzwogo in don Krblanden .und durch diese Zur 
südlichen Meeresküste jeröffnete Uebrigens wurde durch 
den Zeolltarif von 1784 in der Hauptsache nur die Binfuhr aus 
und über Preußen berührt. Gegenüber Polen und der Tür- 
kei, später auch Rußland bestanden auch weiterhin Vertrags- 
zölle! Vgl. auch unten S. 386, Anmerk. 

1) „Die Gleichstellung der gallizischen Mäute mit jenen der 
übrigen Erblanden muß bey der künftigen allgemeinen Mautein- 
richtung zum Grundsatz angenommen werden. Inzwischen aber 
wird Galizien bey der derinaligen Mautverfassung in solange zu 
verbleiben haben, bis daß die verbesserle Mauteinrichtung in al- 
len Erblanden wird eingeführet werden, worüber Ich nächstens 
in Gemälßdheit Meiner gegebenen Grundsätzen die Ausarbeitung 
erwarte,“ (H. K. A. Kameral Akt. 7. ad 638 ex Februario 
1783.) 

2) S. oben S. 345. 
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den möchte“, crhob dagegen der Hofkanzler Graf 
Auersperg Einspruch. Er erklärte, „daß die Galizischen 
Commereial-Umstände sich noch ebenso wie anno 1778 bey 
dem mit reifester Überlegung sämmtlicher Hofstellen ein- 
geführten Maut-System verhielten und bey Erhöhung dos 
Consumo der galizische Oecononiie-Handel den empfindlich- 
einstimmig beschlossen, den Status quo zu erhalten.!) 
Einige Monate später, als über die Mittel beraten wurde, 
sten Nachteil leiden würde.“ Alle Hofstellen haben dann 
wie dem durch die preußischen Zollmaßregeln gesperrten 
Handel Galiziens zu helfen sei, sah der Kaiser vorerst die 
Rettung in noch weiterer Unterstützung des 
Ökonomie (Speditions-) und Ausfuhrhandels. 
Seine Resolution?) besagte: „daß in einen Lande, wiedie Lage 
Galiziens ist, der Transito nicht allem durch die allerleich- 
teste Belegung oder aber vollkommene Freyheit, sondern 
auch die bestimöglichste Behandlung gar nicht gezwungen 
werden kann, erhalten und unterstützt werden müsse, daß 
der leider?) so selır beschwerte und beschränkte Essito 
ebenfalls auf alle mögliche Art erleichtert und unterstützet 
und diese zwei Branchen, die das einzige Mittel sind, Geld 
in das Land einflüssen zu machen, vollkommen wo es mög- 
lich freygemacht“ werden müßten. Damit wurde der 
Wunsch ausgedrückt, bei der bisherigen Freihandelspolitik 
zu verbleiben und sie noch nachdrücklicher zu handhaben 
und in dem Ökonomie- und Ausfuhrhandel wird noch immer 
die einzige Quelle des galizischen Wohlstandes erblickt. 
Zwar sollte der Einfuhrzoll unerheblich erhöht werden; aber 
diese Erhöhung sollte nur einem rein administrativen und 
finanziellen Bedürfnis entsprechen, nämlich den durch die 
Herabsetzung des Transito- und EBssitozolls verursachten 
Ausfall zu ersetzen. „Was den Consumo anbelange — heißt 
es in der Resolution weiters —, könnten die 10°, olıme 
Aufsehen zu erwecken durch die Schätzung der Waaren 
eiwas erhöhet werden, um dem Ärario den Ersatz des Ent- 
ganges bey Transito und Essito zu verschaffen. Doch wären 


') Zu ersehen aus dem staatsrätl. Protokoll in galizischen 
Mautsachen vom 11. Mai 1781. (A. M. I. IL A/G fasc. 320 ad 
104 ex Majo 1781.) 


?) Ebenda. 
?) Durch Preußen. 
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dieses nur Generalsätze, wornach sich bey der weitern 
Zergliederung zu richten seyn werde.“ 

Das Projekt kam nicht zur Ausführung. Die unter dem 
Vorsitze des Obersten Kanzlers Grafen Blümegen ta- 
gende staatsrätliche Kommission!) erkläste sich auch jetzt, 
in Mai 1781, gegen die Auffassung des Kaisers. : „Sowie 
die unmittelbare Erhöhung des ausländischen Consumo 
—- argumentierte sie -- für die dermaligen Umstände mit 
dem Besten des Landes nicht vereinbarlich ist, ebensowenig 
scheinet auch räthlich zu seyn, eine höhere Belegung durch 
die Erhöhung der Waaren-Schätzung mittelbar zu bewir- 
ken.“ Josef bequemte sich dieser Anschauung am 
30. Mai 1781 an: Und mit Zirkular an das Gubernium vom 
gleichen Tage,?) wurde dann verordnet“ Galizien „bey der 
dermalen bestehenden Verfassung des Mautwesens in Anse- 
hung der besteheuden Consumo, Essito und Transitozöllen 
zu belassen“ und den Handel im Sinne der kaiserlichen Reso- 
lution durch weitere Manipulationserleichterungen zu för- 
dern. Anstatt der generellen Zollerhöhung wurde nur eine 
Höherbelehnung mancher ausländischer Luxuswarcn verfügt 
und der galizische Mautadministrator Eder beauftragt: 
„daß er... jene Artikeln anzeigen solle, welcheohne dem 
galizischen Öconomie Handel nahe zu treten, 
in der Einfuhr mit höheren Zöllen beleget werden könn- 
ten.“ 


Nun wiederholte Eder?) nochmals alle uns schon 
bekannten Gründe gegen die Ausdehnung des erbländischen 
Zollsystems auf Galizien. Für den Fall aber.daß dennoch die 
höheren Zölle eingeführt würden, wollte er weniger finan- 
zielle als volkswirtschaftliche, und zwar industrielle Inter- 
essen gelten lassen. ‚Sollten die Einkünfte des Zolls — 
meinte er — nicht als ein fixirtes Gefäll, sendern als eine 
mit. denen Comercial-Grundsätzen übereinstiinmende Ein- 
nahme betrachtet werden, so bin ich des Dafürhaltens, daß 
nicht soviel auf die höhere Belegung der einführenden Waa- 


1) An derselben nahmen Anteil: Graf Hatzfeld, Kollawrat, 
Auersperg, Khevenhüller, Bathiany, Kresel, Gebler, Lölhr, Cho- 
tek, Zichy, Brigido, Rosenthal und Vogel. 

2) A. M. J. VG. 7/2940 ad 26 ex Junio 1781, 


?) Bericht vom 29, September 1781. (TH. K. A. Kameral Akt. 
7. ad 638 ex Februario 1783). 


ren, sondern zu Emporbringung des Landes vielmehr auf 
die Vermehrung der innerlichen Industrie 
. Sorge getragen und dergestalten der mehrere Einfluß des 
Geldes bewürket werden könnte.“ 


In Lemberg zeigte man keine Eile. Mit der Übernahme der 
Landesverwaltung durch den Grafen Brigidot) beginnt ein 
geheimer, aber keine Mittel scheuender Kampf und Wider- 
stand des Lemberger Guberniums gegen die Reformbestre- 
bungen der Zyntralregierung. Es war gewiß kein Zufall, 
daß es 15 Monate bedurfte, bis das Gubernium mit seinem 
Gutachten fertig war! Im Berichte vom 3. Jänner 1783 
stimmt der Gubernialreferent von Guinigi den Ausfüh- 
rungen Eders vollkommen bei und meint, daß die Prohi- 


1) Graf Brigido galt in der p>lnischen Literatur durch 
lange Zeit als echter Wohltäter Galiziens. ‚Dieser Würdenträger 
— heißt es bei Lozinski (Galiciana S. 104f.) — war ein 
Mensch von großer Ehrlichkeit und gütigem Herzen, als ob er 
durch die Vorsehung absichtlich dazu geschickt worden wäre; 
um der armen Provinz das Noviziat der Sklaverei zu versüßen, 
... Noch durch eine Eigenschaft ‘verstand er das Vertrauen 
des Adels zu erwerben: er gehörte nicht dem josefinischen 
anti-kirchlichen Lager an... und milderte oft die gegen die 
Geistiichkeit und die Klöster gerichteten Repressionspatente.‘“ -— 
Aehnlich äußert sich Starzynski (a a O. 8. 61), der im 
Verhalten Brigidos zu wirtschaftlichen Fragen ein gewisses 
Wohlwollen dem Lande gegenüber erblicken will. In Wirk- 
lichkeit aber stand die Sache anders. Die anfänglich gute 
Meinung, die Josef II. von Brigido hatte, (Josef an Maria 
Theresia, bei Arnetlı, Correspondenz III. 242ff.), änderte sich 
in Wien bald. (Vgl. Tokarza. a. O,S. 3, 7) Man warf ilm 
eigenmächtiges Vorgehen beim Salzverkauf im Jahre 1782 vor. 
(Vgl. Hock-Bidermann, a. a. O. 118). 1786 beschuldigte ihn 
der Hofkanzlei-Referent Graf Ugarte falscher Darstellung des 
Verhaltens seiner subalternen- Beamten. (Ebenda, S. 131.) Und 
ich. werde noch Gelegenheit haben, zu beweisen, wie Brigid9 
und der ihm geistig verwandte, im Lemberger Gubernium ein- 
flußreiche Gubernialrat: Kortum gerade als „Vertraute des Adels“ 
mit allen offenen und verkappten Mitteln die Bestrebungen der 
Zentralregierung, Galizien zu industrialisieren, bekämpften, die 
Interessen der adeligen Grundbesitzer bei jeder Gelegenheit ver- 
teidigten. und Sich daher gegen alle Reformen zu Gunsten des 
Bauernstandes, des Bürgeriums ‘und der Juden offen, sehr oft 
aber unter allerlei Verkleidungen stemmten. (Vgl. unten S. 456 if.) 


bition ausländischer Waren in Galizien auch vom Stand- 
punkte der erbländischen Industrie überflüssig sei, „da die 
Gallizischen Handelsleute ohnchin mit Beziehung erblän- 
discher Waaren schon einen guten Anfang gemacht haben 
... und den um Danzig leicht zu vermissen angelaugenen 
Handels Zug über Triest und aus den anderen Erbländern 
durch Hungarn fortzusetzen wünschen.“ „Der Schluß 
ist, daß also lieber die Wirkung (dieser Verbindung) zu er- 
warten, als vielleicht noch zu frühzeitig zu Zolls-Erhöhungen 
zu schreiten wäre, unso mehr, als bey der nöthigen noch zu 
gönnenden Unterstützung auch etwas von der eigenen Indu- 
strie Galiziens zu erwarten seyn dörfte.“ 

In Wien trat indessen der uns bekannte Umschwung in 
den Anschauungen ein. Nach so vielen geradezu verzwei- 
felten Anstrengungen, aus den preußishen Fesseln loszu- 
kommen, stellte der Kaiser sein großzügig angelegtes Pro- 
gramm einer Industrialisierung Galiziens auf, um dies da- 
durch von der fremden Einfuhr unabhängig zu machen. 
Aus allen Erblanden wollte er einen wirtschaftlich sich 
selbst genügenden Komplex schaffen. Insoweit aber die 
Beziehungen zum Auslande notwendig wären, sollte der 
wirtschaftliche Schwerpunkt der Monarchie 
vom deutschen Norden nach dem Süden ver- 
legt werden und die Ein- wie Ausfuhr über Triest und 
das Mittelländische Meer geschehen.!) In dem über den 


') Im Zusammenhange ‚damit stand die Wandlung in den 
Ansichten Josefs in betreff der Adriaküste.. Während in der 
orientalischen Politik _ Maria Theresias, der anfangs auch Josef 
zustimmie, als Axiom galt, nicht zu gestatten, daß an der Donau 
eine fremde Macht Fuß fasse, erscheint in den türkischen Plänen 
des Kaisers nach 1784 die Festsetzung an der Adria viel 
stärker betont, und aus diesem Grunde halte er gewünscht, Ser- 
bien zu besetzen, Dalmatien einzuverleiben und die Venetianer 
anderweitig mit Teilen des Osmanenreiches zu entschädigen. (Vgl. 
Beer, Orientalische Politik, S. 92, 169). Es ist indeß nicht zu 
vergessen, daß diese Politik keineswegs konsequent verfolgt wor- 
den ist. Josef selbst wich von derselben ab. Auch später und 
bis 1865 war die Österreichische Handelspolitik vollständig von 
dem politischen Streben des Kaisertums nach der Iegemanie in 
Deutschland beherrscht; ‚und erst nach dem Kriege von 1866 
und der Verdrängung aus Deutschland ist @esterreich zu einer 
selbständigen handelspolitischen Aktion mit der ausgesprochenen 


di 


Gubernialbericht erstatteten Vortrag der Vereinigten Hof- 
stellen vom 30. Jänner 1783 wird daher in diesem Sinne die 
wirtschaftliche Annäherung Galiziens andie 
Erbländer in den Vordergrund gerückt. Einerseits — 
führte Graf Chotek aus — könnte Galizien „bey der. 
Gleichheit der Zölle seinen Handel in die übrige Erb- 
lande ... erweitern.“ Andererseits würden auch die Erb- 
länder in Galizien einen geschützteren Absatzmarkt gewin- 
nen. Daher „würde man den Schluß für die Vereinigung 
von Galizien mit den deutschen Erblanden und für die 
Gleichstellung der Zölle... . anrathen.“ Mit der (oben S. 376) 
zitirten ah. Resolution wurde denn auch die Sache prin- 
zipiell im Sinne dieser Ausführungen entschieden!) 

Das neue durch die Gesetzgebung von 1784 geschaffene 
Zollgebiet umfaßte die deutschen, böhmischen und galizi- 
schen Länder samt der Bukowina,?) mit Ausschluß "Tirols 
und der österreichischen Vorlande,?) sowie der ungarischen 


Richtung gegen den Orient, und unbeirrt von Sonderrücksichten auf 
Deutschland übergegangen. (Vgl. Bazant, Handelspolitik Oester- 
reich-Ungarns 8. 9, 10. Friedjung, Kampf um die Vorherr- 
schaft in Deutschland. II. 515). 

”) Den neuen Gesichtspunkten in der ÜCiesetzesgebung ent- 
sprach eine schärfere Betonung des „Provinzialhandels“ durch 
die Publizistik. „Der Provinzialhandel, meinte 1785 Schweig- 
hofer (a. a. O. S. 138ff.), verdienet noch vor dem auswär- 
tigen die aufmerksamste ‘Untersuchung des Patrioten ... Die 
meisten Schriftsteller haben (ihn) für ihre Aufmerksamkeit 
nicht wichtig genug gehalten ... (Er) ist die Hauptstütze der 
Industrie in einem Land ... Der Staat kann nie genug Kräfte 
anwenden, un den Provinzialliandel emporzuschwingen, den 36- 
genseitigen Verkehr der Provinzen zu befördern "und diese da- 
durch näher aneinander zu knüpfen ... Wo ein Provinzialhandel 
herrschet, da sendet eine Provinz der andern den Veberfluß zu.‘ 

®) H. K. A. Mautwesen in Galiz. Nr. 7.G. ad 213 ex Sep- 
teanbri 1784. Grundfalsch ist die Behauptung Mitrofanovs (aa, 
0., 8. 446, 454), daß die Zollreform von 1784 sich weder auf Gali- 
zien, noch auf Bukowina erstreckte. Vgl. Polek, a. a. O0. 8. 63. 

>) Die Tiroler Stände behaupteten seit jeher, daß das: Land, 
das infolge seiner lage einen schwunghaften Zwischenhandel zwi- 
schen Süddeutschland und Italien betrieb, für die Industrie nicht 
geeignel Sei, und sie wußten. ihre zollpolitische Sonderstellung 
sowohl 1775 als 1784 durchzusetzen. (Vgl. Hock-Bidermann. 
a. a: ©. 8, 564-569, und Baldauf, a. a. O. 8, 33f. Über 
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Länder. Es gelang Josef IL. die gegenseitige Absperrung 
der österreichischen Provinzen dauernd abzuschaffen ie 
sie zu einer Einheit zu verbinden!) — ein Ziel, das in 
Frankreich seit den General-Stagaten vom I614 nd seit 
0 olbert vergeblich angestrcbt worden war und erst durch 
die große Revolution verwirklicht wurde. A uch auf diesem 
Gebiete, wie auf so manchen andern griff Josef IL der 
französischen Revolution vor.) 


separate Kommerztabellen für Tirol, ebenda, S. 111.) Aus den 
verworrenen Ausführungen Beers (Zollpolitik S. 275 und 289 
bis 299) ist nicht zu ersehen die wesentliche Talsache, dal 
Tirol in das einheitliche Zollgebiet weder 1775 noch später ein- 
bezogen wurde. Weber die Größe des Tironschen Transithandels 
vor und nach der Reform von 1784, vgl. Michielsa. a. O. S, 248, 

ı) Von nun an sollten zwischen Galizien und den Erb- 
landen keine Zölle bestehen, mit Ausnahme der Viehmauten 
(Vgl. oben 8. 288.) „Dahingegen die Zölle und also auch die 
Acmter gegen IHungarn und Siebenbürgen noch derzeit ver- 
bleiben werden.“ (Hofdekret vom 12. August 1764. H. K, A. 
Mautwesen in Galizien Nr. 7. G. ad 140 ex Augusto 1784.) 

Die galizischen Erzeugnisse zahlten in Ungarn nach der Re- 
forın von 1784 ohne Unterschied nicht mehr als 3 %o. (Piller 
1785, 8. 174 und 1786, S. 40.) -— Als man 1781 in Ungarn den 
Einfuhrzoll auf galizische Leinwand von 48 kr. per Zentner auf 
1 fl. 36 kr. per Pfund erhöht hatte, wodurch besonders der 
Liskoer Kreis in Galizien getroffen wurde (Beschwerde «der Lis- 
koer Kaufleute und Leinwandhändler vom 2. Dezember 1784), 
erhob dagegen der dortige Kreiskommissär Schuppe, unter- 
stützt durch den Guberialreferenten von Kuczera eindringliche 
Vorstellungen in Wien mit dem Ergebnis, daß schon amı 7. Jänner 
1785 an die Ungarisch-Siebenbürgische Hofkanzlei die Beleh- 
rung erlassen wurde, daß „der in der Hung. neuen Tarif aus- 
gemessene Zollsatz nur die fremden Leinwanden (betreffe) und 
könne solcher auf Galizien keinen "Bezug haben, in Ansehen wel- 
cher... bey dem alten. Zollsatz verbleiben muß." (IL K. A. 
Mautwesen in Galizien Nr. 7.G. ad 64 ex Fehbimario 1785.) Ich 
werde noch ziffermäßig zeigen, wie stark die Reform von 1784 
auf die Zunahme der galizischen Ausfuhr nach den österreichi- 
schen Erblanden und Ungarn gewirkt halte. 

2) Darüber schon 1790 Caraccioli, Vie de Joseph II., 
S. 190, Vgl. auch Lustkandl, Josephische“ Ideen, 8. 88. — 
Noch 1787, als in Frankreich einer eigens dazu  einberufenen 
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Betrachten wir nun rückschauend die Zollpolitik der 
Regierung in Galizien, so läßt sich feststellen, daß sie in der 
josefinischen Zeit vorwiegend von dem Gegensatz zu 
Preußen beherrscht war. Er bildete den eigentlichen Unter- 
grund det inneren und äußeren Wirtschaftspolitik dieser 
Periode. Indem jedoch diese Wechselwirkung der äußeren 
und inneren Politik hier anerkannt wird, muß andererseits 
auch darauf verwiesen werden, daß der zollpolitische Ver- 
schmelzungsprozeß Galiziens mit dem Gesamtstaate nichts 
Zufälliges und keine Erscheinung war, die unter günsti- 
geren Umständen zu vermeiden gewesen wäre. 

Die dem Mittelalter eigentünmliche focderalistische 
Staatsform war schon überlebt und unvereinbar mit den 
höheren Aufgaben, vor welche der Staat imı Zeitalter des 
Merkantilismus und der Aufklärung gestellt war.!) So sehen 
wir auch, wie die neue Staatsform vor allem auf dem wirt- 
wirtschaftlichen Gebiete sich trotz starker Gegentendenzen 
durchsetzt und bewährt. Noch unter Karl VI. wurden für 
jedes Erbland besondere Zolltarife erlassen: 1725 für Ober- 
und Niederösterreich, 1731 [für Mähren, 1737 für Böhmen, 
1739 für Schlesien.2) Als unter Rudolph Chotek die 


Notabelnversammlung ein Projekt zur Abschaffung von Binnen- 
zöllen vorgelegt wurde, hat sich die Mehrheit derselben im Na- 
ine der Provinzial-Privilegien gegen das Projekt, erklärt. Die 
Reform kam nicht zustande. (Levasseur, a. a. OÖ. S. SIG.) 
Auch in Preussen war die alte kleinstaatliche Wirtschaft mit ihren 
vielen Zolllarifen lür jede Provinz vorherrschend. „Von einer 
einheitlichen MHandelspolitik war im Preußen vor Beginn des 
19. Jahrhunderts noch kaum die Rede,“ (Zimmermann, a.a.0. 
S.1. Vgl. auch S. 7, 13.) 

!) Richtig macht Starzynski (a. a. O. 8. 23) den adeligen 
Desiderien nach einer Verfassung im Jahre 1790 den Vorwurf 
eines „vollständigen Mangels an Verständnis für die organische 
Staatsideso und die Einheit der (Staats-) Gewalt... Ein Staat, 
dessen sämtliche Provinzen in obiger Weise (d. i. gemäß den 
Verlangen des galizischen Adels) ‚organisiert wäre, wäre nicht 
imstando gewesen... die Aufgaben zu erfülllen, welche die so- 
ziale Entwicklung und der, Gang der Geschichte unvermeidlich 
in den Vordergrund rückten.“ 

2) Vgl. Beer, Zollpolitik 8 237. 


inerkantilistischen Tendenzen stärker hervortraten und man 
ein „Universalcommercium“ anbahnen wollte, erließ man 
1752 einen einzigen Tarif zunächst für Böhmen, Mähren 
und Schlesien. Aber auch durch ihn wurde für die böh- 
mischen Lande kein einheitliches Zollgebiet geschaffen, 
denn für jedes Land waren darin besondere Zoilsätze 
ausgemittelt.!) 1755 folgte der Taril für Österreich ob- und 
unter der Enns.2) Die Versuche von 1762, ein einheitliches 
Zollgebiet zu schaffen, scheiterten noch vorläufig.) Ebenso 
die Absicht der Kaiserin, „die gesammten innerösterreichi- 
schen Lande, so viel es das Mautwesen betrifft, für eine 
Provinz zu achten.“ Die 1766 erlassene Zollordnung hielt 
für jede der innerösterreichischen Provinzen (Steiermark, 
Kärnten, Krain und Görz mit Gradisca), die zollpolitische 
Selbständigkeit aufrecht.) Nur schrittweise, nach langem 
Kampfe und vielen mißglückten Versuchen, hat sich die 
Zentralisation durchgesetzt. Aber selbst der „Gencraltarif“ 
von 1775 umfaßte weder Galizien, noch Tirol und die Vor- 
lande. Indes schon der Umstand, daß die Zentralisations- 
idee nach jeder Niederlage sich immer von Neuem empor- 
hob, und schließlich, trotz der Oppositions) siegreich aus 
dem Kampfe hervorging, scheint die historische Notwendig- 
keit dieser Erscheinung zu beweisen. 

Dasselbe gilt nun nicht boß in Bezug auf die Erblande, 
sendern auch gegenüber Galizien. Politisch dem Staate ein- 
verleibt, konnte es eine wirtschaftliche Sonderexistenz auf 
die Dauer nicht Führen. Freilich, die alten Zustände, aus 
der Zeit der polnischen Herrschaft konnten nicht auf ein- 
mal umgewandelt werden und mußten vorerst geschont 
werden. Daher die schrittweisen Bemühungen: von dem 
Status quo des Jahres 1773 angefangen über die Reformen 
von 1774 hinweg zur teilweisen Eröffnung der Iirbländer 
für die galizische Ausfuhr (1776) —- ohne daß dadurch und 
durch den Zolltarif von 1778 die Beziehungen Galizieys zum 

!) Ebenda 8. 242, 

°®) Ebenda S. 249, 

?) Ebenda 8. 244-- 251, 

1) Ebenda S. 251—3, 

°?) Vgl z.B. die Opposition des Grafen Ha tzield gegen das 
einheitliche Zollgebiet vom parlikularistischen Standpunk 


te eines 
böhmischen Feudalen. (Ebenda S. 266.) 
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Auslande abgebrochen wurden — und endlich zur Relorm 
des Jahres 1784, sowie zur Einverleibung Galiziens in das 
staatliche Zollgebiet, wodurch die ganze Entwicklung zu 
ihrem Abschlusse "gelangte. 


$ 3. Das Wesen der Reform. — Reorganisation der Zollver- 
waltung. — Die Meixnersche Anklage. 


Es erübrigt nun noch, diesen Zolltarif inhaltlich zu be- 
leuchten, wobei vor allem diejenigen Momente hervorge- 
hoben werden sollen, die gegenüber der bisherigen Darstcl- 
lung in der Literatur eine Berichtigung erfordern. 

Die Zollgesetzgebung des Jahres 1784 setzt sich aus 
3 Patenten zusanınen, u. zw. I. demjenigen vom 27. August 
1784 über das Verbot ausländischer Waren ;!) IT. dem Stemp- 
lungspatent vom 80. August 1784, welches die Stemplung 
der inländischen Tnzeugnisse regulierte,?2) endlich III. ‚aus 
der eigentlichei Mautordnung vom 16. September 1784,3) 
deren Tnkrafttreien in Galizien nicht wie in den übrigen 
Ländern mit 1. Novenber, sondern infolge techmscher Hin- 
dernisset) erst mit 1. Dezember 1784 erfolgte. 

Durch diese drei Gesetze wurde die Aus- sowie die 
Durchfuhr nicht berührt, vichnchr erfreuten sich beide nach 
wie vor der Förderung durch die Gesetzgebung. Dagegen 
sollte die Einfuhr ausländischer Waren m das em- 
heitliche Zollgebiet durch dreierlei Henmmnisse möglichst 
beschränkt werden) Insoweit sie durch das erstgenannte 
Pntens nicht dirckt verboten wurde, sollte sie durch 
differenzierte Wertzölle, durch Stemplungsvorscenrilten, end- 

') Vgl. Piller 1784 8. 199. 

2) Bbenda 8. 210. 

3) JEbenda 8. 231. 

2) Das umlungreiche in deutscher und polnischer Sprache 
gedruckte Patent wurde in 14.000 Isxemplaren (I) aufgelegt und 
konnte von der Pillerschen Druckerei nicht rechtzeitig fertig- 
gestellt werden. (IL IK. A, Mautwesen in Galizien 7,4. ad 279 
ex Oclobri und 161 ex Novembri 1781.) 

®) Dies gelang tusächlich. "Trotz enormer Brhöhung der Zoll- 
sätze haben sich die Zollenmalımen stark vermindert, u. zw. 
nach dem Praeliminar pro 17855 auf 188.672 Tl, pro 1756 ul 
205.052 11. CH. RK. A, Staatsvoranschlage Tase. 227.D. Lit. S- 
und N.) Vol dazu oben 8. 258. 

%) Hieher gehörten: Aslar (bawnwollene türkische Leinwand), 
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lich durch administrative Bestimmungen über die Einbruch- 
stationen erschwert werden. In letzterer IHlinsicht wurden 
die ausländischen Einfuhrartikel nach Maß ihrer Entbehr- 
lichkeit in vier Kategorien eingeteilt. Die zur erst en ge- 
hörigen sogen. B-Waren konnten „auf jeder Straße bey 
den angelegten kleinen Zollämtern (Zollstationen für den 
täglichen Verkehr) importiert werden.) Die zur zweiten 
Kategorie gehörenden A-Waren komnten „nur bey den Com- 
merzial-Grenzstationen verzolll werden“) Alle 
anderen Artikel — der dritten Kategorie -—- mußten au 
die Legstadt (Jaroslaw) angewiesen werden) lEndlich 
konnte die letzte Klasse speziell benannter mit 2D und 
mehr Prozent belegter Artikel, sogerf. C-Waren, deren Ein- 
[uhr besonders gehemmt werden sollte, nur in der Haupt- 
stadt jeder Provinz, in Galizien somit nur in Lemberg, 
verzollt ‚werden.t) 


Wichtig ist jedoch die Tatsache, daß die letzten Be- 
stimmungen auf Wunsch der galizischen Handelsleute nach- 
täglich abgeändert und den besonderen Bedürfnissen Gal- 
ziens angepaßt wurden. Infolge der Klagen der Brodyer 
Juden, daß die Expedition der C-Waren nach der Haupt- 


Bänder, Barchent, Baumwollene Waren, Beuteltuch, Danziger Was- 
ser und Liquers, Dünntuch, Eisen und Eisenwaren, Fayence, prae- 


jarierto Tische, Galanterie "Waren, Glas, Wüte, Knöpfe, Lein- 
wand, Messing und M.-Waren, Nadeln, Papiertapelen, Porzellan, 


Seidenzeuge, Spitzen, :Strümpfe, Teppiche, Tücher, Weine, Wol- 
lenzeuge. Vgl. „Verzeichniß derjenigen Waaren, welche künftig 
aus Tremden Landen nicht anders, als gegen Pässe und beson- 
dere Bestellungen einzuführen erlaubt sind.“ (Piller 1784 8. 
203.) Diese Probibitivvorschriften wurden teilweise zu Gunsten 
der dem Zollgebiete nicht ceinverleibten habsburgischen Länder 
durchbrochen; u. zw. zählten Ungarn, Tirol, die italienischen 
und niederländischen Provinzen bloß !/,; des für die verbotenen 
ausländischen Waren festgesetzten Zolls. (8 3 des Verbotspatentes 
vom 27. August 1784. Piller 1784, S. 200.) 

') 8 2 der Mautordnung vom 16. September 1754. Ana- 
loge Bestimmungen von 1778, s. oben 8. 257. 

2) Ebenda $ 1. Solcher Stationen gab es in Ginlizien 19, 

») Ebenda $ 15. 

4) Ebenda $ 16. 


stadt die Fracht verteure,W) wurden nämlich schon im Te- 
bruar 1785 neben Lemberg auch noch Jaroslaw, Pod- 
sörze und Brody zu Zollhauptstädten, und austatt Jaros- 
law4andere Städte: Tarnöw, Stanislawöw, Zamos& 
Tarnopo] (später Czerniowce) zu Legstädten erhoben.>)?) 
Außerdem wurde erlaubt, die den Fabriken nötigen Roh- 
stoffe, behufs Verbilligung der Fracht, nicht über eine Leg- 
stadt, sondern über jede Kommerzial-Einbruchstation zu 
beziehen.t) 

Was die Einfuhrerschwerung der Auslandswaren durch 
Stempelung betrifit, so sollten dieselben schon bei der Grenz- 
station als solche bezeichnet werden5) Die Waren, die 
zur Stemplung ungeeignet waren, durften in den Städten 
und Märkten Galiziens nur durch behördlich befugte christ- 
liche und jüdische Handelsleute verkauft werden,s) die sich 
jederzeit über die erfolgte Zollentrichtung ausweisen kön- 
nen mußten.?) Allen anderen Personen war der Handel mit 
diesen fremden, zur Stempelung ungeeigneten Waren wegen 
des Verdachtes der Schwärzung verboten.) Endlidh wurde 
mit Hofdekret vom 8. Juni 1785 zu Gunsten der inlän- 
dischen Industrie das Hausieren mit fremden Waren 
untersagt.’\ 


1) Bitte des Marcus Wirschel und 11 anderer Lederhändler 
dd. Brody 28. Jänner 17855. (MH. K. A. Mautwesen in (ializien 
Nr. 7. G. ad 582 ex Febrnario 1785.) 

*2) Vortrag der Vereinigten Hofstellen vom 14, alı. Resol. 
vom 22. Februar 1785. Im zit. Vortrage wird darüber ausgeführt: 
„Da es jedoch in Galizien wegen der Größe des Landes nnd der 
Tage der Stadt Lemberg für den Handel wirklich beschwerlich 
ist, alle mit 20 % und darüber belegte Waaren nur im der Haupt- 
stadl verzollen zu dörfen, so könnte von dem Gubernio das Gut- 
achten abgefordert werden, ob nicht nebst Lemberg wenigsiens 
noch 1--2 beträchtliche Städte zu Verzollung dieser Waaren zu 
bestimmen erforderlich sey.“ 

3) Piller 1765, 8. 204; 1786, S. 312. 

4) Zirkular vom 12. Juni 1785. (Piller, 1785, S. 100.) 

>) Mautordnung vom 16. September 1784. $ 33. 

s) Ebenda $ 38. 

°) Ebenda $ 36 -37. 

>») Ebenda $ 39. 

®») Piller, 1785. 8. 142. 


Als notwendige Folge des neuen Zollsystenms ergab sich 
auch die Neuorganisation der Zollverwaltung. Es wurde 
nämlich die zwischen Galizien und den Iurblanden beste- 
hende innere Zollinie größtenteils aufgehoben, dagegen aber 
ine genauere Überwachung Ger Nord- und Ostgrenze ange- 
ordnet, was selbstverständlich eine kleine Steigerung der 
Ausgaben verursachte.!) 

Gleichzeitig kam es zu einer Personaländerung in der 
leitenden Stelle der Zollverwaltwg, u. zw. infolge einer 
gegen den Mautadministrator Eder geführten Unter- 
suchung, bei welcher Gelegenheit so krasse Mißbräuche 
seitens des Gubernialpräsidiums zum Vorschein kamen, daß 
sie unmöglich hier mit Stillschweigen übergangen. werden 
können. Trotz vieler Gesetzwidrigkeiten, die sich näm- 
lich Eder gleich im Anfange seiner Amtierung lratte zu 
Schulden kommen Jassen, erfreute er sich des unbe- 
schränkten Vertrauens des Gubernialpräsidiums, mit dessen 
Unterstützung er alljährlich in Wien Remunerafionen zuer- 
kannt erhielt, zuletzt 600 FL, noch anfangs des Jah- 
res 1783.2) 

Indessen ergingen in den Jahren. 1782 und 1783 von dem 
chemaligen galizischen Zollbereiter Josef Neixner meh- 
rere Denunzjationen, teils unmittelbar an den "Kaiser, teils 
an die Hofstellen, u. zw. gegen den Gubermialsekretär 
Selmmelz und Assessor Wachendorf, vor allem aber gegen 
Kder3) Darin wurde Eder vorgeworfen, er habe die ganze 
Zollverwaltung korrumpiert, Geldgeschenke in  Dienst- 
sachen insbesondere für Verleihungen von Beamtenstellen, 
empfangen; Wandel mit Waren getrieben, die ihm, 

I) Gegenüber den früher ausgewiesenen (s. oben 8. 258) 
131.207 fl. pro 1783 wurden im ersten Quartal 1765 ausgegeben: 
an Gehalt für das aus 108 Personen bestehende Personal 32.837 IL, 
an Quartiergeld 4.188 fl, somit. jährlich etwa 148.000 1. (&,lnt- 
wurf mit welchen Chargen nachstehende Mautämter mit Iinde Ja- 
nuary 1785 bestellt und denenselben an Gebältern Sixiret gewesen.“ 
ll. K. A. Fase. 12.204). Die bisher in der Ederschen Behausung 
in Lemberg untergebrachten Maut-Administralionskanzlei, Teen- 
nungskonfektion und Tlauptllegstäadt sollten nach Ablauf des mil 
Iider geschlossenen Mietkontraktes mit Anfang 1787 in dem auf- 
gchobenen -Bernardiner Nomnenklester untergebracht werden. 
(Ebenda.) 

>) II. KW. A. Kam. Akt. 7. ad 306 ex Junio 1785. 

») IL. RK. A. Kam. Akt. 7. ad 560 ex Februariö 1781. 


ale Leiter der Zollverwaltung  zollfrei eimzuführen 
unschwer fiel; er habe als .Verwalter der Graf Rzewus- 
kischen Häuser in Lemberg dieselben an das Ärar als Maut- 
gebäude vermietet, trotzdem aber einige Räume für sich 
behalten; er habe dem ausdrücklichen Verbote zuwider 
die Jaworower Güter bei Lemberg gepachtet ete. Zugleich 
wurden schwere Vorwürfe auch gegen den Gouverneur 
Brigido vorgebracht: „er hätte redliche. Beamte als 
Beekhen ete. unterdrücket, übelgesinnte (Strasoldo, Wohl- 
stein etc.) unterstützet.“ In 261 Punkten folgten Anklagen, 
unterstützt durch ein so umfangreiches und detaillirtes Be- 
wejsmalerial, dal es em Leichtes war zu erraten, daß hin- 
ter Meixner sich jemand Wohlinformierter verberge. Zum 
Schluß verlangte Meixner eine Untersuchungskommission, 
u. zw. zur Sicherung ihrer Objektivität, daß außer den 
Gubernialräten noch zwei Offiziere und ein Buchhalterei- 
mitglied zugezogen würden, „damit die Verdeckungen desto 
gründlicher an den Tag.kämen.“ Tatsächlich erging aus 
Wien an den Gouverneur der Befehl, eine Untersuchungs- 
Kommission zu bilden; indessen, wie aus einer weiteren 
Beschwerdeschrift Meixners zu entnehmen ist, hatte Bri- 
sido zu Kommissionsmitgliedern :bloß die Gubernialräte 
Kortum und Grafen O’Donell ernannt, wodurch ‚der 
Zweck der Untersuchung vereitelt worden,“ da sie „gleich- 
saın als Untersuchungs-Coinmissarü ermennet worden, nur 
um den Eder zu retten.“ Die Kommission war bemüht nicht 
so schr die Anklage zu prüfen, als vielmehr zu erfahren, 
wer Meixner das Anklagematerial geliefert habe; O’Donell 
habe Meixner in einer Sitzung eine wichtige Beweisschrift 
mit Gewalt aus der Hand gerissen, das Untersuchungspro- 
tokoll wurde willkürlich verfaßt und die Parteien gezwun- 
gen dasselbe zu unterschreiben. 

Unter solchen Umständen konnte über das Ergebnis der 
Untersuchung!) kein Zweifel bestehen. Die 261 Anklage- 
punkte wurden blitzschnell erledigt „und die obergesagte 
Untersuchungs-Commission (habe) in keinem derselben 
den Eder, Wachendorf und Schmelz besonders beschweret zu 

!) Protvcollum Commissionis dt. Lemberg vom 6, ıXonmis- 
sionsbericht vom 10. August 1783. Gezeichnet: O’Donell, Kortum, 
Brigido. Präsidialbericht des ‘Grafen Brigido vom 20. Novem- 
ber 1783. Zit. Aktenfasz. 


seyn befunden.“ Vielmehr sei Bder „mit lästernden Aus- 
drücken schwer verleumdet worden“, daher der Denunziant 
„zur Criminal-Strafe geeignet.“ Dagegen wären Eder 
und die anderen „durch ein praesidial Deeret unschuldig zu 
erklären und dies im Lande kund "zu machen.“ 

Die Verkehrtheit des Kommissionsberichtes war zu 
offenkundig, um in Wien Glauben finden zu können. Der 
Referent der Hofkanzlei#) Hofrat Unkrechtsberg, 
fand zwar die Anklagen Meixners übertrieben und meinte, 
Meixner habe „zur Genugthuung des Gouverneurs und der 
zwei Untersuchungs-Commissarien die Strafe wenigstens mit 
einem Stägigen Arrest (zu)büssen.“ Andererseits nahm er 
als erwiesen an, daß Eder „sich mit manchen Neben- 
geschäften und Nutznießungen aus diesen abgegeben ... 
und daß er sich auch der übrigen Unanständigkeiten theil- 
haft gemacht habe. Es kamn also Eder hieroris nicht für so 
ganz unschuldig angeschen werden, wie es die Unter- 
suchungs-Conmmission und der Gouverneur dafür gehalten.“ 
Man möge daher Eder zur Strafe mit einer Gehaltver- 
minderung in ein anderes Erbland versetzen, an seiner Stelle 
dagesen „den eifrigen mährisch-schlesischen Administrator 
Schönauer‘“ ernennen. 

Unmöglich konnten diese mäßigen Vorschläge den Kai- 
ser zufrieden stellen. Denn wenn auch nicht alle Meix- 
nerischen Anklagen sich als wahr erwiesen haften, wur- 
den immerhin so viele Mißbräuehe und Geselzwidrigkeiten 
Eders entdeckt, daß der Kaiser voll Sorge sich die Wrage 
stellen mußte: was sei über den Gouverneur Brigido und 
die Untersuchungs-Kommission zu denken, die diese Miß- 
bräuche tolerierten und sie sogar zu veriuschen suchten ? 


„Aus der Untersuchung“ — lautete daher- die kaiser- 
liche Entschließung?) „erbellet sattsam, obschon man es 


zu verblenden scheinet, daß Kder ohne Rücksicht seine 
Entlassung verdiene, welche auch gegen ihn zu ver- 
anlassen ist. 

„Zu Tasetzung seines Platzes kaum Schönauer genom- 
nen werden, wo nach Mähren ein ebenfalls geschicktes Sub- 
ject anzutragen ist, und gestatte Tch, daB dem Schönaner 

!) Protokoll d. Böhm.-Österr. Hofkanzlei vom 24. ‚Jänner 1781 
Zit. Aktenlasz. 

:> Ah. Resolution vom 20. Februar 1784 Zit. Akten. 
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die Öbersiedlungsgelder per 800 Chulden ab acrario verab- 
reichet werden. 

„Die Denuncianten sind aber mit keinem Verweise 
anzuschen, sondern Ich verwillige denselben eine Remu- 
neration von 200 Dukaten. 

„Dem Graf Brigido ist billig zu verweisen, daß er die 
Mißbrauch, Nachlässigkeiten und den Eigennutz des Kder 
nicht allein nicht eingestellet, sondern daß’ er selbe sogar 
als wie gantz unschuldig scheinen machen will, wodurch 
man sich für die weitere Verwaltung Galizieus, so ihm 
anvertraut jsi billig fürchten muß, wenn er dergleichen 
Grundsätze legt und er seine Untergebenen nicht besser 
zur Schuldigkeit anzuhalten weiß.“ 


S 4. Die Stemplungspatente von 1784 und 1789. 


Neben der oben erwähnten Zollstem pelung der 
ausländischen Waren wurde durch Patent, vom 30. August, 
1784 noch eine andere, nämlich die Ko merzialstempe- 
lung mancher inländischer Fabrikate anbefohlen. Ihr 
Zweck war die Bestätigung des inländischen Ursprungs!) 
der im Umlaufe befindlichen Waren, wenn sie von der- 
jenigen Gattung waren, deren Einfuhr aus dem Auslande 
verboten war. Durch die Stempelung sollte eben die inlän- 
dische ‚Ware von ähnlicher ausländischer aber verbotener 
unterschieden werden. 

Die an sich untergeordnete Frage, wo die Stempelung 
vorgenommen wurde, gewinnt an Bedeutung, angesichts 
der uns schon bekannten Legende, daß die galizischen Pro- 
duzenten ihre Waren zur Abstempelung nach Wien zu sen- 
den gezwungen waren. Es ist daher nötig, auf diese Frage 
cine ebenso unzweideutige Antwort zu geben, wie dies in 
Bezug auf die Stempelungsvorschriften vom Jahre 1777 ge- 
schehen ist.2) 

Das Patent vom 30. August 1784 unterscheidet Waren 
galizischen Ursprungs, die schon vorrätig sind, von den- 
jenigen, die erst künftig erzeugt werden sollen. „Die Be- 
zeichnung der schon vorräthigen Waaren soll in den Städten 

Y) 89 des Stemplungspatentes; auch HM. K. A. Mautwesen 
in Galizien Nr. 7 C. ad 135 ex Octobri 1784. 

:) S. oben 8, 78E. 


durch eigene zu diesem Geschäfte von Unserer Tandesstelle 
ernannte Personen, auf dem Lande durch die Kreis- 
ämter, in beiden Fällen aber unentgeltlich vorgenommen 
werden.“ „Für die in der Folge erzeugten Waaren wer- 
den eigene Bezeichnungsmeister oder Stempler be- 
stellt und in Eidespflicht genommen, an welehe die Pabri- 
kanten eines gewissen Bezirks gewiesen werden.) 

Schon der Wortlaut dieser Normen — und andere wur- 
den ja nicht erlassen — zeigt unzweideutig die ILiintällig- 
keit der ganzen fantastischen Legende von dem Erfordernis 
der Stempelung galizischer Waren in Wien. Da die Anzahl 
der inden Bezirken anzustellenden Stemplungsmeister durch 
dern Umfang der stemplungspflichtigen Industrie bedingt. 
war, so wurde in den 18 Kreisen GaliZiens eine Erhebung 
über den Stand und die Größe dieser Industrie augeorduct. 
Auf Grund der gewonnenen Resultate erstaitete der Guber- 
nialreferent von Kuczera unter dem 11. November - 1784 
einen Bericht, in den er feststellte: „daß in den (8) Kreisen 
Tarnopol, Stanislawöw, Lisko, Stryj, Brzezany, Zaleszezyki, 
Bochnia und Sambor keine der Stemplung unterliegende 
Fabricata verfertigt werden, daher auch keine Stempelnei- 
ster nöthig sind.“ Im den übrigen 10 Kreisen sollten zu- 
zammen d6 Stempelmeister angestellt werden, von denen 
19 auf den Myslenicer, 11 auf den Rzeszower, 5 auf den Nan- 
decer, je 3 auf den Zolkiewer und Tarnower und je 1 auf 
den Lemberger, PrzemySler,.Duklaer, Zamoscer und-Brodyer 
Kreis entfielen.) Sie wurden nicht den Städten, sondern 
den Kreisämtern untergeordnet, da die ersteren einer sol- 
chen Aufgabe nicht gewachsen waren. Nicht genug.daran 

) $ 5 des Patentes. Für die letztere Stempelung sollte eine 
mäßige Gebühr entrichtet werden. Ebenda $ 8. 

?) H. K. A. Commerz. fasc. 57 wi 1 ex Decembri 178-4 

®d) In den Akten befinden sich zahlreiche Berichte über die 
durch die Kreisämter an Ort und Stelle durchgeführte Kom- 
merzialstemplung. So im Liskoer und Samborer Kreise: I. I. 
A. Mautwesen in Ualizien Nr. 7. G. ad 167 ex ‚Junuario 1785. 
Ueber den Fortgang der Stemplung in den folgenden Jahren: 
Comerzakten fasc. 57 pro 1787 ad 4 ex Septembri, IT ex Angusio, 
8 ex Decembri, pro 1792 ad 3 ex Aprili, 4 und 5 ex Majo, 
4 ex Junio etc. 

Den Kreisäntern gab diese Tätigkeit öfters Anlaß zu Kla- 
gen. Im Gubernialbericht vom 3. Jänner 1786 wird der Wunsch 


jedoch, stand es überdies nach 8 2 des Gesetzes jeder grüßu- 
ren Fabrik oder Innung — wenn sie gewissen gesetzlichen 
Anforderungen entsprach — frei, die Waren mit eigenen Zei- 
chen zu versehen, ohne sie zur Stemplung verschicken zu 
müssen!) Zwar bestand, als das Gesetz in Kraft trat, keine 
solche Fabrik in Galizien?) Aber die Gesetzgebung des 
Jahres 1784 hatte eben die Aufgabe, die Industrie in Gali- 
zien zu erziehen; durch die genannte Bestimmung war 
daher den Produzenten die gesetzliche Möglichkeit gegeben, 
die Erzeugnisse schon im Fabriksraume zu bezeichnen. 
Als später die Lederfabrik Preschel’s zu Busk ein förn- 
liches Privileg erwirkt hatte, erwarb sie denn auch dadurch 
automatisch zugleich das Recht der eigenen Stemplung. Und 
ähnlich auch die Finsterbusch'sche Fabrik. 

Aber auch sonst, in Bezug auf die nicht privilegierte 
Industrie, wurden die Stemplungsvorschriften äußerst wohl- 
wollend und schonend gehandhabt, wie dies die Fälle der 
Bialaer Tuchmacher und Duklaer Kunstweber zur Genüge 
beweisen. Damit hat es folgende Bewandtnis. 

Von Wien aus erging schon im Hofdekret vom 9. De- 
zember 17843) die Anfrage an das Gubernium: „ob der 'Tuch- 
macherschaft zu Biala, welche ziemlich beträchtlich zu 
seyn scheynet, unter gehöriger Vorsicht nicht em eigener 
Stempel anzuvertrauen wäre ?‘ Der Gubernialreferent Kor- 
tum hielt dies für unmöglich, weil die Bialaer Tuchmacher 
ebensowenig wie die Duklaer Kunstweber die gesetzlichen 
Vorbedingungen besäßen und daher ihre Erzeugnisse bei 
den allgemein anzustellenden Stempelmeistern zu stempehi 
verpflichtet wären. Soviel sei jedoch möglich, daß „zu meh- 
geäußert, „daß die Kreisämter von diesen Mechanischen Geschäfte 
der Waaren-Stemplung, wodurch die übrigen wesentlichen Ge- 
schäfte nothwendig leiden müssen, ganz enthoben würden.“ (1. 
K. A. Comerz. fasc. 57 ad 2 ex Januario 1786.) 

1) „Zeichen derjenigen Fabriken oder Meisterschaften, welche 
mit förmlichen Verleihungen oder Privilegien und den zu Be- 
zeichnung ihrer Irzeusmisse nötlhigen "Anstalten verschen sind, 
werden dem Stempel gleichgehalten.‘“ 

2) 5... dass hierlandes gar keine solche Fabriken und 
Meisterschaften sind, die mit förmlichen Verleihungen oder Pri- 
vilegien..... verschen wären,‘ (Gub.-Bericht vom 17, März 
1785. H. K. A. Comerz. fasc. 57 ad 2% ex Aprili 1785.) 


) H K. A. Comerz. fase, 57 ex Decembri 1784. 


rerer Erleichterung dieser Manufacturisten der Stempe) 
einem aus ihrem Mittel vertraut werden könnte.“') 
Und dies wurde auch auf Antrag Degelmanns tatsäch- 
lich verordnet.?) 

So, schen die berühmten josefinischen Stemplungsvor- 
schriften aus, die bisher jn Galizien als Ausgeburt der wirt- 
schaftlichen Unterdrückungspolitik verlästert worden sind. 


Um nicht nochmals zu dieser Frage zurückkehren zu 
müssen, ist. es geboten, in diesem Zusainmenhange noch das 
Stemplungspatent vom 30. Jänner 17893) zu erwähnen. 

Das neue Gesetz, durch welches alle vorhergegangenen 


Stemplungsvorschriften aufgehoben wurden, bringt — mit. 
einer einzigen Ausnahme — keine wesentlichen Änderun- 


gen. Vom 1. April 1789 an sollten die in den Kreisen 
angestellten Stempler vom Staat besoldet werden. Die den 
privilegierten Fabriken und Zünften zugestandene eigene 
Stemplung wurde aufgehoben (8 5); die Zahl der stemp- 
lungspflichtigen Artikel wurde vermindert (88 3, 4) und 
eine weitere Verminderung derselben erfelgte durch das 
Kreisschreiben vom 1. Mai 1789.) Durch dasselbe wurde 
zugleich die bisherige Stemplungsgebühr von 1, 2 und’ 3 kr. 
per Stück auf die Hälfte herabgesetzt. 

Unter Leopold I. wurde die Komerzialstemplung mit 
Ende Juli 1791 „ohne weiters ganz aufgehoben, da 
der hieraus entspringende Nutzen weder mit den darauf 
verwendeten Kosten, noch mit der Plakerey der Fabrikanten 
sich aufwiegt.‘5) Diese Maßregel erwies sich jedoch für die 

!) Gub.-Bericht vom 17. März 1785. (H. K A. Commerz fasc. 
57 ad 2 ex Aprili 1785). 

2) Hoflekret vom 13. April 1785. ,„... ist die Veranstaltung 
zu treffen, daß bei der einsweil einzutreten habenden Comercial- 
Bezeichnung gedachten Fabricanten alle thunliche Brleichterung 
in Absicht auf ihren Nahrungstrieb verschaffel werde.“ 

») Piller 1789. S. 29. 

ı) Piller, 1789, 8. 78, 

5) Hofkammerdekret vom 30. Juni 1791. Piller, 1791. S. 58. 
Nach einem „Ausweise über... . bey denen mit Ende July 1791 
aufgehobenen galizischen Comercial-Stemplungsbehörden erli&gende 
.... Stemplungs-Requisiten‘“, waren damals bei den TLegstädten und 
Inspektoratsämtern 104 Paar Pressen, 2 Matritzen, 1,505.403 Stück 
Bleiringe, 1,503.599 Stück Bleistiftel vorhanden. (H. K. A. Commerz 
lasc. 57 ad 3 ex Novenbri 1792). 


ie 


junge Industrie Galiziens als gefährlich und in Berücksich- 
tigung der Wünsche des Handelsstandes, der über die Zu- 
nahme von Einschwärzungen klagte, dachte man schon nach 
einem Jahre an die Wiedereinführung der Kommerzial- 
stemplung. Sie erfolgte auch mit 1. Jänner 1793. Zu die- 
sem Zweck wurden gleichzeitig 38 Stempelämter errichtet.!) 


$ 5. Übergangsbestimmungen. 


Daß eine so tiefgreifende Reform wie der Übergang von 
der früheren Zollverfassung zum hochgespannten Schutz- 
zollsystem den beteiligten Handelsstand empfindlich tref- 
fen mußte, soll nicht bestritten werden. Dies war eine un- 
vermeidliche Begleiterscheinung, die jeder größeren Reforn- 
arbeit eigentümlich ist. Erwähnt soll jedoch werden, daß 
die Behauptung: die Regierung habe auf die Durchführung 
ihrer Verordnungen mit schonungslosem Radikalismus ge- 
drungen, nieht richtig ist. 

Speziell die dramatisch ausgemalte Geschichte von der 
Verfolgung der Kaufleute, die man gezwungen haben soll, 
binnen zwei Monaten alle Vorräte an ausländischen Waren 
aus dem ganzen Lande naclı Lemberg abzuliefern, sah in der 
Wirklichkeit zjemlich nüchtern aus. Zwar forderte tatsäch- 
lich das Verbotspateni vom 27. August 1754 (S$ 5 und 6), 
daß die im Lande vorrätigen' Waren, deren Import fürderhin 
untersagt war, bis zum 1. November 1784 bei Konfiskations- 
stralfe in ein staalliches Magazin (Bernardiner Nonnenklo- 
ster) in Lemberg abzuliefern seien, wo sie nur unter der 
Kontrolle der Beamten ausverkauft werden dürfen. 
Die Vorstellungen der Lemberger und Jaroslauer Kaufleute 
gegen die Magazinierung in Lemberg, als geeignet den 
Kaufleuten große IKrachtkosten zu verursachen, würden 
auch zurückgewiesen. Aufl eine Vorstellung der Lember- 
ger Mautadiministration wurden jedoch neben Lemberg 
noch vier andere Niederlagen -- n Podgörze, Jaros- 
law. Zamo$eC und Stanislawöw — errichtet.) Und 

HM. K. A. Commerz fase. 57 ad 6 ex Januario 1793. Vgl. 
Kropatschek, Franz des II. politische Gesetze. I. 230, und 
Blodig, a.a. 0. 8. XXT 


2) Hofdekret: vom 7. Weinmonats 1784. (I. K. A. Mautwesen 
in Galiz. Nr. 7. G. ad 365 und 405 ex Septembri, 519, 521 und 522 
ex Octohri 178-4). 


außerdem wurde die Härte des Gesetzes durch zahlreiche 
Ausnahmen sowohl zu Gunsten ganzer Ilandelszweige wie 
einzelner Personen gemildert. So wurde z.B. den Wein- 
großhändlern!) erlaubt, ihre Wein- und Liqueurvorräte zu 
Hause auszuverkaufen. Perner wurde den „christlichen nit 
Nierenberger Krämerey und Galanteriewaren handlenden 
Handelsleuten“ auf ihre Bitte?) die Frist zum Ausver- 
kauf ihrer Vorräte au Galanterie- und Modeartikeln bis 
zum 1. Mai 1785 verlängert. Mit Zivkular vom 28. Juli 1785 
endlich wurde die Einlieferungsfrist für alle diejeni- 
gen Ortschaften, wo sich keine Niederlagen 
befanden, prolongiert; und zwar [ür die Galantcrie- 
Warenhändler zum Ausverkauf der Vorräte an Schnitt- 
waren, Sammet- und Seidenbändern "bis Ende Juli 1785; 
für Nürnberger Kaufleute zum Ausverkauf von wollenen, 
leinenen, zwirmenen Floretbändern, von Floren, Binden und 
grober, baumwollener Waren bis zum 1. November 1785,) 
‚später sogar bis zum 31. Jänner 1787.) — 


') Ebenda. ad 70 ex Novembri 1784. Andere Beispiele ad 
376 ex Novenmdri 1784. 

°) Gesuch vom 26. November 1784 signiert: D. Skrzyszowski, 
Vorsteher des Lemberger Handelsstandes. (Ebenda ad 183 ex Ja- 
nuario 1785). 

®) Piller, 1785. 8. 141. 

1) Piller, Nachricht vom 30. Dezember 1786. 8. 4105. -- 
Kratter’s Brief „über das Verbot ausländischer Waren‘ (1786) 
hat zuerst die seither öfters wiederholte Behauptung aufgestellt, 
„dass es gewiss für Galizien in itzigen Zeitpunkte ein sehr un- 
angemessenes, schädliches Verbot ist... und vielleicht fdr volle 
zwanzig Jahre gar nicht anwendbar.“ (Briefe über ten itzigen 
Zustand von Galizien, IL 97. If). Aus der vorausgehenden Dar- 
stellung ergibt sich, wie wenig diese Auffassung im den Tatsachen 
begründet war. 


Zweites Kapitel. 


Der Ausbau der Reform. 


& 1. Aufhebung der Teschener Messen. Neuerlicher Kampf 
um die Aufhebung des Brodyer Treigebietes. 


Die nächste Kolge der Zollreform von 1784 war die 
Aulbebung der Teschener Messen. Sic erschienen nun über- 
flüssig. Denn ihr Zweck: die ITerbeiführung einer wirt- 
schaftlichen Annäherung zwischen Galizien und den Erb- 
ländern,!) erschien nun auf andere und wirksamere Weise 
erreicht.?) 

Eine weitere Rolge der Zollreform war ferner der. neuer- 
liche Kampf um die Aufhebung der Zollausschließung von 
Brody. Nach Brlassung der Zollpatente von 17841 entstand 
unter der Brodlyer Jlandelschaft eine Panik, weil sie be- 
fürchtete, es werde nicht bloß Galizien sondern auch Brody 
dureh die Reform betroffen werden. Die Brodyer Handels- 
leute sandten daher eine Deputation nach Gzernowilz, wo 
die Ankunft des Kaisers bevorstand.) Gleichzeitig beeilte 
sich das Brodyer Kreisamt in Wien vorzustellen: daß die 
‘Ausdehnung der Geltungskraft des Verbotspatenies aul 
Brody den Verfall des Tı ‘ansitohandels dieser Stadt zur 
Folge haben und daß fürderhin der Transitohandel sich den 
polnischen Konkwrrenzstädten RadziwilHiöw und Beresteczko 
zuwenden werde. Nun bezwecke die Reform eine Ver- 

I) Vgl. oben 8. y1. 

2) „Messen finlet der sich selbst isolierende Kaiserstaat unver- 


kräglich.* (G. Nassel, Statist. Abrisse 4. österr. Kaiserstantles. 
1807. 8. 161). 


3) Bericht des Regiedirektors Schosulan vom 27. Noven- 
ber 1786. (I. K. A. Fasc. 12.204). 


hinderung des Verschleisses und der Konsum- 
tion [remder Waren im Lande, nicht aber ihrer 
Transitierung durch Galizien. Angesichts der zoll- 
politischen Ausschließung von Brody hielt daher der Kreis- 
hauptmann den Transit fremder Waren durch Galizien nach 
Brody für weiterhin zulässig. Diese Gesctzesinterpretation 
wurde tatsächlich von der Zentralregierung gutgcheissen 
und es wurde verordnet, daß „die Zusammnenbringung der 
ausländischen vorräthigen Waaren in ein allgemeines Maga- 
in ab 1. November auf Brody keinen Bezug habe.“!) 

Gegen diese Privilegierung des Brodyer Handels erhob 
jedoch der neue Mautadwministrator von Schönauer Ein- 
wendungen,?) die er -— in ziemlich deutlicher Verfech- 
tung der christlichen Handelschaft Lembergs im Konkur- 
renzkampfe gegen Brody — auch damit begründete, daß 
der Brodyer Handel von Juden beherrscht sei und deshalb 
eine staatliche Unterstützung nicht verdiene. Die seiner- 
zeit von Eder vorgebrachten Argumente zu Gunsten «er 
Ausschließung Brodys seien unstichhältig, „weil der Bro: 
dyer Handel ad intra so stark, wo nicht stärker (als) ad 
extra gehet.“ Daraus folge, „daß die der Siadt. Brody seit 
1780 zugewendeie Begünstigung großeniheils zum Abbruch 
des übrigen galizischen und hauptsiichlich des Lember- 
ger Handelsstandes gereiche." Nicht minder unzutreffend 
sci die Behauptung, daß in Brwdy 100 Großhändler vor- 
handen seien, die eine Begünstigung verdienten. Vielmehr 
„übersteigt bekanniermaßen die Anzahl der Uroßhändler 
in Brody nicht die Zahl von 8 bis 10 Handelshäuser. 

Man habe den Brodyer Handel immer durch 20Fache 
Vergrößerungsgläser vorgestellet, hundert Großhändler statt 
5 fingiret... . Ist dieser Privatmuıtzen weniger Juden-Famsl- 
lien ein hinlänglicher Beweggrund einen Landes Distriet 


!) Hofdekret vom 5. August 1784. (U. N. A. Mahtwesen in 
Galiz. Nr. 7. G. ad 119 ex Augmsto 1781). 


>) Bericht über ddie Broder Konmerzialansschlüssung ildo. Lem- 
berg 7. August 1784. (ILKA. Mautwesen in Galiz. Nr. 7. G.ad 16) 
ex Januario 1786. Beilage 8. 112 8. in Fol.) Der wiederholte Kanıpf 
der Lemberger Kaufnannschaft gegen die Privilegierung Brodys 
erinnert an Ähnliche Kämpfe der Tiroler Ilandelsleute gegen die 
Privilegierung von "Triest. Vgl. Mayer, Anfänge d. ITandels in 
Österreich, 8. 85. 


von 20 gcographischen Quadrat Meilen commercialiter auszu- 
schließen ?“ In der Tat sei die Ausschließung nichts ande- 
res gewesen als „unter Vorspiclung auf das Beste des Siaa- 
tes eine Begünstigung weniger Kaufleute zum Nachtheil des 
Staates und des innländischen Handels.“ Besonders aber 
erscheine es nicht rätlich, „auch bey der beverstehenden 
neuen Zollverfassung auf der Ausschließung von Brody zu 
beharren.“ Lebten ja auch „durch den Broder Handel 
hauptsächlich nur die kursächsischen und königlich-preußi- 
schen Unterthanen; in Galizien würden 5 bis 7 Juden-Fami- 
lien bekanntermaßen auf 'Kosten des Aerarii und des übri- 
gen galizischen Handelsstandes reich, und der sogenannte 
Oekonomie-Handel sei eigentlich nichts anderes als daß 
wenige jüdische Großhändler in Brody die Factores der 
Leipziger, Breslauer und Frankfurter Kaufleute seien und 
die größtentheils auf Credit erhaltenen Waaren mit einigen 
per Cto Gewinn inn- und außenlandes verschleissen.“ Zwar 
werde durch den Oekonomiehandel und den Zufluß der 
Freinden viel in Brody verzehrt. „Setzet man aber dem 
entgegen, daß die Stadt Brody fast durchgcehends von 
Juden bewohnct sey, einer minder nützlichen Klasse von 
Bürgern; daß durch derselben Begünstigung die Bewerb- 
lichkeit und der "Verdienst anderer Städte als Lemberg, 
Sokal, Tartakow abgenommen haben," daß endlich der 
Staat an Zolleinkünfien verliere, so folge, daß man auf 
diesen Handel „auf Kosten des Acrarüi nicht. soviel Faveur 
verschwenden“ solle. Übrigens könne „ein derley Oeco- 
nomie Handel in terra lerma nur als ein vorüberge- 
hender und nur solange dauernder Vorfheil angeschen 


werden, als die augränzeuden Gegenden ... sich ihre Be- 
dürfnüss selbst zu erhollen (beginnen) ... Überhaupt (sei) 


nur jener Handel für den Staat voriheilhaft und begünsti- 
gungswürdig, der auf die innländische Industrie 
within auf die Beförderung der innerlichen Nahrungs Wee- 
gen, mithin auf die Beförderung der Population und «les 
eigenen Reichthums, nämlich der Verarbeitung und Ver- 
schleißung der eigenen Produeten den Bezug nimmt. Der 
Broder Handel befördere aber die Indusirie fremder Na- 
tionen und die Ausschließungs-Begünstigung habe keinen 
Bezug auf das Wohl des galizischen Publieums, nicht 
cinmal auf das innere Wohl des ausgeschlossenen Di- 


stiietes, sondern nur auf 5 bis 6 Juden-Häuser. ... Die 
Erfahrung habe (nämlich) seit 1780 gelehret .. ., daß sich 
weder der kristliche noch der jüdische Handels-Stand allda 
verbreitet, sondern ersterer vielmehr durch das Banquerot 
Gossa gemindert habe.“ Bei der bevorstehenden neuen 
Zollverfassung würde die Ausschließung von Brody „noch 
schädlichere Folgen“ nach sich ziehen und die Rinschwär- 
zung fremder Waren via Brody werde wachsen. 

Man sieht: Schönauer faßt alle jene Gründe zusanı- 
men, dic in Wien Eindruck machen konnten. Dennoch blieb 
seine Vorstellung ohne Erfolg. Der galizische Vize-Guber- 
nialpräsident Graf Aloys von Ugarte trat ihr auls 
schärfste entgegen und veranlaßte eine Erhebung und Über- 
prüfung der von Schönauer angeführten Tatsachen. "Vor 
allen forderte er dem Brodyer Kreisanıte Aufklärungen 
darüber ab, „was für fremde Handelsleute allda Comtoir 
hielten, wie viel christliche als jüdische Großhändler der- 
inal und namentlich allda bestünden, mit was für Gafktun- 
gen Waaren von einem jeden getrieben werde, woher er 
sie beziehe und wie hoch der Verkehr eines jeden bei- 
läufig jährlich steige?) Das Kreisamt aber wußte zu 
berichten.) „daß in der Thab noch wirklich bis elliehe sech- 
zig jüdische Großhändler noch. dermalen sich allda befin- 
den, nithin der Administrator Schönauer sich durch 
jrrige Nachrichten habe verleitlien Jassen.” Da us ferner 
den jährlichen Handelsumsatz der christlichen Händler auf 
220.200 —, den der jüdischen auf 719.000 Dukaten, somit 
yusamnmen auf 939.200 Dukaten wder 4,226.400 N. bezilferte,’) 
so erschien ihm „die aus selber ersichtliche Circulalion 
immer iin Ganzen genommen ein Gegenstand, der Aufmerk- 
sankeit verdienet und nicht so plattbin aufgeopfert wer- 
den kann.“ Es hielt denmach auch den Gewinn der Groß- 
händler hieraus für durchaus des Schutzes würdig, „ohne 


1) Gutachten des Grafen Ugarte, ddo. Lemberg, I. August 
1784. (Zit. Akten, Beilage 5). Zwei Jahre später war Usarte 
llofrat bei der lNlofkanzlei. 


2) „Tabellarischer Ausweis der christlichen und jüdischen Pro- 
der Großhändler, der Waaren-Articuln mit welchen sie handeln, 
woher sie selbe beziehen und wohin verschleissen“. „ldo. Brody 
13. August 1784. (Ebenda Beil. 6.) 

3) Schönauer hatte ihm nit 526.000 N. angegeben! 


% 
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desjenigen vortheilhaften Einflusses zu gedenken, den ein 
vermehrter Geldumlauf auf die übrigen Theile der 
Innwoluer hat, die er auch in Brody gehabt zu haben schei- 
net, da, die Conseriptionsbücher zeigen, daß sich die Bevöl- 
kerung in Brody seit 1778... Tast um 3000 Scelen ver- 
imehret hat.) Auch der Verlust an Zollgefällen könne 
nicht ausschlaggebend sein, weil der Zweck der Handels- 
politik nicht im Zollgewinn liege. Kurzum, das Kreisamt 
gelangte zum Schluß, daß die Anträge Schönauers zu 
verwerfen seien. 

In demselben Sinne lautete das Gutachten des Brodycer 
Kreishauptmannes Bujakowski,2) der namentlich die 
Schönauerschen Anwürfe gegen die Juden durch die Be- 
hauptung zu entkräftigen suchte, daß die Brodyer Juden 
ausschließlich vom Speditionshandel lebten und aus dieser 
Erwerbsquelle dem Staate jährlich eine Kontribution von 
38.673 fl. einbrächten, sowie, daß die Juden fast ausschliel- 
lich den Handelsstand in Galizien bildeten, der nicht so 
leicht zu ersetzen -sei.?) 

Endlich stellie sich auch der Gubernialreferent von 
Kuczera auf die Seite des Brodyer Kreishauptmannes!) 





1) „Bevölkerungs-Stand der Stadt Brody nach der ... Evi- 
denz-Haltung de Ao. 1783,“ 
Männliches Geschlecht. 1.174 Christen 5.444 Juden. 
Weibliches 5; 1.298 r 5.6093, 
2.472 Christen 11.137 Juden. 
Summe 13.609. 


(Zit. Akten, Beil. 7). Die Zahlen für das Jahr 1778 s. oben 8. 274. 
Im Jahre 1791 schätzte Hacquet die Zahl der jüdischen Ein- 
wohner Brodys auf 14—16.000. „Die meisten sind arm, einige, 
die gegen eine halbe Million (Gulden haben.‘“ (Neueste physikalisch- 
politische Reisen durch die... . nördlichen Karpathen. II. 15.) 

2) Bericht Bujakowskis ddo. Brody 15. November 1784. 
(Ebenda, Beil. 12.) 

’) „Sollte man endlich entgegenstelten, daß diese Contribuenten. 
hauptsächlich Juden sind, die in manchem Betracht dem Staate.nicht 
so nützlich als christliche Bürger sind, so frage ich nur: ob man 
schon einen Vorrath an den letztern habe, um die Lücke aus- 
zufüllen“. 5 

$) ,.... welchem (Bujakowski), da er in loco wohnet und 
schon mehrere Jahre alle Umstände des dortigen Handels beob- 
achtet, wir eine gründlichere Kenntniss des Broder Handels als 


Grünberg, Studieu X. 


und damit war die Frage entschieden. Das Ilofdekret vom 
3. Jänner 1785') sprach die Zollausschließung dieser Stadt 
—- ungeachtet der” Zollreform von 1784 -— auch für die 
Zukunft aus.?2) Brody im Osten und Triest im Süden der 
Monarchie sollten zwei große Abflußkanäle der inländischen 
Industrie nach dem Auslande bilden.®) 

Die Verfolgung der weiteren zollpolitischen Geschichte 
Brodys fällt aus dem Rahmen dieser Untersuchung heraus.*) 
Is soll bloß erwähnt werden, daß während der napoleoni- 
schen Kontinentalsperre, als Österreich durch den Wiener 
Frieden alle Sechäfen verlor (1809)5), Brody eben dank sei- 
-_ 2 


dem erst kürzlich in Galizien angestellten Maut-Adninistrator zu- 
muten, weil er bei seiner dermaligen Bereisung nur erst einmal 
die Stadt Brody mit einem flüchtigen Bliöke zu überschen Gelegen- 


heit gehabt hat.‘ (Gubernialbericht vom 9. Dezember 1784, ebenda, 
Beil, 11.) 


!) Ebenda, Beil. 1. 

?) Die Frage wurde endgiltig erst durch Hofdekret vom 
31. August 1786 erledigt. (Vgl. Piller 1786, S. 312, und Piller 
1787, 8. 83.) Kratiers Brief über Brody (a. a. 0. 1. 102 fg.) 
bietet nebst einigen Irrtümern bloß Gemeinplätze. j \ 

’) Staatsratsakten Nr. 185 ex 1787. — Das Vorgehen der öster- 
reichischen Verwallung in dieser Trage erinnert an ähnliches 
Verhalten Colberts den Marseillern gegenüber, die sich „par esprit 
de jalousie“ der Niederlassungsfreiheit der Juden in ihrer Stadt 
widersetzten. Colbert schien dies umso bedenklicher, als er 
überzeugt war, daß Wie Franzosen nicht iinmer geeignet wären, die 
Juden zu ersetzen. Mit wahrhaft scholastischer Feinheit entschied 
nun Colbert den Streit dahin (20. November 1681) ‚que Pötablis- 
sement des juifs n’avoit jamais di& defendu pour le commerce, 
parce que, d’ordinaire, 1 augmentoit "partout ou ils ctovient, mais 
seulement pour la religion; et, comne äl n’etoit A prösent que- 
stion que de commerce, il ne falloit point &couter les propositions 
faites contre lesdits juifs.“ (Cle&ment, a. a. O. I. 350). 

%) Als während des türkischen Krieges die Gefalır bestand, 
daß Polen diesen Umstand ausnützen und den türkischen Transit- 
handel auf sein Gebiet hinüberziehen werde, wozu schch in der 
Grenzstadt Radziwillow verschiedene Vorbereitungen getroffen 
wurden, wurde für den Brodyer Handelsplatz der trak- 
tatmäßige türkische Transitzoll auf eine Vorstellung des Guber- 
niums vom 3. Mai 1789 von 5 auf 2% ermäßigt. (Gubernial- 
bericht vom 14. Dezember 1792 H. K. A. Fasc. Connnarz. 57 ad Tex 
Decembri 1792.) 

5) Blodig, a. a. ©. S. XXX. 
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ner zollpolitischen Sonderstellung zu einer größeren Rolle 
auch in den Handelsbeziehungen der westlichen Länder 
gelangt ist. Durch Artikel XXVIII der österreichisch-rus- 
sisch-preußischen Konvention vom 3. Mai 1815, wurde der 
Durchfuhrhandel zwischen Brody und Odessa geregelt.!) 


8 2. Erhebung Podgörze’s (1784) und Biala’s (1789) zu 
Freistädten. 


Im engsten Zusammenhange mit dem schon erwähnten 
Übergange zur Industrialisierungspolitik stand die Erhebung 
von Podgörze zur Freistadt. In der Aera vor 1784, als 
die Aufmerksamkeit der Regierung vor allem der Förderung 
des Handels galt, konzentrierte sie alle ihre Maßregeln zu- 
nächst auf Brody, aus welcher Stadt für den Außenhandel 
mit dem Osten .ein großes Emporium geschaffen werden 
sollte, in ähnlicher Weise wie Lemberg das Zentrum der 
Kredit- und Geldoperationen war. Ganz andere Aufgaben 
aber wurden der Stadt Podgörze zugedacht. Westlich ge- 
legen, war sie zum Exporte nach dem Osten weniger gecig- 
net. Dagegen schien es, daß man mit Rücksicht auf ihre 
Lage in der Nähe des Weichselstromes sowie zwischen 
Polen, Ungarn und Schlesien „ihr Aufkommen nur in 
Fabriken und Verarbeitung hoffen kann.“) Manufakturi- 
sten und Handwerker hatten sich dort schon früher ansässig 
gemacht und diese natürliche Tendenz sollie durch Privi- 
legien3) noch verstärkt werden. Nach $ 1 des Patentes vom 


1) Vgl. Kopetz IT. $ 514, Blodig, a. a. OÖ. S. XLV, 
— Man vergleiche mit obiger Darstellung die ganz wus der Luft 
gegriffene Behauptung Tokarz (a. a. O. S. 336): „Brody, ‚lessen 
Entwicklung zur Zeit der Republik so glänzend war, neigte sich unter 
Josef offenbar dem Verfall zu. Infolge der österreichi- 
schen Zollpolitik geriet der Transithandel auf -die Seite 
der Republik.“ Was Tokarz auch sonst über die österreichische 
Zoll- und Wandelspolitik berichtet, beweist, wie wenig er über 
die Wirtschaftsgeschichte und ihre Methode orientiert ist. Im 
II. Teile dieser Untersuchung werde ich noch Gelegenheit haben, 
auf sein Buch öfters zurückzukommen. 

2) Gubernialbericht vom 15. März 1788. (H. K. A. Comerz. 
Fusc. 57 ad 1 ex Majo 1788). 

®) Vgl. Kaindl, Deutsche i. d. Karpathenländern, II. 28f. 
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26. Februar 17841) sollte die Stadt „die Freyheiten- und 
Gerechtsame aller übrigen königlichen Frey- 
städte zu genießen haben.“ Auch sonst verstand es die 
Regierung, dorthin bedeutendere Iandelsleute aus Krakau 
hinüberzuloeken. Man war ferner im Begriffe, daselbst 
Niederlagen von Wiener Porzellan und steirischen Eisen- 
waren zu errichten. „Kurzum, Podgörze sollte Krakau 
schwächen und ein Hauptsitz der Handelsvermittlung zwi- 
schen den Erblanden und der polnischen Republik wer- 
den.“?) Diese Bestrebungen der Regierung blieben auch 
nicht olıne Erfolg, und in der zweiten Iälfte der josefini- 
schen Epoche wurden in Podgörze ınchrere Fabriken ins 
Leben gerufen?) Die polnische. Kronschatzkommission 
stellte einige Jahre später fest, daß in den drei Jahren von 
1785—1791 aus Krakau 1152 Ilandwerker nach Podgörze 
ausrewandert seien und daß «lie Krakauer Kabriken die 
Konkurrenz mit der nahen galizischen Stadt Ludwinsw 
(Vorstadt von Podgörze) nicht ertragen könnten.*) 

Mit Moldekret vom 10. Juni 1789 wurde endlich neben 


Brody und Podgörze auch Biala zur Freistadt -— der 
dritten Galiziens — crloben.) 


8 3. Der Zolltari£ vom 2. Januar 1788 und die Zollenquete 
von 1792. 


Die „erneuerte Zollordnung“ vom 2: ‚Jänner 17885), 
die am 1. Februar d. J. in Kraft beat, bringt gegenüber 
derjenigen von 1781 nur unwesentliche Änderungen und be- 
deutet vielinehr das Festhalten an der 1784 inaugurierten 
Zollpolitik, von deren Wirkungen der Kaiser (lie beste Mei- 
nung hatte.’ 

\) Piller, 1784, 8. 48. 

’) Tokarz, a. a. 0, 8. 297. 4 

3) Näheres Uarüber wird der IT. ‘Band iieser Untersuchung 
bringen. 

#) Vgl. Kevzon, a. a. O. IL, 295. 

5) Vgl. Kropatschek, Josephs II. Gesetze, XVIT., 436. 

») Vgl. Hock-Bidermann, a. a. O.-8. 556 559; Blodig, 
aa.0.S. NN Ef. 

°) „Uebrigens -— lautete die kais. Entchließung vom 12. Juni 
1788 über die Vorstellung des Grafen Zinzendorf -—- bin ich von 
der Güte der derzeit bestehenden Verbotsgesetze durch die zum 


Die durch die Zollpatente von 1784 und 1788 geschal- 
fenen Beschränkungen des Handelsverkehres mögen uns 
beschwerlich erscheinen. In der Literatur .der 60er Jahre 
des 19. Jahrhunderts, m der Ära des Freihandels, war man 
besonders bellissen, die josefinische Zollpolitik zu diskre- 
ditieren. Die Zeitgenossen jedoch und vor allem «der inter- 
essierte Handelsstand waren mit ihr im großen und ganzen 
zufrieden. Dies ist aus der Zollenquete des Jahres 17921) 
zu ersehen. In den eingelangten Antworten”) machen 
sowohl die christlichen Lemberger und Podgörzer als auch 
die jüdischen Brodyer Handelsleute kleinliche Anträge auf 
Änderung des Zollverfahrens in Bezug auf Wachs, Korul- 
len, Zollborgungen etc. Vor allem aber wenden sich die 
Lemberger in neidischeim Eifer gegen die „überhäufte und 
niederträchtige ‚Juden Nation“ und gegen die in der jose- 
finischen Judenordnung vom 7. Mai 1789 ausgesprochene 
Gleichberechtigung der Juden. Bloß der Podgörzer Han- 
delsstand wünscht, die Wiedereinführung des alten Zoll- 
tarils von 1778, aber auch er nur unter dem Gesichtspunkte 
einer Abstellung des Schunuggelweseus, das seit der Zoll- 


Vortheil des Staates dienende, mehrjährige Erfahrung vollkommen 
überzeugt und wird mich darin kein Raisonnement, so nur auf ‘Worte 
gebaut ist, jemals irre machen.“ (llock-Bidermann, 8. 557, 
vgl. auch Meynert, a. a 0,8. 142). Durchaus irrig ist die 
Meinung Beers (landelspolitik, S. 119), daß der Tarif von 1788. 
für die Einfuhr galizischer Manufakte nach den Brblanden in der 
Regel die Hälfte des Aussenzolles ausgeworfen babe. Gali- 
zien, das schon seit. 1784 in das einheitliche Zollgebiet einbezogen 
war, war bei der Binluhr in die Erblande zu keinem Zell ver- 
pflichtet. 

ı) Mit Zirkular an sämtliche Tänderstellen vom 20. Juli 1792 
wurde verordnet, „dass der Ilandelsstand in denen beträchtlicheren 
Wauptlegstädten vernommen werden solle, was demselben bei der 
gegenwärtigen Zoll-Manipulation für den IIandel zu beschwärlich. 
oder drückend zu sein scheine?“ (U. K. A. Commerz. Fasc. 57, ad 7 
ex Julio 1792). 

?2) Des Lemberger christlichen ILandelsstandes vom August, 
des Lemberger Magistrates vom 4. September, des Podgörzer 
Handelsstandes vom 23. Oktober, des Brodyer jüdischen Ifandels- 
standes vom 10. September 1792, Gubernialbericht (Referent 
Bujakowsky) vom 14. Dezember 1792. (IL. K. A. Commerz. Fasc. 57 
wl 7 ex Decembri 1792). 


reform von 1784 stark zugenommen hatte. Wie wenig ernst 
aber dieses Verlangen zu nehmen war, geht schon daraus 
hervor, daß gerade die Bittsteller: die Haudlungshäuser 
Laskiewiez, Haller, Dzianotta et Sohn ete., erwiesenermaßen 
selbst im großen Umfange an den Schmuggelgeschäften 
beteiligt waren.') 


1) Früher wurde schon erwähnt, daß die Bukowina mit 
ah. THandschreiben vom 19. Juni 783 in das allgemeine Zöllgebiet 
einbezogen wurde (Vgl. oben 8. 381). Wier ist noch hinzuzufügen, 
daß Josef TI. während seiner galizischen Reise von 1786 die Aul- 
hebung der Militäradministration in ler Bukowina und die Ver- 
einigung dieser Provinz nıt Galizien vom 1. November 1786 an 
verfügte. In einem Schreiben an den Grafen Kollosvrrat, dio. 
Lemberg den 6. August 1786 wurde Angeordnet: „8 . In An- 
sehung der Maut muss die Bukowina in allem so Wie Gallizien 
behandelt werden, die Stadt Suczawa allein ausgenonunen, welche 
wio Brody aus dem Kordon zu schliessen ist.“ (Polck, a. a. ©. 
8. 73, 138.) 


Sechster Abschnitt. 


Die Handelsverbindungen Galiziens mit dem 
Süden und dem Südosten 1772—1790. 


Erstes Kapitel. 


Das Streben nach neuen Exportwegen über Triest. 


Betrachtet man die äußerst günstigen Bedingungen 
Triesis,'!) das den natürlichen Ausläufer eines weiten und 
unerschöpflichen Hinterlandes bildet, so muß es verwun- 
dern, wie spät Österreich der Vorteile gewahr wurde, «ie 
ihm aus dem Scehandel erwachsen konnten?) Der Entwick - 
lung «des letzteren hatte man vor Karl VI mieht die 
geringste Aufmerksamkeit gewidmet) Durch Traditionen 
belastet, hielt die österreichische Handelspolitik an ihren 
alten Transportwegen und Verbindungen mit dem deutschen 
Norden selbst zu ‚einer Zeit noch fest, als nach dem Dreißig- 
jährigen Kriege Preußen sich bereits zum zweiten Groß- 
staate innerhalb des Deutschen Reiches entwickelte und 
mit Erfolg den Kampf mit Österreich um die Flegemonie 
aufgenommen hatte. Die Außenpolitik Österreichs — auch 
auf wirtschaftlichen Gebiete — während der nächsten 
150 Jahre ist großenteils dem Kampfe um die Erhaltung des 
früheren Iinflusses in Deutschland gewidmet. Nur last 
wider Willen wurde die Wiener Regierung zur Aufnahme 
neuer Transporte über Triest gedrängt,t) als die norddeut.- 
schen Staaten und namentlich Brandenburg-Preußen seit 
1733 sich weigerten, das kaiserliche Eigengut zollfrei nach 
Hamburg passieren zu lassen, und es vielmehr sich zur Auf- 
gabe machten, den Transit aus den habsburgischen Landen 
zu „kneipen.‘®) Und bis zu Ende des ‚Jahrhunderts wid- 
mete Österreieh alles Interesse vor allem seiner Stellung 
zu «en deutschen Staaten. Is soll hier zwar gar nicht 

») Vgl. Marx, Österreichs Sechandel in „Der Kampf“ V. 6 If. 

2) Vgl. damit die Ansichten Richelieus (1633), über die Wich- 
tiskeiö des Levantinischen- und Mittelmeerhandels. Richelieu, 
Testament politique, Vol. TI. Ch. TX. Sect. 6. 

3) Vgl. FM. Mayer, a. a. 0. S. 405. 

3) Vgl. Srbik, a a. 0. 8. 405. 

5) Ebenda, 8. 406/7 und oben 8. 308. 
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bestritten werden, daß sowohl Karl VT. als Maria Theresia 
für die Begründung der maritimen Stellung Österreichs an 
der Adria Vieles und Großes geleistet haben. An’ einer 
konsequenten, organisch ausgebauten Mittelmeerpolitik wie 
an dem Bewußtsein, daß nur durch die letztere eine Voll- 
entfaltung der Produktivkräfte der habsburgischen Länder 
möglich sei, mangelte es jedoch im 18. Jahrhundert fast 
gänzlich.) Nicht im Süden sondern im Norden glaubte 
man die Bestimmung der Monarchie zu erblicken. Im Nor- 
den war daher vor allem die ganze Iinergie des Staates 
gebunden. 

Maria Theresia mochte vielleicht so wie ihr Vater die 
latente Bedeutung der Adriastadt erfassen. Auch einzelnen 
österreichischen Politikern fehlte die richtige Einsicht 
nicht. So hatte der Intendant von Triest, Graf Lich- 
nowsky, den Vorschlag gemacht, den Warenzug von 
Hamburg, Leipzig, Breslau und Regensburg nach Triest 
zu leiten. Der Kommerzienrat stand aber diesen Bestre- 
bungen: skeptisch gegenüber. Er war der Meinung, daß 
insolange die Elbe nach Hamburg -fließe, der Exportweg 
nach dem Westen über Hamburg jenem über Triest vor- 
zuziehen sei. Und bei anderer Gelegenheit (1765). wandte 
er sich gegen die Maßnahmen zu Gunsten Triests, in der 
Überzeugung, daß der Handel Böhmens mit Sachsen und 
Preußen „dermalen noch unentbehrlich sei,“?) -- obwohl 
gerade damals die preußischen Zollrepressionen den Weg 
nach Hamburg für österreichische Warca beinahe vollstän- 
dig absperrten. Als es sich drei Jahre später (1768) darum 
handelte, engere Handelsverbindungen zwischen den ‚Erb- 
ländern und den Niederlanden anzuknüpfen, verhielt sich 
Degelmann, als Referent des Kommerzienrates, äußerst 
skeptisch. Ihm schien, daß viele Ursachen ey nicht ge- 
stalteten, sich mit der süßen Wollnung zu schmeicheln: 
Triest werde die levantinischen oder auch eigene erblän- 
dische Waren sammeln, um sie nach Nieuport oder OÖstende 
zu führen.) Und noch 1770, als die Triestiner Rheder für 

2) Noch 1774 war Josef II. der Ansicht, daß Österreich wegen 
seiner ungünstigen, vom Meeresufer entfernten Tage auf keinen 
ausländischen Absatz rechnen könne. Vgl. oben 8. 65. 

2) Vgl. Beer, Österr. Handelspolitik. S. 5dj5l. 

») Ebenda, 8. 69. 
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die heimische Schiffahrt Begünstigungen nach dem Muster 
der englischen Nuavigationsakte forderten, fanden diese An- 
träge, trotz ihrer Befürwortung durch die Intendenza kei- 
nen Anklang beim Kommerzienrate. Die Nationalschiff- 
Tahrt — meinte derselbe — habe, ohne eine Stütze, wie 
sic Kolonialbesitz biete, keine große Zukunft vor sich. 
Den wenigen Schilfen im Litorale zu Liebe könne man nicht 
das Zollsystem der Gesamtmonarchie fahren lassen. Mon- 
archicn, die in verschiedenen Mceeren Scchäfen hätten, oder 
vom Meere umgeben seien, könnten ihr ganzes 
Handlungssystem auf den Sechandel grün- 
den; ein Staat wie Österreich aber, der nur einen oder 
zwei Seehäfen an der äußersten Spitze seines Gebietes 
besitze, sei in anderer Lage.!) Und als im Jahre darauf 
(1771) Serione die Anträge Lichnowskys erneuerte, 
man solle den Handel über Hamburg und Frankreich sper- 
ren und ihn nach Triest zu wenden trachten, stimmte zwar 
die Kaiserin diesen Gedanken als „einer unabänderlichen 
Staatsmaxime“ zu.?) Das Projekt selbst aber wurde trotz- 
dem fallen gelassen?) und man kam in dieser Augelegehheit 
über Erwägungen und . Enqueten nicht hinaus. — Nur 
periodisch, gegen den eigenen Willen und von den Breig- 
nissen dazu gezwungen, wandte man in Wien, während des 
18. Jahrhunderts den Blick nach der Adria. Man erinnerte 
sich Triests bloß in den Augenblicken der Gefahr und 
der diplomatischen Mißgeschirke in der Außenpolitik, wenn 
eine Verlegung der gewohnten Handelswege gegen Norden 
drohte.) — 


1) Vortrag vom 6. August 1770. Vgl. Beer, a. a. OS. 45. 

?) Ebenda, 8. 54. 

>) Vgl. Kopetz, II. $ 516. 

*) In dieser Genesis der Adriapolitik ist auch die Ursache 
ihrer Unentschlossenheit zu suchen. Untersuchungen über die Mittel, 
den Handel 'Triests eimporzubringen, beschäftigten zwar die Konı- 
merzbehörde unaufhörlich; es Uauerte jedoch olt Jahre, auch Jahr- 
zehnte, ehe ein Beschluß ausgeführt wurde. (Beer, a. a. O, 
S. 37.) Es mangelte au der notwendigen Energie, um die viel- 
fachen ständischen und privaten Mauten, die den Verkehr hemnmiten, 
abzuschaffen. (PR. M. Mayer, a. a. O., 8. 87, 9Lff.) Das Ergeb- 
nis war; daß troiz aller Bemühungen um den Triester Handel 
die Frachtkosten fürten WarenbezugüberdenNor- 
den noch in den sechziger Jahren geringer waren, 
als über die Adriastadi. (Beer, a. a. O., 8. 5l, 53). 


Ähnliches ergab sich gegenüber Galizien. Als diese 
Piovinz an Österreich kan, war sie gegen Danzig abge- 
sperrt. Hiedurch sah sich die Wiener Regierung gezwun- 
gen, den durch die preußischen Zölle unterbundenen Han- 
delszug über die Erblande, besonders aber über Ungarn 
nach Triest zu lenken. Der Ausfuhrhandel Ungarns über 
Triest war schon während des siebenjährigen Krieges ge- 
stiegen. 1763 wollte man diesen Verkehr durch eine bes- 
sere Straßenverbindung nit Triest noch mehr beleben.!) 
Nun handelte es sich also darum, durch eine Straßenver- 
bindung Galiziens mit Ungarn die neue Provinz an die nach 
Priest führende ungarische Straßenlinie anzugliedern. Da- 
her wurde schon in den Instruktionen für den Grafen Per- 
gen (1772) und den Hofrat Kozian (1773) befohlen, die 
Verbindungen mit Ungarn über das Gebirge und durch die 
Schiffbarmachung des Popradllusses herzustellen.) In ähn- 
lichem Sinne äußerte sich 1774 der kommandierende General 
von Galizien, Keldzeugmeister Baron von Bllrichlhau- 
sen, in seinem Berichte an den Hofkriegsrat.’) Und als 
1775 in Galizien die Straßenbau-Direktion errichtet wurde, 
da wurde vor allem der Weg nach Ungarn über Dukla fer- 
tiggestelli. Gleich im Jahre 1773 unterstützte Kaunitz 
den Versuch des Triester Kaufmanmıs Tribuzzi, Handels- 
verbindungen mit Galizien anzuknüpfen mit der Motivie- 
vierung: „Triest wird seine Erfordernisse (an Wachs) jeder- 
zeit aus diesen Gegenden zichen können.“ Jedoch müßten 
die Triester IKaufleute „einen besonderen Commissionär näch 
Lemberg (senden), welchem das Gubernium allen Vorschub 
geben würde.) 

'!) Vgl. Arneth, VIl 108. 

>?) Vgl. oben 8. 33£. 

>) „Kann vor Galizien die standhafte Zurichlung der Strasse 
zur Conmmuniention mit Thingarn durch das earpatlische Gehürg m 
denen dreyen Bingüängen: von Veröezkö aus Hungarı nach Skola in 
Galicien, von Wirowa aus Tlungarı nach Scavne in Galicien und 
von Bartfeld aus Ilungarn nach Dukla in hiesiges Königreich als 
eine unumgangliche Nothwendigkeit in billige Betrachtung gezogen 
werden, anerwogen. .. wie dann auch diese route ws Galizien 
durch Hungarn nach Wien und Triest um ein merkliches kürzer 
als jene durch Oberschlesien und Mähren ausfallen werde.“ (Bericht 
vom 14. Dezember 1774, abgedruckt bei Werenka, Bukowinas 
Entstehen und Aufblühen, i. „Archiv T. Öst, Gesch. UNNVILL 255.) 

4) Vgl. oben 8. 53. — Die Leitung Vcs galiz. Warenzuges nach 
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Besondere Aufmerksamkeit wurde der hier erörterten 
Frage im folgenden ‚Jahre (1774) gewidmet. Die polnischen 
Reichstagsdelegierten hatten gegenüber dem Freiherrn Re- 
vitzky den Wunsch geäußert!) in nähere HMandelsbezie- 
hungen zu ‘den Erblanden zu treten, um über Triest dic- 
jenigen Waren zu erhalten, die sie bisher über Danzig 
bezogen. Zu diesem Zwecke wünschten sie die Brrichtung 
einer Reihe von Warenniederlagen an der galizisch-pohni- 
schen Grenze. Welche epochale Bedeutung die Verwirk- 
lichung dieses Gedankens für die wirtschaftliche Entwick- 
lung Galiziens und der polnischen Gebiete geliabt hätte, 
wurde schon erwähnt. In Wien kam man demnach diesen 
Wünschen entgegen und erblickte den ersten und avich- 
tigsten Schritt zu ihrer Verwirklichung im der Errichtung 
der Teschener Nreimessen.) Den Anlaß zu wei- 
teren Verhandlungen hierüber gab damı der uns schon 
bekannte Anonymus, der im Februar 1774 ein „Prome: 
moria“ der galizischen Hofkanzlei überreichte,3) in welchen 


Triest begegnete nämlich zwiefachen Schwierigkeiten. Zwei Wege 
führten aus Galizien nach dem Süden: ein Hirckter, über Ungarn nach 
Triest, und ein längerer, über Wien nach Öberitalien. „Ob aber 
—- schreibt darüber Kaunitz — die Transporte über Bielitz und 
Wien, oder durch Wungarn zu gehen haben, kommt auf. die Um- 
stände und Theuerung der Fourage an. Ist der Haber in 
Pohlen theuer, so gehet man durch Hungarn, wo der Weg zwar 
beschwerlicher aber kürzer ist... Eine andere Differenz zwischen 
beiden Straßen entsteht auch daher, daß viele Waaren aus Sachsen 
nach Brody geführet werden und die Fuhrleute zur Rückfracht 
nebst anderen Waaren auch Wachs zu laden pflegen.“ (IH. K. A. 
Commerz. Fasc. 57, ad 2 ex Julio 1773). 1785 erwähnte Schweig- 
hofer einen „großen Kommissionshandel“ der Erbländer mit 
Wachs. „Jährlich werden für 10.000 Zentner Wachs aus Pohlen 
nach Triest versendet und aus diesen Häfen nach allen Gegen- 
den der italienischen Küste verführt. Selbst nach Amerika hat 'man 
init Wachskerzen den Versuch gemacht, und er ist. gelungen.“ (A. a. 
O0, 8. 26). Margelik bezifferte 1783 den jährlichen Handels- 
umsatz der Podgorzer Handelsteute mit diesem Artikel auf zirka 
100.000 Dukaten. (Reiserelation, A. M. J. Fasc, II. A. 6 ad 108 
ex Decemb. 1783). 

1) Vgl. oben S. 159, 186. 

2) Vgl. oben 8. WI. 

3») Note der zaliz. Tofkanzlei an d. Kommerzienrat vom 
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er auseinandersetzte: „wie verschiedene wälsche Waa- 
rcn-Artikel, welche dermalen ohne das k. k. Gebiete 
im geringsten zu berühren (über Leipzig, Hainburg, Breslau, 
etc.) nach Pohlen gcehen,!) für das künftige fast durchaus 
dureh die k.k. Erblande nach Galizien und von da nach 
Pohlen ihren Zug zu nehmen eingeleitet werden könnten.“ 
Und er führte hiefür „außer politischen und cameral 
Nutzen dieser Binrichtung“ auch das ins Treffen, daß dabei 
„vor allen der Handelsmann und der Pole 
überhaupt seinen Vortheil finden (werde): der voran- 
gezeigte Weg ist viel kürzer und die Förderung mehresten- 
theils zu Wasser; im Graubünder Lande eine einzige kleine 
Maut und der Transitozoll in Tyroll und übrigen Öster- 
reichischen Landen gering; auch in Bayern selbst ziemlich 
mäßig. Die Fracht und die Mautkösten wür- 
den also ohne Vergleichunkß leichter seyn, als 
auf den bisherigen Straßen, die beinahe durchaus zu Land 
und durch vielerley Gebiete verschiedener großer und klei- 
ner Landesherren ‚gehen — besonders in Preußen, wo 
die Zölle gegen Polen sehr erhöht sind.“ Zur Einleitung des 
gegenseitigen Verkehrs wäre es notwendig, „daß zu Wien 
16. Februar 1774. (MH. K. A. Comnmerz. Wasc. 57, ad 12 ex 
Tebruario 1774). 

!) Sie bewegten sich auf zwei Wegen. Seidenstoffe, Droguerie- 
artikel, edle Früchte und Spezereiwaren passierten über Genua 
nach Hamburg und von da weiter nach Polen. „Hingegen das 
Mailändische sendete außer Esswaaren wie Käse, Würste, Trüfeln, 
Reis, Ciocolata, eingemachte und candirte Früchte, noch verschiedene 
eigene Wollene, Leinene und Seidene und Halbseidene Waaren. Diese 
nehmen dermalen ihren Weg über Chiavenna oder Cleven 
durch das Graubünder Land nach Lindau und andere eainmer- 
cierende Reichsstädte und von da nach Polen.“ Wenigstens dieser 
letztere Zug könnte also, schreibt der Anonymus, „nach Polen ein- 
geleitet werden, daß sie von Chiavenna auf der neuen, fahrbar 
gemachten Strasse durch Graubünden gerade an die Tyrolischen 
Grenzen, von dort durch das Ober-Innthal nach Innsbruck zu 
Lande, wo die Straße im vollkommenen guten Stunde ist; dann 
zu Wasser auf dem Innstrom und folglich. von Passau auf der 
Donau bis nach Krems oder Wien, ven da aber durch 
Mähren und Ober-Schlesien nach Galizien gehen; 
vermittelst der Schiffahrt könnten sie sich hernach weiter in Polen 
hinabvertreiben — anstatt, daß jetzt viele derselben von Hamburg 


und zu Krenss ein gutes Handelshaus bestimmt, durch wel- 
ches die Tolen die italienischen Waaren unmittelbar be- 
siellen und nach Polen fördern lassen könnten.“ — „Eben 
dieses läßt sich auch in Ansehung der Levantini- 
schen-Waaren und anderer von Triest, die den Polen 
notwendig seyen... thun.“ 


Bei dem Konmerzienrate und dessen Referenten De- 
gelmann fanden jedoch diese Ausführungen wenig An- 
klang. „Soviel hierorts bekannt ist — erklärte dieser —, 
wird der Handel in Polen meistens durch Juden getrieben.“ 
Diese handelten jedoch mit Leipzig und Frankfurt a. d. O,, 
weil sie dort langen Kredit und eine große Warenauswahl 
vorfänden. Somit „scheint die Hoffnung ziemlich entfernt, 
den polnischen Handel mit wälschen und Ievantinischen 
Waaren auf eine andere Seite durch die k. k. Erblanden zu 
ziehen.“ Übrigens seien dazu manche Vorarbeiten nötig, 
wie die Herstellung von Straßen und Fuhrwerk, die Errich- 
tung einiger Marktorte, die (Regulierung des galizischen Zoll- 
wesens cetc., — was alles übrigens der Kommerzienrat auf 
„alle mögliche Hilfe“ zu fördern vergprach.!) 


nach Danzig und von dort der Weichsel entgegen hinauf, nuch 
Polen gehen.“ Den Akten wurde ein „Ausweis von Gattungen 
Mailändischer Waaren, die nach Deutschland, Polen und Norden 
gehen‘ beigelegt. — Trotz mehrfacher Umladung wäre dieser Weg 
wegen des großen Unterschiedes zwischen Land- und Wasserfracht 
billiger gewesen. Übrigens war man bestrebt, auch die weitere 
Strecke von Wien nach Galizien ebenfalls zu Wasser auf der Danau 
zu ermöglichen. In einem Ederschen Berichte vom 29. Septem- 
ber 1781 heißt es: „Wenn der über Pest auf der Dsnau 
bereits (nach Galizien) eingeleitete Zug, so bishero durch die Ab- 
nahme der Ofner Maut sehr erschweret worden, mehr begünstiget 
und denen Wiener Schiffleuten die Freyheit beschränket 
würde, die Wasser-Frachten bis Pest willkürlich zu bestimmen, 
so erwachsete denen erbländischen Fabricaten, besonders jenen so 
mehr in das Gewicht fallen, hiedurch ein so größerer Vortheil, 
als die Frachten von Wien bisLemberg, wenn einSchiff- 
lolın nicht excediret wird, schon dermalen nur 
die Halbscheid gegen jenen per Axe über Mähren 
und Schlesien betragen.“ (H. K. A. Kameral-Akt Nr. 7. 
ad 638 ex Febr. 1783). 


1) Note an die galiz. Hofkanzlei. (H. K. A. Conerz. Fasc. 57 
ad 12 ex Februario 1774). 
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Unzufrieden mit solcher Erledigung seines Antrages 
machte der Anonymus im März 1774 cine neuc Vor- 
stellung: „ob es nicht für Galizien und noch mehr für 
die Frbläuder fürträglich sey, es dahin einzuleiten, damit 
(dieses Land mit jenen Waaren, welche daselbst bisher 
über Danzig erhalten, durch unsere erbländischen Kauf- 
leute vielleicht aus Triest verschen werde?" Dies ließe sich, 
meinte er, „durch eine geschickte Einrichtung der Tarif 
(umsomehr) einleiten ..., da einige Theile von Galizien 
nicht weiter von Triest als von Danzig entfernt sind.) 
Auch jeizt war der Präsident der galizischen Hofkanzlei, 
Graf Wrbna, von dem Antrage nicht besonders begei- 
stert. Den Nutzen eines neuen Weges nach dem Süden 
sah er freilich ein. Allein er warnte vor zu großen Hoff- 
nungen, diesen Handel wirklich über Triest zu leiten. Man 
dürfe nicht, „die Nordwaaren mit den wällischen und levan- 
tniischen verwirren; erstere werden niemals über Triest 
a conto tournieren und letztere fangen wirklich an, 
von Triest nach Lemberg zu gehen.) 

In einer weiteren Schrift spricht Wrbna angesichts 
der preußischen Zollbedrückung vor allem einer möglichsten 
Trleichterung des Transito aus Polen und Galizien 
durch die Erbländer und Ungarn das Wort. Dabei berief er 
sich auf die Stimmung der galizischen und polnischen Kauf- 
leute, die den Export über Triest wünschten und damit 
schon Versuche gemacht hätten. Sei ja bereits sogar in 
Polen zu diesem Zweck eine Handlungs-Kompagnie 
ins Leben gerufen worden.’ 


1) H. K. A. Comerz. Fase. 57 ad 27 ex Junio 1774. 

2) Vortrag vom 30. Mai 177. (Ebenda). 

3) „Ein großer Theil der galizischen und pohlnischen Kaufleute 
(hat klie alten Handelswege verlassen) und ist dagegen geneigt, den 
Weg dureh die k. k. Erblande, insonderheit aber durch ILungarı 
über kie beyden freyen Seehäfen Triest und Fiume zu ergreifen 
und diese Neigung von einem großen Theile des polnischen Adels 
in der Warschauer Reichs-Tags-Delegation selbst unterstützet wird, 
wie dann nicht hur verschiedene galizische Kaufleute einen Versuch, 
einige Waaren-Artikel durch diesen Weg über Triest kommen zu 
lassen ‚bereits würklich gemacht haben, sondern auch eine ganz 
kürzlich von dem Herrn Fürsten Franz Lubomirski auf seinen 
Gütern in Pohlen errichtete Handlungs-Compagnie in Ansehung 
ihrer säinmtlichen auszuführenden und einzulührenden Waaren, so 


Diese Bestrebungen fanden auch in den zwei zoll- 
politischen Gesetzen der nächsten Zeit kräftige Unterstüt- 
zung. Direch den Generaltarif vom 15. Juli 1775 wurden 
die in jedem Erblande bestehenden Binnenzölle abge- 
schafft und durch einen bloß 1%/yigen und nur einmal 
zu entrichtenden Transitozoll ersetzt. Außerdem aber hatte 
man polnischerseits mit stillschweigender Zustimmung des 
Wiener Ilofes, in Ausführung des österreichisch-polnischen 
lfandelsvertrages vom 15. März 1775 in den dazu gehörigen 
Tarif vom 1. Oktober 1776 zahlreiche Spezerei- und Kolo- 
nialartikel freiwillig miteinbezogen, um sie mit Umgehung 
Hamburgs und Danzigs via "Triest zu erhalten.!) 

Die böhmischen Kaufleute behaupteten, daB die Wracht- 
kosten nach Triest sich höher als nach Hamburg stell- 
ten. Mit Galizien verhielt es sich in dieser Beziehung 
angesichts der exzessiven preußischen Zölle auf den gali- 
zischen Import und Export ganz anders. In seinem Be- 
richte über die zweite Teschener Messe berechnete Hof- 
ra. Sorgent:hal, auf Grund von Krakauer Informationen, 
daß die Fracht über Triest zwar teurer als jene über Ham- 
burg.2) „Die Beschwerlichkeit (der preußischen Zölle habe 
jedoch), — fügte er hinzu — die dortige Kaufmannschaft 
dahin verleitet, daß sie nunmehr seit einiger Zeit 
eine namhafte Quantitaet von Triest bezie- 
hen.“ Unter solchen Umständen beruhte der ganze Vor- 
viel immer möglich, statt des Weges über Danzig diesen Weg durch 
Wungarn und Triest und Fiume zu wählen sich vorgeselzet hat.“ 
(Note der galiz. Hofkanzlei an den Kommerzienrat, ddo. 19. ‚Juli 
1774. 4 K. A. Conmmerz. Fase. 57 ad 2L ex Julio 1771). 

) Vgl. oben S. 186. 

:) „Denn obwohlen sie von Centner (ab Priest) bis Wien 
70 gr. (l gr. = 3 kr), von Wien bis Troppau 30 gr. und 
sodann bis Krakau 42 gr, also 7 fl. 6 kr. bezuhlen müssen, 
so lournirt er ilmen doch besser & conto, als wenn sie solchen 
über Hamburg beziehen, wo sie für eine Last von 30 Centner’ 
leichtes Gewicht nach dreymaliger Umladung: als Magdeburg, Ber- 
lin, Breslan bis Ratibor auf der Oder 50 Rih. bezahlen müssen, wel- 
ches nach Kais. Gewicht anf den Centner 3 fl. beträgt; von Rati- 
bor bis Troppaü wird BO kr, bezahlt und dann von dort bis Krakau 
die allbereits angeführte 42 gr, (= 2 1, 6 kr.), so daß der Centner 
auf5Ffl36kr zu stehen kommt.‘ (IH. X. A. Commerz. Fuse, 57 
ad 13 ex Octobri 1775). 
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sprung des Triester Weges nicht auf verkelns-geographi- 
schen Vorteilen, sondern bloß auf der unsicheren Basis 
der preußischen Zollübertreibungen. Bin einziger Feder- 
strich des preußischen Königs, eine Ermäßigung des Tran- 
sitozolls über Preußen, hätte genügt, um den Triestev Weg 
uwmrentabel zu machen. Sorgenthal wies daher auf die 
Notwendigkeit hin, durch weitere Verminderung der Fracht- 
kosten iden Verkehr via Triest von der preußischen Zoll- 
politik unabhängig zu stellen.t) 

Wir verfügen über kein genügendes Material, um den 
Erfolg dieser Bemühungen ziffernmäßig darzustellen.:) 
Nichtsdestoweniger kanı man jedoch annehmen, daß zu 
Ende der (heresianischen Epoche der Einfluß des Triester 
Weges auf die wirtschaftlichen Verhäftnisse in Galizien und 
Polen sich schon bemerkbar machte. Zu Beginn des Jahres 
1779 war es Gral Stackelberg, der von der Leitung des 
polnischen Handels über Triest für Polen die einzige Ret- 
tung vor dem wirtschaftlichen Ruin erhoffte) Um die- 
selbe Zeil bestätigen auch die Delegierten der polnischen 
Kronschatz-Kommission, daß der Handelszug über Triest 
seit der Erschwerung des Weges über Danzig zunehme.t) 
Auf die Intensität dieser neuen Handelsverbimlungen läßt 


1) „Es ist also anzuhoffen, dass wenn die aus Prankreich 
nach Triest abgehenden Schiffe nicht zu Zeiten so vier pro Cento 
Avarie anrechneten, dann durch Werstellung der Straßen vun 
Troppau bis Krakau, die Fracht so dermalen vor 21 Meilen allzu 
hoch ist, erleichtert würde, dieser Weg sich auch in dem Kalle 
lohnen würde, wenn Preussischerseits der Transitozoll aul 4% 
herabgesetzet werden sollte“. 

) Für das Jahr 1778 läßt sich zwar die Binfuhr aus Triest 
auf etwa 26.972 fl, die Ausfuhr dorthin auf 1226 fl. bestimmen. 
Diese Zahlen umfassen jedoch nicht den Tr aunsit nach und,yon 
Brody, den Ianptsitz also des galizischen Aussenhandels. Vgl. 
Großmann, Statistik d. galiz. Außenhandels 1772 bis 1792, a. a. 


3») Depesche an Repnin. (Vgl. oben 8. 340). 

1) „Gdyby Ministrowie Kröla Pruskiego rozpatrzye sie cheieli 
w Regestrach celnych, nalezliby bardzo wiele produktäw 
zupeinie zanicdbanych, ktöre dawniej Polska przez morze Baltyckie 
dostawata; teraz woli je dostawad Ladem z WTriestu“ (,„Mysli 
od Delegowanych z Komisyi Skarbu Koronnego“. Czartoryski’sches 
Archiv, Krakau, Ms. Nr. 1174, 8. 455). 


sich aus der Beumtuhigung schließen, die sie in den int.er- 
essierten preußischen Kreisen auslöste. „Österreich — klagt 
1777 ein anonymer preußischer Patriot -— ziehet den poT- 
nischen Handel nach Ungam und Triest ... %s scheint 
dies in Wien eine Lieblings-Idee zu sein. Jetzo ist das. 
österreichische Project leichter, wegen Brod.“') 

Mit der Thronbesteigung Josels IT. wurde der Handels- 
verbindung Galiziens mit Triest noch größere Aufmerk- 
samnkeit: zugewendet, und in der Beekhenschen Reise- 
relation von Dezember 1780%) wurde nochmals die Not- 
wendigkeit betont, durch den "Triester Weg cinen, wenig- 
stens teilweisen Ersaiz für den Danziger Export zu schaf- 
fen. In den darauffolgenden staatsrätlichen Beratungen 
nahın sich Graf Hatzfeld der Sache an, „Es sey einer 
Untersuchung würdig, — führte er aus — ob man nicht. 
die galizischen Producta auf die Marosch wu mittels der- 
selben in die Sau und Kulpa, [olgsam nach Triest bringen. 
kann?“) Und wahrscheinlich damit hing es zusammen, 
daß in Februar 1781 der linfuhrzoll für die galizischen 
Natur- und Kwistprodukte im der österreichischen Lom- 
bardei auf kaum 1'/,%, normiert wurde.!) Endlich wurde 
mit ah. Imtschließung vom 7. Juni 1784 für die größte 
Exportindustrie Galiziens, die Leinwandproduktion, der 
Zollin den Erblanden bei dem Transit nach 
Triest gänzlich nachgelassen) Durch die mit 
1. Dezember 1781 erfolgte Inkorporierung Galiziens in das. 
staatliche Zollgebiei wurde für den galizischen Export nach 
Triest in zollpolitischer Hinsicht gänzlich 
freie Bahn geschalfen. 

Nicht daran also lag es, wenn der galizische Export 
nach Triest mit Schwierigkeiten zu kämpfen hatte. Diese 
waren vieluchr ganz anderer Art. Sie lagen in den Ver- 
kehrshindernissen in Ungarn und Innerösterreich. Tm Sont- 
mer 1782 stellen die Lemberger christlichen Ilandelsleute 
vor: „daß sie seil dem der Handlungszug über Danzig 
wegen der überspannten preußischen Zölle gehemmet wor- 

1) Schlözers Briefwechsel, IT., 188. 

>) Vgl. oben S. 3-14. 

>) Staufsvtatsakten Nr. 7 ex 1781. 

4) Vel. oben S. 255 

5) Piller, 1784, 8. 125. 





den, den Weg von Triest dureh Ilungarn ein- 
geschlagen hätten; welchem Unternehmen aber verschie- 
dene llindernisse als I. die last unfahrbare Straßen, 2. das 
Unterkommen auf der Reise, 3. ler Mangel am Kuhrwerke, 
endlich 4. die Transito wıd städtischen Mäute‘ entgegen- 
ständen.!) Angesichts des Widerstandes der ungarischen 
Stände gegen die Beseitigung der Auflagen, blieb der Wie- 
ner Regierung nicht viel übrig. „Die Erhaltung beständig 
wandelbarer Straßen, guter Wirtshäuser und Herstellung 
eines regelmäßigen Fuhrwesens,“ würde wohl — führte 
die Hofkanzlei aus — „dem Kommerz und dem Königreiche 
Hungarn ungemein zu statten kommen.“ Allein das ge- 
höre „zur Wirksamkeit der Hungarischen Holkanz- 
lei.) Was man tun konnte, war nur, die llindernisse 
gegen den Transit in Imnerösterreich zu beheben. Dies 
wurde denn auch angeordnet.) 

Das wichtigste Ilindernis für die Entwicklung des gali- 
zischen Exporthandels über Triest lag jedvch in der gerin- 
gen Entfaltung des Triester Seehandels über- 
haupt. Die dortigen Beziehungen zu Frankreich waren 
erst in den Anfängen. Marseiller Schihe erschienen in 
Triest erst seit 1770. Es mangelte an ltückfrachten. Äußerst 
gering war der Verkehr mit Holland und England, obwohl 
gerade nach diesen Ländern ein größerer Export von gali- 





zischen Nafturprodukten — 11017, Geireitle, rohen Häuten, 
’oftasche und Leinwand — möglich gewesen wäre!) Wenn 


1) Bitischrift vom August 1782. (IE K. A. Commerz. Fase. 57 
ad 2 0x Septembri 1782). — Über die Verkehrsse :hwierigkeiten 


infolge der ständischen und privaten Mauten, vgl. Beer, Iandels- 
politik S. 16. 


2) Zit. Akten. 

») „So viel zur hieror tigen Wirksamkeit. gehörige Ver- 
besserung der Straßen auf der kurzen Strecke betrifth, wo nämlich 
die Pellauer Straße von der Triester abE ÄlL und bis nach Nedelitz 
an die nmugarische Gränze führel, da hal man dem inneröster- 
reichischen Gubernio verordnet, auf die Behebung der angezeigten 
Gebrechen den ernstlichen Bedacht zu nehmen“,  Ifofdekret . 
das innerösterr. Gubernium vom 13. Februar 1783, CH. X. 
Commerz. Fase. 57, al 1 ex Februario 1783). 

ı) Vgl. Beer, Österr. Wandelspolitik. 8. 77 f., 72, 17. 
1776 wurde die Gründung einer ITandelskompagnie Bi den ILundel 


der Niederlande über Priest mit Ungarn erst geplant. (Depesche 
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nun aber auch der ssalizische Handel über Triest mit Flin- 
dernissen kämpfte, so machte er doch immerhin auch in 
der josefinischen Zeit. weitere Portschritte. Im Jänner 1783 
versicherte Guinigi, daß die HNandelsbeziehungen Gali- 
ziens mil Triest ständig zunchmen.!) Im Sommer 1784 kaufte 
eine größere Lyoner Firma, Ludwig Bugnon & Co. im 
Duklaer Kreis gegen 200 Zentner Leinenwaren und Zwirn, 
um sie über Triest auszuführen, und war geneigt, bei Uie- 
lingen dieses Versuches, einen regulären Leinwandexport 
über Triest zu organisieren?) ‘Die Brodyer Juden bezogen 
dirckt aus Lyon Seide.) In ständiger Verbindung mit Brody 
waren die Mailänder Seidenzeugfabrikanteı Gebrüder 
Pensa.!)i 

Nach den Merkantiltäbellen von 17875) betrug der Ver- 
kehr mit dem Sülden gegen 450.000 fl.,, und zwar bezifferte, 
sich die Einfuhr aus Triest mit 50.859 fl., die Ausfuhr 
dorthin mit 21.419 fl.; die Einfuhr aus Italien mit 
13.933 fl.. die Ausfuhr dorthin mit 1240 fl.; endlich erreichie 
der Transit von und nach dem Süden die. nicht geringe 
Höhe von 357.948 [L.,s) d. h. 14°89 % des ganzen galizischen 
Transitverkehrs per 2,404.326 fl. Diese Ziffern spiegeln je-, 
doch bloß den direkten Verkehr mit Triest und Italien 
Barth&lemy’s vom 23. Dezember 1776. (Pariser Archiv. Corresp. 
pulit. Vol. 330, Fol. 267.) 

2) Vgl. oben 8. 380. r 

®) H. X. A. Commerz. Fasc. 57 ad 3 ex Junio 1784. 

3) Vgl. oben 8. 316. 

#) II. K. A. Mautwesen in Galiz. Nr. 7. G. ad 361 ex 
Januario 1785. 

5) Vgl. Grossmann, Statistik usw, a. a. ©. S. 230. 

5) Diese Summe verteilte sich folgendermaßen: 


Der Transit aus Triest 2.753 N. 
BR 55 nach  , aus Brody 179.435 ‚, 
y BE ” re „ Polen 86.812 ,, 
N „ 5 ’ „ Türkei 21.200 „ 
MR 55 » Italien „ Polen 18.451 „ 
55 PR ” = Brody 48.310 „ 
y m e re „ Rußland 134 „, 
55 3 3 Fiume „ Polen 787 


” 
(„Summarische Durchfuhrs-Merkantil-Tabelle der k. k. Königreichg 
Galizien und Lodomerien vom 1. November 1786 bis letzten Oktober 
1787“. H. K. A. M. 3 Fasc. 12.222 
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wider. Der ungleich größere Teil des Verkehres mit dem 
Süden der Monarchie dürfte sich indirekt, durch Ver- 
mitllung des Wiener Handelsplatzes suwie der ungarischen 
Kaufleute, vollzogen haben. 


Zweites Kapitel. 


Der Handelsverkehr mit der Türkei und nach dem 
Schwarzen Meere. Der Handelsvertrag mit Rußland vom 
1. November 1785. 


Zur Zeit der Teilung Polens war dessen Mandel mit 
dem Schwarzen: Meere längst im Verfalle. Den südlichen 


Teilen der Republik — Podolien, der Ukraine und einem 
großen Teil Volhyniens — mangelte es an einem großen 


Markte zun Absatz ihrer reichen Produktion und sie litten 
an Geldmangel bei gleichzeitig unermeßlichem Reichtum 
an Naturprodukten. Der Dniesterfluß spielte damals in 
den Handelsbeziehungen keine Rolle.!) 

Als im Jahre 1772 Galizien an Österreich fiel, schien 
es daher, daß die neue Provinz von dieser Seite einer neuen 
und hoffnungsvolleren Zukunft entgegengehe. Schon seit 
Beginn des 17. Jahrhunderts wandte Österreich seinen 
Blick gegen Süd-Osten, nach dem Schwarzen Meere, nach 
Konstantinopel und der Levante. Durch die Friedenstrak- 
tate von Karlowitiz, Passarowitz und Belgrad (1699, 1718, 
1739), wurden dem österreichischen Handel sowohl auf der 
Donaustraße als auch zu Lande, über Ungarn und die Moldau, 
wichtige Begünstigungen zugestanden.?) Indessen verstan- 
den es weder die erbländische Kaufmannschaft noch die 
österreichische Verwaltung, diese Vorteile auszunützen. Der 
orientalische; (Handel geriet gänzlich in die Hände von 


1) Korzon, a. a. OÖ. II. 2, 54/5. 

2) Ueber die wirtschaftlichen Beziehungen der Monarchie mit. 
dem Osimanenreiche im 18. Jahrhundert vgl. Grünberg, Handels- 
politische Beziehungen zu den Ländern an der unteren Donau. 
äinleitung; Grunzel, Handelsbeziehungen zu den Balkanländern, 
Beer, Oesterr. Handelspolitik; Srbik, Stäatlicher Exporthandel. 
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Türken, Griechen, türkischen Juden und Armeniern und 
die Handelsbilanz gestaltete sich für die Erbländer stetig 
passiver.!) Jörst mit Josefs Mitregentschaft begann man 
die bevorzugte Stellung der Türken nach und nach einzu- 
schränken und bestrebte sich den Export nach dem Osten 
zu stärken sowie eine Revision der Handelsverträge nit 
der Pforte zu erwirken. 

Für Galizien und namentlich für seine Ausfuhr hätte 
der Handel nach der Türkei auf dem Dniester und über 
Ungarn auf der Donau von großer Wichtigkeit werden 
können, wenn die im Art. II und III des Passarowitzer Han- 
delsvertrages vom 27. Juli 1718) dem österreichisch- 
türkischen Handel zugestandenen lrleichierungen auch 
auf Galizien Anwendung gefunden hätten. Nach der Okku- 
pation wurdc in Wien tatsächlich die Frage aufgeworfen: 
„ob und in wie weit der Passarawitzer Friedenstraktat 
und «die in solchem denen Ottomanischen Unterthanen in 
den Erblanden und vice versa den erbländischen im Otto- 
manischen Reiche eingestandene Maut- und ÜUommercial- 
Begünstigungen sich auf Galizien zu erstrecken haben?“ 

Die Staatskanzlei?) glaubte die Frage aus zwiefachen 
Gründen bejahen zu müssen. Einerseits, weil „Galizien 
jure Coronae Hungaricae revindiciret wurde ..., folglich 
als ein appertinens dieser Krone anzuschen“ sei. Nun war 
in Passarowitzer Traktat ausdrücklich stipuliert, daß der 
Vertrag auch auf die ungarischen Untertanen des Hau- 
ses Österreich Anwendung zu finden habe.) Außerdem 
erschienen die Vertragsbestimnungen ihrem Wortlaute nach 
nicht bloß auf diejenigen Nationen beschränkt, die zur 
Zeit des Vertragsabschlusses unter österreichischer Herr- 
schaft gestanden hatten, sondern auch auf die etwaigen 


N) Vgl. Beer, a. a O0, 8 83, 186. Ann. 198; Srbik 
a. a. O0. 8. 307. 

?) Neumann, a.a. 0.I2. 

») H. K. A. Commerz. Fasc. 57 ad 9 ex Aprili 1776. 

4) „Fra i sudditi W’ambi gli Imperi, del Romano cio&e e 
dell’ Ottomano, fu stabilito Il libero ed Wwniversale ebmmercio sui 
fiumi, per mare e per terra, di modo che sotto la tlienominazione 
di sudditi di. sus ‘Maest& Imperial-Regia Cattolica si com- 
prendano i Tedesch, Unghersi, Jtaliani, Belgi di qua- 
lunque stirpe o religione ....“ (Art. L) 
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zukünftigen Erwerbungen ausgedehnt.) Nach Auffassung 
der Staatskanzlei standen daher auch Galizien in der Tür- 
kei alle traktatmäßigen Begünstigungen zu, deren sich die 
übrigen Erbländer erbreuten, „wobey sich das jus reciproci' 
auf die türkischen Unterthanen (in Galizien) von selbst 
verstünde.?) Trotzdem fand während der ersten vier 
Jahre nach der Okkupation „in Galizien in Anschung der 
Türkischen Waaren und Handelsleute noch die vorige 
pohlnische Mautverfassung in Belegug statt.) Die tür- 
kischen‘ Waren wurden somit in Galizien mit 10%, ver- 
zollt,‘) während sie in den Erblanden und in Ungarn nur 
5%/, zu erlegen brauchten. Die Folge war, eine Erschwerung 
der direkten Handelsbezichungen zur Türkei. Die „tür- 
kischen“ Händler kamen nichf direkt über die Moldau, son- 
dern mit Umgehung derselben über Ungarn nach Cali- 
zien.) 

Ein Wandel hierin griff erst im Jahre 1776 Platz; 
bei Gelegenheit eines Rekurses des griechischen Kaufmanns’ 
Paul Popowitsch, der sich als türkischer Untertan darüber 
beschwerte, daß er in Galizien seine dorthin von der ersten 
Teschener Messe eingeführten Waren nochmals habe ver- 
zollen müssen, obgleich sie bereits einmal, bei dem Ein- 
bruch in die Erblande zu Semlin, mit der "gewöhnlichen 
Türkenmaut per 5%, belegt worden waren. Die galizische 
Hofkanzlei hielt die Beschwerde für gerechtfertigt. „Ohne 
Verletzung der Tractaten und Veranlassung gegrün- 
deter Beschwerden bey der Pforte können — meinte sie — 
die türkischen Umterthanen mit türkischen Waaren auch 
in Galizien zu keimer anderen und höheren als («der 
hergebrachten 5%igen Maut verhalten werden.“ Anderer- 
seits aber komme in Betracht, daß man darauf bedacht sein 


) .... 4 quali altualmente soggiacciono al Dominio Cesareo- 
Regio, 0 vi devono soggiacere in qualunque tempo 
e modo e sotto qualunque titolo.“ (Ebenda.) 

®) U. K. A. Commerz. Fasc. 57, ad 9 ex Aprili 1776. 

3) Vortrag d. galiz. Hofkanzlei vom 12. Febr. 1776 (Ebenda). 

4) „Die Ottomanische Unterthanen sind bishero so wie ulle 
übrige Fremde hierlandes behandelt worden und zahlen von all 
ihren einführenden Waaren 10%“ (Gubernialreferent Guinigi 
im sogen. UI. Entwurf zum galiz. Zolltarif vom 9. Jänner 1776). 

5) Vgl. oben S. 83. 
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müsse, „den diesseitigen gallizischen Unterihanen, welche 

. einen beträchtlichen Handel nach der Türkey treiben, 
in denen türkischen Staaten das angemessene Recipro- 
cum zu verschaffen.“ Sie beantragte daher: es solle nicht 
allein im konkreten Falle der gesetzwidrig erhobene Zoll 
zurückerstattet, sondern auch prinzipiell ausgesprochen 
werden: daß fürderhin unter Voraussetzung (der Recipro- 
ziät „a) die mit türkischen Waaren in Galizien unmit- 
telbar aus’ der Türkey oder aus fremden Ländern ein- 
brechende Türkischen Handelsleute hinfüro nicht mehr 
als die tractatmäßige 5% Mautgebühr zu entrichten haben; 
b) die aus einem anderen deutschen oder 
hungarischen Erblande eimbrechende und daselbst 
die gewöhnliche Türkenmaut bereits abgeführt habende 
Handelsleute aber zu kemer [crneren Mautabgabe ange- 
halten werden sollten.“ 

Die: Kaiserin genehmigte nicht nur diesen Antrag, son- 
dern beauftragte auch das Guberniun: genau darüber zu 
wachen, daß die galizischen Kaufleute in der Türkei 
genau so wie die erbländischen behandelt würden. Zugleich 
ordnete sie an: es möchten alle jüngsthin in den Erb- 
landen getrelfenen Verfügungen zur Einschränkung der pri- 
vilegierten Stellung der Türken (wie die Vorschriften über 
die Einschränkung ihres Kleinhandels, die Justizpflege, 
Kontrabandesachen etc.) in ein einheitliches Gesetz zusam- 
mengefaßt und auf Gelizien angewendet werden,') ein 
Befehl, der noch im Mai 1776 zur Auslührung gelangte.) 


1) „‚lch begnehmige’ das Binrathen der Kanzley, welche dem 
Gubernio zugleich aufzutragen haben. wird, genau darauf acht 
zu haben, ob die Galizischen Unterthanen in der Türkey eben so 
wie die übrigen Kais. Unterthanen oder aber so wie pollnische 
Unterthanen behandelt werden ... Anbey hat sich die (gali- 
zisehe) Kanzley die eigentliche dermalige gegen vorhin inehr 
beschränkte Handlungsverfassung der türkischen Unterthanen, be- 
senders respeetu der Waauren-Galtungen womit ihnen all’ in grosso 
und zu Marktzeiten alla minuta zu handeln erlaubt ist ingleichen 
wie es nalch Unterschied der Fälle mit ihnen in Contrebande 
Sachen gehalten werde mittheilen zu lassen“. (Sine. Dato.) 

2) Ilofdekret vom 2%. Mai 1776 (H. K. A. Columerz Fase. 57 
ad 4 ex Junio 1776). „Consignation samentlicher bey der Böhm. 
u. Oesterr. Hofkanzley-Registratur vorfindigen *Generalien, die 
Ausmessung der llTandlungsfreyheit der Ottomanischen Untertlianen 


Parallel zu diesem Streben, die Begünstigungen aus den 
Handelsverträgen mit der Türkei den galizischen Handels- 
leuten zuzuwenden, ging das andere nach Revision der 
traktatmäßigen Beziehungen zur Pforte einher. Das Ziel 
war die Erwirkung weiterer, und zwar ähnlicher Begün- 
stigungen wie sie die Pforte durch den Frieden von Kut- 
schuk -Kaimardsehi (16. Juli 1774) Rußland zugestanden 
hatte. 

An 10. April 1775 wurde unter dem Vorsitze Hatz- 
felds eine Sitzung des Staaisrates abgehalten, in der auf 
speziellen Befchl der Kaiserin zum Referenten bestellte 
Hofrat von Raab über die „Einleitung einer nützlichen 
Handelschaft mittelst der Donau in das Schwarze Meer und 
in die türkischen Lande“ referierte?) 

Die Herrschaft im Mittelmeer bildete seit jeher einen 
Angelpunkt der französischen Politik.) Als nach dem 
Frieden von Kutschuk-Kaimardschi der russischen Schift- 
fahrt im Schwarzen Meere große Begünstigungen zuge- 
sichert worden waren, befürchtete Frankreich eine Mono- 
polstellung der russischen Flagge in diesem Meere. Um 
dem entgegenzuwirken, lud der französische Gesandte in 
Konstantinopel die dortigen Vertreter der fremden Höfe 
zu emem gemeinsamen Schritt bei der Plorie wegen der 
freien Schiffahrt im Schwarzen Meere ein. Darauf nun 
nahm Raab Bezug und wies auf die Wichtigkeit des 
Handels auf dem Schwarzen Meere [ür die Monurchie hin, 
trotzdem derselbe auf soviel Schwierigkeiten stoße. Lohne 
er sich sogar weit entfernten Staaten wie Frankreich und 
in den k. k. Erblanden, deren Behandlung in der Justiz-Pflege und 
Contrebande-Fällen, dann die Gleichhaltung der k. k. Unterthanen 
mit selben in der Mautfbegünstigung betreffend“. Ts sind dies 
Verordnungen aus den Jahren 1767--1774. Vgl. Kropatschek, 
Theres. Gesetzbuch VII. 4, 26. 

») Vgl. Beer, Teilung Polens IT. 264, 268. Über die Be- 
deutung dieses Friedens für Rußland und dessen Handel vgl. Roe- 
pell, D. orientalische Frage 1774—1830. S. tt ff. Sorel, Question 
d’Orient au XVIITe sieele. 8. 259E. 

2) Protocollum Commissionis habitfae die 10. Aprilis 1775. 
Außer den erwähnien waren noch anwesend: Wrbna, Reischach, 
Palily, Cobenzl, Binder, Kresel, Gebler, Löhr, Degelmann, Ilaann. 
(A. M. J.V.G. 12,2968 ad 1272 ex Majo 1775). 

») Beer, Orientalische Politik. 8. 32. Richelieu, a. a. OÖ. 
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England, so könne er auch und wumsomehr für die Erb- 
länder vorteilhaft werden. Doch empfehle sich, wolle man 
diese Vorteile erreichen, eine dem französischen Antrage 
entgegengesetzte Haltung. Man müsse sich bemühen, das 
Schwarze Meer zu einem mare clausum zu machen. 

In einem halboffiziellen Promemoria an den russischen 
Minister sei daher der Vorschlag zu machen: die beiden 
Staaten sollten sich in Handelssachen gegenseitig nnter- 
stützen und :den Vorschlag des französischen Gesandien 
zu Falle bringen. Die Pforte habe zwar vorläufig dem 
französischen Gesandten eine dilatorische Antwort gegc- 
ben. Es sei jedoch nicht ausgeschlossen, daß sie dem 
Drucke der Mächte nachgebe, und es kömme daher darauf 
an, Mittel ausfindig zu machen, wie die Konkurrenz der 
fremden Mächte durch gemeinschaftliches Vorgehen beider 
kaiserlichen Höfe ausgeschlossen werden könne. Der Ab- 
schluß eines formellen Handelsvertrages sei zwar nicht. 
geboten, um die Wachsamkeit, fremder Möfe nicht zu 
wecken.) Eine Verabredung in der Richtung gegenseitiger 
Unterstützung des eigenen Handels und der Schiffahrt 
würde genügen. Da die österreichischen Schiffe -— dem 
“ Passarowitzer Traktate gemäß —- auf der Donau nicht zum 
Meere gelangen durften und in Vidin oder Rustschuk auf 
türkische oder, seit 1774, auch auf russische Schiffe umge- 
laden werden mußten, so wünschte man österreichischer- 
seits vor allem eine Brmäßigung der Frachttarife auf rus- 
sischen Schiffen für erbländische Waren, aber auch andere 
Erleichterungen für den erbländischen Handel. (Bau von 
Magazinen und Raktoreien in Kertsch oder Jenikale etc.). 
Käme, schloß Raab seine Darlegungen, eine solche Ver- 
abredung mit Rußland zustande, so wäre die Gründung 
„einer allgemeiner octroyrien Compagnie“ auf Aktien rat- 
sam. Vorläulig solle man nur eine Probeladung veranstäal- 
ten und die Donauschiflahrt erlorschen. 

Von einer solchen Aktion durfte vor allem Ungarn itr- 

1) Daß man in Frankreich trotzdem die Absichten des Wiener 
Kabinetts durchschaute, geht aus einer Depesche der Pariser Re- 
gierung an Breteuil (ddo. 3. März 1776) hervor, in welcher 
derselbe darauf aufınerksam gemacht wird, „que la cour de Vienne 
travaille & se procurer un debouche par le Danube dans la mer 
noire“. (Pariser Archiv. Correspond. polit. Vol. 329, Kol. 84). 


folge seiner günstigen Lage Nutzen erhoffen. Aber auch 
andere Erbländer wären in der Lage gewesen, auf der Donau 
Absatz für ihre Waren zu suchen.!) Die Kaiserin stimmte 
denn auch Raabs Vorschlägen zu. Und später, im 
Jahre 1777, erhielt die Firma Baron Fries, Zewarovich 
et Co. ein „Octroy“ auf die Donauschilfahrt.”) Allein von 
irgend größeren Erfolgen hören wir nichts.?) Die Auflö- 
sung des Kommerzienrates (1777) und der Galizischen ITof- 
kanzlei (1776) haben dazu beigetragen, daß die Bemühun- 
gen, die Handelsbeziehungen mit dem Oriente zu Wasser 
zu beleben, nachgelassen haben. — 

Auch dem Handel zu Lande über die Bukowina und 
die Moldau wendete die Regierung größere Aufmerksanı- 
keit zu. 

Schon während der Teilungsverhandlungen mit Polen 
ging Jose 1I. darauf aus, die Grenzen Volhyniens derart 
vorteilhaft auszustecken, daß er „alle Communication des 
Überrestes Pohlens mit der Moldau, und alle Handlung 
mit der Türkey, sammit der Hauptstraße, die nacher 
Kiow gchet“, hätie beherrschen können.) Trotz aller Un- 
terstützung Ditt der galizische Handel nach dieser Richtung 
empfindlich; und zwar nicht so schr wegen innerer Män- 
gel wie Mangel an Kapital, Unternchmungsgeist, Organi- 
sation ete., als vielmehr in erster; Reihe durch die Un- 
sicherheit der Verhältnisse in der Moldau. Die dortigen, 
der Türkei tributpflichiigen Hospodaren suchten sich dureh 
die Ausbeutung der fretmden Kaufleute zu entschädigen. 

!) Auch für Galizien war diese Frage von Wichtigkeit, da 
auf dem Pruthflusse die Verbindung Galiziens mit der Donau her- 
gestellt werden konnte. Beer (Österr. Handelspolitik 8. 82) er- 


wähnt zwar die im Text skizzierten Beratungen, ohne jedoch ihren 
wesentlichen Inhalt wiederzugeben. 

2) Vgl. auch Beer, ebenda 8. 86. 

®) Nach den Angaben Schweighofers wurden die ersten 
erfolgreichen Versuche mit der Donauschiffahrt nach dem Schwar- 
zen Meere erst 1762 unternommen (a. a. O. S. 342). 1787 erhielt 
der Kaufmann Brishenti „un privilöge d’une diligence sur le 
Danube“ (Joscel an Cobenzl, bei Beer-Fiedler, IT. 170). 

3) Votum des Kaisers vom 29. Mai 1773. Beer, 
Polens, 11. 227, III. 56. 

5) Vgl. über die Bedrückungen durch die Moldauischen Für- 
sten die Berichte der österreichischen Vertrauensmänner im Jahre 
1771 bei Werenka, a. a. O., S. '166. 


Teilung 


Eben darin sah Beekhen das ITauptbindernis für die 
Kniwieklung des galizischen Handels mit dem Ösmanen- 
reiche.!) 

Iinergischere Schritte um den Export Galiziens nacıı 
dem Schwarzen Meere zu leiten, wurden erst im Zusanı- 
menhange mit der Danziger Reise Beekhens eingeleitet. 
In seiner Relation von Ende 1780 wies Beckhen darauf 
hin, daß wenigstens aus Jen östlichen Teilen Galiziens 
(Podolien) das Getreide auf dem Dniesterfluß gegen 
das Schwarze Meer ausgeführt werden könnte. Das würde 
damm zur Felge haben, daß auch die westlichen Teile des 
Landes, wegen Verminderung der Konkurrenz tMolz der 
Stockung des Danziger Exporfes höhere Preise erzielen 
würden. (& 92.) \ = 

Im Schooße der.Hofkanzlei schlug Graf Chotek in 
einem Relerare „über die Ausfuhr der galizischen Produk- 
ten gegen die türkische Provinzen und das Schwarze Meer?) 
auch vor: es solle von der Pforte die freie Schiffahrt 
auf dem Dniester gelordert werden, da der Passarowiizer 
Frieden sich auf diesen Puß nicht erst?eckie. j 

Diese diplomatischen Bemühungen brauchten jedoch 
Zeit. Vorläufig glaubte man daher, der Sache durch Unier- 
stützung der privaien Tnitiative zu dienen. Um diese Zeit 
meldeten sich die bekannten Finanziers und Großhändler, 


!) „Die Verfassung dieser Länder und der sittliche Charakter 
dieser Völker Jäßt einzelnen Ilandels-Leuten beynale Keine Iolf- 
nung übrig, den Itandel ins große zu treiben. Is ist bekannt, wie 
verkäuflich die Gerechtigkeit in der 'Türkey, besonders in den 
Provinzen ist, die gleich der Moldau durch abhängige Fürsten 
regiert werden. Die Unwissenheit der Türken . .. Ahr Stoiz, die 
Verachtung, welche sie gegen Christen und Juden hegen, die Ralsch- 
heit und Iinterlistigkeit der Griechen, vermehren die Beschwerlich- 
keit des Ilandels. Der zinsbare Fürst muB sieh wegen des Tributs 
an die Pforte und der Geschenke an die Minisder schadlos zu 
halten suchen; und da er doch sein Volk, gewisserimaßen schonen 
nıuß, so Inüssen einzelne fremde llandelsleute die Justiz sum Ihener- 
»ten bezahlen oder gar damit Verzicht thin.” — (Gubernialbericht 
vom 30. September 1780. IL. K. A. Commerz. Fasc., 57 ad L ex 
Decembri 1780.) 

:) Protokoll der in "Betreff tler Brleichterung der Ausfuhr 
der galizischen Produkte den 28. Dezember 1780 abgehaltenen Zu- 
sanmentretung. (A. M. J. V. 4. 772910 ad 51 ex Mario 1751). 
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die Aktionäre der Mährischen Lehnbank, die Gebrüder‘ 
Tsracl und Moyses Hönjg, mit einem Projekte,!) in dem sie 
auf «lie Hemmung des Weichselexports und die Stockung 
des galizischen Absatzes hinweisen, wodurch das Land 
furehtbar leide. Unter diesen Umständen versichern sie, 
ihren Vorschlag nicht zum eigenen Nutzen, sondern „vom 
patriotischen Eifer angespornet,“ gemacht zu haben. „Es 
würde also dem Staale schr nützlich seyn, emen Weg zu 
finden, mn ... die Erzeugnisse exportirvend zu machen.“ 
Es kämen nebst Getreide, Wachs, Hanf, Talg noch der 
im Osten des Landes häufige Tabak in Betracht. Zur För- 
derung dieses Absatzes ad extra verlangten die Propo- 


nenten ein ausschließliches Privileg zur Gründung — einer 
finanziell durch die Regierung unterstützten — großen 


Schiffahrts-Kompagnie auf dem Duiester und dem Pruth 
und erklärten sich bereit, zu diesem Zweck „einen hin- 
länglichen Fond (zu) widmen.“ 

Der Gubernialreferent Beekhen begrüßte diesen An- 
trag auf das freudigste?”) Ein ausschließliches Privileg, 
wie es von den Proponenten verlangt werde, erscheine wohl 
in den wirtschaftlich fortgeschritteneren Erblanden zur Zeit 
unzulässig.) In Galizien stünde aber die Sache anders. 
Dort komme es darauf an, den Handel und neue Wege für 
denselben erst zu schallen. Iljebei könnte die Krteilung 
ausschließlicher Befugnisse als Erziehungsinittel gute 
Dienste leisten.) Denn der einzelne Kaufmann und sogar 
kleine Gesellschaften seien nicht imsiande, die Ilinder- 
nisse, die sich dem Ilandel mit der Türkei m den Weg 

») „Aller Vnterthänigst Preygehorsamster Gedanke". (MH. RK. 
A. Commerz,. Pase, 57 ad I ex Decembri 1780). 

*) Der König von Preußen, führt er aus -- ruiniere Danzig, 
un „nach dem Ruin der Stadt Danzig den ganzen pohrischen 
Iandel gegen Ostsee an sich zu reissen. Um so erwünschlicher 
muß ein Vorschlag seyn, wodurch dem bisher gehemmilen Gange des 
Handels ein neuer Ausweg angeboten wird." 

’) „Bestreitet man sehr dermal den Nutzen dergleichen ans- 
schließenden Gesellschaften,“ 

4) „Wir halten dafür, eime ausschließende Tandlungsgeseli- 
schaft sey wie das Gerüst eines Gebäudes zu betrachten, welches 
zwar zur Aufführung desselben dienet; dagegen aber sobald das 
Gebäude wufgeführet ist, unütz und schädlich wird, daher wieder 
abgebrochen werden muß.‘ 


stellten, zu überwinden, und „das Unglück eines einzigen 
schreckt Hundert ab, ein ‚gleiches zu unternehmen.“ Nur 
ein großes Unternehmen könne seine Interessen in 
Zoll- und Justizsachen im Streitfalle genügend schützen 
und die Schiffbarmachung des Dniester und Truth auf ılem 
türkischen Gebiete in Angriff nehmen; „welches 
(zwar) kein Werk einzelner Handelsleute seyn kann; da 
sie (jedoch) von der Regierung in diesen Ländern nicht 
zu hoffen sind, von der Gesellschaft selbst zu machen sind.“ 
Niemand :aber werde ein großes Kapital investieren wollen, 
„ohne eines handgreiflichen Vortheiles versichert zu seyn, 
welcher aber eben durch die Fiwcht anderer Coneurrenten 
zweifelhaft wird.“ \ 

Diese Motivierung fand auch im Staaisrate Anklang. 
In der Sitzung vom 28. Dezember 1780 meinte IHatzfeld, 
es wäre „daß größte Glück für Galizien, wenn ein Waaren- 
zug (nach dem Schwarzen Meere) eingeleitet würde.“ Er 
„Wünsche (nur), daß die Compagnie, dje sich dazu anträgt, 
verläßlich sein möchte.“ In diesem Falle, trüge er „kein 
Bedenken auf ein (ihm) ansonst sehr gehässiges Privilegium 
privativum für sie einzurathen.“!) 

Von dem Schicksal dieser Kompagnie ist uns nichts 
bekannt. Ein damals unternommener Exportversuch, den die 
Akten erwähnen,2) mißlang. Nicht minder ein anderer, 
‚der zwei Jahre später (1782) auf den Gütern der Grafen 
Ankwiez zu Andrychöw höchst leichtsinnig untcrnom- 
men wurde Auf Auregung der Grafen wurde dort eine 
Handlungs-Kompagnie mit dem Ziel des Verlages 
wie des Exportes von Leinwand gegründet.) Eine La- 
dung von Tischtüchern, Servietten und Drillich in Werte 


.von einigen Tausend Gulden wurde „mit größter Gefahr“ 


auf Spekulation nach Konstantinopel, wahrscheinlich auf 
dem Dniester versendet, ohne daß man sich im voraus bei 
der Regierung der Geleitscheine versichert hätle. Die Ex- 
pedition erlitt in Achioli, an der Küste des Schwarzen Mee- 

!) Staatsratsakten Nr. 7 ex 1781. 5 

:) Choteks Referat. 

») „Unterthäniges Bitten deren Gebrüder Thadacus und Josef 
Grafen von Ankwicz, Erbbesitzer deren Güler Andrychow und 


Inwald in Galizien“. (IH. K. A. Commerz. Fase, 57 al 2 ex 
Majb 1783). 


un 


res, Schiffbruch und die Ladung wurde von den Küsten- 
bewohnern „nach Gewohnheit“ geraubt. Da die Kompag- 
nie keine Bücher führte und außerstande war, die Höhe 
ihres Schadens zu beweisen, und da auch die Schuldigen 
wegen Mangel an Zeugen nicht festzustellen waren, war es 
nicht einmal möglich, bei der Pforte förmliche Klage zu 
erheben. Auch sonst waren die bloß polnisch sprechenden 
Adrychöwer Unterlanen mannigfachen Gefahren ausgesetzt. 
Sie hatten „den Anfang auf eine ihren Mitbürgern nicht 
zur sonderlichen Aufmunterung gereichende Art gemacht.“ 
Und mit Mühe nur gelang es durch Intervention des öster- 
reichischen Internuntius von Herbert, für die Hilflosen 
eine ‚Entschädigung von 1100 Piastern zu erhalten und 
sic nach Galizien zurückzubelördern.!) Mit vollem Recht 
konnte der Internuntius unter Hinweis auf diese Erfahrung 
den Wunsch aussprechen: ‚man möchte künftigehin für 
dieses Land Leute, so die Handlung besser verstehen und 
nebst dem Pohlnischen, auch einige andere Sprachen reden, 
wählen.) — 

Solange die europäische Küste des Schwarzen Meeres 
in türkischen Händen war, konnte sich infolge der erwähn- 
ten Zustände kein regerer Handelsveorkehr nach dem 
Schwarzen Meere eniwickeln. Dies änderte sich in den 
achtziger Jahren mit den Fortschritten der russischen Waf- 
fen, seit dem die Stadt Cherson gegründet und dem rus- 
sischen Handel durch den russisch-türkischen Handelsver- 
trag vom 10. Juni 1783%) im Schwarzen Meere weitest- 
gehende Rechte und sogar die freie Passierung der Dar- 
danellen eingeräumt worden waren. Als endlich durch den 
Frieden von Ainali-Kawak (8 Jänner 1784) die „rechte 
Hand des Sultaus‘“, die Krim, zu dauerndem russischen Be- 
sitz wurde, erschien die Herrschaft Rußlands in jenen Ge- 

!) „Da ich nun diese armen und unwissenden Leute, welche 
keine ordentlichen Bücher über ihre Geschäfte hatten und bloß 
allein die pohlnische Sprache reden, andurch aber der Gefahr von 
schlechten Subjecten, die ihnen als Dollmetscher und Rathgeber 
dienen, betrogen zu werden ohne Unterlaß ausgesetzt sind, nicht 
verlassen wollte noch konnte; so —“. (Herbert an Kaunitz 
ddo. Pera, 26. März 1783, ebenda). 

2) Herbert an Kaunitz, ddo. Bujukdere, 24 Mai 1783 
(ebenda). 


») Vgl. Neumann, a a 0.T 296; Grunzel, a a O, 
5. 13, 
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wässern gesichert. Die Entwicklung des pontischen Han- 
dels wirkte revolutioniecrend auf die wirtschaftlichen Zu- 
stände in der südlichen Ukraine,!) und erst seit dieser Zeit 
bestand auch für Österreich die Möglichkeit, aus dem Handel 
nach dem Schwarzen Meere größere’ Vorteile zu ziehen.?) 

Mit großer Beunruhigung verfolgte man in Österreich 
die bedeutsamen Vorteile, die Rußland für seinen Handel 
im nahen und ferneren Oriente errungen hatte.) Damals 
riet Kaunitz, man möge der Türkei den Krieg erklären, 
sich in den Besitz des Unnagebietes setzen und sodann 
die Verhandlungen eröffnen.) Josef wollte jedoch eine 
friedliche Lösung und schon am 13. Oktober 1783 konnte 
er seinem Bruder den guten Erfolg seiner Bemühungen 
melden) Es war ihm durch eine Handelskonvention mit 
der Pforte‘) gelungen, die Meistbegünstigung und damit 


!) Vgl. Korzon, a. a. O. I. 328, 

?) Schweighofer meinte (1785) im Hinblick darauf, „daß 
einige pohlnische Magnaten das Kommerz auf dem schwarzen Meer 
zu benutzen sich bemühten“ und über Cherson Getreidesendungen 
mit Erfolg nach Konstantinopel und den Archipel durchführten, daß 
„dieser neueröffnete Warenzug auch für Galizien wichtige Vor- 
theile‘“ habe. Für die Lemberger und Brodyer Wandelsleute eröffnet 
sich damit ein sicherer Absatzweg nach dem Schwarzen Meere. 
„Dadurch wird der Nachtheil im pohlnischen Kommerz wieder ein- 
gebracht werden können, der durch die erschwerte Ausfuhr bei 
Danzig de.aselben verursachet wird“ (a. a. O. 8. 802 1.). 


») Leopold an Josef IT., Ende August 1783: „... . lu Grimee, le 
CGuban et l’ile de Taman ... ne sont point des objets si petils 


et si indilferents que P’lmpertriece voudrait le faire accroire, vu 
leur situalion, qui par la rend wmaitre (le toute la mer hoire ct 
de son commerce par le fait... embrasse les deux mers noire 
et Caspienne, lui ouvre & son temps direetement le commerce de la 
Perse et des Indes par une voie plus courte“. (Arneth, I. 167). 

1) Kbenda, 1. 165; Beer, Ovrientalische Politik, G. 76. 

>) Josef an Leopold: „Je me suis procurd pour mon commerce 
et pavillon .. avec la Porte dans la mer noire ... tous les 
avantages et süretes possibles“ (Arneth, I. 173.) „Je crois.... 
quo je me jprocurerai des avantages reels de commerce de la 
part des Turcs“ (Josef an Leopold, 17. Noventber 1783, ebenda 
I. 181.) 

°) Von der Pforte erlassen mit Sened vom 24. Februar 1784. 
Vgl. Neumann, a. a. 0. TI. 332. Vgl. auch Beer, a. a. O.S. 77: 
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die Gleichstellung Österreichs mit Rußland, Frankreich, 
England und Holland zu erlangen. Für Galizien kaınen 
jedoch dabei vor allem diejenigen Vertragsbestimmungen 
in Betracht, durch die alle früher erwähnten Hindernisse 
und Bedrückungen beseitigt wurden, mit denen der Han- 
del ir der Moldau zu kämpfen hatte.!) Iindlich gelang es 
auch eine Deklaration des Moldauischen Woywoden 
Alexander zu erwirken,?) welche den galizischen (vor- 
wiegend armenischen) Handelsleuten in der Moldau mäßige 
Gebühren und Ausfuhrzölle, einen 3% Einfuhrzoll und gün- 
stige Bedingungen für die Pachtung von Ländereien und 
Weiden zur Überwinterung ihres Viehes garantierte. — 

Erst auf der Basis dieses völkerrechtlichen Überein- 
kommens konnte an die Wegräumung aller übrigen Hinder- 
nisse geschritten werden. Mit Erlaß vom 13. Mai 17843) 
wurden die galizischen Manufakten, wenn ihre Versendung 
in die Türkei oder in die Krim lüber andere Erbländer (z. B. 
über Ungarn) erfolgte, vom Durchfuhrzoll gänzlich be- 
freit und bloß zur Zahlung des gewöhnlichen Ausfuhr- 
zolls von 5/,°/, verpflichtet.*) Im Hofdekret vom 
24. Juni 1784 wurde allen, „welche die Ausfuhr der hier- 
ländigen Produkte, als Getreide, Wachs, eingepökceltes 
Rindfleisch, Speck, rohe Ochsenhäute, Leinwand usw. auf 
dem Dniester weiter ins Ausland unternehmen würden,“ 
"Schutz und „alle mögliche Unterstützung“ zugesagt nd. 
die Bereitwilligkeit ausgesprochen, hierbei die Wünsche und 
Vorschläge der ‚Interessenten zu ıberücksichtigen.5) Vor allent 
aber galt es, die Schiffahrt auf dem Dniester zu erleich- 
tern, ja erst möglich zu machen. 

Dazu fehlte es jedoch im Lande an allem. Wie einst 
die Förderung des Triester Scehandels damit begonnen 
werden mußte, daß die orientalische Kompagnie eine Fa- 
brik zur Herstellung einfachster Stricke und Taue errich- 

% Vgl. den Ferman der Pforte an den Fürsten der Wallachei 
vom 16. Oktober 1783, der den österreichischen Kaufleuten Schutz 
zusicherte, bei Neumann, a. a. O. I. 325. 

2) ddto. Jassy, 9. März 1784: Vgl. Neumann, a. a. O. I. 387. 

») Piller 1784, $. 120. 

*) 1789 wurde für den Brodyer Handelsplatz der türkische 
Transitozoll von 5 auf 2% ermäßigt. S. oben 8. 402. 

>) Piller 1784, 8. 155. 


tete, weil sie niemand im Lande zu verfertigen verstand,!) 
so sah sich nun die Regierung genötigt, zwei Scilermeister 
nach Östgalizien zu zichen und ihnen, neben den sonstigen 
Vorteilen zu Gunsten fremder Ansiedler, wie zehnjährige 
Freiheit von Personalsteuern, Befreiung der ältesten Söhne 
von der Rekrutierung ete., eine Reisevergütung von je 
200 fl. zu gewähren und außerdem [für die Lieferung 
von guten Seilen und 'Tauen eine Prämie von 500 Dukaten 
(2250 fl.) zu versprechen?) Die größten Schwierigkeiten 
jedoch hatte die Regierung bei der Schiffbarmachung des 
Dniester zu überwinden.®) 

Als sich auf Grund des: Hofdekretles vom 24. Juni 
178 tatsächlich Fürst von Nassau-Siegen mit 
dem Vorschlage meldete, Getreide und Holz von seinen 
Gütern auf dem Dniester nach Akermamn zu verführen?) 
wurde sein Gesuch vom Grafen Kollowrat wärmstens 
unterstützt und vom Kaiser genehmigt) Eiligst desig- 
nierte sodamı die galizische Genie- und Navigations-Dirck- 
tion einen hervorragenden Fachmann, den Abh? Caspar 

1) Vel F2 M. Mayer, a. a. 0,8. 48. 

2) „Wegen Ansiedlung [remder Seilermeister in Galizien“, 
Piller 1782, Ö. 121. 

5) Die Frage der Flußregulierung und der Bau von Strußen 
wird in 2. Teile dieser Untersuchung behandelt werden, die Schilf- 
barmachung des Dniester hier daher nur insoweit berührt, als 
dies zur Aufklärung des Handelsverkehres nach dem Schwarzen 
Meer nolwendig erscheint. Sogar auf dem größten und seit 
Jahrhunderten benützten Plusse des Landes, auf der Weichsel, 
gingen jährlich viele Wöße „Byki“ genannt, zu Grunde. (Bziennik 
handlowy y ekonomiczay.“ Januarheli 1788, S. 84.) 

4) Gesuch vom 3. August 1785 A. M. J. V.G. 5/295 ad 83 ex 
Angusto 1785. Vgl. „Dziennik handl. y ekon.“ 1786. 8. BAT, SAT. 

») Vortrag vom 4. August; a h. Resolution vom 8. Angust. 
Diese Taniel: „Ich beangenelmme das Rinrathen der, Kanzley und 
muß zur Milfahrt ein in der Navigation gründlich erfahrenes Indi- 
vidum ausgewählt und dieses zur Führung eineg, ordentlichen 
Journals angewiesen werden.“ Das Hofdekret von 15. August ist 
auf Befehl des Kaisers bloß „a Monsieur (de Nassan-Siegen‘ 
adressiert, da der Fürstentitel des letzteren vor dem Reichsgerichts- 
hiofe wicht anerkannt wurde. Der Fürst, ein internalionaler Aven- 
turier — er selbst sprach von sich: „je ne suis (’aucune nation, 
cosmtopelite“, — spielte in tler Politik jener Zeit eine ziemlich dunkle 
Rolle. (Vgl. Vivenot-Zeissberg, a. a. O. passim.) 
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Caspari, für die projektierte Dniesterfahrt und schickte 
ihn mit einem Reisekostenvorschusse von 150 fl. über 
Husiatyn nach Nestorowce, wo er mit dem Fürsten zusam- 
mentreffen und am 15. Oktober die Befahrung des Dnie- 
sters antreten sollte!) Zur größten Zufriedenheit des Kai- 
sers legte Casparj nach beendeter Reise am 14. März 
1786 sein Reisejoumal vor. Auch rührt wohl von ilm die 
hydrographische Karte des Dniesters her, da es dem Fürsten 
von "Nassau an den zu ihrer Anfertigung nötigen Fach- 
kenntnissen wohl gemangelt hat. Caspari erhielt darauf 
„für seine mühsame und gründliche Führung des Jour- 
nals nebst Reisckosten 100 Dukaten (450 fl) zur Beloh- 
nung“?) — eine bei der bekannten Sparsamkeit des Kai- 
sers gewiß nicht geringe Auszeichnung. 

Das Ergebnis dieser sowie der auch noch vom Tira- 
fen Dzieduszyeki — ebenlalls 1785 — unternommenen 
Dniesterbefahrung war, daß man diesen Fluß wenigstens 
zweimal jährlich, bei Hochwasserstand zur ‚Verschiffung 
der Landeserzeugnisse nach dem Schwarzen Meere als 
geeignet fand. Dzieduszycki hat auch die Erteilung 
eimer Konzession zur Gründung einer Schiff- 
fahrts- und Handelsunternehmung auf dem 
Dniester angestrebi3) Der Gubernialreferent Zunger 


ı) Lemberger Stalthaltereiarchiv, Fase. Comerziale, N. N. 
22.205, 25.374 und 26.220 ex 1788. 

2) Wofkammerdekret vom 29. August 1786. (Ebenda Nr. 21.104 
ex 1780.) Nach obiger Darstellung sind manche Details der Dar- 
stellung Askenazy’s (Ksigze Denassöw in „Wezasy historyezue“ 
IT. 145) zu berichtigen; vor allem die Behauptung Askenazy’s, dal 
die Dniesterbefahrung im Zusammenhange mit den Bemühungen 
gestanden habe, welche die französische Regierung zur Förderung 
des levantischen ITandels machte. Frankreich hatte cher ein In- 
teresse an der Wenmmug der Dniesterschiflahrt. Auch die Ver- 
diensie des Fürsten werden von Askenazy zu hoch angeschlagen ; 
wohl darum, weil es bisher unbekannt war, daß Nassau seine 
Reise gemeinsam mi Caspari gemacht hat. — Vgl. auch Korzon 
IT. 667, 

5) Gesuch vom +4. Mai 1787, „womit ihm ein Privilegiun 
ertheilet würde, kraft welchem ihm Treistünde, Schifle zu er- 
bauen, mit selben befrachleler und unter der Flagge Sr. Majestät 
den Bniester auf und ab zu passieren und unter a. h. Protection 
ein Cymerz auf dem Alittelländisch- und schwarzem Meere zu 
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befürwortete sie auch warm, da der Graf „hierlandes begü- 
tert und überhaupt dieser Unternehmung gewachsen ist.“ 
Zugleich aber hielt er eine gewöhnliche Regierungskonzes- 
sion zur Führung des Handels auf dem Schwarzen Meere 
für nicht ausreichend, sondern die Erwirkung eines be- 
sonderen Fermans bei der Pforte für nötig.!) Die ver- 
langte Konzession wurde Dzieduszycki tatsächlich, und 
zwar zunächst auf ein Jahr erteilt, sodann nachträglich auf 
weitere zwei Jahre (im ganzen von 1787—1790) verlängert. 
Später wurde sie auf einen gewissen Muszynski über- 
tragen, der von Dzieduszycki die Transportunterneh- 
mung auf dem Dniester übernommen hatte.?) 

Zur Erleichterung der Dniesterschiffahrt wurden end- 
lich auch Flußregulierungen- unternommen. Die 
ersten Vorschläge hiefür machte — im September 1787 — 
Niedermayer, der dabei hauptsächlich den Export des 
galizischen Sudsalzes im Auge hatte) Im Sommer 1788 
bereiste Caspari nochmals die Dniesterufer. Die Regie- 
rung wies zur Anschaflung der nötigen Werkzeuge, als 
Äxte, Seilen, Winden und änderer Maschinen 1000 fl. an. 
Die nötige Hand- und Zugrobot sollten nieht bloß die 
Kameralherrschaften beistellen, sondern „alle an diesem 
luß rechts und links liegende Besitzer, und zwar an jener 
Flußstrecke, so ihre Gründe begränzet.“:) Nebst der Reini- 
zung des Flußbettes und der Befestigung der Ufer wurde 
längs des Ufers ein Treppelweg „zur Widerfahrt gegen den 
Pluß“ gebaut. Als nach dem Ausbruche des türkischen 
Krieges große Armeelicferungen auf dem Dniester trans- 
portiert werden sollten, wurden die Regulierungsarbeiten 
beschleunigt; und am 17. Februar 1789 konnte Caspari 
berichten, daß „bereits das Schwerste überwunden“ sei.) 
führen.“  (Lemberger Statthaltereiarchiv, Fase. Comerziale Nr. 
12179 ex 1787). 

!) Votum vom 24. Mai 1787 (Ebenda). Über tie ürste Dniester- 
befahrung i. J. 1782, Wurch Schulz, vgl. Czartorysk. Archiv Ms. 
Nr. 811, 8. 3281. 

2) Vgl. Jaworski, a. a. O0, 8. 41-42. \ 

») Lemberg. Nlatth. Archiv, FPase. Comeyziale Nr. 21.997 
wx 1787. 

4) Gubernialverordnung vom 23. Juli 1788. (Ebenda, Nr. 
16.111 ex 1788; auch 19.810 ex 1788.) 

°) Für eine große Reihe herrschaftlicher Bewnten, die sich 
bei den Arbeiten ausgezeichnot hatten, wurde zur Belohnnug eine 


* 
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Endlich folgten Verordnungen, die die Verunreinigung des 
Flusses durch Steine, Pfähle etc. mit empfindlichen Stra- 
fen bedrohten und für die Zukunft die Aufführung auch 
„des geringsten Wassergebäudes ohne vorläufige Anzeige 
an das Kreisamt und ohne Genehmigung der Oberbau- 
direktion“ verboten.) 

Der tatsächliche Erfolg dieser Exportförderung ent- 
sprach jedoch keineswegs den gemachten Anstrengungen. 

Zwar hatte der Handel zugenommen —- aber er war 
einseitig. Es stieg nur die Einfuhr nach Galizien, und zwar 
von ungefähr 800.000 fl. im Jahre 1778, auf 1,419.626 I1. 
im Jahre 1787, was cine Zunnahme von 77%, bedeutet. Da- 
gegen stieg in derselben Zeit die Ausfuhr von etwa 
209.000 fl. auf bloß 227.679 fL., somit kaum um 9%/,) Frei- 
lich sind diese Zahlen insoweit unvollständig, als sie den 
Handel des Biodyer Freigebietes nicht mit umfassen, (das 
gerade der Hauptort des galizischen Verkehrs mit dem 
Oriente und der Türkei war. Wahrscheinlich entwickelte 
sich der Verkehr, und zwar der Absatz naeh dem Schwar- 
zen Meere teilweise auch auf der Donau über Ungarn. 
Wenigstens darf man hierauf aus der starken Zunahme 
der Ausfuhr nach Ungarn schließen.) 

Der Ausbruch des türkischen Krieges mußte selbst- 
verständlich die weitere Entwicklung des türkischen Han- 
dels hemmen. :Normale Verhältnisse brachte erst wieder 
der Friedensvertrag von Sistov vom 4. August 1791!) in 
len alle vorhergegangenen Handelsverträge neuerdings be- 
stätigt wurden. Für die Dniesterschiffahrt eröffneten sich 
uun insoweit bessere Aussichten, als infolge des weiteren 
Vordringens Rußlands im Frieden von 9. Januar 1792 der 
Dniester zum Urenzfluß zwischen Rußland und der Pforte 
wurde) 
große silberne, für andere eine goldene Medaille von 10 oder 12 
Dukaten, für Caspari ein Dekret mit höchster Anerkennung 
in Vorschlag gebracht. (Lemberger Statthaltereiarchiv, Fasc. Comer- 
ciule Nr. 4.447 ex 1789.) 

!) Ebenda. Andere Vorschriften, die Flußpolizei be- 
treffend, vgl. bei Piller 1789. 8. 189 und Kropatschek, 
fosephs IT. Gesetze NVIT, 439-415. 

:) Vgl. Großmann, Amtliche Statistik, 8. 135. 

) Vgl. unten 8. H6. 

4, Vgl Neumann, a. a. O. L, 454 ff 

») Vgl. Beer, Orientalische Politik, S. 145. 

f 


In Zusammenhange mit dem lWMäandelsverkehre nach 
dem Schwarzen Meere mag auch der auf die Dauer von 
zwölf Jahren geschlossene Handelsvertrag mit Ruß- 
land vom 1. November 1785!) erwähnt werden. In dem- 
selben (& 8) räumten sich beide Kontrahenten gegenseitig 
die Meistbegünstigung em. Zugleich aber wurde, darüber 
hinaus, im & 7 des russischen Kundmachungspatentes den 
österreichischen Kaufleuten „für alle Waarcn und Erzeug- 
nisse, welche sie in den am Schwarzen Meere liegenden 
Häfen una namentlich in dem Hafen von Cherson an der 
Mündung des Dniester und in jenen von Sevastopol 
und Theodosia in Taurika einführen und ausführen 
werden, der Zollnachlaß von 25% (des russischen Tarils von 
1782) eingeräumt.) Femer wurden ($$ 5-7) Nlöchstein- 
fubrzölle festgesetzt, und zwar: für Pelzwerk und Juch- 
ten von 10, für Kaviar von 5%. Endlich wurde den beider- 
seitigen Untertanen „eine vollkommene Gewissenslreiheit" 
zugesichert, (8 2) — eine für Galizien, wo die bedeutendsten 
IEneroshändler Juden waren, besonders wichtige Bestim- 
mung. Denn hierdurch erst wurde den Brodyer Juden 
die schon früher angestrebte?) Herstellung direkter Han- 
delsbeziehungen mit Archangelsk ermöglicht.t) 

Daß trotz dieser Begünstigungen in den Merkantiltabel- 
fen pro 17875) der Verkehr von und nach Rußland äußerst 
geringfügig erscheint, erklärt sich damit, daß der Haupt- 
sitz des russischen Handels in Galizien und namentlich les 

{) Piller 1786, S. 12, 25. Vgl. dazu ten Brief Cobenzl’s 
an Josef vom 14. Mai 1785, bei Beer-Fiedler, If. 34 J. und 
Beer, Handelspolitik, S. Y7ff. Über das Verhältnis zu Rußland 
vgl. oben S. 428, 

?) Ein ähnlicher Nachlaß wurde nach $ 9 des österreichischen 
Patentes den auf der Donau eingeführten russischen und chine- 
sischen Waren gewährt. 

») Vel. oben S. 87. 7 

4) Im $ 26 wird den russischen Untertanen erlaäst, in allen 
Städten den Monarchie Häuser zu kaufen oder zu bauen; in 
6 Städten — darunter auch Lemberg und:Brody — wurden 
diese von der Militäreinquartierung befreit. Den österreichischen 
Untertanen wurden wiederum ähnliche Begünstigungen, in Peters- 
burg, Moskau, Aschangelsk, Cherson, Sevastopol und Theodosia 
gewährt. ($ 24 des russischen Patents.) 

5, Vgl. Grossmann, Amtliche Statistik, a. a. O., S. 230. 
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Pelzhandels Brody war, dessen Verkehr in den Tabellen 
nıcht ausgewiesen wurde. ZJinige Jahre später war der 
Handel nach Odessa schon im größeren Umlange betrie- 
ben. Es wurden dorthin Getreide, Ilolz und Pottasche ex- 
portiert und von dort nach Triest und anderen Mittelmeer- 
hälen verführt.') 


!) Vgl. Demian, Österreichische Monarchie. II. S. 1117. 
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Schlußbetrachtung. 


Schlußbetrachtung. 


S 1. Das Ergebnis. 


So Tückenhaft das statistische Material ist, das ws 


zur Verfügung steht!) so gestaltet es doch — wenngleich 
nur in großen Umrißlinien -- die Eutwicklung des gali- 


zischen Handels während der zwei Jahrzehnte von 1772 — 
1792 zu skizzieren, wobei es selbstverständlich weniger auf 
die absolute Richtigkeit der angeführten Zahlen, als viel- 
“mehr auf ihren relativen Wert, auf die steigende oder 
fallende Tendenz, die sie zum Ausdruck bringen, ankommt. 

Wie ich bereits wiederholt gezeigt habe, waren die 
lHlandelsbeziehungen -Galiziens zu den Erblanden im Zeit- 
punkt seiner Annexion äußerst gering?) da der Schwer- 
punkt des galizischen Außenhandels vor allem in Dan- 
zig, dann auch in Sachsen und in Preußisch-Schlesien lag. 
Dies erklärt sich dadurch, daß Galizien geographisch auf 
dem Weichselstrome gegen Polen und das Ballische 
Meer hin gravitierte, somit außerhalb der geographischen 
Tuteressensphäre Österreichs lag, die sich längs der Donau 
konzentrierte. Erst «lie Teilung Polens hat hier in Zwei- 
facher Richtung eine Änderung gebracht. Binerseits sperr- 
ten die preußischen Zölle zum großen Teil den Handelsweg 
geren Danzig, anderseits gelang es der Handelspolitik der 
österreichischen Regierung, den Verlust dieses MarkLes 
durch Brölfuung neuer Absatzwege nach den Erblanden 
zu erselzen. :Der Ilandelsverkehr nit den leizteren wird 

'!) Vgl. hierzu Grossmann, Amtliche Stalistik, 

:2) Vgl. die Äußerung Kaiser Josels von 1773, (oben 
S$. 147) und von Eders von 1775 (oben S. 228, Anm. 1), sowie 
die Beralungen über den Erfolg der ersten zwei Teschener Messen 
im Jahre 1775 (oben S. 117). ” 
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denn auch wie die steigenden Wertzilfern desselben zeigen, 
lebhafter. So stellte sich der ungefähre Wert der gali- 
zischen Ausfuhr nach den Erblanden in den Jahren: 


1778 1,046.146 I. 
1781 4,868.160 fl. 
1782 4,116.000 I. 


machte also in den beiden letztgenannten Jahren bereits 
die Hälfte der galizischen Gesamtausfuhr aus.) 

Die Verfolgung der weiteren Fmtwicklung des gegen- 
seitigen Handelsverkehres zwischen Galizien und den Erb- 
landen stößt auf große Schwierigkeiten; und zwar unter 
anderem auch deshalb, weil mit dem 1. Dezember 1784 für 
den galizischen Handel eine neue händelspolitische Grund- 
Jage dadurch geschaffen wurde, daß das Prohibitivsystem 
eingeführt und die Zwischenzollschranken zwi- 
schen Galizien und deutsch-slavischen Erb- 
!anden beseitigt wurden. Infolgedessen mußte für- 
derhim die Ausweisung des Handelsverkehrcs init: den Erb- 
landen ausbleiben. Daß derselbe nach 1784 rapid Zugenom- 
men haben dürfte, beweist die große Steigerung der gali- 
zischen Ausfuhr nach Ungarn und Siebenbürgen. 'Stellte 
sich deren Wert 1778 auf ungelähr 627.058 fl., so machte 
er 1787 bereits 1,974.169 fl. aus; hat sich somit im Laufe 
eines Jahrzehnts mehr als verdreifacht, während die Ein- 
fuhr aus diesen Ländern in demselben Zeitraunne von 
ungefähr 629.666 fl. auf 1,114.929 Tl. (im Jahr 1787) ge- 
stiegen ist, sich somit nicht einmal ganz verdoppelt hat. 

Wohl widerspiegelt sich in dieser großen Zunahme 
der galizischen Ausfuhr nach Ungarn teilweise auch der 
seit 1784 erleichterte Export nach Triest eimerseits, und 
nach der Türkei sowie dem Schwarzen Meere ander- 

!) Der ungefähre Wert der Einfuhr aus den Krblanden betrug 
in dev selben Zeit: i 


1778 -1,398.366 fl. 
1781 3,808.560 „, 
1782 4,255.920 ‚, 


In diesen und in allen folgenden Ein- un Ausfuhrziffern ist der 
Wandel von Brody nicht mitbegriffen, da Brody als Freistadt in 
den Merkantiltabellen nicht ausgewiesen erscheint. Der Umfang 
seines Großhandels im Jahre 1784 wurde oben 8. 272, 100 angegeben. 
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seitst), insoweit er nach diesen Orten nicht direkt, sondern 
mit ‚Unterbrechung in Ungarn ging. Eben dieser Umstand 
aber beweist, daß cs den handelspolitischen Maßnahmen 
der Regierung gelungen ist, durch die Eröffnung neuer 
Absatzwege nach den Trrblanden und nach Ungarn, durch 
die Förderung des 'Exportes über Triest und nach den unter 
türkischer Oberhoheit stehenden Ländern jene Verluste 
wettzumachen, welche Galizien durch die preußische Zoll- 
politik vom Norden her getroffen haben. 


Auf diese ‘Art ist der galizische Außenhandel im großen 
und ganzen trotz aller Schwierigkeiten nicht nur nicht 
zurückgegangen, sondern, wenngleich nur langsam, sogar 
gewachsen! Im Jahre 1779 betrug der Wert der galizischen 

Ausfuhr . . 2 .2.2.20.20.4499.000 fl. 
der Einfuhr dagegen . . +4,099.000 fl. 


„folglich auch der Activhandel daß passivum um 400.000 fl. 
überfliegen‘“?) hat. Und mit großer Genugtuung nahm der 
Hofkanzleireferent von Eger diese Zilfern „zur vergnüg- 
lichen Ansicht“, weil sie „in der Totalität einen 'Zu- 
wachs an dem galizischen Vermögensstand 
und hauptsächlich aus fremden Landen ausweisen.“ 

Die steigende Tendenz im galizischen Handel bestä- 
tigen auch die Zahlen für die Jahre 1781 und 1782. Nach 
den auf Grundiage der Zolleinkünfte durchgeführten Be- 
rechnungen bezifferte sich für das Jahr 1781: 


die Ausfuhr mit . . >... 9,702.000 f1.3) 
die Einfuhr mit . . 2 2 .2...8500.000 fl. 


Somit hätte die Ausfuhr die Einfuhr etwa um 1,200.000 fi. 
überstiegen. Doch ist. dabei zu berücksichtigen, daß auf 
den Export von Ärarial:älz etwa 1 Million fl. entfiel. Das 
eigentliche Aktivum ist demgemäß auf nur ungefähr 
200.000 fl. zu reduzieren. " 

Sowohl die Hofkanzlei wie Kaiser Josef waren mit 


ı) Vgl. oben S. 422, 439. 

:) Diese Zahlen sind wahrscheinlich hinter den normalen 
zurückgehlieben, da die Jahre 1778/1779 Kriegsjahre waren und 
schon die großen Armcelieferungen den Außenhandel beeinträch- 
tigen mußten. 

°) Diese innerhalb einer Zeit von 2 Jahren fast unglaubliche 
Zunahme findet teihvreise darin ihre Erklärung, daß die Ziffern 
Has Jahres 1779 infolge des Krieges äußerst gering waren. 
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dieser Entwicklung des galizischen Handels zufrieden. „So 
zeiget sich — führte jene aus — daB ohnerachtet der am 
Einde 1781 und im Anfang 1782 für Galizien nicht günstigen 
Umständen“ (schlechte Ernte) „der G eldeinfluß so 
beschalfen gewesen, daß sich die Circulation in einem zien- 
lichen Ebenmaße hat erhalten können. Jreylich hat die 
auf das Salz gerechnete Million, eben nicht die größte 
Lebhaftigkeit im Umsatze verursachet; inzwischen fällt 
von der Erzeugung und dem Transporto (des Sal- 
zes) doch immer so viel auf die Privat-Industrie, daß das 
daher entspringende Activum dem Lande selbst zugerechnet 
werden kann.“ Und die kaiserliche Resolution vom 25. Jän- 
ner 1783 lautet in demselben Sinne: „Der in den Commer- 
cial-Tabellen von Galizien pro A° 1781’ausgewiesene Stand 
des dasigen activ und passiv Commerces dienet zu Meiner 
Nachricht und sind die hiebei von ihr, Kanzley, gemachten 
Beobachtungen allerdings gegründet.“ 

Die Zahlen für 1782 zeigen gegenüber dem Vorjahre 
eine ziemlich bedeutende Verminderung der Ausfuhr. 

Sie betrug 8,248.560 N., während die Einfuhr sich auf 
8,182.230 M. bewertete. Somit hat sich für dieses Jahr ein 
Passivum von etwa 23-1.000 N. ergeben. "Trotzdem bleibt das 
früher gewonnene Bild im allgemeinen unverändert. Die 
Schwankungen in der Ausfuhr waren in einen Agrarlande 
ohne iudustrielle Produktion, die ja ihrem Wesen nach sta- 
biler ist, ganz selbstverständlich. Die schlechte Ernte des 
Janres 1781 mußte notwendig auf die Ausfuhr des folgenden 
Jahres rückwirken. Die Einfuhr dagegen hielt sich vor- 
fäufig auf derselben Höhe, was Guinigi damit erklärte, 
daß Galizien keine Luxusgegenstände bezogen habe, sondern 
notwendige Bedarfsartikel. Schließlich hoffte man 
doch, gewiß den Ausfall eines schlechten Jahres durch eine 
künftige gute Rrnte decken zu können. 

Daß der Mandel sich im folgenden Jahre (1783) 4atsäch- 
lich erholt hat, beweisen die Zolleinnahmen, "die von 
290.832 fl. im Jahre 1782 auf 315.859 fl. stiegen. Ein wohl- 
infornmierter Zeitgenosse konnte 1785 versichern, daB dureh 
den auswärtigen Handel Galiziens „die zirkulierende Sunme 

jährlich um eine und eine halbe Million vermehrt“ 
werde.!) 


1) „Denn der Ertrag des Salzes, welches nach Pohten! Holland, 
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Nach der mit 1. Dezember 1784 erfolgten Einbezie- 
hung Galiziens in das einheitliche Zollgebiet konstatierten 
die Behörden, daß im Jahre 1786 „das Commercium acti- 
vum dieser Königreiche um 1,600.000 fl. in der vortheil- 
haften Wandelsbilanz stehe.“ Doch ward dieses Aktivum 
wahrscheinlich nicht. so schr durch die Steigerung der Aus- 
fuhr als vielmehr durch die Einschräinkung der Einfuhr 
erzielt —- eine notwendige Folge des hochgespannten Pro- 
hibitiv- und Protektionssystems. Im Jahre darauf wurde im 
ausländischen Handel ein Aktivum von bloß 553.880 Il. 
erziell. Trotzdem deutet diese Ziffer auf eine erfreuliche 
Entwicklung des galizischen Exportes, wenn man berück- 
sichtigt, daß in diesem Jahre der schrecklichen Hungersnot 
Lebensmittel für beinahe zwei Millionen fl. eingeführt wur- 
den, Der Aufschwung des galizischen Handels auch nach 
der Reform von 1784 ist aus den Merkantiltabellen für 1787 
deutlich zu ersehen. Aus diesen Tabellen, die jedoch bloß 
deu Verkehr mit dem Auslande sanıt Ungarn um- 
fassen. ergibt sich daß, während die Ausfuhr nach dem 
Auslande 1781 einen Wert von 4,833.840 fl. ‚repräsentiert 
hatte, dieser sich für 1787 auf 5,553.755 (1. bezifferte. Die 
Ausfuhr nach dem Auslande hatte sich demnach bin- 
nen sechs Jahren und, trotzdem 1787 ein Notjahr war, 
fast um 15% vermehrt. Die Einfuhr dagegen stieg von 
4,692.485 Il. im Jahre 1781 auf 5,559.049 fl. für 1787, velativ 
also um nur 119.1) 

Soweit wir auf Grund eimer kritischen Prüfung des 
vorhandenen Ziffernmaterials zu einem Schlusse gelangen 
Schlesien, Sue"sen versendet wird, übersteigt die Zahl von einer 
Mill. Kais. Gulden. Was ferners an grober Leinwand, Leder, Wachıs, 
Hönig, Getraid, Pottasche, Salpeter und vorzüglich Stab- und Pippen- 
holz in fremde Länder ausgeführt wird, beträgt mehr als eine 
ha’bo Million fl.“ Schweighofer, a. a. 0, S. 227.) 

!) Angesichts der Reform von 1784 entsteht die Frage, ob die 
obigen Ausfuhrzilfern wirklich nur galizische Erzeugnisse, 
oder auch solche der Erbländer, insoweit sie über die galizische 
Grenze ausgeführt wurden, ımfassen, und ob eine Unterscheidung: 
der Provenienz nach der Schaffung eimes einheitlichen Zollgebietes 
noch möglich war? Darauf ist bejahend zu antworten, da die Vor- 
schriften über die Kommerzialstempelung (s. oben &. 391.) 
die Erfassung der Provenienz der für die Ausfuhr in Betracht kom- 
menden Waren termöglichten. 
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können, scheint die Behauptung gerechtfertigt, daß der 
Handel Galiziens nach 1772, besonders in der Zeit von 1775 
bis 1787, in normaler und konstanter Entwicklung begrif- 
fen war. Dies umsomehr, als die angeführten Zahlen über 
den Außenhandel dieses Kronlandes nach 1784 nur einen 
Teil seines Gesamthandels darstellen. Während näm- 
lich nach 1772 die Handelsbeziehungen Galiziens zu den 
Erblanden äußerst gering waren und auch sein innerer 
Markt keine größere Bedeutung hatte, also der Außen- 
handel den größten Teil des Handels überhaupt uınfaßte, 
hat sich allmählich das Bild geändert. Zwar wuchs auch 
.der Handelsverkehr Galiziens mit dem Auslande trotz ern- 
ster Hindernisse in ziemlich bedeutendem Maße, aber neben: 
ihm entwickelte sich’ — wie wir gesehen haben — parallel än 
beschleunigtem Tempo ein bedeutender Handelsverkehr mit 
den Erblanden. Erst wenn man auch diesen Verkehr und 
außerdem noch die großen Lieferungen für die Armee sowie 
den wachsenden inneren Konsum der Bevölkerung und der 
Zivilverwaltung zu den Außenhandelsziffern hinzurechnete, 
würde ınan ein annähernd richtiges Bild der gewonnenen 
Resultate über den Außenhandel erhalten. 

Auch der Transithandel entwickelte sich günstig, 
obwohl er in einzelnen Jahren große Schwankungen auf- 
weist.!) 

Ein Rückschlag in dieser Entwicklung scheint erst 
nach Josefs IT. Tode, in den Jahren 1791 und 1792, einge- 
treten zu sein, als durch die politischen Ereignisse und 
besonders durch die zweite Teilung Polens und die darauf- 
folgenden Unruhen der Handel schwer getroffen wurde. 

Es erübrigt noch die Frage, nach der Größe des 
Handels Galiziens im Verhältnis zu den übri- 
gen Erbländern. 5 

Eine wichtige Stütze für die Beantwortung dieser Frage 
hätten die bei Hock-Bidermann?) erwähltten Mer- 

ı) Für die josefinische Zeit lassen sich folgende Zahlen auf- 
stellen: 


1781 3,775.800 fl. 1783 3,658.870 fl. 
1782 2,920.000 ‚, 178% 2,404.326 ,, 
Im letzten Jahre waren an diesem Handel in Tausenden Gulden be- 
teiliet mit: Brody 619, Preußen 612, Türkei 462, Ungarn 410, 
Polen 265. 
2) A. a. O., S. 557. 
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kantiltabellen für 1787 geben können, weil sie zum Ver- 
gleiche mit der galizischen Merkantiltabelle für dassclbe 
Jalir besonders geeignet gewesen wären. Leider werden sie 
jedoch bei Hock nur in unverwertbaren Bruchstücken 
mitgeteilt. Es bleibt daher nichts anderes übrig, als sich 
über die relative Größe des galizischen Handels aus («en 
Zollerträgnissen zu informieren. Darnach entfielen in den 
Jahren 1785/1786 auf Galizien 642, resp. 6°9-4% des Gesanıt- 
zollertrages in der diesseitigen Reichshälfte, während z. B. 
auf Böhmen 78, resp. 12'7%/, entfielen. Erwägt man, daß 
Galizien eine ınchr als hundertjährige handelspolitische 
Vernachlässigung nachzuholen hatte, so wird man in die- 
seil Zahlen einen Erfolg der österreichischen Handelspolitik 
in diesem Kronlande innerhalb einer Zeitperiode von kaum 
anderthalb Jahrzehnten erblicken, der gewiß nicht ungün- 
stig genannt werden darf. Erst im den für Galizien kriti- 
schen Jahren 1791/92 ging sein Anteil an dem Gesamt- 
händel der Erbländer zurück. Es partizipierte an ihm 
damals mit kaum 4'7%,. , 

| Die allgemeine Handelskrisis, die dem Ausbruch 
der französischen Revolution und dem englisch-Tranzösischen 
Scekriege folgte!), zeitigte andererseits die Wirkung, daß 
der nach außen hin gehemmte Export der Erbländer mit 
gesteigerter Last den mneren Markt drückte und dadurch 
die junge Indusirie Galiziens hart treffen mußte. 


$ 2 Der Kampf um die Richtungslinien der Handels- 
politik. 


Wir gelangen zu dem Resultate, daß die einleitend 
gekennzei=hnete Legende in betreff des Handels sich nach 
keiner Richtung hin als stichhältig erwies. Nach zwei De- 
zennien österreichischer Herrschaft war der galizische Han- 
del vom Verfall. weit entfernt und wies im Gegenteil trotz 
der schweren Krisis, die er zu überwinden hatte, :einen 
nicht unbedeutenden Aufschwung aus.?2) Und ebenfalls an- 


ı) Zimmermann, a. a 0. S. 1. 

:) „Reich‘ wurde selbstverständlich Galizien ebensowenig wie 
seine Nachbarländer, mit welchen es in Handelsbezielungen stand. 
„On ne s’enrichit pas avec des nations pauvres“, schrieb Ver- 
gennes 1783. (Levasseur, a. a. O., S. 537.) 


ders als bisher in der Literatur erscheint uns (die Rolle 
der österreichischen Verwaltung. Die günstige Iintwicklung 
des galizischen Außenhandels war zweifellos den sner- 
gischen und ununterbrochenen, alle Seiten des Wirtschaflts- 
lebens umfassenden Bemühungen der ‚Regierung zu ver- 
danken. 

Trotzdem braucht es gar nicht zu verwundern, daß 
im Gegensatze zu diesen Ergebnissen der josefinischen Han- 
delspolitik, die ihnen widersprechende Behauptung der 
‚Legende sich breit machen und Glauben finden konnte. Die 
josefinische Wirtschaftspoliiik vertrat die Interessen des 
ganzen Landes und nicht bloß der kleinen Gruppe der pri- 
vilegierten Grundbesitzer. Dadurch geriet sie in einen 
unüberbrückbaren Gegensatz zu den «Adel, der sich durch 
diese „vom Throne ausgegangene Revolution“ (Beidte]) 
tiek verletzt fühlte und sie dem Kaiser nie verzeihen konnte. 
In der bekannten Broschüre über den Verfall Galiziens, die 
von einem jeglichen Fortschritt abholden Geist erfüllt ist, 
greift der galizische Adel das josefinische Reformwerk mit 
rücksichtsloser Wucht und mit Ähnlichen Hasse an, wie 
zehn Jahre vorher auf dem Boden der Republik den Re- 
formentwurf des Kauzlers Zamoyski.) War es zu ver- 
wundern, wenn diese, übrigens durch preußische Agitation 
Lucechesinis hervorgerufene Wühlarbeit,?) ohne sich um 

!) Verl. oben S. 295. „Durch die Gleichmachung aller Stände 
--- heißt es in den „Bemerkungen vom Verfulle Galiziens“ --- und 
dureh lie Zulassung des gemeinen Volkes zu allen Ehrenstellen, 
nicht minder dureh die unternommene Givilisierung des Pöbels ver- 
liert der Ackerbau am meisten... Denn wenn der Pöbel zu allge- 
meinen Praerorgativen zugelassen wird, so vermindert. sich die Zahl 
der Ackersleute“, Besonders verhaßt ist dem Adel die Volks- 
bildung. „Der Vater verschwendet sein Vermögen auf die Birziehung 
seines Sohnes. ... Der Sohn des Bauers vergißt seine Bestimmung; 
er vergibt, daß er für den Pflug gebohren ist und fängt as, an Mittel 
zu dlenken, seinen Stand zu erhöhen. ... Eine Nation eivilisieren ist 
eben so viel, als sie aufklären, um ihre Mängel und Unvollkonmen- 
heiten zu erkennen.“ Darin eben erblickt der Adel die Gefahr, 
„Denn auch unter der sanftesten Gesetzgebung kann der Bauern- 
stand, wenn er über sich glücklichere erblickt, unmöglich angenehm 
seyn.“ (SE 63, 64). Es wird der Wunsch ausgedrückt, man 1nöge 
die Grundbesitzer von der Pflicht, Normalschulen zu errichten, be- 
freien. (Vgl. Starzyniski a. a O0, Ss. 10.) 

:) Kalinka, Vierjähriger Reichstag, IV. Buch $$ 123, 124, 
Vgl. Anhang I 
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die Auswahl ihrer Argumente den Kopf zu zerbrechen, 
Behauptungen aufstellte, die mit der Wahrheit in grellem 
‚Widerspruch standen?!) Daß der Adel genug Ursachen 
zu Klagen hatte, ist begreiflich. Sein Bestreben, seine Lage 
mit derjenigen des Landes zu identifizieren, fordert jedoch 
eine Korrektur, So wird z. B. in ‘der genannten "Bro- 
schüre ($ 68) unerwartet vom „allgemeinen Verfalle“ des 
Landes gesprochen, obgleich in allen vorangegangenen Aus- 
Tührungen der Adellediglich von sich selbst gesprochen 
hatte.) Nicht anders war das Verhalten des Adels in der 
Frage des Handels. Die durch die preußischen Zölle her- 
vorgerufene Krisis hätte für das Land die, schlimmsten 
Folgen nach sich ziehen können. Nur der Energie der 
Regierung gelang es, ihre Wirkungen zu Hindern und sogar 
den Handel zum Aufblühen zu bringen. Diesen Bemühun- 
‚gen stand jedoch der Adel in seiner Gesamtheit Fremd 
gegenüber. Kein Vorschlag, kein -Wunsch, keine Forderung: 
wie man sich den neuen, schwierigen Umständen anzu- 
passen habe, ist aus seiner Mitte laut geworden. Branntwein 
brennen und Korn nach Danzig exportieren — das waren 
die beiden durch Tradition und Routine erprobten Quelle 
seines eigenen Wohlstandes. Sie erachtete er daher auch 
als Merkmale der Landeswohlfahrt?) Da sich nun aber im 

!) So wurde z. B. behauptet ($ 48), daß tlie Volksmenge Gali- 
ziens unter der österreichischen Herrschaft sich vermindert habe. 
In Wirklichkeit ist sie gewachsen. 

2) Richtig machte der anonyme Verfasser von „Maxnw 
Charta“, einer gegen die „Bemerkungen“ gerichteten Schrift, 
dem Adel den Vorwurf, (laß eine tlerartige Generalisierung mır dann 
möglich sei, „wenn man vollends von sich selbst anfängt und sieh 
zum Mittelpunkte der allgemeinen Wohlfahrt macht“, und wenn 
man „das Vorurteil (teilt), als ob die Nation von Galizien in euren 


(Adels) Personen ... concentriert wäre“ (bei Grellmann, 
I. H2lg.). -—— Wurzbach schreibt die Autorschaft der „Magna 


Charta“ dem Gubernialrat EB. Kortum zu („Biographisches 
Lexikon, s. v. Kortum). Diese Behauptung ist seither öfters wieder- 
holt worden. (Vgl. z. B. Mises, a. a. O.S. 141, Tokarz, a. a 
O. S. 13). Sie leidet jedoch an innerer Unwahrscheinlichkeit. Denn 
gerade Kortum gehörte zu den eifrigen Verfechtern der adeligen 
Interessen. Ob anderseits die Schrift Kratter zum Verfasser habe 
-— wie Starzynski meint — (a. a. O, S. 2), mag dahingestellt 
bleiben. 

3) „Was beweist aber den Wohlstand der Bauern noch mehr? 
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Gegensatz zur „guten alten Zeit“ die Getreideausfuhr nach 
Danzig vermindert hatte, erschien ihm das als Verfall des 
Handels schlechtweg. In seinem beschränkten Kasten- 
geiste war der Adel außerstande, Forderungen in. Inter- 
esse der Gesamtheit aufzustellen. Im zweiten Teile der zitier- 
ten Broschüre, in dem „die Mittel wie dem Lande aufzuhel- 
fen“ sei, erörtert werden, (8&$ 70—96), begegnet man denn 
auch bloß einer einzigen handelspolitischen Forderung: 
der nach Verminderung der Weichselzölle ($ 91). Was 
nicht mit der Getreideausfuhr unmittelbar zusammenhing, 
war dem Adel höchst gleichgiltig. Und wie deu handels- 
politischen, so stand er auch den gewerbepolitischen Pro- 
blemen verständnislos gegenüber.!) Sogar der —- auf die 
Wahrung seiner Standesinteressen wahrlich eifrig genug 
bedachte — ungarische Adel zeigte m dieser Bezichung 
weniger engen Kastengeist und mehr Sorge Tür die wirt- 
schaftlichen Interessen der Allgemeinheit und formulierte 
auf dem Reichstage von 1790 eine Reihe handels- und 
gewerbepolitischer Wünsche, die eine eigens zu «diesem 
Zweck gewählte „Deputatio Comercialis Tricesimalis“ bear- 
beiten und auf dem nächsten Reichstage vorlegen sollte.?) 


Es wäre jedoch höchst unzureichend die josefinische 
Handelspolitik bloß nach der größeren oder geringeren per- 


Gewiß die ansehnlichen Finkünfte, die Galizien sonst, aus der Pro- 
pination des Getränkes zog. Wenn nämlich der Bauer, außer dem 
aöthigen Unterhalte für sich und sein Haus, noch einen ansehn- 
lichen Theil seiner Einkünfte dem Luxus aufopfern konnte,sso nl 
man schließen (und es ist in der That so), daß die beträchtliche 
Consumtion des Brantweins und anderer Getränke den zalizischen 
Bauer weit wohlhabender, als denjenigen fanderer Länder‘ .erscheinen 
3äßt“. (Über Ven Verfall Galiziens, $ 11). 

!) Einen ähnlichen Standpunkt wie in den „Bemerkungen“ 
nahm Uer galizische Adel in seinen beiden offiziellen Schriften von 
1790 ein. Weder das „Expose“ vom 23. Apftil, och die 
sogen. „Charta Leopoldina“ vom 19. August 1790 stellen 
ein wirtschaftliches Programm zur Hebung des Landes auf. Eben- 
sowenig findet man in ihnen auch nur eine einzige Forderung, die 
den Handel und Industrie berücksichtigt hätte. (Bibliot. Ossol. 
M. S. Nr. 525 Fol. 616 —619 und 633- 616.) 

2) Vgl. Grellmann, II. 153ff. 
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zentucllen Zunahme des galizischei Außenhandels zu.beur- 
teilen und sich mit der Feststellung zu begnügen, daß die 
bisherigen Behauptungen von dem Verfalle dieses Handels 
unrichtig sind. Die Wirtschaftspolitiker der Jjosefinischen 
Zeit haben die Aufgaben und den Zweck der Handels- 
politik anders aufgefaßt und dürfen daher den Anspruch 
erheben, mit ihrem eigenen Maßstabe gemessen zu werden. 
Will man daher der josefinischen Handelspolitik gerecht 
werden, so darf man sie keinesfalls von dem gesamten Re- 
formwerk des Kaisers künstlich isolieren. Denn sie ist 
nur im Zusammenhang mit demselben zu verstehen und zu 
beurteilen. 

Niemals gehörte die schiefe Lehre von der Handels- 
bilanz zum Glaubensbekenntnis der Wirtschaftspolitiker Aus 
der josefinischen Bpoche. Sonnenfels unterschied in sei- 
ner Tehre von der bloß numerischen Bilanz diejenige des 
Vorteils: „Die numerische Bilanz kann gleich ... und 
sogar wider eine Nation, und dennoch die 
Bilanz des Vortheils ... für sie seyn.“ Eine 
numerische, wenn auch aktive Bilanz — erklärte er — sei 
für sich allein kein Selbstzweck, wenn sie nicht zugleich 
ökonomische Vorteile biete. Der Zweck des Handels sei, 
„die Beschäftigung der Bürger zu vermehren. .. Der 
Einfluß des Geldes, wornach die numerische Bilanz be- 
rechnet. wird, ist Also ein untergeondneter IEndzweck und 
die Bilanz des Vortheils :ist dann erst auf der Seite eines 
Staates, wann die ausgeführte Waare eine größere 
Menge Menschen ... beschäftiget hat.”) Wohl 
legte man gelegentlich der Handelsbilanz sowohl wie 


der Zahlungsbilanz symptomatische Bedeutung bei?) 
!) Sonnenfels, Grundsätze, II, $ 330. 

?) „Eine Provinz, bemerkt Schweighofer (1785), kann 
wirklich (im llandel) gewinnen und am Ende des Jahres doch. 
nicht reicher seyn als zu Anfang desselben. .. Die besten Ein- 
künfte des Landes können vielleicht in den Händen solcher Per- 
sonen sich befinden, deren Aufenthalt gänzlich außer Land ist. 
Die Schlußfolge von dem wird seyn, daß die Provinz, ihres Über- 
gewichts im Handel ungeachtet, dennoch verliehrt“ (a. a. OÖ. 8. 198). 
Aus Gründen einer günstigen Beeinflussung der Zahlungsbilanz 
wandte sich auch Josef IT. gegen den Absenteismus des galizischen 
Adels, indem die außer Landes wohnenden Güterbesitzer mit einer 
doppelten Grundsteaer belegt waren. Vgl. oben S. 344. 
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und war bestrebt, beide günstig zu beeinflussen. Aber 
Zweck und Ziel des josefinischen Relormwerkes, demgegen- 
über alle auderen Maßnahmen nur wntergeordnete Bedeu- 
tung hatten, war eine günstige Gestaltung der Wirt- 
schaftsbilanz, die wirtschaftliche Hebung des Landes 
in seiner Gesamtheit.) Die Agrarrelorm einerseits, die 
Städtereform und die Industrialisierung des Landes ander- 
seits, dies waren die beiden Pole des großzügigen Pro- 
grammes der josefinischen Wirtschaftspolitik, hinter denen 
die Handels- und Zollpolitik als ein bloß vereinzeltes Glied 
seiner Gesamtbestrebungen zurücktreten mußte. Durch eine 
solche ‘Verschiebung ihres Schwergewichtes auf den Boden 
der Gewerbepolitik, geriet jedoch die Ilandelspolitik 
Josefs II. in das strittige Gebiet tler Interessenkollision 
zwischen dem eimseitigen Agrarismus und dem Industrialis- 
mus, zwischen dem Adel, der träge in den von den Vätern 
überkommenen Verhältnissen verharrte und jedem Fort- 
schritt. wie jeder Verbesserung unzugänglich blieb, und der 
staatlichen Verwaltung, die eine gleichmäßigere Wirt- 
schaftsentwicklung des Landes und die Entfaltung seiner 
Produktivkräfte erstrebte. Kurz, es handelte sich darum, 
ob die Handelspolitik auch fürderhin bloß agrarische oder 
auch industrielle Interessen vertreten solle. Der Kampf, 
den der adelige Grundbesitz mit der Einsetzung der Restau- 
ration nach Josefs II. Tode gegen dessen Lebenswerk 
eröffnete, war bloß eine Schlußepisode des ununterbroche- 
nen Guerillakrieges, den er schon zu Lebzeiten des Kaisers 
gegen denselben geführt hatte. In diesem Kanpfe verstand 
der Adel sich eines Teils der Bureaukratie selbst zu bedie- 
nen, da diese durchaus nicht einheitlich der Reformarbeit 
des Kaisers ergeben war. So kam es, daß auch im Lem- 
berger Gubernium neben den Freunden der Reform auch 
heftige Gegner derselben sich befanden, die gleichermaßen 
wie der Gouverneur Graf Brigido und der Gubervialrat 
Kortum, das „Vertrauen des Adels zu erwerben ver- 
standen,“ und in vielen Dingen „die Forderungen des Lan- 
des“ vertraten.) was, wie gleich gezeigt werden soll, 
nichts anderes bedeutete als eine blinde Opposition gegen 
die Industrieförderung. 

) Vgl. damit Heyking, Z. Geschichte 4. Hundelsbilanz- 
theorie. T. 2L£. 

2) Vgl. Lozinski, a. a. O. S. 58, 105; Starzynski, 
a. a. OÖ, 8. 61. (Vgl. oben S. 879.) 


Die Schilderung dieses Kampfes überschreitet den Rah- 
men dieser Untersuchung. So seien hier bloß jene Epi- 
soden herausgegrilfen, die auf die österreichische }andels- 
politik und ihre Ergebnisse ein äußerst interessantes Licht 
werfen und deren historische Wertung zu ermöglichen 
geeignet sind. 

Höchst bezeichnend ist schon die große Wachsankeit, 
mit der man in Wien die Entwicklung des galizischen Han- 
dels verfolgte. Als das Lemberger Gubernium im Berichte 
vom 6. Juni 1785 die gelegentliche Bemerkung machte: 
„aaß sich Galiziens Handel immer vernindere und die alten 
Quellen des Reichtliuns und Wohlseyns [ast versiegtseyen“, 
schlug die Hofkanzlei auf diese „höchst bedenkliche Bemer- 
kung“ hin sofort. Alarm und wurde das Gubernium beauftragt: 
„mit Beilegung eines verläßlichen tabellarischen Aus- 
weises" anzugeben, „was eigentlich für Artikel und wie 
weit sie von Jahr zu Jahr in Verfall gekommen ?) 

Trotz der Tränen, die das Gubernium über den augeb- 
lichen Verfall des Handels vergoß, hat es sich freilich nicht 
besonders beeilt, die abverlangten Aufklärungen zu erteilen. 
Es bedurfte [ast em halbes Jahr, bis es mit seinem Berichte 
fertig war, und als es ihn endlich am 27. Dezember 1785 
erstattete, lieferte es nicht etwa Beweise für seine Behaup- 
tung, sondern begnügte sich «damit, sich „über die Ursachen“ 
des angeblichen Verfalles weitschweiligst auszulassen. 

Der Gubernialreferent Kortum begann seine Aus- 
führungen mit der unschuldigen Aufklärung: er habe unter 
den „versiegenden Quellen des Reichtums“ den Verlust des 
Danziger Exporles gemeint. „Die hauptsächlichsten Arti- 
kel — führt er aus -—- die ehemals so wichtige Geld-Summen 
nach Galizien gezogen haben, waren Getreide, Salz, Vich, 
Häute, Leinwand, LHönig, ‚Wachs und Pottasche nebst einigen 
minder bedeutenden Produkten. Wenn man Salz und Vieh 
ausnimmt, so gieng alles übrige — bis auf unbedeutende 
Ausfuhr nach Schlesien — auf der Weichsel nach Dantzig.“ 

ı) Vortrag vom 20. Juni, a. h. Resolution und Hofdekret vom 
5. Juli 1785. Dies und das folgende nach den Akten A. M. J. 
V.C 12/2968 ad 12 ex Februario 1786. — Die kais. Entschließung 
lautet: „Ist der angebliche Verfall des galizischen Handels einge- 
rathenermaßen gründlich zu untersuchen und Mir das Resultat. 
hievon Qurch einen ausführlichen Vortrag seiner Zeit vorzulegen.‘ 
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Dieser „Handel von Galizien, so wie von Pohlen überhaupt, 
ist (bis zur Teilung Polens) immer ein activer Producten- 
Handel gewesen; welcher gewiß die vortheilhafteste und 
sicherste Art von Komerze sey.“ Zwar. sei bei den Ein-, 
wohnern „eine gewisse Unthätigkeit und Sorglosigkeit, eine 
Genügsamkeit“ zu beobachten gewesen. „Unbekümmert 
was der Ausländer mit ihren rohen Produkten für Verfei- 
nerungen vornähme und was er dabei gewinne, bezogen 
sie vom Auslande ihre 'eigenen Produkte in veränderter 
Gestalt.“ Dessen ungeachtet und trotz des Mangels der 
inländischen Fabriken und Manufakturen, sei „die Handels- 
Bilance immer noch sehr vorteilhaft für Galizien“ gewesen. 

Dies habe sich mit Polens Teilung geändert. „Dantzig 
hörte auf, der freie Markt zu sein, wo der galizische Güter- 
Besitzer die Produkte seiner Meyerhöfe, Produkte deren 
Erzeugung ihn so wenig Mühe als Geld gekostet hatten, 
mit ebenfalls nur geringen Transport-Unkosten absetzen 
konnte ... Die Symptomen der Abnahme waren überall 
sichtbar“ und der Gewinn wurde geringer. Indessen „die 
Bedürfnisse und die anderweitigen retour Ladungen ver- 
minderten sich noch nicht außer wenigen sogenannten 
eingebildeten Bedürfnissen des Luxus... Die nachthei- 
lisge Bilance für Galizien wurde bald sicht- 
bar; dies die erste und am meisten in die Augen fallende 
Ursache des abnehmenden Reichtums von Galizien.” 

Den Wunsch :der Zentralregierung nach  label- 
larischen Ausweisen zur Begründung dieser Behaup- 
tung vermochte allerdings Kortum nicht zu erfüllen, 
So half er sich denn mit der Bemerkung, „daß 
aus den alleinigen Ausweisen der ein- und ausgehenden 
Waaren, oder aus (den Mercantiltabellen kein sicher er Schluß 
auf die vortheilhafte oder nachtheilige Handelsbilauce ge- 
macht werden kann.“ Aus welch’ anderen Quellen er die 
Nachrichten von der Passivität der galizischn Bilanz 
geschöpft habe, gab er nicht an. Vielmehr verließ er bald 
die handelspolitischen Fragen und wendete sich zu einer 
heftigen Attacke gegen die drei großen Reformen des Kai- 
sers, die er ebenso wie Graf Brigido zu bekämpfen nie- 
mals müde wurde. 

Vor allem gilt sein Haß der Agrarreform. Die unter- 
tänigen Roboten, führt er aus, seien eingeschränkt, ver- 
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schiedene Nebendienste eingestellt worden. „Der Grund- 
Besitzer konnte nun nicht mehr die sonst gewöhnliche 
Menge Erzeugnisse auf seinem Gut hervorbringen, wenig- 
stens nicht ınit den vorigen geringen Kosten; noch weniger 
konnte er sie mit der vorigen Leichtigkeit verführen und 
versilbern.“ Und diese Schädigung der Gutsherren sei nicht 
einmal durch Vorteile auf Seite der Untertanen wettgemacht 
worden. Vielmehr sei die Wohltat der Agrarreform „leider 
gemißbraucht (worden) von Leuten, die gleich Kindern nach 
der Emancipation verlangen, ehe sie stark genug sind sich 
selbst. zu leiten, für sich selbst zu sorgen und Freyheit 
zu genießen, oline sie zu mißbrauchen.“ Infolgedessen sei 
„die Summe der Erzeugnisse des Güter-Besitzers geringer 
(geworden), ohne daß sie durch eigene Produkte des Fleis- 
ses der Unterthanen ersetzet worden wäre .... Galizien, 
welches bisher den Ackerbau immer als ein Commerce 
getrieben, nähert sich immer mehr jenen Ländern, die 
diese erste Quelle des Reichtums nur als ein Subsistenz- 
mittel treiben dürfen ... Wann aber der Reichthum 
eines Staates in der Menge seiner Erzeugnisse besteht, 
besonders eines Landes, das die Nätur selbst zum 
Ackerbau bestimmt hat, so scheinet dieser Um- 
siand cine zweite verstopfte Quelle des chemaligen Reich- 
thuns von Galizien aufzudecken.“ Die lange Ausführung 
gipfelte in der praktischen Nutzanwendung: es erscheine 
wünschenswert, „daß der sein eigenes Wohl verkennende 
Landmann nur stufenweise zum Genuß seines Glücks 
bereitet würde.“ 

Noch tiendenziöser war der Bericht in jenem Teile, wo 
B.-igido-Kortum sich gegen die von der Zentralregie- 
rung angestrebte Industriealisierung des Landes und na- 
mentlich gegen ihre Zoll- und Gewerbepolitik wandten. 
Statt die Aufhebung der Zollschranken zwischen Galizien 
und den deutsch-slavischen Erblanden freudig zu begrüßen, 
die Galizien in den Stand setzte, sich Ersatz für den Ver- 
lust des Danziger Marktes zu schaffen, erklärten sie die- 
selbe für „naturwidrig“. „Die Natur (habe) gleichsam selbst 
durch hohe Gebürge (von der Süd- und Westseite des Lan- 
des) und. Lauf der Flüsse nach Norden und Osten 
den Gang des galizischen Handels bestimint ... Die Haupt- 
stadt (Wien), sowohl als alle übrigen Erbländer brauchen 
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außer einigen unbedeutenden Artikeln last nichts von 
galizischen Erzeugnissen.“ Die Absperrung Galiziens von 
Auslande durch das neue Zollsystemm werde bewirken, daß 
das Land „gegen Norden und Osten durch Mautgescize 
und gegen Süden und Westen durch” Gesetze der 
Natur von allem Handel ausgeschlossen sein“ werde. Zwar 
gibt Kortum weiterhin, im Widerspruche zu dieser Be- 
hauptung zu, daß durch die Einfuhrverbote die in- 
ländische Produktion sich vermehrt und daß der Ver- 
kehr mit den HErblanden besonders seit 1784 zuge- 
nommen habe Aber dieser Umstand, meint er, „daß 
seit dem neuen Maut-System die Menge der gali- 
zischen Juden nach Wien kommt, um, Fabriken - Waaren 
einzukaufen, ist kein zuverlässiges Handlungs-Barometer 
und das blühende Antliz eines Kauftnanns in der Haupt- 
stadt noch kein Beweis von der Gesundheit des Handels 
der ganzen Monarchie... . Ein jeder Gulden der aus Gali- 
zien nach Wien geht, vermehrt die Masse des Reichtlums 
dieser Stadt eben so gewiß, als er für Galizien verlohren 
ist.“ Daß die Erbländer nicht nur Waren nach Galizien 
lieferten, sondern dorther auch in großen Mengen bezo- 
gen, verschwieg Kortum. Und so konnte er zu den merk- 
würdigen Schlusse gelangen, daß der neue Zolliarif nicht 
nur nicht, wie der Kaiser es angestrebt, dem Geldabfluß 
steuere, sondern vielmehr diesen erleichtere. ‚Das Ge- 
mälde also, schließt er, das wir von dem Wandel Galiziens 
entwerfen, zeiget keine schmeichelhalte Seite.“ Und er 
spricht die Befürchtung aus, „daß Galizien bei seiner gänz- 
lichen Abhängigkeit von anderen Ländern in Rücksicht 
aller zum Luxus gehörigen und großentheils nothwendigen 
Manufactur-Waaren nach und nach gänzlich eutkräftet 
werden und das baare Geld völlig verschwinden müsse.“!) 
Im Hinblick auf die gewerbepolitischen Maßregeln macht 

!) Der Bericht äußert den Wunsch nach Änderung des neuen 
Zolltarifes. Daß diese den Geldausfluß keinesfalls zu verhindern 
imstande gewesen wäre, ist klar, auch wenn man sich auf den 
Standpunkt des Berichtes stellt. Die einzige Folge einer solchen 
Maßregel wäre die gewesen, daß das Geld nicht,nach den FKirb- 
landen, sondern nach dem Auslande abgeströmt wäre. Gab doch 


Kortum zu, daß großenteils notwendige Industrieartikel ein- 
geführt wurden. 
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Kortum geltend, daß die Zentralregierung sich nicht 
damit begnügt habe, dem Geldausflusse durch Verbote der 
Einfuhr [remder Waren entgegenzuwirken. Sie habe sich 
vielmehr bemüht, durch Begründung einer Lan- 
desindustrie die Binfuhr [remder Waren 
überflüssig zu machen. Er weist zugleich selbst 
auf das Hofdekret vom 12. August 1785 hin, mit welchem 
dem Gubernium ein Gutachten über die beiden Fragen 
abgelorderi wurde: ‚a) was für Gattungen von Fabriken 
Galizien vorzüglich nöthig seyn, und b) wie solche unter- 
zubringen und in Nahrungsstand zu setzen wären?“, wobei 
zugleich bemerkt wurde, der Kaiser sei geneigt die Ansied- 
lung böhmischer „Fabrikanten“ in Galizien zu fördern. 
Diese Projekte landen jedoch in ‘dem Gubermialberichte 
ablällige Beurteilung. Fremde Unternehmer — wurde aus- 
geführt — in das Land zu ziehen und sie durch Vorschüsse 
zu Fabriksgründungen anzueifern, sei auch dann nicht rat- 
saın, wenn es sich um ehrliche und verläßliche Fachleute 
handelte, weil hierzu vorzüglich galizische Unternehmer 
vorzuziehen wären!) Da.es aber an solchen im Lande 
fehlte so liefen die Ratschläge Kortums darauf hinaus, 
auf die Förderung des Fabrikswesens überhaupt zu ver- 


:) „Man mag unter dem Wort Fabricanten entweder die- 
jenigen Entrepreneurs verstehen, die eine oder die andere 
Connnercial-Waaren im großen durch viele Tlände und Maschinen 
verlertigen; oder solche, die unter dem ullgemeinen Namen der 
einzeln für eigene Rechnung arbeitenden Künstler und Hand- 
werker begriffen sind. An beiden fehlt es uns.. . Sollten nun 
die Tabriksunternehmer Fremde seyn, so werden sie entweder 
Leute seyn, die ihre schlechten Umstände nur durch neue Unter- 
nehmimgen und Vorschüsse verbessern und im Auslande ihr Glück 
suchen wollen. Diese Art dürfte wohl niemals dazu geeignet sein, 
um durch sie ein Jand mit Fabriken zu bereichern. ... Oder aber 
werden sie wohlhabende, ordentliche und zuverlässige Leute; diese 
ungeachtet sie bresser (denken, handeln doch nicht aus bloßem 
Patriotismms und wünschen immer von der Veränderung ihres iWohn- 
ortes und der Übertragung ihrer Industrie in ein anderes Land 
Vortheil zu ziehen. Sie verlangen daher, u. zw. mit Recht, thätige 
und reichlich ausgemessene Unterstützung.“ Dies sei nicht ratsam; 
wenn „E. Mt. Fabriken und Manufakturen im Lande zu unterstützen 
(wünsche) wir hierzu vorzüglich hierländige Unternehmer, die das 
Land, dessen Vortheile uml Nachtheile können empfehlen würden.‘ 
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zichten. Das war cben dasjenige, was Kortum oflenbar 
wünschte. 

Seit Jahren (war er im jVerein mit dem Grafen Brigido 
bemüht, die Aufmerksamkeit der Wiener Regierung von 
ihren großen reformatorischen Aufgaben ab und auf einen 
anderen Gegenstand — die Judenfrage — zu lenken. Ein- 
mal aufgerollt, mußte diese der Regierung genur zu fu 
schen und ihren Reformeiler auf anderen Gebieten gewiß 
abkühlen, jedenfalls aber Reformen auf diesen verschlep- 
pen. Das gibt auch Kortum ohne weiters selbst zu. 
Jede Industrieförderung —- führt er aus -—- werde erfolglos 
bleiben, wenn man nicht vorher die Juden aus den Städien 
und aus ihren wirtschaftlichen Stellungen verdränge.!) Eur 
beantworte daher die Frage im Holdekret vom 12. Au- 
gust 1785 dahin: „daß er unter diesen Umständen 
die Hereinsendung fremder Fabricanten von welcher Art 
sie auch sein mögen, als cine Anstalt, deren gute Wir- 
kungen mit denen darauf zu verwendenden Kosten nie- 
mals im Verhältnis stehen können, pflichtschuldigst wider- 
raten könne.“ Um aber jeden Zweifel an seinen wirklichen 
Absichten auszuschließen, formuliert cr sein wirtschafts- 
politisches Credo folgendermaßen: „Gesetzt, daß nach 
Hinwegräumung aller dieser Hindernisse und nach 
Anwendung großer Summen Galizien endlich nach meh- 
reren Jahren sich hinreichender Fabriquen und Manufac- 


!) „Bekanntlich ist der Jude in Galizien alles. lar ist Bür- 
ger. Er ist der Fuß, das principale der städtischen Bevölkerung, 
Sein Esprit de Corps setzt ilın schon allein in den Stand, alles was 
Industrie heißt, um sich her zu verdrängen. Die Erfahrung redet 
dafür. Immer war er der Ausbreitung der städtischey Industrie 
hinderlich,; aber seitdem den Juden alle Arten von bürgerlichen 
Gewerben freigegeben worden (ohne Mittel, «die ihre Anzahl jemals 
vermindern können und bei der überwiegenden Wahrscheinlichkeit 
ihre Menge von Jahr zu Jahr wachsen zu sehen), verschwindet 
auch die Möglichkeit des Gedanken in Städten, wo Juden wohnen 
fremde Fabricanten und Handwerker auch bei alldr Unterstützung 
nit gutem Iörfolg anzusiedeln.‘“ Konkrete Forderungen stellte zwar 
Kortum in dem Berichte nicht auf. Diese waren jedoch in 
Wien wohl bekannt. Sie waren das Ceterum censco, welches Bri- 
sido und Kortum seit Jahren unermüdlich wiederholten und 


dessen Kernpunkt der „numerus clausus“ der Judenfamilien bilden 
sollte. 
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turen rühmen könnte, so würde .auch der dadurch anzu- 
hofende Wohlstand dieses Landes noch immer sehr 
precair bleiben.“ Kurzum, als Repräsentant der Ver- 
fechter des Agrarismus glaubte er nicht bloß, daß Gali- 
zien „von der Natur selbst“ zum Ackerbau bestimmt wor- 
den sei, sondern wandte sich vielmehr gegen die Indu- 
strialisierung auch darum, weil er in der Landwirtschaft 
ergiebigere Reichtumsquellen zu finden glaubte. 

Kaum war der galizische Gubernialbericht in Wien 
eingelangt, als auch schon die Vereinigten Tlofstellen ener- 
gisch gegen die in ihm VOrBEWABEUEN Anschauungen Stel- 
kun aan 

ı bissiger Weise wies der Referent Freiherr von 
Mar Be der kurz zuvor selbst Galizien bereist hatte 
und mit den dortigen Verhältnissen durchaus vertraut war, 
daß das Gubernium entgegen dem ihm gegebenen Auf- 
trage sich auf allgemeine Ausführungen und Behauptungen 
beschränkt habe!); und er kritisiert nun dies Punkt für 
Punkt so zutreffend, daß man dieses sein Referat, als 
eines der schönsten Dokumente, der ihrer hohen Ziele 
und Aufgaben bewußten josefinischen Bureaukratie be- 
trachten darf. 

Die traurige Tatsache der wirtschaftlichen Krise infolge 
des durch die Teilung Polens BETDEIESSCHTIEN Verlustes des 
Danziger Markte gibt er natürlich zu.) Sci sie dem aber 
fragt cr, als Wirkung der Wirtschaftspolitik der Regie- 
rung anzusehen und nicht vielmehr Voraussetzung 
und Ausgangspunkt dieser Wirtschaftspolitik ? Leide 

!) Vortrag der vereinigten Österr. Böhm. Hofkanzlei, Hof- 
kammer und Banco Deputation vom 19. Jänner 1786. (Zit. Akten). 
„Die ‚Bemerkungen des Gubernii sind irrig, theils übertrieben, 
da sie vorzüglich aus isolierten Begriffen und zum Theil aus Lokal- 
verurteilen entspringen.“ ... Wünschenswerier wäre es gewesen, 
„wenn selbes den ausdrücklich abverlangten tabellarischen Ausweis 

. zur hierortigen Einsicht einbefördert hätte,‘ 

») „Unläugbar ist, daß die Abreissung eines Landestheils von 
seinem Ganzen wie Galizien von Polen eine gewaltsame Erschütte- 
rung diesem Teile auf lange Zeit mittheilen und Zerrüttung in allen 
moralischen und Commercial-Verhältnissen hervorbringen müsse. 
Unläugbar ist gleichfalls, daß der Handel nach Danzig vor 
der Revindikation weit stärker, weit vorteilhafter gewesen und mehr 
Geld ins Land gezogen.“ 
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ja auch Polen unter den Folgen der Teilung; nur mit 
dem Unterschiede, daß der Verlust des Danziger Wandels 
auf Polen viel schlimmere Wirkungen übe, weil dort im 
Gegensatz zu Galizien „nichts zum Besten des Landes ge- 
schehen sei“. In Galizien „bilden wohlthätige Gesetze «diese 
Nazion nach und nach um“, erschließen ihr ncue Quellen 
des Wohlstandes und würden „mit der Zeit gewiß jenen 
Nachtheil ersetzen, der durch die große politische lländel 
ihr zugefügt worden“. 

Wolle man die Wirkungen der handelspolitischen Maß- 
nahmen richtig beurteilen, so dürfe man nicht ausschließ- 
lich die Interessen des Großgrundbesitzes ins Auge fassen. 
„Jedem leuchtet beim ersten Anblick von selbst ein, daß 
dieser stärkere Handel und Geldeinluß dem Lande 
nichts geholfen, das Land um nichts verbessert; der 
Landmann wohnet noch in elenden hölzernen Rauch- 
stuben und theils Orten mit seinem Vieh gemeinschaft- 
lich.“ Auch die Städte seien vernachlässigt worden und 
„fast durchgehends aus schlechten, hölzernen lläusern“ 
gebaut. Es habe cben Galizien an allem gefehlt, „was den 
Menschen seines Lebens froh machen kann ... Freylich 
findet man — fährt Margelik fort — auch hie und da 
einige mit Geschmack gebaute und ausgezierte sogenannte 
Paläste und selbst in den hölzernen. Landhäusern der ver- 
möglichern Edelleute sieht man meistens französische und 
englische Ilausgeräthschaften, die gegen alles übrige, vor- 
züglich aber gegen die elenden Jlütten und armselige Ge- 
vrälhe des Landmanns nur desto mehr abstechen ... 
Allein eben dieses bewährt, daß das Geld, so der Handel 
nach Danzig ins Land gezogen, nur in die Hände der 
mächtigern Güterbesitzer und von diesen megi- 
stens für Prachtwaaren wieder ins Ausland ver- 
schwendet, daß folglich dem Land. selbst und im ganzen 
durch diesen Handel gewiß wenig Zuwachs an Kräften 
zugewendet.“ Nun werde jetzt allerdings weniger nach Dan- 
zig exportiert. ‘Das hätten jedoch die preußischen Zölle 
bewirkt, und unrichtig sei die Behauptung des Guber- 
niuns: daß die Verminderung der Danziger Ausfuhr auf 
eine Verminderung der Produktion hindeute. Nach den 
Populationstabellen sei die Bevölkerung Galiziens seit 1772 
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um etwa 300.000 Köpfe gewachsen!) Außerdem seien im 
Lande 7 Kavallerie- und 4 Infanterie-Regimenter einquar- 
tiert, ohne die Vermehrung der Zivilbeamten mitzurech- 
nen. Und so gelangt dem Margelik zum Schlusse: ,„Gali- 
zien ist an Volk und Naturerzeugnissen itzt gewiß rei- 
cher als zu republikanischen Zeiten; und wenn an Gc- 
treide, Salz, Vieh, Häuten, Leinwand, Honig, Wachs und 
Pottasche weniger als vorhin nach Danzig verführet 
wird, so fwird dagegen von jallen.idiesen Produkten durch das 
im Lande bequartierte Militär und durch die Civilbeamten 
auch wieder im Lande selbst weit mehr verzehret. 

Auch die andere Behauptung des Guberniums: daß 
Galizien an Geld ärmer werde, erklärt Margelik für unzu- 
treffend. „Denn vormals giengen die reichlichen Einkünfte 
von den königlichen Domänen und Salinen gerade nach 
Warschau, und diesen Weg nahm auch der größte Theil 
der übrigen Einkünften von den Gütern Galiziens, vorzüglich 
aber die durch den Handel nach Danzig ins Land gezogene 
Dukaten, die vorläufig während der Kontraktzeit zu Lem- 
berg erschienen und oft in einem Tag durch 10 Hände liefen, 
sodann aber mit ihren letzten 'Eigenthümern nach Warschau, 
Frankfurt, Leipzig oder nach’ Italien, Frankreich, Eng- 
land etc. abzogen. Itzt bleiben diese Gelder doch 
größtentheils im Land. Der wesentliche Unterschied 
bestehet in dem, daß vorhin, die für die Landesprodukte ein- 
gegangenen Dukaten gerädezu in -die Säckel der 
Grundbesitzer und ihrer kristlichen und jüdischen 
Pächter fielen und von da wieder ins Ausland gebracht 
wurden... Wohingegen dermal von diesem Geldbetrag 
auch schon ein großer Theil dem armen Landmann 
zufließt, der vorhin für seinen ganzen Beitrag, den er im 
Schweiß seines Angesichts zu dem blühenden Handel sei- 
nes Grundherrn geleistet, am Ende meistens nur mit Ver- 
achtung, mit Schimpfworten und mit Schlägen bezahlet wor- 
den... Für sich selbst hat der galizische Landmann vorhin 
eigentlich wenig und meistens gar kein Verdienst gehabt... 
da die Grund-Herrschaft alles was der Unterthan erwarb 

1) Die Bevölkerung Galiziens betrug: 
1776: 2,436.596 Christen 144.200 Juden Zusammen: 2,580.796 


1785: 3,017.059 212.002 3,229.061 
1790: 3.200.730 188.002 8,388 732 
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als ihr Eigenthum ansah und behandelte, somit der Unter- 
than noch immer froh seyn mußte, wenn nian ihm nur dic 
nothwendigste "Nahrung und Kleidung ließ“. 

Ebenso irrig sei die Ansicht, daß die Abnahme der 
Geldumsätze auf den Lemberger „Kontrakten“ die Ver- 
ıninderung des im Umlaufe befindlichen Geldes beweise. 
Vor der Teilung seien in Lemberg Kreditgeschäfte nicht 
bloß für Galizien, sondern für ganz Polen abgeschlossen 
worden. Nun schlössen die jenseitigen Güterbesitzer, ihre 
Geschäfte in Dubno ab. Somit sei die zahlenmäßige Ab- 
nahme der Kreditgeschäfte in Lemberg eine natürliche und 
selbstverständliche Folge und keineswegs ein Symptom des 
Geldmangels und des Verfalls des Handels. Insoweit aber 
diese Verminderung der Kreditgeschäfte teilweise wirklich 
stattgefunden habe, so sei dies nicht zu beklagen, sondern 
vielmehr zu wünschen, da dieser Kredit ungesund 
gewesen sei und nur die Verschuldung der Güterbesitzer 
sowie die Bedrückung der Untertanen erleichtert habe. 

Mit gleicher Schärfe widerlegt Margelik die zweite 
Gruppe der Argumente, die für den „Verfall“ des Handels 
die josefinischen Agrarreformen verantwortlich machten.!) 
Daß der Grundbesitz sich in einer schweren Lage befinde,?) 
bestritt er nicht. Aber, machte er geltend, mit der Zeit 
werde sich der Adel den neuen Bedingungen durch inten- 


1) „Daß das Gubernium auch die Verminderung der Roboten 
als eine Ursache des Handlungsverfalles aufstellen werde, könnte 
man vermuthen, schon aus dem anhaltenden Eifer mit welchem :las- 
selbe gemeinschaftlich mit dem ständischen Ver- 
ordneten-Kollegium diese Robotverminderung 
seit einiger Zeit bei jeder Gelegenheitzu bektrei- 
ten und rückstellig zu machen sich best’rebt hat. 
Dieser neue Versuch nach so vielen reifen Überlegungen notwendig 
gefundene ünd die von E. Mt. ausdrücklich und wiederholt be- 
schlossene Robotverminderung nun wieder in ein ungünstiges Licht 
zu stellen, muß allerdings und umso mehr auffallen, als das Guber- 
nium vorhin und als von der Robot- und Urbarien-Regulierung über- 
haupt die Frage war auf eine weit mehrere Robotverminderung an- 
getragen hat.“ 

?) „Man will dem Gubernio auch gern einräumen, daß die 
Arundbesitzer nun die sonst gewöhnlichen Erzeugnisse auf ılıren 
Gütern nicht mehr hervorbringen und sie nicht mit der vorigen 
Leichtigkeit mehr verführen und zu Geld machen.“ 
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sivere Viehproduktion sowie insbesonders durch die Um- 
wandlung der Gutswirtschaft in kleinere Zinspachtungen 
anzupassen wissen.!) Andererseits würden die durch die 
Agrarreformen herbeigelührten Verluste des Adels und des 
Handels durch die unermeßlichen Vorteile der vielmillionen- 
köpfigen Bauernmasse gutgemacht werden. Denn, daß 
diese ihre Freiheit nicht zu gebrauchen verstchen, sei eine 
einseitige Übertreibung, die sich auch die Stände zuschulden 
kommen ließen.?2) Das Körnchen Wahrheit das darin steckt, 
daß nämlich der Bauer teilweise wirklich von der Frei- 
heit nicht immer richtigen Gebrauch mache, stelle sich 
als unvermeidliche Übergangserscheinung dar und werde 
den Staat von den beabsichtigten Reformen nicht abhalten.:) 
Der Staat sei nämlich überzeugt, daß der Landmann sich 
nach und nach zu einem guten Wirte entwickeln werde 
und er stütze diese Überzeugung nicht auf den Glauben an 
irgend welche ideale Motive, sondern darauf, daß das 


ı) „Allein... diesem kann durch kluge Anstalten der Grund- 
besitzer zum Theil (jetzt) und wenigstens nach und nach abge- 
holfen werden; man (habe) dem Gubernio die Mittel und Wege 
ausführlich an Handen gelassen, wie jene Dominien, die zu viele 
Gründe und zu wenig Robothände haben, diese vielen Gründe auf 
eine dem allgemeinen Wohl mehr entsprechende Art zur Kultur 
und Benuizung bringen mögen, (worüber) das Gubernium noch 
mehrere praktische Kenntnisse einholen konnte von dem dortlän- 
digen Domainen-Administrator, der eben itzt mit gänzlicher Auf- 
hebung der Robot auf allen landesfürstlichen, geistlichen und Stif- 
tungsgütern beschäftiget ist und das Gubernium konnte sie dem 
ständischen Verordneten-Kollegium sowohl, als auch einzelnen wegen 
Verminderung der Roboten Klagen führenden Dominien mittheilen.‘“ 

®) „Diese Bemerkungen sind zum Theil auch schon von den 
Ständen und Länderstellen einiger andern Erbländer gleich damals 
gemacht worden, als man angefangen hat, der hie und da zu viel 
begünstigten Doninikal-Übermacht entgegen zu arbeiten und den 
armen Landmann in seine ursprünglichen und somit unwiderspreclı- 
lichen Rechte — die mit dem allgemeinen Wohl innigst und unzer- 
trennlich verbunden sind — wieder einzusetzen,“ 

®) „Diese Betrachtung aber als minderes und vorübergehen- 
des Übel kann eine weise und für das Beste des allgemeinen sur- 
gende Regierung nicht abhalten Gesetze zu geben, welche, wenn 
sie auch im gegenwärtigen Augenblick nicht die erwarteten Früchte 
hervorbringen, doch nach einiger Zeit und der künftigen Generation 
wahrhaft nützlich seyn werden.‘ 
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eigene Interesse den Bauer auf andere und bessere 
‚Wege führen werde) Auch spreche die Krfahrung Tür 
diese Hoffnung. Denn wo der Landmann Freiheit genieße, 
seien die Resultate seiner Wirtschaft befriedigend.) Und 
dies sei in der Zukunft. noch mehr zu hoffen, wenn Schulen 
und Bildung die Scele der späteren Generation aus 
ihren Schlafe wachgerulfen hätten.>) 

Die Anwürfe Kortums gegen das neue Zollsystem 
und gegen die Industriealisierung Galiziens bewegten sich 
in so vielfachen und offenkundigen Widersprüchen, ihre 
Tendenz war so durchsichtig, daß Margelik sich ledig- 
lich auf ihre einfache Feststellung beschränkte. Das Gu- 
bernium bekämpfe trotz seiner Klage über den GeldabMuß 
das Zollsysiem, das ihm steuern soll. Der neue Zolliarif 
stehe noch zu kurze Zeit in Kraft, als daß man auf ihn 
eine Abnahme des Handels zurückführen dürfte. Seine 
erst zu erwartende Wirkungen seien übrigens nicht auf 
dem Gebiete des Handels, sondern vielmehr der Industrie 
zu suchen. Denn was er bezwecke, sci der Aufschwung 

?) „Denn dem Staat ist der sicherste Bürge für den — wenig- 
stens nach und nach — aufkeimenden Fleiß und für die künftige 
Bewerbsamkeit des Landmannes das in dem lNerzen eines jeden 
Menschen tief eingeprägte Bestreben sich und dio seinigen gegen 
Mangel und Blend zu sichern und das nicht weniger heltige Ver- 
langen, sein und der seinigen ‘Wohl bestens zu befördern.“ 

?) „Das galizische Gubernium hätte sieh auch hiervon durch 
Einschumg der Kreisbereisungs-Rtelalionen und Berichte in RohoL- 
aboliiions-Sachen vollkoinmen überzeugen können, denn beide (Juel- 
len bewähren, daß die Unterthanen da, wo sie won Roboten gänzlich 
befreyet oder auch nur menschlicher und gelinder behandelt worden, 
sich allenthalben durch anhaltenden Fleiss und Bewerbsamkeit der- 
gestalten auszeichnen, daß sich ihre Häuser und Feldwirtschaften 
gleich bei dem ersten Anblick von den übrigen unterscheiden: der 
offenbare Beweis, daß eine anständige Freyheit und en mäßiger 
Gewinn immer mächtigere Triebfedern sind und die Kräfte der 
Meuschen inmer mehr erwecken, immer den nicht bis zum Vich 
herabgesunkenen Menschen weiter führen als Stock und Peitsche!“ 

3) „Nur wird mit gleichen Schritten eine andere wesentliche 
Anstalt nämlich die Verbesserung der Schulen und der so vielen 
Einfluß auf den Nationalcharakter habenden Geistlichkeit vor sich 
gehen müssen, um ‘wenigstens die künftigen Geschlechter für alles 
jene Gute im vollen Grade empfänglich zu machen, welches ihren 
Vätern die gegenwärtige Verordnungen gewähren.‘ 


von Industrie und Fabrikent), was allerdings das Guber- 
nium nicht zu wünschen scheine. Daß die angestrebte In- 
dustriealisierung kostspielig und schwierig sei, habe man ja 
von vornherein gewußt.2) Dürfe man aber deshalb mit dem 
Gubernium „die Hineinsendung fremder Fabrikanten gänz- 
lich widerraten“ und ganz allgemein behaupten, „Galizien 
(werde) nie auf einen dauerhaften Wohlstand rechnen Kön- 
nen?" Statt die Frage der Zentralregierung: „welche 
Fabrikanten vorzüglich nach Galizien zu senden ımd anzu- 
siedeln seyn därften“, zu beantworten, habe das Guber- 
niun „durch ganz übertriebene Vorstellungen“ und inhalt- 
lose Phrasen „auszuweichen sich bemühet.‘“ 


Zum Schluß legt Margelik eimen „beyläufigen Aus- 
weis der in Galizien hauptsächlich mangelnden Waaren- 
artikel“ mit dem Bemerken vor, daß „sich aus diesen neuer- 
dings der schon lingst erkannte Satz bestättiget, daß dic- 
sem Lande vorzüglich die gemeinsten Waarengattungen 
als: gemeines Tuch, Wollenzeuge, Glas etc. mangeln, gerade 
jene Artikel, zu welchen das Land die rohen Produkten 
an reichsten darbeut und welche durch den Transport aus 
entfernten obschon verbrüderten Erblanden durch die Preis- 
erhöhung zu theuer zu stehen kommen... Bei allen diesen 
von der Natur selbst angedeuteten Gegenständen könnte 
also auch dermalen die Regierung vorzüglich einige Zeit. 
verweilen, solche mittelst Kluger Einleitungen und durch 
einige UntersLätzungen aus den Landeseinkünflen aufmun- 
tern und zugleich nach und nach diese Nazion in den "Trieb 
zur Arbeitsamkeit und der Steurung des Müssigangs und 
des rohen Schwelgens ein Geschenk geben, für welches die 


1) „Wenn einmal in Galizien der Kunstfleiß emporgehoben 
und die dorllandes freylich noch gänzlich fehlenden Manufakturen 
und Fabriken errichtet und unterstützet, somit dieses Land von 
seiner «lermaligen gänzlichen Abhängigkeit von anderen Ländern 
in Ansehen der zum Luxus gehörigen und größtentheils nothwendigen 
Waaren frey gemacht werden wird, sodann werde das neue Zoll- 
system Tür dieses Land, die nemlichen gedeihlichen Folgen, wie 
für alle übrige Erbländer haben.‘ 

2) „Schon im voraus konnte man wissen, daß die Ansied- 
lung einzelner Fabrikanten noch mehr aber die Errichtung ganzer 
Fabriken und Manufakturen in Galizien immer schr kostbar und 
mit vielen Umständen und Schwierigkeiten verknüpft seyn werde.‘ 
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späten Nachkönlinge die Regierung, die dazu den ersten 
Grund legte segnen werden.“ 

Die Margelikschen Ausführungen fanden nicht nur die 
Zustimmung der Vereinigten Hofstellen, sondern auch des 
Kaisers, der über sie sein „besonderes Wohlgefallen“ aus- 
sprach.!) 


Wollen wir nun die österreichische Handelspolitik in 
Galizien in ihrer Gesamtheit aus einer weiteren Perspek- 
tive betrachten, so bietet sich unseren Augen folgendes 
Bild. Alle. die historischen Wandlungen des west- 
europäischen Merkantilismus während eines Zeitraumes 
von mehr als zwei Jahrhunderten lassen sich in Gali- 
zien in eimer Spanne Zeit von kaum zwei Jahr- 
zehnten in kurzen, rasch aufeinanderfolgenden Phasen 
beobachten. Erst versucht man mechanisch den Wohl- 
stand Galiziens durch Festhaltung des Geldes in Lande 
zu heben. Dann folgen Bemühungen, ihn vor allem durch 
Gewinne aus dem Außenhandel zu vermehren. Zuletzt 
sucht man den Wohlstand dieser Provinz in industrieller 
Produktion. Diese wollte die Zentralverwaltung mit dem 
Kaiser an der Spitze, dies auch die deutsche Publizistik. 
In dem wichtigen Jahre 1785, das den Anfang dieser letz- 
ten Phase bedeutet, schrieb Schweighofer::) „Die Lei- 
tung des gallizischen ... Imdustriewesens erfordert viele 
Vorsicht .. ; es kann gar keine Frage entsichen, ob sie 
(die Fabriken) im österreichischen Antheil von Pohlen ein- 
gelühret werden sollen oder nicht ..., der Staat kann 
nicht genug auf die Vermehrung derselben sehen, ihre Auf- 
nahıne begünstigen... Durch die Vermehrung aller Arten 
der Gewerbe in Galizien... wird der Verkehr mit Böh- 
ınen, Mähren, Österreich sicherlich gemindert, weil das Land 
sich viele Bedürfnisse alsdann selbst verferliget, die es che- 
mals aus erwähnten Provinzen herbeikommen ließ... Dies 
kam und darf die Einrichtung der Gewerbe keineswegs 
hindern. Es ist Pflicht des Regenten, jeden Theil seiner 
Staaten gleichmäßig zu lieben und den Wohlstand keiner 
Provinz einer anderen aufzuopfern. Die Einwohner «einer 

') Alı. Resolution von 1., Hofdekret an das galiz. Gubernium 


vom 4. Februar 1786. (Zit. Akten). 
) A. a. 0, S. 229--231. 
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jeden derselben sind berechtigt die Vorsorge ihres Beherr- 
schers aufzufordern und ihren Wohlstand zu besorgen ... 
Die Gewerbe müssen also in Galizien und Lodomerien ohne 
Rücksicht emporgebracht werden.“ — 

Erst im Gefüge der josefinischen Gesamtbestrebungen 
tritt der eigentliche Charakter seiner galizischen Handels- 
politik klar zu Tage. 

Ein größerer Kontrast als zwischen der verlassenen 
agrarischen und der neuen wirtschaftspolitischen Orientie- 
rung läßt sich kaum denken. Nun kann man nicht be- 
streiten, daß vom Standpunkte des damaligen Adels in Gali- 
zien aus dieser Wechsel des wirtschaftspolitischen Systems 
fast einer sozialen Revolution gleich kam, die durch die Kraft 
und Rapidität, mit der sie einsetzte, den Großgrundbesitz 
aus seiner bis dahin leitenden sozialen Stellung zu Gunsten 
neuer Elemente zu verdrängen drohte. Dem Adel „war es 

.damals vielleicht leichter, den Verlust einer Provinz zu ver- 
schmerzen, als sich an den Gedanken der Bauernbefreiung 
und der Beschränkung der Adelsvorrechte zu gewöhnen.“!) 
Es ist daher nicht weiter verwunderlich, daß der adelige 
Grundbesitz, auf den alle diese Schläge nach der Einver- 
leibung Galiziens in den österreichischen Staatsverband 
fielen, einzig in der Regierung die Quelle seines Miß- 

. geschickes sah. 

Anders jedoch erscheint die Sachlage unseren Au- 
gen in historischer Perspektive und in einem _ zeit- 
lichen Abstand von Jfast . anderthalb Jahrhunderten. 
Zur Zeit der ersten Teilung war Polen ein Ffeudal- 
agrarischer Staat, mit dem Adel als einzigem Träger des 
Staatsgedankens. Durch die einseitig-agrarische Wirt- 
schaftspolitik waren die Städte in gänzlichen Verfall gera- 
ten und hatten, den Gewaltakten des übermächtigen Adels 
preisgegeben, ihre frühere Autonomie und Unabhängig- 
keit ceingebüßt. Sie boten für die Entstehung und ‚Int- 
wicklung von Industrie und Handel keine Lebensbedin- 
gungen und ebensowenig war ein Faktor zu finden, der die- 
ser hoffnungslosen Lage hätte abhelfen können. Der pol- 
nische Staat fiel vollständiger Dezentralisation anheim; wie 
eine zentrale Verwaltung, so fehlte auch ein unabhängiges 
Justizwesen, wie der Rechtsschutz so auch die Rechtssicher- 

1) Kraszewski, a. a. O., I 87£. 
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hal; es mangelte cben sowohl eine staatliche Gewerbe- wie 
eine fördernde Handelspolitik; das Straßenwesen war 
ebenso unvollkonmmen wie die Kreditorganisation, das Schul- 
wesen ebenso mangelhaft wie die städtsche Polizei; die 
Allgewali und der Eigenwille des Adels drückten alle ühri- 
gen Gesellschaftsklassen zu Boden. Und obwohl diese Ent- 
artung des staatlichen Organismus angeblich im Interesse 
der Landwirtschaft herbeigeführt wurde, befand sich (liese 
dennoch in äußerst kritischer Lage. Die extensive von 
maßloser Bauernbedrückung begleitete Wirtschaft auf den 
Latifundien bewirkte, daß die Landwirtschalt stets irra- 
tioneller betrieben, dadurch aber immer weniger rentabel 
wurde. Da der Adel zugleich durch die politischen Wirren, 
die Konföderationen, die Durchmärsche” fremder Truppen 
und nicht zuletzt durch den kostspieligen Verlassungs- 
apparat der Republik mit seinen Interregmen und Königs- 
wahlen, mit, semen vielen Reichs-, Land- und Kreistagen' 
furchtbar gelitten hatte, so war er zu drei Vjcerielu des 
Grundweries verschuldet, und diese Mißstände wurden 
durch die wucherischen Operationen, die m der Form sogen. 
obligatorischer und arendatorischer Kontrakte vor sich gin- 
gen, nur noch verschlimmert. Infolgedessen begann in dem 
Teil der Republik, der später an Österreich fiel, m der Form 
der Kompossession ein ungesunder Parzellierungsprozeß. 
Auf diese Art ist — infolge Zersplitterung des herrschaft- 
lichen Bodens - - die unfreie untertänige Arbeit, deren Geme- 
sis und historische Berechligung Jı der Sicherung der 
Zwangsarbeit zu Gunsten der für den Export produ- 
zierenden Großwirtschaft beruhte (Grünberg), aus einer 
historischen Notwendigkeit zu einer historischen Anomualie 
geworden. Mit dem Verfalle der Landwirtschaft aber 
drohte unausbleiblich der Verfall des ganzen Baues der Re- 
publik selbst, die sich doch auf diese agrarische -Organi- 
satton stützte. 

Unter diesen Umständen mußte früher oder später eine 
Reaktion gegen «den Agrarisnus eintreten. Sie erfolgte auch 
lı der Form des Merkantilismus. 

Diesen hier genauer zu charakterisieren, ist über- 
flüssig. Es wird genügen, kurz zu erinnern, daß sein Wesen 
„nicht etwa nur in der Lehre von der Geldvermehrung oder 
von der Handelsbilanz, nicht nur in Zollinicn, Schutzzöllen 
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und Schillahrtsgesetzen liegt .. sondern in der totalen 
Umbildung der Gesellschaft und ihrer Organisa- 
tion... in der Ersetzung der lokalen und landwirtschaft- 
lichen Wirtschaftspolitik durch eine staatliche und natio- 
nale.) Und da kein Umbau der Gesellschaft ruhig vor- 
sich gehen kann, so war dies umsoweniger bei der Umbil- 
dung einer sozialen Organisation zu erwarten, die sich auf 
eine Jahrhunderte alte Tradition stützte. Daß die in ihrer 
sozialen Stellung bedrohten Klassen zur Abwehr griffen, 
ist begreiflich. „Die ganze innere Politik des 17. und 18. 
Jahrhunderts faßt sich . . . in Preußen, ebenso ‚aber in Vest- 
europa überhaupt zusammen in dem Gegensatz der Staats: 
wirtschafts- zur Stadt-, Landschafts- und Städtewirtschafts- 
politik.) Es war dies vor allem der Kampf der Zentral- 
regierung „gegen den großen Adel, die Städte, die Kor- 
porationen und Provinzen ... (zum Zwecke) wirtschaft- 
licher Verschmelzung dieser Sonderkreise zu einem Ganzen, 
der Kampf für gleiches Maß und Geld, für cin geordnetes 
Münz- und Kreditwesen, für gleiches Recht und gleiche 
Polizei, für einen freieren und lebendigen Verkehr im 
Lande.“ 

Dies war der allgemeine und unvermeidliche Entwick- 
lungsgatg in Staat und Wirtschaft von Westeuropa. Dazu 
hätte es notwendig auch in Pojien kommen 
müssen, wenn der weitere Gang der Dinge im Innern 
nicht von außen her durch politische Ereignisse gcehemnit 
worden wäre. Ist cs möglich, sich auch nur einen Augen- 

) Schmoller, Umrisse, 'S. 37. — Szelagowski (Geld 
und d. Preisrevolution) "gebührt das Verdienst, der erste gewesen 
zu sein, der vom Merkaniilismus und von der merkantilistischen 
Politik des polnischen Adels bereits im 16. und 17. Jahrlundert, 
gesprochen hat. Er gibt dabei selbst zu, diese beruhte. lediglich 
darin, die Ausfuhr von Rohprodukten zu erleichtern um Geld ins 
Land’zu ziehen; daß von der Förderung Üer eigenen Industrie und 
Verdrängung fremder Fabrikate keine Rede war; daß man vielmehr 
(1565) die Rechte der heimischen Kaufleute zugunsten der aus- 
ländischen einschränkte. — Wäre üie gemeine Goldgier mit (dem 
Merkantilismus gleichbedeutend, damn hat es in der Tat seit König 
Midas bis zum Shylok an „Merkantilisten‘“ niemals und nirgends 
gemangelt. In Wirklichkeit kann vom Merkantilismus in Tolen 
bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts keine Rede sein. 


?) Ebenda, 8. 36. Bücher, D. Entstehung d. Volks- 
wirtschaft S. 1306, f. 
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blick vorzustellen, daß Polen in alle Zukunft ein agrär- 
feudaler Staat geblieben wäre? Ähnlich expansıv wie der 
moderne Kapitalismus, der immer breitere Kreise uınfas- 
send immer neue Staaten in den Bereich seines Einflusses 
einbezieht, war auch der Merkantilismus von dazumal. Frü- 
her oder Später wäre er nach Polen gedrungen. Auch 
dort wäre es zu staatlicher Förderung von Handel und 
Industrie gekommen, auch dort wäre man gezwungen ge- 
wesen, die Zentralisation ein- und durchzuführen uiid eine 
Bureaukratie zu schaffen, das Justizwesen zu relormieren, 
zu einem gerechteren Steuersystem und zur Aufhebung der 
adeligen Steuerimmunitäten zu greifen, eine moderne mili- 
tärische Organisation ins Leben zu rufen usw. Kurz, Polen 
hätte sich ebenfalls in einen modernen Staat mit dem gan- 
zen komplizierten burcaukratischen Verwaltungsapparat 
umgestalten müssen — wie es ja auch an Ansätzen hierzu 
auf verschiedenen Gebieten der öffentlichen Verwaltung 
und in der Literatur tatsächlich nicht gefehlt hat. 


Indessen ist es klar, daß der Grundbesitz, besonders 
aber der auf unfreie bäuerliche Arbeit gestützte landwirt- 
schaftliche Großbetrieb die geeignete Basis zu einer sol- 
chen Umwandlung der"staatlichen Organisation nicht abge- 
ben konnte. Der Staat war daher überall schon aus [inan- 
ziellen Gründen genötigt, in anderer Richtung eine Stütze 
zu suchen, also auch den Kampf mit der Grundaristokratie 
aufzunehmen. Und auch in Polen hätte es nicht anders 
werden können — eine Tatsache, die auch m ihrer vollen 
Tragweite von den größten Sıaatsmännern Polens, wie Sta- 
szie und Kollataj, klar erkamı worden ist. 

Nur wenn man das festhält, wird die merkantilisti- 
sche Politik der österreichischen Regierung in Galizien 
in ihrer eigentlichen historischen Bedeutung verständlich. 
Man sieht dann, daß was in Polen inlolge der 
dortigen politischen Zustände nicht hatte 
von innenher organisch sich entwickeln und 
ausreifen können, im Gefolge der Teilung 
von außenher octroyirt wurde. ls kam fertig, 
in der Form eines vollendet ausgearbeiteten und reif durch- 
dachten Systems- und Arbeitsprogrammes, daher denn auch 
unter allzustarker Erschütterung der bestehenden Verhält- 
nisse. Sein Erscheinen selbst war aber unvermeidlich. 
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In Galizien und Polen war mit ‚Rücksicht auf die Allein- 
herrschaft der agrarischen und die Zurückdrängung der 
städtisch-gewerblichen Interessen während zweier Jahr- 


hunderte, eine — schon ihrem Wesen nach gegen die 
adeligen Vorrechte gerichtete — merkantilistische Staats- 


praxis notwendiger als irgendwo sonst.!)Die manchen so un- 
sympathische österreichische Bureaukratie jener Zeit war 
somit für Galizien das Werkzeug eines objektiv unvermeid- 
lichen historischen Prozesses und vorurteilslose Betrachtung 
muß zugeben, daß die merkantilistische Wirtschaftspolitik 
der österreichischen Regierung indem neugewonnenen Lande 
als Ganzes genommen und von untergeordneten Mißgriffen 
abgesehen, historisch unvermeidlich und daher berechtigt 
war. Sie 'trug in sich die Wahrscheinlichkeit des Gelin- 
gens, war daher ihrem Wesen nach nützlich und vom 
Interessenstandpunkt des Landes aus erwünscht. 


!) Vgl. Milewski, Schutzzölle, 8. 68—70. 


Anhang. 


I. (zu S. 18). Einiges über die Beziehung zwischen Staat 
:; und Adel. 

Die geschichtliche Forschung der letzten 40 Jahre gibt 
uns ein anschauliches, in seiner Tragik fast grausames Bild 
der traurigen Rolle, die der Träger des polnischen Staats- 
wesens, der Adel, gleichermaßen im politischen und gei- 
stigen wie im wirtschaftlichen Leben des 18. Jahrhunderts 
gespielt. hat. Glänzende Schriftsteller des In- und Auslandes 
wie Surowiecki, Rocpell, Szujski, und Kalinka, 
Korzon, Bobrzyäski, und Balzer, Pawinski 
und Karejew!) — sie alle vertiefen sich in die Wun- 
den dieses an allen Gliedern durch und durch kranken 
Organismus und zeigen uns mit unverhülltem Mut und 
Offenheit den trostlosen (Verfall ler Republik. Dieses längst 
bekannte Krankheitsbild hier neuerlich auszumalen, ist 
überflüssig. Unter welchen Gesichtspunkien man auen die 
Zustände Polens zur Zeit der ersten Teilung betrachten 
ınag, überall zeigt sich hoffnungslose Anarchie und Zer- 
setzung: die £ürchterliche Versunkenheit, Unterdrückung 
und Nol des Bauern, dar Verfall und die Verarmung von 
Gewerbe und Handel, des städtischen Lebens und sugar der 
Landwirtschaft, die gröbste Vernachlässigung in der Erzie- 
hung der herrschenden Adelsklasse selbst, Schulen me Uni- 
versitäten in den Händen einer unwissenden weltlichen und 
Ördensgeistlichkeit. Seit dem das Zerreißen der sReichs- 
und Lantdltage herkönmmlich geworden war, hatie die Repn- 
blik faktisch so gut wie keine Gesetzgebung, Keine Verwal- 
tung und Regierung mehr: die Kleine Armee ohne Zucht, 
halb aufgelöst; die Finanzen zerrülct; das Gerichtäwesen 
korrumpiert; an Stelle von Recht Willkür und Gewalt in 

!) Nebst den genannten Werken von Kalinka, Szujski, Korzon, 
Balzer vgl. noch Surowiecki, Vom Verfall d. Industrie u. dl, 
Städts in Polen. 1810; Roepell, Polen um d. Mitte d. 18, ‚Jahr- 
hunderis; Bobrzynski, Polens Geschichte; Pawifskh N. 
Herrschaft U. Provinziallandfage; Karejew, Geschichtl. Grund- 
riss d. poln. Reichstages. 
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allen Schichten und Sphären des Lebens. Mit einem Wort, 
die Republik war den Interessen und Parteikänpflen ihrer 
großen „Herren“ und der Nachbarmächte widerstandslos 
preisgegeben. 

Seit der Angliederung-Galiziens an Österreich, erschemt 
indessen — durch ein bisher noch wnaufgeklärtes Mysterium 
— all das mit einem Schlag wieder gut und gesund. Wenig- 
stens ist aus der betreffenden historischen Literatur von 
Mängeln der Gerechtigkeitspflege und Steuerverteilung cben- 
sowenig etwas zu erfahren, wie vom Verfall des Handels und 
der Unterdrückung des Bauern- und Bürgerstandes oder der 
Notwendigkeit von Relormen. Nach dieser Literatur zu 
urteilen, gab es zur Zeit der Okkupation in Galizien nichts, 
was Verbesserung geheischt hätte. In Gegenteil! Jeder 
Reformschritt der neuen Regierung, alle ihre Gesetze oder 
Verordnungen gelten als Attentate auf die Rechte der Na: 
tion, wobei freilich diese „Nation“ bloß in dem Adel ver- 
körpert erscheint. Als Helden und Märtyrer der nationalen 
Sache auf galizischem Boden werden diejenigen gefeiert, 
die doch in Polen das ganze 18. Jahrhundert hindurch aus 
kurzsichtigem Egoismus sich jeder, auch der notwendigsten 
Reforni widersetzt hatten, bis der aller Lebenskräfte 
beraubte polnische Staat ganz in sich zusammenbrach, noch. 
bevor er durch fremde Mächte zerstückelt wurde. Aus miB- 
verstandenen‘ Patriotismus glaubt man in Bezug auf die 
österreichische Regierung die Interessen des Feudaladels 
verherrlichen zu müssen, die doch auf dem Boden der Repu- 
blik durch die historische Kritik längst als unerträglich 
erkannt worden sind. Der galizische Adel erscheint in 
der fraglichen Literatur ‘von vornherein mit allen patrioti- 
schen Tugenden reichlichst ausgestattet und eben deshalb 
von der thercsianisch-josefinischen Reformorgie als Opfer 
ausersechen. Schließlich wird noch versichert: die joselini- 
sche Unterdrückungspolitik habe eine so allgemeine Unzu- 
[riedenheit im Lande hervorgerufen, daß sie in den letzten 
. Regierungsjahren des Kaisers sogar in offenen Widerstand 
nach belgischem Muster und in eine Abfallbewegung über- 
zugehen drohte. 

is liegt mir ferne, diese gleichermaßen rechts- und 
verwaltungs- wie wirtschaftsgeschichtlich rückständige Aulf- 
fassung hier des Näheren zu beleuchten. Was ihre Ver- 
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treter als gegen den polnischen Adel gerichtete Politik 
ausgeben, war nichts anderes als der Ausdruck jener mer- 
kantilistischen Bestrebungen, die überall in den westeuro- 
päischen Staaten während des 17. und 18. Jahrhunderts 
zu Tage traten und deren „eigentliche "Träger jenes aufge- 
klärte despotische Fürstentum war, dessen ganze Tätig- 
keit in wirtschaftlichen Maßnahmen sich konzentrierte, des- 
sen große Verwaltungsreformen antistädtisch und antipro- 
vinziell, vor allem auf die Bildung einheitlicher großer 
Wirtschaftskörper zielten.“t!) 

So sollen denn an dieser Stelle bloß die Tatsachen, die 
jener Auffassung zu Grunde liegen, näher geprüft werden. 
Vor allem soll also die Frage beantwartet werden, ob denn 
der galizische :Adel wirklich so patriotisch' und für das allge- 
meine Wohl opferfreudig war? Woher sollte denn Galizien 
plötzlich zu einer so klugen, besonnenen, mit allen Tugenden 
geschmückten Adelsklasse gekommen sein? Wissen wir ja 
doch zur Genüge, daß sie im damaligen Polen fehlte! Seit 
den Dreißiger Jahren, seit denı Hervortreten von Jan Ja- 
Honowski und Stanislaus Leszczynski begimt 
zwar auch dort eine Epoche langsamen Heranreifeus zu- 
nächst von Reformgedanken und dann auch von Reformen 
selbst; und zwar im Sinne einer Umgestaltung der Repu- 
blik nach dem Muster der Nachbarstaaten. Die Abschaffung 
der provinziellen Finanzbehörden (in den Woiwodschaften), 
die Einschränkung der Landtagsbefugnisse und damit der 
zentrifugalen, partikularistischen Tendenzen des Adels und 
die Verstärkung der ‚Staatseinheit sowie der Zentralregie- 
rung; die Ausbildung ‘der Zentralbehörden, die Roorganisa- 
tion des Finanzwesens und vor allem die Erschließung neuer 
Einnahmsquellen durch ‘Abschaffung der adeligen Steuer- 
und Zollimmunität; größerer Schutz des Bürger- und 
Bauernstandes — das war das Ziel der inneren Reform, von 
deren Erfolg die Zukunft der Republik und ihr Leben 'selbst. 
abhing. Trotzdem sind diese Reformen an dem Widerstand 
des Adels gescheitert. „Es gelang nicht, die alten, tief ein- 


1) Schmoller, Umrisse, S. 38. Unter diesem Gesichtspunkte 
wird die innere Wirtschaftspolitik der Regierung in Galizien im 
IH. Bande der vorliegenden Untersuchung nähere Prüfung erfahren. 


Vorläufig vgl. darüber Grossmann, Industrie- u. Handelspolitik, 
Ss. 29—42. 
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gewurzelten Grundlagen des öffentlichen Lebens zu erschüt- 
tern. Dazu war ein schwerer, blutiger Kampf nötig. Es 
bedurfte mehr Zeit, um zu siegen, und diese Zeit fehlte 
schon.“!) 

Unter solchen Umständen ist es klar, daß das Bild des 
galizischen Adels nach der Annexion kein erfreuliches war 
und sein konnte. Graf Debicki schildert, wie dieser Adel 
schnell die polnische Vergangenheit vergaß und gleich in 
den ersten Jahren nach dem Nationalunglück glänzende 
Bälle abhielt; wie er die Homagiaffeier mit Freudebezeu- 
gungen beging; wie er „nirgends und auf keine Weise ver- 
suchte, auch nur legal und öffentlich die Achtung 
der Nationalrechte zu fordern“; wie er sich in der National- 
garde „eine höfische Repräsentation des den Monarchen 
umgebenden polnischen Adels“ schuf.?) 

Von dieser Nationalgarde des galizischen Adels berich- 
tet Askenazy?°): sie sei mit bewußten politischen. Ent- 
nationalisierungsabsichten gegründet worden und habe „von 
Seiten der dortigen Gesellschaft quasi eine freiwillige 
Sanktion der Teilung bedeutet.“ Und sogar der 
höchst reaktionäre und bis zum Aberglauben klerikale 
Graf St.\Wodzicki, muß, trotzdem er in seinen Memoiren 
gegen die österreichische Regierung, ihre Verwaltung und 
Verwaltungsorgane oft genug laute Anklagen erhebt, zu- 
geben: „daß dieses bedrückende österreichische System 
sich erst im Laufe der Jahre entwickelte. Anfangs sei es 
nicht zu fühlen“ (gewesen).) Vielmehr habe man sich be- 
müht, den galizischen Adel zu gewinnen, det-Wodzicki 
sodann mit Erbitterung in den schwärzesten Farben schil- 
dert. Während man in Polen nach der Teilung eine Reform 
des Erziehungswesens anbah'nte und später der 4jährige 
Reichstag ein neues und vernünftigeres Geschlecht auf 
die Bühne brachte, habe sich der Adel ‚in Galizien 
um Kämmererschlüssel, Kronwürden und Grafentitel bewor- 
ben, um unter diesem Flitter das Elend des Kopfes und 
die Rleinheit des Herzens zu bergen.“ Voll Verdruß gedenkt 

1) Pawinski, a. a. O., 8. 405f. 

2) Vgl. Debicki, a. a. O,, I. 349 f., 358, 3621. Chotkowskı, 
Geschichte d. Kirche I. 293. 

3) Vgl. Askenazy, Josef Poniatowski. S. 8. 


4) Vgl. Wodzicki, Erinnerungen aus der Vergangenheit. 
S. 88, 90. 
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Wodzicki der „Herrchen österreichischer Kreation“, der 
„neugebackenen Grafen und Würdenträger, die «die (iouver- 
"neure umwedelten, oder dem Hofe sich aufdrängten und 
dem ärmeren Adel imponierten, der m seinen Sorgen men 
zu Füßen fiel, sich der Herrengunst empfahl und um Pro- 
tektion für den Sohn im Militärdienst oder in der Kanzlei, 
oder für irgend einen Prozeß flehte ... Hätte der Adel 
(der neuen Regierung gegenüber) wenigstens pas- 
sive Würde gezeigt, so wäre es nicht zu einem solchen 
Niedergang des patriotischen Empfindens gekommen.“ Die- 
ser sei aber „notwendig gewesen, un mit Demut so viel 
llohn und Erniedrigung seitens jener Menschen zu ertra- 
gen, welche dieses Land nıit eigenem Blute nicht eroberten. 

Von einer galizischen Opposition gegen (die Miß- 
bräuche der Beamten, gegen die Wegnahme der religiösen 
Fonds, gexen die Aufhebung der Klöster, gegen die elenden 
Schuleinrichtungen, sei nichts walırzunehmen. Eine einzige 
Opposition in ihrer Art, sei — die Kastellanin Kossa- 
kowska gewesen.“!) Der Adel, weit entfernt irgend 
welche Opposition zu treiben, ließ sich leicht durch Geld, 
Ordens- und Ihrentitel und durch Zusage der „Promotion“ 
für die Regierung gewinnen,2) legte ohne zu Zögern den 
llomagialeid ab) und mit Worten heuchlerischer Selbst- 

!) Ähnlich über die „Opposition“ der Frau Kossakowska: 
Lozinski, a. a. O. S. 37. — Heutzutage wissen wir jedoch, daß 
nicht einmal diese ernst zu nehmen war, Gerade die Kastellanin, 
die angeblich durch ihre bissigen Bemerkungen den deutschen Be- 
anten in Galizien unangenehm geworden sein soll, war in Wirklich- 
keit die erste polnische Dame, die sich dev neuen Regiermg ihre 
Loyalität zu bezeugen beeilte, Bälle zu Ihren des Kaisers und der 
Kaiserin veranstaltete und Uen höheren Beamten schmeichelte. Vom 
Hass gegen Stanislaus August erfüllt, bot sie sich Revitzky an, 
in Polen eine starke österreichische Partei zu bilden und ver- 
sicherte, sich nicht inchr als Polin zu betrachten: Non habemus 
Regem nisi Gaesarem| waren ihre Worte. Alle ihre „bons mots“ 
sind Erfindungen, denen kein Glauben zu schenken ist. Vgl. Louis, 
a.a. 0,8.67f. Morawski, Opposition der Magnaten. Nieht ohne 
Ursache verlangte Graf Pergen von Kaunitz für die Ver- 
dienste der Kastellanin eine Auszeichnung. (Loziäsiki, a. a. O. 
S. 30). 

®) Ignotus, a. a. O,S. 48. 

») Mehr Würde zeigte in dieser Beziehung das Lemberger Bür- 
gertum. Vgl Schnür-Peptowski, a a0, 8 7 
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erniedrigung überreichte er dem ersten Gouverneur, Gra- 
fen Pergen, eine freiwillige Kollektivadresse samt einem 
Geschenk von 6000 Dukaten (etwa 25.000 fl) mit der Be- 
gründung: „daß für diese Königreiche Galizien und Lodo- 
merien nichts Glücklicheres sich ereignen komite, als daß 
ihm die Gouverneurgewalt anvertraut wurde, und daß er 
zugleich als der Erste sie durch den Eid in die Zahl der 
Untertanen des erlauchten Kaiserreiches empfing und die 
Grundlage zu ihrem Glücke befestigte.“t) 

Freilich geschah das alles nicht ohne materiell-egoisti- 
sche Nebengedanken. Es war dies noch die Zeit der ersten 
Hoffnungen, als der Adel noch glaubte, die neue Regierung 
werde seinen Wünschen nach Aufrechthaltung seiner Stan- 
desprivilegien volle Rechnung tragen. -Vergeblich aber 
würde man in den ständischen Desiderien von 1773 auch 
nur nach einer einzigen Anregung im Interesse des Bauern- 
und Bürgerstandes oder der Allgemeinheit suchen.?) Wie 
Lozinski naiv Zuegibt, äußerte der Adel seine Wünsche 
„mit Mut und mit gerechter Berücksichtigung der Bedürf- 
nisse, wenngleich nicht des ganzen Landes, 
doch wenigstens seiner cigenen Klasse“ 
Alle diese Wünsche gipfelten darin, die Regierung möge 
dem Adel seine alten republikanischen Privilegien und Vor- 
rechte, die alten Gesetze und die Jurisdiktionsart. bestä- 

) Loziäski, a.a. O, S. 33. Als Beispiel der tendenziösen 
Verherrlichung des Adels jener Zeit sei auf die zit. Schrift Lo- 
zinskis hingewiesen. In {hr wird dieser Adel lediglich als Opfer 
der machiavellistischen Politik des Grafen Pergen. geschildert, 
der „gute“ Eigenschaften desselben ausgenützt habe. „Graf Pergen 
— heißt es da — war äußerst geschickt und hatte mit einem 
Adel zu tun, der die schönen Worte und artigen Vorstellungen 
zu bewerten nicht im- Stande war.“ Der einzige Fehler dieses Adels 
besiand nach Loziäski nur darin, daß er zu Viel solcher guter 
Eigenschaften besaß: als „gutmütise Bereitschaft zuın Vertrauen, 
die angeborene Naivilät des Charakters, die an Verkehrtheit bei 
anderen nicht glaubt, weil solche ihr selbst unbekannt ist, endlich 
den biederen Gehorsam gegenüber der mit publico bono maskierten 
Überredekunst.“ (a. a. DO, 8. 24.) Zu gleicher Zeit (dankte der 
Lemberger Erzbischof Sierakowski Gott. „dafür, lass wir nach den 
durch 5 Jahre Hauernden Wirren und Verwüstung des Landes endlich 


in den sicheren Hafen eingelanfen sind, als ... Maria "Theresia 
das Fand in ihren Besitz genommen hat.“  (Iirtenbrief vom 


16. Dezember 1773 bei Chotkowski, Gesch. d. Kirche, T. 201 E.). 
:) Staatsratsakten Nr. 469 ex 1771. 
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tigen und erhalten!) Was dies in sozialer Illinsicht 
bedeutete, braucht man heute, da die traurigen Zustände 
der Republik jener Zeit bekannt sind, nicht weiter zu 
erörtern. Der größte polnische Staatsmann der Epoche, 
Staszic, behauptet zum Beispiel von der polnischen Juris- 
diktion, „daß dasjenige, was die Schmach eines rechtschaf- 
fenen Menschen ausınache, zum Vorrechte des Adels gewor- 
den sei.“2) Aber noch tiefer war das geistige Niveau des 
galizischen Adels. Im Zeitalter Voltaires, da im Westen 
die humanitären Strömungen schon mächtig enıpfunden wur- 
den, zwanzig Jahre nach den berühmten Briefen Tur- 
got’s über Religion und Toleranz, zögerte dieser Adel nicht, 
die strafende Hand einer fremden Regierung gegen die 
eigenen Mitbrüder anzurufen. „Wir kaben — lautet eines 
der Desiderien von 1773 — das Vertrauen, daß das Bauen 
der Dissidenten-Bethäuser und der schismatischen Kirchen 
(in Galizien) durch das Gesetz auf ewige Zeit verboten 
bleiben werde. Und um dem Verderben vorzubeugen, ersu- 
chen wir, daß die Apostaten ohne alle Rücksichten mit der 
Todesstrafe und Konfiskation ihrer ganzen Habe be- 
straft werden.) — 

Diese Charakteristik erst macht die Haltung des gali- 
zischen Adels im Jahre 1790, verständlich. „Als die pol- 
nische“ oder, wie man richtig sagen muß, die adelige „Öffent- 
lichkeit in Galizien 1790 sich gegen das josefinische System 
wandte, wurden in der Kritik desselben die kirchlichen 
Relormen fast gänzlich übergangen, leicht nur die Frage 
der Germanisierung gestreift, nachdrücklicher die 
Willkür der Administration. Hauptsächlich aber be- 
kämpfte man den Fiskalismus und die Untertanen- 
gcsetzgebung und verteidigte begeistert jene Unter- 
tansverhältnisse, die vor der Okkupation des Landes be- 
standen hatten.) 

Möglichst wenig Steuern zahlen und den Bauern unge- 
hindert ausnützen, dies war es, wornach sich der galizische 
Adel schnte und was er mit allen Kunstgriffen den Dialektik 
mit dem Landesinteresse, „dem publico bono“, zu ideniifi- 

') Ebenda, und Lozinski, a. a. O., 8. 14, 16-18, 

:) Staszic, a. a. O0, 8. 8. 

®) Vgl. Ignotus, u. a 0,8. 9. Tokarz, Erste 
derien, S. 363. 

ı) Vgl. Tokarz, Galizien, S, 191. 
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zieren sich bemühte. Sonst war er wenig geneigt, für das 
allgemeine Wohl sich zu interessieren, geschweige denn für 
dasselbe Opfer zu bringen. Die bekannte „konstitutioncelle 
Bewegung“, die sich zu Ende der josefinischen Regierung 
des Adels bemächtigt haben und als Ausdruck seiner Unzu- 
friedenheit und Auflelinung gegen das josefinische Regime 
gelten soll, war, wie ich sofort zeigen werde, nichts anderes 
als eine Posse, der jeder ernstere Zug mangelte. 

Daß der galizische Adel durch die theresianisch-jose- 
phinische Reformen sich gekränkt fühlen mußte, soll eben- 
sowenig bestritten werden als der Umstand, daß diese Re- 
formen für Galizien trotzdem unvermeidlich und für die 
Mehrzahl dessen Bevölkerung wohltuend waren. Der pol- 
nische Adel war in seiner Masse noch zu rückständig und 
geistig verwahrlost,!) als daß von ihm Verständnis oder 
gar Entgegenkommen für das Refornwerk hätte erwartet 
werden dürfen. Fanden ja in Polen selbst die mäßigen 
Reformen, die der Große Reichstag (1788—1792) einführte, 
nur bei den Wenigsten Unterstützung. Die Tdukations- 
kornmission und die für ihre Zeit gewiß bewunderungs- 
würdige Schulreform waren das Werk einer verhältnismäßig 
winzigen Schaar von Fortschrittlern, das zwar in der Pu- 
blizistik Unterstützung fand), von der konservativen Mehr- 
heit der Nation aber mit blindem Hasse verfolgt?) und 
schließlich während der Restauration durch die Konfoe- 
derierten von Targowica wieder beseitigt wurde.) 

Im großen und ganzen aber war der galizische Adel 
trotz seiner Unzufriedenheit mit den josephinischen Refor- 
men, der neuen Regierung gegenüber loyal imd ruhig. Ward 
er ja auch für den Verlust der politischen Freiheit und 
seiner sozialen Vorrechte durch die Wiederherstellung der 
Ruhe und geordneter Verhältnisse im Lande reichlich ent- 
schädigt. Fern von dem Getriebe der „großen“ Politik, die 
für ihn mit großen finanziellen Opfern verbunden war 
und sich eigentlich bloß in den Schlägereien auf den Land- 

!) Vgl. Smolenski, Geistige Umwälzung in Polen. $. 36-4 f., 
368f.; Derselbe, Der Adel im Lichte eigener Meinungen, 

2) Vgl. Smoleiski, Geistige Umwälzung. 8. 37%. 

®d) Ebenda, S. 382-394; Derselbe, Die Konservativen 
und die Edukationskonmission (i. „Ateneum‘, 1889). 

4) Vgl: Smolehski, Geistige Umwälzung, 8. 399; Sie- 
mienski, Briefe Kohatajs, IL 6. 
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und Kreistagen m den Tribunälen (Gerichten) etc. äußerte, 
gebunden an sein Dorf, hatte er nun mehr Muße lür die 
Sorge um seine Wirtschaft. Und so erschöpfte sich «denn 
auch sein Unwille in den unterwürfigen Phrasen von ,„Desi- 
derien“ und in den dickleibigen handtagsakten. Nicht er 
auch war es, der gegen Josef frondierte, sondern viel- 
mehr der rechte, rückständige und unzufriedene Flügel 
der josefinischen Bureaukratie selbst, die — ein geschicht- 
liches Produkt neuesten Datums und daher noch wenig 
diszipliniert — vielfach zu schr von adeligen Blementen 
und Traditionen durchsetzt war. Die Akten lehren auch 
auf das Genaueste wie sich der Kaiser erst das Werkzeug 
schaffen mußte, mit dem er sein stolzes Reformgebäude 
aufrichten wollte und welch harten Kampf um das- 
selbe er durch ein volles Jahrzehnt mit seiner eigenen 
Bureaukratie durchkämpfen mußte. Zwar fehlte es in Gali- 
zien sowohl in den Kreisäntern wie im Gubemiun 
keineswegs an Persönlichkeiten, die die kaiserliche Re- 
formarbeil eifrigst unterstützten. Aber gerade an der Spitze 
der Landesverwaltung stand der in konservativ-agrarischen 
Traditionen befangene Graf Brigido ein Umstand, 
der die ganze josefinische Epoche hindurch einen gchei- 
men, unterirdischen und rücksichtslosen Kampf zwischen 
Leinberg und Wien zeitigte. 

‘Aber erst am Ausgange des Jahres 1789, während des 
Türkenkrieges und der außenpolitischen Krise wagten die 
Reformgegner offener hervorzutreten und glaubten die Zeit 
gekommen, um auf den todkranken und verzweifellen Kai- 
ser durch übertriebene Vorstellungen Eindruck zu machen. 
In Lemberg übernahm diese Rolle Brigido, im Wien 
der Polizeiminister Graf Jobanmn Anton Pergen, der als 
erster Gouverneur Galiziens nn allzu große Vorliebe für 
die Privilegien des Adels bewiesen und sich hiedureh den 
Anspruch auf dessen Dankbarkeit erworben hatte!) Von 
Josef Il. zur Verwaltung Galiziens für unlauglich erkliätt,:) 


) Vgl oben 8 2236. „Gral Pergen —  sarl darüber 
Jaworski (a a. 0. Jhrg. 1904, 8. 778) — erwieS dem Adel, 
auf jeden Schritt, allerlei Rücksichlen.“ Vgl. Terner oben, 5. 481. 

2) „Ich weiss nicht — schrieb Josef in der Denkschrift 
vom 5. August 1773 von Lemberg aus erbittort an Maria Theresia 
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war er zum Polizeiminister ernannt und in der Zeit gewal- 
tiger Umwälzungen und großzügiger Verwaltungsreformen 
von jeglichen Einfluß auf die Regierungsgeschäfte ent- 
fernt worden. Es kann daher nicht Wunder nehmen, wenn 
er in seinem bekannten Vortrage an den Kaiser vom 13. Jän- 
ner 1790 die Beweislührung versucht, diese Reformen wären 
verfehlt gewesen, und wenn er vor allem den Vorwurf er- 
hebt: der Kaiser wolle „die Rathschläge (seiner) erfah- 
rensten Diener nicht achten“ und verfolge vielmehr eine 
einseitige, „auf die Unterdrückung des Adels“ abzielende 
Politik.!) Diese aber habe wie allüberall im Staate auch 
in Galizien Unzufriedenheit erregt und „die ganze (pol- 
nische) Nazion zum Haß gegen E. Majestät“ gereizt. Nicht. 
anders als, in seinen Berichten Brigido, läßt auch Per- 
gen die Drohung von dem bevorstehenden Aufstande der 
„Nazion“ durchblicken und daß besonders im Falle eines 
Krieges mit Preußen „wo nicht der ganze, wenigstens der 
größte Theil der Güterbesitzer“ den Feind unterstützen 
werde. Und mit wahrer Schadenfreude versichert er, daß 
der galizische Adel zur Zeit seiner Verwaltung von 
loyaleren Gesinnungen beseelt gewesen sci.2) — 


— ob sein (Pergens) Genie und Talenten so groß seynd, daß 
man selben auch die sonst gebräuchliche Ordnung, Sicherheit und 
Genauigkeit in den Geschäften aufopfern könne.“ (Arneth, 
VIM., 48). 

ı) Vgl. Fournier, Historische Studien und Skizzen, I. 168, 
169. — Pergen erwähnt zwar, um deıf Schein einer gewissen 
Objektivität zu wahren, auch die angebliche ‘Unzulriedenheit des 
Bürger- und Bauernstandes. Es ist jedoch nicht zu verkennen, 
was ihm vor allem am Herzen lag. „Das Publikum( I) führt er aus, 1st 
darüber umso michr bestürzt, als die Verhältnisse der Klassen 
der Unterthanen, so zusammen den Staat ausmachen, andurch zer- 
rüttet werden.“ „Der Adel ist mit Rechte unzufrieden, weil der- 
selbe durch das bürgerliche, sowohl als kriminal Gesetzbuch, durch 
die neue Steuer-Rectification in seinem Eigenthum ohne Verschulden 
äußerst gekränkt und so erniedrigt worden, daß 
zwischen dem Bürger- und Bauernstand mit dem, 
seinigen ein schr geringer Unterschied mehrsich 
zeiget.“ (Fournier, a. a. O.,.I. 169, 173.) 

2) „Welche Nazion ,... ‘wo nicht ganz, wenigstens größten 
theils unter den Zepter des allerdurchlauchtigsten Erzhauses zu 
seyn bey genonmmener Wuldigung sich glücklich geschätzet und den 
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Wie war es nun aber um diesen galizischen Aufstand 
in der Wirklichkeit bestellt? Trotz aller absichtlichen 
Schwarzmalerei mußte Brigido noch 2 Tage nach dem 
zitierten Vortrage Pergens nicht nur zugeben, daß im 
Lande vollständige Ruhe herrsche, sondern, dal nicht ein- 
mal „eine Drohung bisher sich bemerken ließ.) Die 
„oppositionelle“ Bewegung, die sich in Galizien einige Wo- 
chen später — schon unter Leopold -— bemerken ließ, 
war ausschließlich ein Werk der preußischen Agitalion 
Lucchesinis?) und stand im engsten Zusammenhange mit 
der preußischen Politik Hertzbergs, der es für seine 
Aufgabe hielt, Rußland und Österreich an einer allzu hedeu- 
tenden, für Preußen gefährlichen Vergrößerung in der Tür- 
kei zu verhindern und dabei für Preußen Danzig und "Thorn 
von Polen zu gewinnen, das dureh ein Stück Österreichisch- 
Galiziens entschädigt werden sollte?) lurst diese im 
preußisch-türkischen Geheimvertrag von 31. Jänner 1790 
enthaltene Bestimmung erweckte bei den galizischen Polen 
die Iloffnung auf eine Vereinigung mit der Republik, eine 
Hoffnung, die durch Preußen eifrig genährt wurde, das zu 
diesem Zweck in Warschau unter Leitung Lucchesinis 
ein Geheimkomitce für galizische Angelegenheiten bil- 
dete.t) 

Galizien sollte erst „aufgerüttelt‘“ werden) Diese Auf- 
gabe übernahm Kasimir Rzewuski, von dem Stanis- 
laus August von Polen meinte, „daß er ein subjectmm 
sei, das leicht auf sich nehmen würde in Galizien zu Gun- 
sten Lucchesinis zu intriguiren.“ Rzewuski machte sich 
in der Tat auf den Weg und nahm von Lucchesini für 
seine dreiwöchentliche Mission vier und halb Tausend Gul- 
den mit. Er erledigte sich der Aufgabe zur größten Zufrie- 


Vorzug, welchen eine ordentliche und erträgliche Behandlung in 
einer Monaschie vor der idealen Freyheit oder vielmehr Zügel- 
losigkeil verdient, zu bemerken angefangen hat.“ (Ebenda, S. 175.) 

!) Bericht Brigidos vom 15. Januar 1790. Vgl. Kalinka, 
Vierjähriger Reichstag, IV., $ 128. 

2) Ebenda; Jäger a. a. O. S. 304. 

3) Vgl. Philippson, a. a. O. T. 291; R. Roepell, Orien- 
talische Frage, S. 241. 

) Vgl. Kalinka, a. a. O0. $S 12%. 

») Ebenda, $ 121. 
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denheit des Auftraggebers und genau nach seinen Instruk- 
tionen.!) Es wurde nun in Galizien „zu Aların geschlagen“. 
Man gründete Komitees?) und sammelte Unterschriften auf 
Petitionen, die Rzewuski redigiert hatte und die bald mit 
5000 adeligen Namen bedeckt waren. Freilich, war dies 
auch alles, was man in Galizien für die Sache zu tun bereit 
war. Im Übrigen verließ man sich auf die IMilfe des Ber- 
liner Hofes. Friedrich Wilhelm II. sollte Soldaten und Wallfen, 
Kanonen, Munition, Wagen, Chirurgen, Feldapotheken, Nah- 
rungsvorräte, schließlich das Geld für den Sold beistellen - - 
der galizische Adel selbst spendete für die Sache gar nichts.) 
Schon früher wurde eine Deputation mit den Wünschen des 
„Landes“ an Kaiser Leopold abgeordnet, die m Wien einen 
gnädigen Einpfang erfuhr. Das war indes dem Markgrafen 
Luceohesini, der die ganze adelige Bewegung leitete, höchst 
unangenehm. Mußten ja, falls der Kaiser den adeligen Desi- 
derien entgegenkam, die preußischen Intriguen scheitern. 
Iucechesini ließ daher nach Lemberg den Auftrag erge- 
hen: die Wiener Delegation möge so hochgespannte 
Forderungen stellen, daß der Kaiser keines- 
falls imstande wäre, auf sie einzugehen.) 

Difficile satyram non scribere. Wie lächerlich erscheine 
diese „Revolution“ und das Pathos der Pesiderien des 
Adels sowie seiner Klagen über Bedrückung, wenn man 
weiß, daß das alles von Warschau aus durch Lucchesini 
«diktiert worden ist?) 

Kein Wunder, weım in Kalinkas Bericht über diese 
Vorgänge dem galizischen Adel die schärfsten Vorwürfe 
nicht erspart wurden: er habe „so blindlings die Weisun- 
gen des Warschauer. Komites, öder anders gesagt, Luc- 
chesinis befolgt.) „Das Berliner Kabinett — fügt er 


!) Ebenda, 8. 120. 

2) Die Namen der 80 Mitglieder les Lemberger Komitees sind 
bei Kalinka (a ©. 0, 8. 118) angegeben. Fürst Adam 
zartoryski erklärte jedoch De Cache, daß sein Name olıne 
sein Wissen unter die Petition gekommen sei. Kalinka vermutet, 
daß Gleiches auch von anderen Unterschriften gelte. 

®») Ebenda, S. 115, 

1) Ebenda, S. 120. 

5) Ebenda, S. 121. Dies hindert freilich nicht Starzynski 
(a. a. O.) die adeligen Desiderien von 1790 ernst zu nehmen. 

6) Vgl. Kalinka, Vierjähriger Reichstag, $ 124, 8. 128. 
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hinzu — wünschte, daß Galizien ecmen Anlaß zum Kriege 
biete... Es hetzte dessen Einwohner zu £feindseligen Schrit- 


ten gegen die Regierung, es hat deren Aufstand erwartet,, 
aber dessen Vorbereitung zu unterstützen konnte es nicht 
wagen und hat sich vielmehr — angesichts der energischen 
Stellungnahme der österreichischen Regierung —- die Hände 
gewaschen ... Hätte Galizien, ohne nach preußischer TIille 
auszuschauen, eine Verständigung mit der eigenen Regie- 
rung gesucht, würde es für seine Zukunft besser gesorgt 
haben.‘“) 

Kaum hatte sich Preußen aus dem Spiele zurück- 
gezogen und durch den Vertrag zu Reichenbach seine Dif- 
ferenzen mit Österreich friedlich geschlichtet, als denn auch 
schon die „galizische Agitation“ aufhörte. „Galizien beru- 
higte sich, Ungarn wurde sanfter.) 


II. (zu S. 42). Zur josefinischen Wirtschaftspolitik in Ungarn. 


Daß man in Wien die Entstehung einer Industrie in 
Ungarn nicht wünschte, hat die Wiener Regierung öfters 
unverhüllt zugegeben. So meinte zum Beispiel Graf Blü- 
negen im Jahre 1774: „Ungarn verdiene nicht jenen 
Favor, welchen man nach den Commercialprincipien den 
deutschen Erblanden zukommen lassen müsse; ja, die poli- 
tische Klugheit erfordere es, gewisse Artikel (zum Beispiel, 
die zur Fabrikatur nötigen Farbzeuge) in dein ungarischen 
Tarif zu erschweren ..., weil dies das einzige Mittel sei. 
Ungarn von der Errichtung von Fabriken abzuhalten.‘s) 
Dies mag im ersten Augenblick verwunderlich und als 
Widerspruch gegenüber den merkantilistischen Prinzipien 
der leitenden Wiener Politiker erscheinen, die in der Indu- 
strie die stärkste Stütze des Staates und seiner Finanzen 
erblickten. In Wirklichkeit jedoch war das Verhalten des 
Wiener Hofes gegenüber Ungarn durch die feudale Slaats- 
verfassung dieses Königreichs hervorgerufen. Schr cha- 
rakteristisch ist die Motivierung, mit welcher diese Wirt- 
schaftspolitik gegenüber Ungarn begründet wird. Ungarn, 
wird behauptet, habe kein Itecht, von Seite des Saates den 

!) Ebenda, $ 125, S. 147. 

2) Ebenda, $ 129, S. 183. 

») Vgl..Beer, Zollpolitik. S. 286. 
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gleichen Schutz wie die übrigen Erblande zu beanspruchen, 
solange der ungarische Adel sich den gleichen Pflichten 
entziehe. „Ich will, heißt es in dem an den Grafen Kol- 
lowrat gerichteten Mandbillet Kaiser Josefs IL. vom 3. Sep- 
tember 1774,!) iın ... zur geheimen Direction des Com- 
mercienrates mitgeben, bey Festsetzung des künftigen 
Hauptsystems die Betrachtung nicht außer Acht zu lassen, 
wienach der Gleichhaltung der hungarischen Manulacturen 
mit den deutsch-erbländischen die bekannte Rücksicht im 
Wege stehe, daß die Inhaber der hungarischen 
Fabriken als keine Steuer und andere Abyga- 
ben zahlende Magnate und Edellcute, vor den 
deuisch-erbländischen Manufactursverlegern einen großen 
Vorzug hierinfalls besitzen und daß anderseits, nachdem 
Hungarn über die deutsche Erblande durch die unentbehr- 
lichen Naturalien eine so starke Activbilance?®) hat, 
man den deutschen Landen durch die Begünstigung ihrer 
Artefactorum gleichsam ein Gegengewicht zu schaffen 
geneigt sei; allerınaßen denn aus diesem doppelten Motivo 
die deutsch-erbländischen Manufacta bisher jederzeit in der 
Mauth leichter ‘als die hungarischen gehalten worden.“ "Ein 
andermal drückte Josef denselben Gedanken in der Weise 
aus, daß Ungarn „als eine bloße Kolonie zu betrachten seyn 
werde, in welcher man durch die möglichste Erschwerung 
einer mehreren Verbreitung ihrer Kunsterzeugnisse gegen 
die übrigen in der Belegung ganz außer Ver- 
hältniss mit ihr befindlichen Erbländer“ be- 
strebt sein. müsse. Der Kaiser ist jedoch bereit, seine Hal- 
tung gegenüber Ungarn sofort zu ändern, sobald die Steuer- 
freiheit des ungarischen Adels durch seine Steuerreform 
abgeschafft würde. Für diesen Fall werde er „seine ganze, 
Gesinnung für die Wohlfahrt Ungarns“, und zwar dadurch 
bezeugen, daß er Ungarn mit den Erblanden gleichstellen, 
alle Zollgrenzen zwischen beiden Monarchiehälften aul- 
heben und „einen völlig freien Verkehr sowohl zu Lande als 


ı) Vgl. Beer, Österr. Handelspolitik. 8. 135. 

?) Schweighofler (a. a. O. S. 161, 166) berichtet 1785 
über ein jährliches Aktivum in der Höhe von 3 bis 4 Mill. fl. 
Damit würden die Angaben Hassels (a. a. O., S. 165) überein- 
stimmen, wornach im Jahre 1787 die ungarische Einfuhr 13.8 Mill, 
die Ausfuhr 17.8 Mill. fl. betragen hätte. 
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zu Wasser und auf der Meerseite verwilligen“ werde. Dann 
würden in Ungarn nicht allein nicht unterstützten, son- 
dern, wie der Kaiser selbst offen zugibt, unterdrückten 
Fabriken „bei hergestelltem freien Handel und Wandel künf- 
tir auch dortlandes ausgebreitet und zum DAL UNE Linde 
und auswärtigen Geldeinfluß unendlich viel beitragen.“!) 


IM. (zu S. 245). Der Zolltarif vom 2. Jänner 1778. 


In dem in tabellarischer Form beigeschlossenen ‚„Zoll- 
Ordnung- und Tarif-Entwurf für Galizien“, werden folgende 
Zollsätze festgesetzt: 

a 8%: 55 Positionen von Futter und geafbeitetem Rauchwerk, 
ä Alaun türkischer, Arsenium rothes, Baumwolle rohe,. 
geschlagene und gekämmte, Bienenkeulen oder Wachs- 
koth, Blech schwarzes, Eisenblech etc., Brod, Buch- 
druckerware gebundene und ungebundene, Carobe (Johan- 
nesbrod), Datteln, Eisendrat (Gusseisen, Nügel, Pfanen, 
Sensen, Sicheln, Stahl etc.), Eisengeschmiede, grobes 
als Bohrer, Feilen, Hämmer, Zungen etc., (feines war 
mit 10% verzollt), Bettfedern geschlissene und unge- 
schlissene, Feigen, Feilen, feine Goldschmiedfeilen, See- 
hundfelle für Taschner, Galmey, gemeiner, Kotionenes 
oder Baumwollenes Garn zu Barchet, weisses und gefärb- 
tes, Flächsernes Garn, gebleichtes, Werkenes Garn, ge- 
bleichtes, Gäartengewächse, Geflügel (Gänse, Binten ete.), 
Getreide (als Weizen, türkischer Weizen, Roggen, 
Schwarzgetreide, Gerste, Haber, Heide, Hirse, Wicken), 
Greiselwerk, Gips, roher, Glasscherben, Kübhaare (zum 
Ausstopfen), Rehhaare, Rosshaare, Hafnergeschirre, ge- 
meines glasiertes und unglasiertes, Hausenblasen, Holz- 
arbeit oder Holzware, grobe (als Fässer, Kälne, PFaß- 
dauben, Reife etc.), Käse, gemeine, als Kuh-, Schaf- 


) Vgl. G roß-Hoffinger, a. a0 I. 8: Safg, Als 
der Magistrat von Ofen aus Dankbarkeit für tie Sorge des Kaisers 
um die Siadt, gebeten hatte, ihm ein Monument errichten zu 
dürfen, lehnte dies Josef in einem Schreiben von 1784 ab: ,,.... wenn 
ich (in Ungarn) Thätigkeit und Industrie erweckt, den Handel in 
Flor gebracht, das Land von einem Trnde zum andern mit Strassen 
und schiffbaren Canälen werde versehen haben, wie ich hoffe = 
wenn dann die Nation mir ein Monument errichten will, dann möchte 
ich es vielleicht verdient haben und üann werde ich es auch wit 
Dank annehmen“ Wen drinsky, Josef IT, S. 312. 


a 2r/,yg: 


und Ziegenkäse, Körbe und Korbmacherarbeit, Krebse, 
gemeine, bessere l,edergattungen als Carmesin, Corduan, 
Saffian, Malz gerstenes zum Bierbrauen und weizenes, 
Mandeln, Mehl (weizen-, roggen-, heide-Mehl), Mühl- 
steine, Nüsse, Obst frisches, gemeines Landobst, Pech 
und Ilarz, Reis, Rosinen, Seife gemeine, Tabakblätter 
amerikanische, türkische u. levantinische, hungarische 
(übrige Sorten zahlten 10%), Uhrfedern, Vietualien, be- 
sondern nicht genannte, Wägen, bessere, dann Wirt- 
schaltswägen und Pflüge, Weine, Tyroler, Tokayer und 
Hungarische. 

Alaun romanischer, 'Arsenium weisses und gelbes, Zinn- 
asche, Rote Farberde, gemeine, Küh-, Terzen- und Ochsen- 
häute, Garn, harassenes, ungebleichtes, flechsenes Weber- 
garn, ungebleichtes werkenes, Tachtgarn, werkenes, unge- 
bleichtes der gröbsten Gattung, Hanfenes Garn, Hecheln 
(Haar- und Rübenhecheln), Inschlitt, rohes, geschmol- 
zenes, Vitriolöl, Druckpapier, Rötihe, Salniter, Schnir- 
gel zum Schleifen, Schmirgelsteine, einige Gattungen 
Seide, Oelseife zu Manufacturen, Spitzen feine. 
Eisenstein, Eisen in Gänsen und Flössen, alt, gebrochenes, 
dann ausgeschlagenes als Schinneisen etc. 

Bessere Jubellen als Diamanten, Perlen, Amctıste, Ru- 
bine, Saphire, Smaragde, Topase etc. 

Die besonders zu Industriezwecken nötigen Rohstoffe, 
als: Kapelasche, Bieberhäute, Bleyzucker, Borax, Braun- 
stein (zum Glasmachen), Citronensaft (zur Füurberei), 
Cochenille, Cureune (gelbe Farbe), Erde, Frankfurter, 
schwarze, Felle und Häute für Roth- und Weissgärber 
als Bock-, Geis-, Schaaf-, Genssfelle, Ilirschhäute, Kalb-, 
Lammfelle, Ross-, Schwein-, Rehhäute, Fischbein für 
Goldschmiede, (ossa Sepiae), Fischschmalz, (Thran), 
Flachs, roher, gehechelter, Flachswerk, Fleisch, frisches, 
Flintensteine, gemeine, ungeschliffene, Fruchtbäume, un- 
gearbeitete Haasenbälge, Galmey, Limberger, Kamch- 
haarenes Garn, Nestelgarn, Gummi arabicum, Biber- 
haare, Cameel-Haare, Haasen-Königl -Haare, Hafner- 
erde, Hanf, roher, gehechelter, Werk, Saamen ünd Kör- 
ner, Holz (zur Färberey), Tischlerholz zum Einlegen, 
Bauholz als Bretter, Schindeln, Pfosten, item harte und 
weiche, Schiffbauholz und Mastbäume, Brennholz aller 
Gattungen, Indigo, Knopper für Rothgärber, Kohlen, 
Trackmuss, Haderlumpen, Röhre (zu Weberstühlen), Sal- 
miac, Tuchscheeren, Schleifsteine, Schweinsborsten, 
manche Seidegattungen, Wachs weisser und gelber. 
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IV. (zu S. 254). Die Förderung der Leinwandausfuhr. 


Bald nach Inkrafttreten des Tarifes vom 28. Dezem- 
ber 1776, stellte der Gubernialreferent von Guinigi in 
einem Berichte vom 1. März 1777) vor: daß „der Vertrieb 
gegen lungarn sich zwar um vieles vermehret, die Pin- 
fuhr in die deutsche Erblande hingegen wegen bestchenden 
vielen Fabriken... schwerlich vergrößeret, überhaupt aber 
der galizische Vertrieb durch den auf die Halbscheid gemin- 
derten allgemeinen Zoll annoch nicht genugsam erleichtert 
werden dörfte.‘‘ — Im Dezember des folgenden Jahres wie- 
derholte dies Verlangen „kHie gesammte Weberschaft der 
gräflich Ankwitischen Herrschaft Jendrichau, womit 
.. „bey der Einfuhr ihrer Tischzeuge in” die übrige Trl- 
landen ... sofort von solchen in den hungarischen und 
deutschen Erblanden statt der dermaligen 8 fl. nur 3 H. 
12 kr. von Centen Einfuhrszoll abgenommen werden 
möchte.“ Die durch die Hofstellen eingeleitete Unter- 
suchung und eine Anfrage bei der ungarischen Holkammer 
bestäligte die Tatsache: „daß solche (Leinwand, in Ungarn) 
immer für erlaubt gehalten ..., weil selbes der republika- 
aisch-polnischen Leinwanden immer nötlig gchabt hat.“ 

In einem gemeinsamen Vortrage vom 14. Okto- 
ber 1779 stellten nun die Hofkammer und llolkanzlei (Re- 
ferent von Eger) vor: daß die Ausfuhr der galizischen 
Leinwand schon aus Rücksicht auf die ungarische Nach- 
jrage eine weitere Erleichterung verdiene. „Eine andere 


— heißt es dort weiter — weit wichtigere Betrachtung 
fiele ... in Ansehung der galizischen Weberschaften über- 


haupt hier auf, und zwar: daß es nach Staats-Rücksichten 
nicht convenire ein Land wie Galizien, welches in allen 
Rubriken der öffentlichen Abgaben den übrigen deutschen 
Erblanden so ziemlich gleich gehalten ist, den Bintritt 
eines Manufaktur-Artikels, worauf die Kontributions-Fähig- 
keit und die Nahrungsquelle vielleicht einiger Tausend 
Familien beruhet, mit so hohen Zöllen belegt zu lassen, 
daß da gerade seit der Revindicirung, desselben Verschleiß 
in die Fremde ganz gehemmt worden ist, die Zolls-Belegung 
nun auch in den deutschen und hungarischen Erblanden 
dem Einfuhrs-Verbothe beynahe gleichkömmi.“ Die Hof- 


) H. K. A. Mautwesen in Galiz. Nr. 7 G. ad 356 ex 1777. 
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stellen meinten daher: man könne für die galizische Er- 
zeugnisse den 4% Satz „ohne Bedenken lassen ..., und 
zwar für gemeine Tischzeuge (außer Garnituren in 
Stücken) von Zenten ... mit 4 fl., derley schlechtere, wo- 
von die Wiener Elle iin Werthe unter 12 kr. stehet vom 
Zenten mit 3 fl. 12 kr.) 

Die Kaiserin stimmte diesen Anträgen zu, (Resolution 
vom 29. Oktober 1779), worauf sämtliche Zollgefälle- 
Administrationen der deutsch-slavischen und ungarischen 
Länder durch Hofkammerdekrete vom 21. Januar und 
15. Februar 1780 entsprechend verständigt wurden. Für 
die republikanischen Tischzeuge und gezogenen Leinwan- 
den blieb das Binfuhrverbot auch fernerhin aufrecht. 


V. (zu S. 261). Die Amtssprache. 


Schon in deu ersten zwei Tarifsentwürlen crörterie 
Eder die Frage: „ob die polnische Expedition beybehalten 
oder die deutsche eingeführt werden wolle?“ ,„Tch bin 
— führte er aus — sowohl in der lateinischen als pohlni- 
schen Sprache so weit geübt, um in beeden Sprachen die 
Mautämtliche Expeditionen und Vorstellungen übersehen 
zu können.“ Trotzdem befürworteie er die Einführung 
der deutschen Sprache, weil die Beriehte an die Ilof- 
stellen deutsch geschehen müßten und auch eine energische 
Kontroll& der niederen Beamten unmöglich sei, sobald diese 
nur der pohtischen Sprache mächtig wären. Daher seien 
ale der deutschen Sprache unkundigen polnische Beam- 
ten zu entlassen wm durch deutsche zu ersetzen. „Es 
muß zwar dem Landmanne (d. h. dem Polen) beschwerlich 
fallen, wenn solcher von diesen Bedienstungen so platter- 
dingen ausgeschlossen werden solle; ja, mir sclbsten kann 
es nicht anders, als unangenchm seyn, dieses Einrathen zu 
machen, da das Zollwesen schon seiner Natur nach von 
jedem verhasset ist und da... ich als dessen Vorsteher die 
Abneigung der ganzen Nation nicht ohne Grunde zu besor- 
gen habe.“ Mit großem Wohlwollen sprach sich Eder über 
viele polnische Beamte aus. Man solle jedoch — lautete 
seine Schlußbemerkung -- für sie auf andere Weise sorgen; 
für den Dienst könne er sie Nicht brauchen. 


!) IL K. A. Pasc. Commerce. 57 ad 2 ex Februario 1780. 


Das Gubernium (Referent Guinigi) Leilte diese An- 
sicht vollständig und beauftragte demgemäß Eder: die 
deutsche Expedition sofort provisorisch einzulühren. 
Mit Bericht vom 15. Dezember 1777 legte Eder tatsäch- 
lich die Liste derjenigen Beamten vor, die aus anderen 
Erblanden zu beziehen wären.) „Nur entstehet die weitere 
Frage, was mit denen annoch wirklich dienenden Pohlen, 
so der deutschen Sprache gar nicht, die wenigstens aber der 
lateinischen kündig, zu veranlassen seye ?“ Man könne doch 
nicht „diese ohne Verschulden austretende Pohlen zänz 
lich hilflos lassen.“ Er schlägt daher vor: man solle ihnen 
bei ihrer Entlassung die volle Pension gewähren, was eine 
Ausgabe von 19.261 fl. verursachen werde.) 

In den weiteren Verhandlungen drang besonders der 
Gouverneur Graf Auersperg auf die Entlassung der 
polnischen Beamten. Praglich war ihm nur: ob sie ander- 
weilig verwendet werden, resp. wie groß ihre Pension sein 
solle.?) 

Dieser Auffassung trat jedoch Kaiser Josef mit der 
Resolution vom 27. Februar 1778 entgegen. „Dem Antrage 
_. heißt es da — die deutsche Sprache bey dem sali- 
zischen Mautwesen einzuführen, scheinen nachstehende 
Bedenklichkeiten entgegen zu stehen. Erstens würde 
die größte Zahl der Nations-Beamten zu ihrer äußersten 
Betrübniss sieh nicht nur der aufhabenden Diensie ent- 
setzet sehen, sondern auch die Nation sogar auf mehrere 
Jahre hinaus die Hoffnung werlichren, bey Maut- Bedienstun- 
gen angestellt zu werden. Zweytens dürfte die Beschaf- 
fung hinlänglicher teutscher Beamten vielen Schwierig- 
keiten unterliegen, da die geschickten in den teuischen 
Erblanden hart entbehrlich, die minder taugliche in Gali- 
yien schlechte Dienste leisten, auch wenige sich finden 


4 

») H. K. A. Maulwesen in Galizien Nr. 7. G. ud 210 ex 
Februario 1778 (Besoldung). 

2) „Status der in die Reduktion verfallenden polnischen Maut- 
beamten“, ebenda. 

s) Hofkammervortrag vom 13. Hornung 1778 (Gral Kollowrat). 
„über die vom Gouverneur Grafen Auersperg antragende Entlas- 
sung und respective Jubilirung deren bey dem Galizischen Maut- 
wesen angestellten und der deutschen Sprache nicht kundigen Be- 
amten.“ Bbenda. 


werden, welche freywillig die teutschen Erblanden mit Gali- 
zien verwechslen wollten, sofort deren Übersetzung nur 
durch kostbare, dem Acrario zur Last [allende Bedingnissen 
bewirklicht werden dürfte. Drittens würde sich die 
Beschwerniss bey Abschickung der deutschen Beamten 
auch dadurch vermehren, daß diese zugleich, da sie öfters 
mit der geringsten Klasse der Menschen zu thun haben und 
diese in Galizien .der deutschen Sprache nicht mächtig 
sind, der Pohlnischen Sprache auch kündig 
seyn müssen. — Bey diesen der einzuführenden teut- 
schen Sprache entgegen stehenden wichtigen Betrachtun- 
gen .hat die Kammer demnach nach vorläufiger Einver- 
nehmung des galizischen Gubernators in Erwegung zu zie- 
hen und sich gutächtlich zu äußern ob es nicht räthlicher 
scy-die Lateinische Sprache bey der galizischen Mautein- 
richtung vorzuwählen und nur jene Beamten sodann in der 
von ihr, Kammer, angetragenen Art zu entlassen, welche 
dieser nicht hinlänglich kündig sind. Diese Einleitung 
dürfte vielleicht auch dadurch sehr erleichtert: werden, 
wenn man der Mauth-Administration einige Concipienten 
zugeben würde, welche in jener Art des latenischen Styli, 
der in Pohlen gebräuchlich ist, gut bewandert sind.“ 

Noch an demselben Tag ging in diesem Sinne ein Hof- 
kammerdekret an das Gubernium und die Angelegenheit 
schien im Sinne der Wünsche des polnischen Adels geregelt 
zu sein. Nun trat jedoch ... Gral Anersperg gegen 
diese Entscheidung mit entschiedeuer Opposition hervor,!) 
indem er sich auf die ihm bei :Antretäing des Anıtes erteilten 
Vollmachten berief. „Euer Majestät haben mir mündlich 
die gnädigste Erlaubniss zu ertheilen geruhet, wenn mir 
unmögliche und schädliche Aufträge beschehen, solche 
wegen des unterwaltenden Allerhöchsten Bestens nicht 
zu befolgen, sondern Höchstdenenselben Selbsten meine 
allerunterthänigste Vorstellung zu machen“. Durch die 
Binführung der lateinischen Sprache würde er „in betriebten 
Zwang gesetzet“. Die Kaiserın entschied demnach im 
Sinne idieser Anträge: „Es bleibt wegen der teutschen mauth 
beambten in galizien alles nach dem plan des auersperg. 

1) Immiediatschreiben an die Kaiserin, dio, Lemberg, 15. März 
1778 (H. K. &. Mautwesen ‘in Galizien Nr. 7 Gi. ad 34L ex Martio 
1778 (Besoldung). 
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Ew. mögten indess alles verordnen und decidiren, wan die 
leute und wie vill abgeschickt worden.“!) Und.mit Hof- 
dekret vom 28. März 1778 wurde tatsächlich die Absen- 
dung der deutschen Beamten nach Galizien verordnet und 
ihnen 30% ihrer Besoldung als Vorschuß der Reisespesen 
ausgefolgt. 
Aber auch sonst erfordert die verbreitete Ansicht von 
den unbedingt germanisatorischen Bestrebungen Josefs IL. 
vielfacher Berichtigung, oder doch jedenfalls noch eingehen- 
dere Untersuchung. Tokarz stellt nämlich auf Grund 
der Margelikschen Reiserclation von 1783 fest?), daß 
unter Maria Theresia und in der ersten Hälfte der josefi- 
nischen Regierungsperiode in dieser Beziehung in Galizien 
„eine gewisse . Gleichberechtigung von drei Sprachen 
herrschte: der deutschen, polnischen und lateinischen, 
(wobei jedoch) die deutsche ‘vor: allem die innere 
Amtssprache war; man begegnete damals nicht bloß Prak- 
tikanten, sondern auch (Kreis-)Kommissären, die erst im 
Kreisamte die deutsche Sprache erlernen sollten .... 
Sie waren ausnahmslos Polen ... Man behielt polnische 
Kommissäre im Amte, trotzdem sie auch nach längerer 
Zeit nicht imstande waren, die Berichte deutsch zu er- 
statten, wodurch den Kreishauptleuten und Sekretären 
viele Vebersetzungsarbeit. verursacht wurde ... Latein 
kanı in der Korrespondenz mit den Dominien nur dann 
in Anwendung, wenn die ITerrschaftsbeamten des Polni- 
schen unkundig waren. Ausschließlich wurde es in den 
Beziehungen mit Geistlichkeit und Gerichten gebraucht. 
... Ungleich größere Anwendung den Parteien gegenüber 
fand die polnische Sprache. Es stand offen, an das 
tubernium und die Kreisämter polnische Eingaben mit 
polnischen Beilagen einzureichen ... Alle Gubernialver- 
ordunungen, Zirkulare etc. an die Kreisänmter geschahen 
zwar deutsch, mußten jedoch vor Zustellung an die Par- 
teien ins Polnische übersetzt werden.“ Die teilweise Ein- 
schränkung der polnischen Expeditionen zugunsten der 
deutschen, erfolgte erst infolge der Margelikschen 
Vorschläge von 1783/84 und die Einführung “es Deutschen 
als Geschältssprache wurde mit Erlaß vom 27. März 1788 
1) Ah. Resolution vom 27. März 1778, eigenhändig. (Zit. Akt.). 
») Tokarz, Galizien, 8. 6064. 
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auf den 1. November 1790 verschoben.t) Hier sei noch 
flüchtig eine Bemerkung über die Anstellung der’ Polen’ 
im ‘Justizdienste gemacht. 

Schon Arnetlı berichtet, daß der Kaiser die Richter- 
stellen in Galizien mit Polen besetzt wissen wollte.2) Zwar’ 
wurden vielfach Beamte aus anderen Erbländern, beson- 
ders aus Böhmen, angestellt. Der Verfasser der Schrift 
„Das Justizwesen im Königreich Galizien“ meint jedoch, 
daß „dieser Ausnahmszustand nicht durch Kaiser Josef ver- 
schuldet: wurde, der alle Justizstellen gerne an Polen ver- 
geben hätte, die er schätzte und für sich gewinnen wollte, 
wenn sie nur auf dieselben reflektiert hätten und die not- 
wendige Befähigung nachzuweisen imstande gewesen wären. 

. Wer juridische Bildung besass und die deutsche Sprache 
beherrschte, konnte sicher auf eine Anstellung im Justiz- 
dienste und rasche Beförderung rechnen.“ Eine Reihe pol- 
nischer Richter, wie Poletylo, Skorupka, 
Krukowiecki, Bobrowski, Koziebrodzki, Ja- 
worski, Gorzebski u. a. wurden ohne besondere 
Verdienste oder politische Rücksichten mit dem Grafen- 
titel ausgezeichnet.3) Freilich, wie selbstverständlich, ja 
notwendig uns diese an den Richterstand gestellten For- 
derungen erscheinen, . dem galizischen Adel des 18. Jahr- 
hunderts bedünkten sie ein Attentat auf seine alten Vor- 
rechte. Die Notwendigkeit einer fachlich gebildeten Berufs- 
bureaukratie sah er nicht ein. „Wer — bemerken mit Ver- 
druß die Verfasser der Broschüre vom’ Verfalle Galiziens 
($S 65) — in Galizien sich um eine Richterstelle bewirbt, 
braucht nur Wissenschaften zu besitzen. Ich 


!) Darnach ist die unbegründete Behauptung Mitrofanovs 
(I 315) zu korrigieren, dass in Galizien bald nach der Vereinigung 
mit der Monarchie „eine Sprache eingeführt wurde, die nur wenigen 
Beamten geläufig war“ und daß die Regierung gezwungen war, 
angesichts der Schwierigkeiten bei der Durchführung, ihre Ver- 
fügung 1784 aufzuheben und das‘ Lateinische weiter gelten zu lassen. 

2) „Mais pour Dieu, qu ’on ne pense plus Ü’envoyer des Alle- 
mands ici, et que surtout pour les IePSE EINEN de justice l’on 
les laisse choisir parmi la noblesse du pays“. (Joseph an Maria 
Theresia, 19. Mai 1780, bei Arneth, Correspendenz, III. S. 243, 
vgl. oben $. 16.) 

s) Louis, Justizwesen im Königreich Galizien (in 'Tills „Über- 
sichten d. Rechtes u. d. Verwaltung. XXIV. (1899). 357 ff.). 

Grimnberg, Studien X. 
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verlange von dem Richter mehr Tugend als Gelehrsamkeit.“ 
— „Denn ein wohlhabender Edelmann kann sich nicht 
zeitlebens den Beschwerden des richterlichen Amtes un- 
terziehen“ und es wäre bedenklich, diese Funktion denen 
zu überlassen, „deren ganzes Vermögen auf die Einkünfte 
ihres Amtes eingeschränkt ist.“ (& 87.) 


un 
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